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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AKTION/7229: Universität Leipzig - Studentenleben ausprobieren am 10. Januar 2019


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Studentenleben ausprobieren: Universität Leipzig lädt zum Tag der
offenen Tür



Schüler der elften und zwölften Klassen und andere
Studieninteressierte können am kommenden Donnerstag (10. Januar 2019)
in den studentischen Alltag hineinschnuppern: Die Universität Leipzig
lädt ab 9 Uhr zum Tag der offenen Tür ein. Die Studieninteressierten
haben die Gelegenheit, sich über verschiedenste Studienrichtungen,
Studienfinanzierung und das Studierendenleben zu informieren sowie an
regulären Vorlesungen und Seminaren teilzunehmen. Für sie stehen 216
Lehrveranstaltungen offen. Viele nützliche Informationen rund ums
Studium an der Alma mater gibt es auch bei 45 weiteren Veranstaltungen
wie Studienfachberatungen, der Vorstellung von Studiengängen und
Führungen.

"Ich lade alle Studieninteressierten für ein Studium an unserer Alma
mater sehr herzlich zu diesem Tag ein und empfehle ihnen, sich
unbedingt auf diesen Besuch vorzubereiten. Dafür haben wir eine
Checkliste erstellt. Sie sollten genau schauen, wo und wann die
Veranstaltungen stattfinden, für die sie sich interessieren, und vor
allem mehrere Angebote auswählen, falls eine Veranstaltung zu voll
ist", sagt Dr. Solvejg Rhinow, die Leiterin der Zentralen
Studienberatung und des Career Service der Universität. Ebenso
empfiehlt sie den Schülern, nach dem Tag zu analysieren, welche
Studiengänge oder -richtungen sie besonders interessant fanden und
welche sie vielleicht schon für sich ausschließen können und sich dazu
mit Freunden, Mitschülern und Familienangehörigen auszutauschen.
Detaillierte Informationen und Hilfestellungen sind auf der Website zu
finden.

Alle 14 Fakultäten der Universität Leipzig beteiligen sich am Tag der
offenen Tür, auch das Deutsche Literaturinstitut mit seinem
Studiengang Literarisches Schreiben und das Sprachenzentrum. Es gibt
unter anderem Führungen durch die Universitätsbibliotheken, Labore und
die Räume vom Uni-Radio mephisto 97.6. Auf dem Programm stehen zudem
fakultätsübergreifende Veranstaltungen wie Informationsvorträge zu
sprachlichen Studiengängen, zum Lehramtsstudium, zur
Studienfinanzierung, zum Studium mit gesundheitlicher Beeinträchtigung
sowie ein Workshop zu Stipendienauswahl und -bewerbung. "Diese
Veranstaltungen werden erfahrungsgemäß stets sehr stark nachgefragt",
weiß Rhinow.

Von 9 bis 15 Uhr können sich die Schüler an den Informationsständen im
Neuen Augusteum zu Studienbewerbung, Bafög, Studieren im Ausland,
studentischem Wohnen und zahlreichen anderen Themen rund ums Studieren
beraten lassen. Es wird auch wieder die Möglichkeit geben, beim
"Studi-Speed-Dating" mit Studierenden verschiedener Fachrichtungen ins
Gespräch zu kommen und ihnen Fragen zum Studium sowie zum
Studierendenleben in Leipzig zu stellen.

Die Universität Leipzig vereint ein breites Spektrum
wissenschaftlicher Disziplinen. Mit 155 Studiengängen zum
Wintersemester 2018/19 bietet sie vielfältige Möglichkeiten für die
Studieninteressenten. Die Fakultäten und Institute laden die künftigen
Studierenden zu regulär stattfindenden Veranstaltungen wie
Vorlesungen, Seminaren sowie Übungen an den jeweiligen Standorten der
Universität in Leipzig ein, zum Beispiel die Sportwissenschaftliche
Fakultät auf den Campus Jahnallee und die Medizinische Fakultät auf
den Campus in der Liebigstraße.

Im vergangenen Jahr hatten knapp 4.000 Studieninteressenten den Tag
der offenen Tür an der Universität Leipzig besucht. Er findet
zeitgleich an allen sächsischen Hochschulen statt. Die nächste
Gelegenheit, sich über die Studienmöglichkeiten an der Uni Leipzig zu
informieren, besteht am 4. Mai 2019 zum Studieninformationstag.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leipzig-studieren.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Januar 2019 
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TREFF/1313: Braunschweig - Führung mit Jahresrückblick im Stadtarchiv Braunschweig, 08.01.2019


Stadt Braunschweig

Führung mit Jahresrückblick im Stadtarchiv Braunschweig



Braunschweig. Das Stadtarchiv Braunschweig bietet unter dem Titel
"Stadtgeschichte(n)" am Dienstag, 8. Januar, um 17 Uhr die erste
öffentliche Führung im neuen Jahr an. Treffpunkt ist im Foyer des
Stadtarchivs, Schlossplatz 1, im Nordflügel des Schlosses, viertes
Obergeschoss. Besucht werden die sonst nicht zugänglichen Bereiche,
wie die Restaurierungswerkstatt und die Magazine.

Gezeigt und erläutert werden die Besonderheiten ausgewählter
Archivalien aus dem reichen Fundus des Stadtarchivs. Die
mittelalterlichen Urkunden haben ihren eigenen Reiz, Nachlässe sind
sehr vielfältig und Fotografien sowie moderne Medien benötigen
besondere Pflege. Bei einem kurzen Jahresrückblick werden im Jahr 2018
neu übernommene Archivalien vorgestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/8434: Oldenburg - Ausstellungen in Museen gestalten, 10.01.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Vortrag: Ausstellungen in Museen gestalten



Oldenburg. Die Kunst, Ausstellungen in Museen zu gestalten, ist das
Thema einer Veranstaltung am Institut für Materielle Kultur der
Universität Oldenburg am Mittwoch, 9. Januar, um 16.00 Uhr. Der
öffentliche Vortrag der Szenografin Vanessa Zeissig aus Hamburg findet
im Gebäude A02 (Campus Haarentor, Uhlhornsweg 84, Raum A02-3-330A)
statt und trägt den Titel "Irgendwas mit Ausstellung. Einblicke in die
Theorie und Praxis der Szenografie".

Szenografie wird häufig als "die Kunst der Inszenierung im Raum"
bezeichnet. Neben der Gestaltung von Bühnen im Theater oder Szenen im
Film widmen sich Szenografinnen und Szenografen dem Aufbau von Räumen
in Museen. Zeissigs Vortrag gibt einen Einblick in die Verfahren der
Szenografie und stellt verschiedene Vermittlungs- und
Inszenierungsmethoden vor. Sie geht insbesondere auf das Genre der
Literaturausstellung ein, das durch seinen immateriellen Gegenstand
eine Herausforderung für die Szenografie darstellt. Vanessa Zeissig
promoviert im Bereich Ausstellungsdesign an der Hochschule für
bildende Künste Hamburg.

Weblinks

uol.de/materiellekultur/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 003/19 vom 3. Januar 2019

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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TREFF/659: Braunschweig - "eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek, 10.01.2019


Stadt Braunschweig

"eAusleihe-Sprechstunde" in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig lädt am Donnerstag, 10.
Januar, zwischen 15:30 Uhr und 17:30 Uhr zu einer offenen
"eAusleihe-Sprechstunde" ein. Im persönlichen Gespräch werden Fragen
rund um das Herunterladen digitaler Medien beantwortet und Grundlagen
im Umgang mit der elektronischen Ausleihe vermittelt.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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NAHOST/334: Syrien - "Schutzzone könnte Kurden viel Leid ersparen"


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Syrien: Vereinte Nationen sollen Kurdenregion in Schutz nehmen -
"Schutzzone könnte Kurden in Nordsyrien viel Leid ersparen"



Göttingen, 04. Januar 2019 - Die Errichtung einer Schutzzone könnte
den Kurden in Nordsyrien viel Leid ersparen, meint die Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV). Die Menschenrechtsorganisation begrüßte
den Vorschlag des CDU-Außenpolitikers Roderich Kiesewetter, dort
unter dem Schirm der Vereinten Nationen (UN) ein "Schutzgebiet" zu
errichten. "Für die Kurden, aber auch für die dort lebenden
Assyrer/Aramäer/Chaldäer, Armenier, Christen, Yeziden, Aleviten und
anderen Gemeinschaften wäre dies nach dem Rückzug der USA aus dieser
Region ein Hoffnungsschimmer, nicht wieder von einem Gewaltherrscher
regiert und verfolgt zu werden. Die internationale Gemeinschaft
sollte über diese seit Jahrzehnten unterdrückten Volksgruppen endlich
ihre schützende Hand halten", erklärte der GfbV-Syrienexperte Kamal
Sido am Freitag in Göttingen.

Bereits im Sommer 2016 hatte die GfbV nach einer Erkundungsreise
konkrete Schritte vorgeschlagen, wie eine solche Schutzzone in
Nordsyrien aussehen könnte. "Hätten Deutschland und die EU damals die
Initiative ergriffen, wäre es vielleicht gar nicht zu dem
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg der Türkei und die anschließende
Besetzung der syrisch-kurdischen Region Afrin in Nordwestsyrien
gekommen", sagte Sido, der selbst noch Familienangehörige in Afrin
hat. Täglich erreichen ihn von dort bis heute erschreckende Berichte
über Morde, Entführungen, Misshandlungen von Frauen, Raubzüge und
Brandstiftungen. Das türkische Militär lässt islamistische Milizen in
Afrin gewähren und unterstützt dort so de facto die Einführung der
Scharia und von den Islamisten willkürlich auferlegte, extrem strenge
Verhaltensregeln für die Zivilbevölkerung.

Seit Beginn der syrischen Krise 2011 hat die GfbV immer wieder
gefordert, in Syrien den Aufbau eines föderalen und säkularen Staates
zu fördern, um dort allen Volksgruppen und Religionsgemeinschaften
ohne Diskriminierung gerecht zu werden. "Es ist immer noch nicht zu
spät. Deutschland und Frankreich, die im April beziehungsweise März
2019 nacheinander für jeweils einen Monat den Vorsitz im
UN-Sicherheitsrat innehaben, sollten schon jetzt auf UN-Ebene die
Initiative ergreifen, um alle Kriegsparteien - insbesondere den
türkischen Machthaber Recep Tayyip Erdogan, den syrischen Diktator
Baschar al-Assad und den russischen Regierungschef Wladimir Putin, zu
einer neuen Politik der Demokratisierung und Föderalisierung Syriens
zu bewegen.

 * 
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STANDPUNKT/302: Ärzteorganisation fordert echten Dialog über INF-Vertrag (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ärzteorganisation fordert echten Dialog über INF-Vertrag

Stoltenberg droht mit atomarer Nachrüstung



Die IPPNW kritisiert die heutigen Äußerungen des NATO-Generalsekretärs Jens
Stoltenberg über eine atomare Nachrüstung. Sie zeigten eine fehlende
Bereitschaft der NATO, in einen echten Dialog mit Russland über den
INF-Vertrag zu treten. Ein solcher Dialog sei aber bitter nötig. "Ein
Dialog mit dem Ziel, eine Lösung des Konflikts über den INF-Vertrag zu
finden, ist nicht in Sicht. Stattdessen redet Stoltenberg eine nukleare
Nachrüstung in Europa herbei. Das erinnert an die damalige
NATO-Doppellösung, die uns in den 1980er Jahren beinahe in den atomaren
Abgrund getrieben hat. Der INF-Vertrag war damals die Rettung für Europa,"
sagt Xanthe Hall, Abrüstungsexpertin der IPPNW.

Die USA werfen Russland aufgrund der Entwicklung des
SSC-8-Marschflugkörpers Vertragsbruch vor. Russland gibt die Entwicklung
der neuen Waffe zu; Sergej Ryabkow, russischer Vize-Außenminister behauptet
aber, dass der SSC-8 nicht gegen den INF-Vertrag verstoße. Andersherum
wirft Russland den USA vor, durch das Aegis-Raketenabwehrsystem ebenfalls
den INF-Vertrag zu verletzen. Die USA dementiert das.

Die USA droht Anfang Februar aus dem INF-Vertrag auszutreten, sollte der
vermeintliche Vertragsbruch bis dahin nicht aufgeklärt sein. Die IPPNW
fordert stattdessen einen lösungsorientierten und moderierten Dialog, der
die gegenseitigen Vorwürfe ausräumt und ausarbeitet, wie es mit dem Vertrag
in Zukunft weitergehen könnte - auch unter Einbeziehung von anderen
Atomwaffenstaaten.

Eine atomare Nachrüstung in Europa führe erneut zu einem Wettrüsten wie im
Kalten Krieg, so die IPPNW. "Die Stationierung von Mittelstreckenraketen
und Marschflugkörpern verschärft den Konflikt zwischen Russland und der
NATO und erhöht damit die Gefahr eines Atomkrieges durch Fehlalarm oder
falsche Kalkulation", erklärt Hall.

Zudem könnte das Scheitern des INF-Vertrages weitreichende Konsequenzen für
die Abrüstung insgesamt haben, befürchtet die Ärzteorganisation. Der Neue
START-Vertrag läuft 2021 aus und, wenn er nicht verlängert oder ein neuer
bilateraler Vertrag an seiner Stelle verhandelt wird, wird die Begrenzung
der stationierten Atomwaffen Russlands und der USA aufgehoben. Die Folge
könnte ein unbegrenztes nukleares Wettrüsten sein.

Die IPPNW fordert die Bundesregierung daher auf, ihre Abrüstungspolitik zu
überdenken, die auf dem START-Prozess fußt. "Wenn INF- und START-Vertrag
scheitern," so Hall "bleibt nur noch die völkerrechtliche Ächtung von
Atomwaffen durch den Vertrag zum Atomwaffenverbot (2017), der zusammen mit
dem Nichtverbreitungsvertrag einen multilateralen Weg zur Eingrenzung des
Wettrüstens und für eine vollständige nukleare Abrüstung darstellt."

 * 

Quelle:
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AUSSICHTEN/8509: Und morgen, den 5. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.01.2019 bis zum 06.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8509 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Stund um Stunde Sonne mehr,

frischer, starker Wind aus Nord,

Jean wirft sich im Schlaf umher,

still zu liegen wäre Mord.
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AKTION/530: Mönchengladbach - Kinder als Mönche. Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt, 13.01.2019


Stadt Mönchengladbach

Kinder als Mönche: Von Spiel zu Spiel durch die Altstadt



Ein spannendes Angebot für den Mönchengladbacher Nachwuchs bietet die
MGMG mit der Stadt-Tour für Kinder am Sonntag, dem 13. Januar 2019.
Die kleinen Stadt-Erkunder ziehen "Von Spiel zu Spiel durch die
Altstadt", erleben Abenteuer und hören Geschichten. Ein Riesenspaß für
kleine (und auch für große) Mönchengladbacher, die Geschichte richtig
lebendig werden lassen wollen. Gestartet wird um 15 Uhr am Parkplatz
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Die Tour dauert etwa 90 Minuten und kostet 8 Euro für Kinder (inkl.
Verkleidung und Malbuch) und 4 Euro für Erwachsene zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Tour, die sich sehr gut auch für Kindergeburtstage eignet,
gibt es Karten beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161- 27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:
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GEGENWIND/785: Buchbesprechung - "Wirtschaft anders denken" von Alrun Vogt


Gegenwind Nr. 364, Januar 2019


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Krise oder Reformsprung?

von Klaus Peters



Schon oft ist unser Geld- und Wirtschaftssystem analysiert und
kritisiert worden. Am gründlichsten geschah dies wohl durch den
deutschen Sozialphilosophen Karl Marx. Auf den Spuren von Marx, seinen
Vordenkern und seinen Jüngern bewegt sich auch die Autorin, Alrun
Vogt, in ihrem Buch "Wirtschaft anders denken", obgleich sie Marx
nicht erwähnt. Die Politikwissenschaftlerin Vogt befasst sich mit vier
besonders kritischen Elementen des gegenwärtigen Geld- und
Wirtschaftssystems. Ausgehend von den Folgen des ungezügelten
Wachstums und dem daraus resultierenden, letzten dramatischen
Höhepunkt, der Finanzkrise 2007/2008, analysiert sie zunächst das
Zinssystem, die Geldschöpfung und Kreditvergabe der Privatbanken mit
Eigenkapital, das durchweg weniger als 10 Prozent beträgt. Als
weiteren Schwachpunkt und wesentliche Ursache sozialer Ungerechtigkeit
des Systems identifiziert sie das Privateigentum an Grund und Boden.
Schließlich plädiert sie für ein bedingungsfreies Grundeinkommen.



Alles nicht so neu könnte man meinen. Im frühen Mittelalter gab es
sogar schon einmal eine längere Phase ohne Zins und Zinseszins mit
wirtschaftlicher Prosperität, wie die Autorin erläutert. Thomas Morus
befasste sich in dem Klassiker der politischen Philosophie, "Utopia"
Anfang des 16. Jahrhunderts bereits ausführlicher mit den negativen
Auswirkungen des Privateigentums auf Moral und die Gerechtigkeit.

Was also tun? Der Schlüssel für eine Transformation liegt
grundsätzlich beim politischen Willen in der Gesellschaft. Die
aktuelle Politik, in den Kommunen bis hin zur großen Politik, macht
die Defizite immer wieder deutlich. Selbst wenn der Wille vorhanden
ist, sogar in Parteiprogrammen zum Ausdruck gebracht wird, sind die
Abhängigkeiten, Egoismen, intellektuelle Defizite und Trägheit zu
schwerwiegend, um diesen Willen umzusetzen. Irgendwie geht es ja noch
weiter, auch wenn Minimal- und Teillösungen wieder zu neuen Problemen
führen. Letztlich kann nur die Aufklärung, wie durch dieses Buch,
Hoffnung verbreiten und Antrieb sein.

Alrun Vogt weist in ihrer Schlussbetrachtung zu Recht darauf hin, dass
Wirtschaftswissenschaftler und Medien allzu oft eher das Gegenteil von
Aufklärung betreiben, grundlegende Reformen deshalb sogar an der
Zustimmung ihrer potentiellen Profiteure scheitern. Der Anteil der
weit überwiegenden Zahl der Politiker dürfte an diesem Dilemma auch
nicht gerade gering sein. Die Autorin prophezeit neue, dramatische
Wirtschaftskrisen, die letztlich dann aber doch zu einem Umdenken in
der Bevölkerung führen müssten. Als politische Alternative biete sich
die Einführung eines angemessenen, sanktionsfreien Grundeinkommens an,
das der Bevölkerung eine bisher nicht gekannte Unabhängigkeit
ermögliche und sie vom Spiel der Mächtigen befreien könnte.



Alrun Vogt: Wirtschaft anders denken, Vom Freigeld bis zum
Grundeinkommen, 204 Seiten, 2016, Oekom-Verlag, 16,95 Euro

 * 
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ROTFUCHS/204: Tribüne für Kommunisten und Sozialisten Nr. 251 - Dezember 2018


ROTFUCHS

Tribüne für Kommunisten und Sozialisten in Deutschland

21. Jahrgang, Nr. 251 - Dezember 2018





Aus dem Inhalt


	Droht die Kündigung des INF-Vertrags?

	Unteilbar: Klare Kante gegen rechts!

	Großer Wahlerfolg für belgische Marxisten

	Wer bedroht eigentlich wen?

	Die neue US-Strategie für Afghanistan

	Fluchtursachen bekämpfen, nicht Flüchtlinge!

	Nazi-Verbrecher im Bundeskanzleramt

	Ernst Bloch: Der Student Marx

	Unser Verhältnis zur Geschichte

	1918: Die Dolchstoßlegende

	100 Jahre KPD - Die Partei des Lebens

	Regiert Erdogan in Deutschland mit?

	Im Kampf um gerechte Renten nicht aufgeben!

	Zum FDJ-Verbot in Westdeutschland (1951)

	DDR-Rodlerinnen ist Unrecht widerfahren

	70. Jahrestag der Pionierorganisation

	Rosa Luxenburg: Trompetenruf zum Kriege wider die Reichen (Teil 2)

	Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

	Stimmen aus aller Welt über die DDR

	Leserbriefe



 * 

Die Zeichen stehen auf Sturm

Am 29. Oktober kündigte Bundeskanzlerin Angela Merkel an, auf dem
CDU-Parteitag Anfang Dezember nicht mehr für den Parteivorsitz zu
kandidieren. Wann sie ihr Regierungsamt verliert, ist seither
unbestimmt. Das besagt: Sie hat eine politische Krise ausgelöst. Die
ist allerdings keine Personalfrage, sondern ein Resultat langfristiger
Tendenzen.

Nach der Konterrevolution in der DDR und der daraus folgenden enormen
Verschiebung des Kräfteverhältnisses der Klassen in der Bundesrepublik
zugunsten des Kapitals wurde die Arbeiterbewegung durch die
Regierungen Kohl, Schröder und Merkel systematisch geschwächt. Lange
vor dem Auftauchen der AfD verfolgten die drei Bundeskanzler
Großmachtambitionen und nahmen soziale Zugeständnisse zurück, die
nicht zuletzt wegen der Existenz der DDR und der anderen
sozialistischen Länder Europas bis 1990 erkämpft worden waren. Im
Ergebnis dieser Politik gehört die Bundesrepublik heute zu den
Industrieländern mit der tiefsten Spaltung zwischen Arm und Reich.

Dem sozialen Krieg nach innen, für den als Symbol Hartz IV steht,
entspricht die nach 1990 sprunghaft gestiegene Aggressivität nach
außen. Seit 1990 geht von deutschem Boden wieder Krieg aus - ob mit
direkter Beteiligung der Bundeswehr oder indirekt durch Bereitstellung
zentraler Schaltstellen für die US-Streitkräfte.

Zugleich gelang es mit einer faktisch chauvinistischen und
rassistischen Ideologie, Protest dagegen zurückzudrängen und ein
weitgehendes Stillhalten der deutschen Bevölkerung zu erreichen, nie
allerdings das Einverständnis einer Mehrheit.

Die Rede von der "westlichen Wertegemeinschaft" bedeutet, daß
Kriegsgegner mindere Werte repräsentieren und insbesondere das Leben
ihrer Bevölkerungen nichts wert ist. Die Behauptung, für
Menschenrechte und Demokratie zu kämpfen, schließt die Folterprogramme
der CIA, bei denen auch die Bundesrepublik umfassende Hilfe leistete,
ein sowie die Auslöschung ganzer Regionen weit weg von deutschen
Grenzen. Das Wort "Untermensch" wird nicht benutzt, ist aber gemeint.
Als die AfD mit ihrer Hetze gegen das "faule" Griechenland und später
gegen Zuwanderer begann, erntete sie, was die Kriegsparteien CDU/CSU,
SPD, FDP und Grüne gesät hatten.

Die Weltfinanz- und Weltwirtschaftskrise ab 2007 war ein Rückschlag
für den globalen Imperialismus. Angela Merkels Kanzlerschaft war von
dieser Krise, die bis heute schwelt, geprägt. Sie hatte aber seit 2008
zu ihrem politischen Ziel erklärt, Deutschland "gestärkt" daraus
hervorgehen zu lassen. Das ist ihr gelungen, allerdings zu einem hohen
Preis. Die Ungleichgewichte innerhalb der EU haben sich in ihrer
Amtszeit in einem Maße zugunsten des deutschen Kapitals verschoben,
der das imperialistische Konstrukt in eine Existenzkrise gebracht hat.
Der Vorsprung Deutschlands zu Frankreich ist z. B., gemessen am Umfang
des Bruttoinlandsprodukts, von langjährig rund 600 Milliarden
US-Dollar auf über eine Billion Dollar gestiegen, gleiches gilt für
Großbritannien, das aus der EU strebt.

Nun kündigt sich die nächste ökonomische Erschütterung an, selbst
bürgerliche Ökonomen nehmen wieder das Wort "Rezession" in den Mund.
Am 3. November warnte Angela Merkel, daß sich die Lage der
Weltwirtschaft "eintrübt"; im Klartext: Die Zeichen stehen auf Sturm.
Jede Wirtschaftskrise bedeutet aber eine Zuspitzung der Widersprüche
zwischen imperialistischen Staaten und in deren Innern. Der Kampf um
die zukünftige Herrschaftsform ist der Hintergrund für Merkels Rückzug
auf Raten und die dadurch akut gewordene politische Krise. Noch findet
die Auseinandersetzung ausschließlich innerhalb der herrschenden
Klasse statt. Der Ausgang dieses Ringens hängt davon ab, ob es die
Arbeiterklasse der Bundesrepublik und ihre Organisationen,
insbesondere die Gewerkschaften, schaffen, die Kräfte, die angesichts
der kommenden Krise eine andere Republik und eine radikal rechte
Regierung anstreben, zu stoppen.

Arnold Schölzel

 * 

Welche Folgen hätte die Kündigung des INF-Vertrags?

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Rede auf der "unteilbar"-Kundgebung am 13. Oktober in Berlin

Klare Kante gegen rechts!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Freundinnen und Freunde!

Seit Chemnitz gibt es keine Ausreden mehr! Wer angesichts des
Schulterschlusses rechtsradikaler Kräfte noch von "berechtigtem
Bürgerprotest" spricht, wer immer noch die AfD unterstützt, um "denen
da oben eins auszuwischen", der muß wissen, was er tut! Der öffnet
alten und neuen Nazis die Türen.

Und wer, wie Innenminister Horst Seehofer, Migration zur "Mutter aller
politischen Probleme" erklärt oder "gar am liebsten selbst auf die
Straße" gegangen wäre, der verläßt rhetorisch den demokratischen
Sektor und macht sich zum Steigbügelhalter. Wissentlich!

Deshalb: Weil Arroganz, Rassismus und Rechtspopulismus tief in die
Gesellschaft eindringen, ist es so wichtig, daß und wie wir heute hier
stehen: als Demokratiebewegung und für Menschenrechte, Toleranz und
Solidarität. Bunt, vielfältig und unteilbar!

Wir zeigen Flagge und organisieren den Widerstand:


	gegen Morgenluft witternde Alt-Faschisten

	gegen die smarten Jungs und Mädels der "Identitären Bewegung"

	gegen die Heuchler der AfD, die freundlich in Talkshow-Kameras grinsen und in Bierzelten und Parlamenten hetzen

	und gegen sogenannte Konservative, die immer weiter nach rechts rücken, um ein paar Wahlprozente zu ergattern.



Wir sagen laut und deutlich: Wir haben die Schnauze voll von euch, die
ihr euch an Menschenrechten und Demokratie zu schaffen macht. Die ihr
Biedermänner und Brandstifter in einem seid. Wir sind eure Gegner, und
wir werden alles tun, euch das Handwerk zu legen!

Es ist unerträglich, wie sie mit Worten lügen.


	Wenn sie "Demokratie" sagen, dann denken sie an deutschtümelnde Patrioten, die rechten Ideologen zujubeln.

	Wenn sie "Leitkultur" rufen, dann meinen sie Geschichtsklitterung und die Abwertung anderer Kulturen.

	Wenn sie vom "Volk" reden, dann phantasieren sie von einer homogenen Masse, die es nie gab und hoffentlich auch nie geben wird.

	Und wenn sie neuerdings die "soziale Frage" stellen, dann meinen sie "Ausländer raus und Grenzen zu - damit für Deutsche mehr übrigbleibt".



Ja, die Rechte hat die soziale Frage als Feld ihrer Propaganda
entdeckt. Die soziale Frage, so tönt der thüringische AfD-Hetzer
Höcke, verlaufe nicht mehr zwischen oben und unten. Denn, Zitat: "Die
neue deutsche soziale Frage des 21. Jahrhunderts ist die Frage nach
der Verteilung des Volksvermögens von innen nach außen." Innen und
außen meint: "Deutschtum" als Zugangsberechtigung zu sozialer
Sicherung, der Rest guckt in die Röhre.

Das ist ein vergiftetes Angebot! Es wendet sich an diejenigen, die
durch die Agenda-Politik und Hartz-Reformen an den Rand der
Gesellschaft gedrängt wurden. Auf diese Zumutung kann es nur eine
Antwort geben: Bleibt uns vom Hals mit eurer völkischen Karikatur
eines Sozialstaates!

Das hättet ihr gerne, daß wir die Ursache für Arbeitslosigkeit, Armut
und soziale Spaltungen bei denjenigen suchen, die selbst Opfer des
Gegenwarts-Kapitalismus sind.

Die neue soziale Frage bleibt im Kern die alte. Sie wird auch heute
entscheiden zwischen oben und unten, zwischen Reich und Arm, zwischen
denen, die Geld, Eigentum und Macht besitzen und denen, die nichts von
dem haben.

Oder glaubt denn wirklich jemand, daß die Flüchtlinge fairen Löhnen,
sicheren Arbeitsplätzen und sozialer Sicherheit im Wege stehen? Oder
daß wir Steuerflucht, explodierende Mieten und obszöne Managergehälter
in den Griff bekommen, wenn wir die Grenzen schließen und die Menschen
im Mittelmeer ersaufen lassen? Nein! Hetze gegen Minderheiten hilft
nicht gegen soziale Ungerechtigkeit. Und dazu braucht es keinen
Nationalismus, sondern internationale Solidarität, starke
Gewerkschaften und Druck aus der Zivilgesellschaft.

Unsere Botschaft lautet: "Klare Kante gegen rechts!" Klare Kante gegen
alle, die auf der Flamme von sozialen Zukunftsängsten vieler Menschen
ihre braune Suppe kochen, und gegen die, die sich als Anwälte der
angeblich "kleinen Leute" tarnen, um ihre widerlichen Phantasien von
Volk und Rasse zu vermarkten. Für euren Rassismus ist kein Platz in
einer demokratischen Gesellschaft!

Aber ich sage auch: So wichtig die klare Kante gegen die Ideologen,
Organisatoren und Galionsfiguren der rechten Bewegungen ist: Genauso
wichtig ist ein Angebot an diejenigen, die an den Rand der
Gesellschaft gedrängt wurden, die täglich vom sozialen Abstieg bedroht
sind und die ihre Lebensbiographie entwertet und verraten sehen. Denen
müssen wir die Türen öffnen.

Offene Tür bedeutet nicht, den rechten Gesinnungen entgegenzukommen.
Offene Tür bedeutet die Einladung, gegen reaktionäre und für
solidarische Lösungen sozialer Probleme zu kämpfen. Bei uns, in
Gewerkschaften, sozialen Bewegungen und örtlichen Initiativen.

Für Umverteilung, Geschlechtergerechtigkeit, ethnischen Pluralismus
und sexuelle Toleranz. Wer wirklich etwas tun will für eine bessere
Gesellschaft, der ist unter Rassisten und Nationalisten denkbar
schlecht und bei uns denkbar gut aufgehoben.

Liebe Freundinnen und Freunde!

Ich stehe hier als Gewerkschafter, der für ein breites, unteilbares
Bündnis wirbt. Die Gewerkschaften, meine IG Metall, sind im wahrsten
Sinne des Wortes "bunte Haufen"! Mit Menschen aus aller Herren Länder,
mit unterschiedlichen Herkünften, Kulturen und Lebensentwürfen. Das
macht uns reich!

Eine IG Metall ohne die Kolleginnen und Kollegen mit migrantischem
Hintergrund oder mit nicht-deutschem Paß ist eine Horrorvorstellung.
Welch ein Verlust an Erfahrungen und Impulsen - und an Kampfkraft wäre
das! So wünsche ich mir auch unsere Gesellschaft: Als bunter Haufen
mit unterschiedlichen Lebensentwürfen und Leidenschaften - und mit
demokratischer unteilbarer Widerstandskraft!

Hans-Jürgen Urban

(Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall)

 * 

Brasilien im Rückwärtsgang

Mit der Wahl von Jair Bolsonaro am 28. Oktober zum 42. Präsidenten
Brasiliens wurde ein neues, düsteres Kapitel aufgeschlagen. Die
Abstimmung stellte die Weichen für einen marktradikalen Autoritarismus
und bedeutet einen kulturellen Dammbruch: 55 % der gültigen Stimmen
entfielen auf den Anhänger der von 1964 bis 1985 währenden
zivil-militärischen Diktatur, dessen rassistische, homophobe und
frauenfeindliche Ausfälle Legion sind, auf einen Anstifter zu Haß und
Gewalt, der Folter und politische Morde rechtfertigt. Neben Generälen
vom alten Schlag weiß Bolsonaro rechte evangelikale Sekten mit
Millionenanhang hinter sich. Mit Fernando Haddad von der
Arbeiterpartei PT unterlag die Alternative zur Barbarei letztlich
deutlich. Nur vier Jahre nach der Wahl der PT-Politikerin und früheren
Widerstandskämpferin Dilma Rousseff - 2016 durch ein Komplott gestürzt
und durch ihren konservativen Vize, Michel Temer, ersetzt - hat sich
die politische Landschaft gründlich verändert. Das ist das Ergebnis
eines von der inneren und der äußeren Reaktion betriebenen Rollbacks.
Brasiliens Eliten befestigen ihre aus der Sklavenhaltergesellschaft
überkommene Position, Südamerikas Vormacht wird engster Vasall des
Weißen Hauses, multinationale Konzerne erhalten Zugriff auf gewaltige
Ressourcen.

Die "braune Welle" stellt einen Reflex auf die tiefe Krise von Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft dar. Sie legt offen, wie verbreitet der
politische Analphabetismus und wie groß die moralisch-ethische
Ignoranz insbesondere der weißen Mittelschichten ist. Wie schon 1964
folgen sie der autoritären Formel aus "Gott, Familie und Vaterland".
Die Bolsonaro-Wähler mobilisierte die Angst vor der Kriminalität in
den Metropolen und eine ahistorische, moralisierende
Korruptionsdebatte der großen Medien. Gegen die 13 Jahre lang
regierende Arbeiterpartei gerichtet, erzeugte sie eine allgemeine
Ablehnung der traditionellen, oft in Skandale verwickelten
Politikerkaste. Das unterstreicht auch die Zahl von 41 Millionen
Bürgern, die trotz Wahlpflicht nicht oder ungültig abstimmten.

Die bürgerlichen Parteien wurden marginalisiert, fielen in die Grube,
die sie sich mit der verhaßten Temer-Regierung selbst gegraben hatten.
Die Linke konnte ihre Bastionen im Nordosten und Norden Brasiliens
halten. Mit 57 Abgeordneten zieht die Arbeiterpartei als stärkste
Fraktion ins neue Unterhaus ein. Neun der 26 Bundesstaaten werden ab
der 2019 beginnenden Legislatur von Gouverneuren aus dem linken Lager
regiert.

Ein Selbstläufer war Bolsonaros Sieg nicht. Er wurde durch Betrug und
Manipulation erst ermöglicht. Der angebliche Rebell gegen das
Establishment sitzt seit fast drei Jahrzehnten im Kongreß, sein ganzer
Clan lebt von öffentlichen Ämtern. Gesponsert von Unternehmern, wurden
von Bolsonaros PR-Spezialisten per Whatsapp millionenfach
verleumderische "Fake news" über Haddad verbreitet. Nach Studien
sollen bis zu 90 % der rechten Wähler diese für bare Münze genommen
haben. Der frühere Präsident Lula da Silva sitzt seit April nach einer
Prozeßfarce im Gefängnis. Dem eigentlichen und favorisierten
PT-Kandidaten untersagte die parteiische Justiz den Wahlantritt.
Richter Sérgio Moro, der ihn hinter Gitter brachte, wird nun unter dem
Faschisten Bolsonaro Justizminister.

Schon vor Amtsantritt des neuen Präsidenten, der "eine noch nie
dagewesene Säuberungswelle" angekündigt hat, herrscht ein Klima der
Repression. Im Visier haben die Bolsonaristas dabei besonders das
Bildungswesen. Das Ministerium für Arbeit soll abgeschafft, die Renten
sollen beschnitten und kapitalisiert werden. Freie Fahrt erhalten
Agrarkonzerne: Dem Umweltschutz droht ein Supergau. Der Finanzhai
Paulo Guedes, Strippenzieher hinter Bolsonaro, hat eine gewaltige
Privatisierungswelle angekündigt. Für dessen Wähler wird es ein böses
Erwachen geben.

Peter Steiniger
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Großer Wahlerfolg für belgische Marxisten

Am 14. Oktober fanden in Belgien Kommunalwahlen statt. Dabei gelang
der marxistischen Partei der Arbeit (PTB/PvdA) erstmals ein Durchbruch
in den wichtigsten Städten Flanderns. In Brüssel und im
französischsprachigen Wallonien baute sie ihre Erfolge aus. Besonders
hervorzuheben sind die Ergebnisse in Brüssel mit 11,6 Prozent,
Antwerpen mit 8,7 Prozent, den beiden wichtigsten Städten Walloniens,
Lüttich mit 16,3 Prozent und Charleroi mit 15,7 Prozent, sowie Gent,
der zweitgrößten Stadt Flanderns, mit 7,1 Prozent.

Am Abend des Wahltags erklärte der populäre PTB-Vorsitzende, Peter
Mertens: "Ich bin ein glücklicher Parteipräsident, denn mit den bisher
bekanntgewordenen Ergebnissen haben wir bereits unsere Ziele im ganzen
Land erreicht. Zum ersten Mal waren wir nicht nur auf die Städte
Lüttich und Antwerpen begrenzt, sondern sind zu einem Faktor in fast
allen großen und mittleren Städten der Wallonie und der Region Brüssel
sowie in Flandern geworden. Wir sind von 50 auf 157 gewählte lokale
Abgeordnete gekommen."

In Antwerpen, dem Heimatort von Mertens, erhielt die PTB vier Sitze im
Gemeinderat und 19 in den Bezirksräten. Genosse Mertens erklärte, dort
habe "der schwierigste Kampf" stattgefunden. Antwerpen ist eine
Hochburg der N-VA, der separatistischen, rechtskonservativen
Flämischen Nationalistischen Partei unter Führung von Bart De Wever,
der seit 2013 Bürgermeister der Stadt ist. Die N-VA, so Mertens,
"veranstaltete die kostspieligste Kampagne aller Zeiten und hat ihre
Positionen überraschend gut gehalten. Unter diesen Umständen sind wir
selbstverständlich zufrieden, 8,7 Prozent erreicht zu haben."

Besonders hoch wertete Mertens das Erringen von Stadtratsmandaten in
Gent (drei Sitze), Löwen (einer) und Hasselt (zwei) und von je einem
Sitz in sechs weiteren Städten. Damit sei die Partei in der Lage, bei
den Parlamentswahlen im Mai 2019 erstmals in ihrer Geschichte Mandate
in Flandern für das Bundes- und das Regionalparlament zu gewinnen.

In der Region Brüssel, die aus 19 Gemeinden besteht, kam die PTB auf
zehn bis 15 Prozent und erhöhte die Zahl ihrer Mandate von zwei auf 36
in sieben Gemeinden.

In Wallonien erreichte die PTB jeweils mehr als 15 Prozent in Lüt t
ich (drittstärkste Partei), Charleroi (zweitstärkste) und La Louvière
(zweitstärkste) sowie im gesamten "roten Gürtel" um Lüttich, mit 25
Prozent sowohl in Herstal als auch Seraing. Für ganz Wallonien stieg
die Zahl der Sitze von 14 auf 78.

PTB-Sprecher Raoul Hedebouw nannte als Gründe für den Erfolg: "Die
traditionellen Parteien haben im Wahlkampf viel darüber diskutiert,
wer mit wem und wo koaliert. Im Unterschied dazu kümmerte sich die PTB
um grundlegende Fragen: qualitativ hochwertiger Sozialwohnungsbau,
kostenloser öffentlicher Nahverkehr und seine Bedeutung für die
Ökologie."

Auch die Grünen erzielten am 14. Oktober gute Ergebnisse, während die
Sozialdemokraten in Flandern erhebliche Verluste erlitten, in Brüssel
und der Wallonie geringere. Sie blieben aber in vielen Städten die
größte Partei. In Flandern siegten erneut Nationalisten und
Neofaschisten: N-VA und Vlaams Belang kamen in der Stadt Antwerpen
zusammen auf 45 Prozent der Stimmen.

Mertens erklärte: "In diesen schwierigen Zeiten ist unser Fortschritt
Grund zum Optimismus. Wir glauben, daß es wichtig ist, den Samen des
Widerstands gegen den Sturm zu säen, sowohl in der Nachbarschaft als
auch in den Unternehmen." Er dankte den 14.000 PTB-Mitgliedern für die
Arbeit im Wahlkampf. Die Partei sei erneut gewachsen und stärker
geworden.

RF

Gestützt auf die Website der PTB
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NATO-Feind Nr. 1 oder Wer bedroht eigentlich wen?

Seit 1999 begann die NATO ihren politischen und militärischen
Machtbereich massiv zu erweitern. (1999: Polen, Tschechien, Ungarn;
2004: Bulgarien, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland,
Litauen, 2009: Albanien, Kroatien, 2017: Montenegro) Sie umfaßt
gegenwärtig 29 Mitglieder. Weitere Staaten (Balkanstaaten, Georgien,
Ukraine) sind für die Aufnahme in den NATO-Kriegspakt vorgesehen.
Einstige Zusagen, die NATO nicht bis an die Grenzen Rußlands
auszudehnen, waren und sind reine Makulatur. Von "Selbstverteidigung"
als wichtigste Aufgabe (Art. 5 des NATO-Vertrages) ist spätestens seit
der Aggression gegen Jugoslawien 1999 keine Rede mehr. Es geht und
ging dem Militärpakt nie um Durchsetzung von Vorstellungen der
"westlichen Demokratie" wie "bürgerlich-liberale
Gesellschaftsordnung", "Rechtsstaatlichkeit", Achtung des Völkerrechts
auf der Grundlage der Charta der Vereinten Nationen usw. Hauptziel ist
die Sicherung der Vorherrschaft des Imperialismus unter Führung der
USA. Nach Ende des kalten Krieges wurden zwei Narrative für die
Begründung der Existenzberechtigung erfunden: Terrorismus und eine
angebliche Bedrohung durch Rußland. Als im Syrienkonflikt und in der
Ukraine-Krise Rußland begann, seine Interessen als Staat offensiv zu
vertreten und dem Westen politisch entgegentrat, wurde Moskau zum
Hauptfeind der NATO erklärt. Die vorherrschende westliche Propaganda
unterstellt Rußland Aggressivität und den Versuch, seinen Machtbereich
auszudehnen.

Daß diese Behauptungen nicht stimmen, läßt sich an wenigen
wirtschaftlichen und militärischen Parametern nachweisen. In Rußland
lebten 2017 142,3 Millionen Einwohner. Die NATO-Mitgliedsstaaten haben
über 928,8 Millionen Einwohner, mehr als das 6,5fache Rußlands. Das
russische Bruttoinlandsprodukt betrug 2017 ca. 1527 Mrd. US-Dollar.
Das der USA belief sich auf 19.390 Mrd. Dollar, das 12,7fache. Allein
sechs NATO-Länder (USA, Großbritannien, Frankreich, BRD, Kanada,
Italien) hatten zusammen ein Bruttoinlandsprodukt in Höhe von ca. 31
874 Mrd. Dollar, also mehr als 20mal soviel wie Rußland. Die
russischen Militärausgaben beliefen sich 2017 auf 66,3 Mrd. US-Dollar,
die der USA auf 610 Mrd. Dollar. Die o. g. NATO-Staaten zusammen gaben
gigantische 809 Mrd. US-Dollar im gleichen Zeitraum für Rüstung aus,
mehr als das 12fache der russischen Militärausgaben. Der Anteil der
Militärausgaben am Bruttoinlandsprodukt aller NATO-Staaten betrug 2017
2,42 %. (Rußland 4,3 %). Die "aktiven Verteidigungskräfte" der
gesamten NATO betrugen 2017 3,17 Millionen Soldaten. In Rußland sind
es über ca. 1,2 Mio. Soldaten. Rechnerisch hat die NATO das 2,6fache
an Soldaten.

Sieben Länder in der Welt verfügen über Unterseeboote, die
ballistische Raketen mit Kernsprengköpfen abfeuern können. Die drei
Staaten USA (14), Großbritannien (4) und Frankreich (4) besitzen
zusammen 22 kernwaffentragende U-Boote, die im NATO-Dienst stehen.
Rußland dagegen hat nur 12 U-Boote, die ballistische Raketen mit
Atomsprengköpfen verschießen können.

Zum "gepflegten" Feindbild gehört auch die Behauptung, daß Rußland
viele Auslandsstützpunkte habe, von denen eine Bedrohung ausgehe.
Tatsächlich handelt es sich nur um 20 Stützpunkte, die sich in 10
Ländern (vornehmlich in ehemaligen Sowjetrepubliken) befinden. Nur
drei Stützpunkte sind klassische Militärbasen, eine in Vietnam und
zwei in Syrien. Allein die USA besitzen dagegen nach Schätzungen ca.
1000 Militärbasen im Ausland. Offiziell hat Washington mehr als
300.000 Soldaten im Ausland stationiert. Die USA (6450),
Großbritannien (215) und Frankreich (300) verfügen über insgesamt 6965
Atomwaffen. Rußland besitzt 6850 Atomsprengköpfe.

Gegenwärtig modernisiert das Pentagon seine Atomstreitkräfte und
Atomwaffen, um einen militärischen Vorteil zu erringen bzw. eine
Erstschlagskapazität zu sichern. Dabei wird angestrebt, einen
Gegenschlag (Zweitschlag) auszuschließen. Verbunden damit ist das
Konzept, die Schwelle für den Einsatz von Kernwaffen durch neue
atomare Sprengköpfe zu senken. Dafür investieren die USA 400 Mrd.
US-Dollar bis 2026. Rußland ist dabei, sein Atomwaffenarsenal
gleichfalls zu modernisieren, zumal die US-Administration bereits am
13. Juni 2002 einseitig aus dem unbefristeten ABM-Vertrag
(Anti-Ballistic Missile Treaty, 26. Mai 1972) zur Begrenzung der
Raketenabwehrsysteme ausgestiegen ist. Der bilaterale INF-Vertrag
(Intermediate Range Nuclear Forces) zwischen den USA und Rußland
regelt die Vernichtung aller Flugkörper mittlerer und kürzerer
Reichweite. Er trat am 1. Juni 1988 in Kraft. Durch die Stationierung
bodengestützter Raketenabwehrsysteme in Polen und Rumänien unterlaufen
die USA und die NATO diesen Vertrag. Diese Abschußvorrichtungen sind
vermutlich so konzipiert, daß sie für neue
mittelstreckenwaffenähnliche Systeme und für Tomahawk-Raketen genutzt
werden können. Der amtierende Kriegsminister Rumäniens, Mihai Fifor,
bestätigte Anfang August diesen Sachverhalt indirekt: "Wie könnte sich
Präsident Putin jemals darüber freuen, daß in Rumänien auf dem
Militärstützpunkt Deveselu ballistische Raketen stationiert sind?"
Ballistische Raketen sind reine Angriffs- und keine
Verteidigungswaffen.

Noch regelt der START-Vertrag ("Strategic Arms Reduction Treaty",
Vertrag läuft 2021 aus) zwischen den USA und Rußland, daß die
Atomsprengköpfe auf strategischen Trägersystemen
(Interkontinentalraketen, U-Boot-gestützte Langstreckenraketen und
Langstreckenbomber) auf je 1550 Stück reduziert sind. Die Zahl der
stationierten und nicht stationierten Interkontinentalraketen,
U-Boot-gestützten Raketen und Langstreckenbomber wird insgesamt für
jedes Land auf 800 Stück begrenzt, wobei nicht mehr als 700
stationiert sein dürfen. Die Frage steht im Raum, wann die
Vertragsseiten diesen Vertrag überarbeiten und verlängern. Beide
Präsidenten, Trump und Putin, haben sich auf ihrem Treffen am 16. Juli
in Helsinki auf Verhandlungen zum Vertrag verständigt.

Gegenwärtig haben wir es mit einem massiven Bestreben der USA und
ihrer NATO-Partner zu tun, das strategische Gleichgewicht zu
verändern. Die Infrastruktur der NATO wird immer näher an die
russischen Grenzen gerückt. Dazu gehören die Schaffung neuer
NATO-Strukturen und die Verlegung von Kampfverbänden nach Polen und in
die baltischen Staaten. Immer häufigere und größere Kriegsmanöver -
auch mit Nicht-NATO-Staaten wie Georgien und Ukraine - an Rußlands
Grenzen stellen eine robuste Bedrohung dar.

Die NATO hat auf ihrer Tagung am 12. Juli beschlossen, neue, schneller
einsetzbare Kampfverbände aufzubauen und die militärische Mobilität zu
verbessern. Auf einer Sondersitzung der NATO-Tagung einigten sich die
Mitgliedsländer darauf, die Militärausgaben aufzustocken. Grundlage
hierfür bildet das Abkommen von Wales (2014), das bis 2024 eine
Erhöhung der Kriegs- und Rüstungsausgaben auf zwei Prozent der
Wirtschaftsleistung jedes Mitgliedstaates vorsieht.

Fassen wir alle Fakten zusammen, dann wird deutlich, daß nicht Rußland
eine Bedrohung für die Welt und den Weltfrieden sein kann. Der
"NATO-Feind Nr. 1" - Wladimir Putin - formulierte bereits 2015: "Nur
jemand, der keinen gesunden Menschenverstand besitzt oder träumt, kann
sich vorstellen, daß Rußland eines Tages die NATO angreifen könnte.
Dieser Gedanke ist sinnlos und vollkommen unbegründet. Vielleicht ist
jemand ja daran interessiert, diese Angst zu schüren." (die "Welt" am
7. Juni 2015)

Dr. Ulrich Sommerfeld
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Ein Aufruf an alle: Frieden und Freundschaft mit Rußland!

Der Feind steht im Osten und heißt Rußland. Die NATO hat dies einmal
mehr mit ihrem Großmanöver "Trident Juncture" vom 25. Oktober bis zum
23. November in Norwegen betont. Insgesamt 50.000 Soldaten aus den
NATO-Staaten sowie den Partnerländern Finnland und Schweden
trainierten da die Abwehr eines Angriffs. Die Bundeswehr war bei der
größten Kriegsübung seit Anfang der 90er Jahre mit ca. 8000 Soldaten
zweitgrößter Truppensteller nach den USA. Es gehe um "glaubwürdige
Abschreckung", war in der FAZ ganz im Landser-Jargon von der Front im
kalten Norden zu lesen. "Die Soldaten sind froh, endlich zu zeigen,
was sie können. Panzer, Kanonen, Amphibienfahrzeuge, Tanklaster,
Werkstattcontainer, medizinische Einsatzversorgung, das alles wurde
herangeschafft, fast alles ist in gutem Zustand. Angekommen sind auch
die Winterkampfanzüge und die moderne Funktionswäsche." Die
NATO-Staaten übten "unter heftigen klimatischen Bedingungen die rasche
Reaktion auf einen Angriff aus dem hohen Norden. Darunter versteht
sich nach Lage der Dinge Rußland, auch wenn das in den NATO-Papieren
nicht ausdrücklich gesagt wird. ... Die Waldwege haben sich in
Humusschlamm verwandelt, Schneeregen segelt zwischen Birken und
Fichten zu Boden. In der Nacht haben sie wenig geschlafen ... Dennoch
sieht man um sechs Uhr morgens fast 4000 zufriedene Männer und Frauen.
Soldaten. Mittendrin ein General. Der hat 150 Kilometer nördlich von
Oslo ebenfalls in einem der Zelte übernachtet und nennt das Ganze
'eine Sternstunde' seines Berufslebens. In drei Tagen sollen hoch im
Norden die Roten angreifen. Darauf freuen sich hier die allermeisten,
besonders die von der Bundeswehr."

Im "Vorwärts" erklärt der Bundestagsabgeordnete Fritz Felgentreu,
Sprecher der AG Sicherheits- und Verteidigungspolitik der
SPD-Bundestagsfraktion, warum dieses NATO-Manöver "zwingend nötig
ist".

Das Bundesverteidigungsministerium hat die Kosten mit 90 Millionen
Euro beziffert, allein für Deutschland. "Doch dieses Geld ist gut
angelegt", weiß der SPD-Parlamentarier. Die Bündnisverteidigung als
"Herz der NATO" bleibe "eine leere Hülle", wenn Einsätze "nicht auch
ab und zu geübt werden". Das Manöver sei auch "ein Prüfstein für den
Zustand der Bundeswehr". Kritik an der Kriegsübung weist der
Sozialdemokrat im Parteiorgan resolut zurück. "Seit Bestehen der NATO
hat es immer große Manöver gegeben ... In den Jahren der sogenannten
'Friedensdividende' glaubte man, darauf verzichten zu können.
Logistische Fähigkeiten wurden vernachlässigt, die Streitkräfte der
Mitgliedsländer reduziert. Seit der völkerrechtswidrigen Annexion der
Krim kann sich die NATO das nicht mehr leisten."

Angesichts des Säbelrasselns und der Schlachteneuphorie kommt das Buch
"Warum wir Frieden und Freundschaft mit Russland brauchen" zur
richtigen Zeit. Der Sammelband ist ein Aufruf an alle von namhaften
Politikern der SPD, der Grünen und der Partei Die Linke, aber auch der
CDU/CSU und der FDP. Herausgeberin Adelheid Bahr, Ehefrau des 2015
verstorbenen Politikers Egon Bahr, und der Westend-Verlag haben hier
mit Matthias Platzeck, Sigmar Gabriel, Antje Vollmer, Oskar
Lafontaine, Peter Gauweiler und Wolfgang Kubicki sowie mit General a.
D. Harald Kujat und den Publizisten Gabriele Krone-Schmalz, Peter
Brandt, Daniela Dahn, Wolfgang Bittner und Albrecht Müller Stimmen der
Vernunft im Umgang mit Rußland zusammengeführt.

Die Mehrheit der Deutschen will den Stahlhelm von FAZ und Felgentreu
nicht aufsetzen. Die Schriftstellerin Daniela Dahn verweist in diesem
Zusammenhang auf eine umfangreiche Studie des forsa-Instituts für
Politik und Sozialforschung vom April 2018. Gute Beziehungen zu
Rußland halten demnach 94 Prozent der Deutschen für wichtig. Bei den
SPD-Mitgliedern waren es sogar 98 Prozent. "Da ist das Erbe von Willy
Brandt und Egon Bahr noch lebendig", so Dahn. "Da liegen die Genossen
noch vor den recht rußlandfreundlichen Ostdeutschen, die ihre einstige
Besatzungsmacht offenbar nicht in so schlechter Erinnerung haben." 97
Prozent der Befragten befürworten eine von den USA emanzipierte
Politik, die die russischen Interessen berücksichtigt. Von Rußland
geht keine Gefahr aus, das empfinden 91 Prozent von ihnen. Daran habe
auch die Krim nichts geändert, schreibt Dahn. Die Frage, ob im
Völkerrecht das Selbstbestimmungsrecht der ansässigen Bevölkerung oder
die Unverletzlichkeit der territorialen Souveränität Vorrang habe, sei
für viele offen.

In einer seiner letzten Reden hatte Egon Bahr 2015 für eine
Anerkennung der Realitäten plädiert. Ausgangspunkt westlicher
Entrüstung über Rußland sei die "Annexion der Krim". Diese stelle auch
nach seiner Auffassung eine "Verletzung internationaler Verträge dar,
die nicht anerkannt werden kann". Eine solche Forderung habe es aus
Moskau bislang aber auch nicht gegeben. Und Bahr ruft in Erinnerung,
daß dies 1970 anders gewesen sei: "Bonn hat die völkerrechtliche
Anerkennung der DDR abgelehnt. Brandt hat sie als Staat bezeichnet,
der für uns nicht Ausland sein kann. Das bedeutete de facto die
Respektierung der DDR als Staat. Diese Respektierung war 20 Jahre lang
der völkerrechtliche Rahmen der gesamten Ostpolitik für viele Verträge
und internationale Abkommen. Die Respektierung der russischen Krim
wäre eine Analogie auch ohne zeitliche Begrenzung." Den
Regime-Change-Apologeten und Demokratie-Exporteuren hält das Urgestein
der sozialdemokratischen Entspannungspolitik entgegen: "Rußland wird
allein bestimmen, welche Schritte es zur Demokratie geht. Es wird eine
Demokratie à la Russe sein. Was kann der Westen anbieten: die
monarchistischen Modelle in London oder Tokio? Oder die erfolgreiche
Einparteienherrschaft in Singapur? Ich habe auch noch keine Erwägung
gehört, Sanktionen gegen China oder Saudi-Arabien zu verhängen, weil
sie unseren demokratischen Vorstellungen nicht entsprechen."

Viele Beiträge nehmen immer wieder Bezug zu Ausführungen Bahrs.
Übrigens halten laut der bereits erwähnten forsa-Befragung 71 Prozent
der Deutschen die Abkehr von der früheren Entspannungspolitik für
falsch, darunter viele AfD-Anhänger. Daniela Dahn mahnt in diesem
Zusammenhang zu Differenzierung und Selbstbewußtsein, was vielen
Linken heute leider abgeht. Die "Neunationalen" hätten einen Teil
ihrer fehlenden Programmatik von anderen Parteien abgeschrieben, auch
von linken. "Das kann man bloßstellen und unbeirrt bei seinen Zielen
bleiben, bekämpfen sollte man den kruden Kern." Übrigens sind es unter
den Ostdeutschen 78 Prozent, die sich die Entspannung zurückwünschen,
bei den SPD-Mitgliedern sind es sogar 89 Prozent. "Der Bruch von
SPD-Außenminister Heiko Maas mit der etwas milderen Rußland-Linie
seiner Vorgänger Steinmeier und Gabriel verärgert 81 Prozent der
SPD-Mitglieder", so Dahn. Wandel durch Annäherung habe zu Entspannung
geführt, nicht Wandel durch Abschreckung. "Rußland ist kein Gegensatz
zu Europa, sondern sein Bestandteil", fährt sie fort und mahnt
abschließend weitsichtig: "Dafür, daß zur deutschen Staatsräson die
Sicherheit Israels gehört, gibt es unabweisbare Gründe. Sie beruhen
auf historischer Verantwortung. Aus denselben Gründen gebietet es
sich, auch die Freundschaft zu Rußland zur Staatsräson zu erheben."

Jeder einzelne Beitrag in dem Buch ist lesenswert, bei allen
Differenzen, die es zu einzelnen ohne Zweifel gibt. Aus Platzgründen
können sie hier nicht weiter gewürdigt werden. Das Buch in der Summe
ist ein "Appell an die politischen Institutionen und die mediale
Öffentlichkeit unseres Landes, sich zu besinnen, innezuhalten, eine
Zwischenbilanz zu ziehen und einen Neustart zu wagen", wie Adelheid
Bahr im Vorwort schreibt. Sie endet mit der Maxime: "Wir brauchen
Frieden und Freundschaft mit Rußland. Eine neue Entspannungspolitik
ist das Gebot der Stunde!" Man wünscht, sie und die Mehrheit der
Deutschen mögen im Kanzleramt und am Werderschen Markt endlich Gehör
finden.

Rüdiger Göbel

Berlin

Adelheid Bahr (Hg.): Warum wir Frieden und Freundschaft mit
Russland brauchen.

Westend-Verlag, Frankfurt/M. 2018, 208 S., 18 Euro

 * 

Die neue US-Strategie für Afghanistan

Gab es tatsächlich eine neue US-Afghanistan-Strategie, wie die
Administration in Washington angekündigt hatte, oder waren es eher
"Fake News", die US-Präsident Trump verbreitete? Wenn es eine neue
Strategie gegeben hat, was beinhaltete sie?

Im Vorfeld ihrer Verkündung haben die Vereinigten Staaten mit mehr als
8000 Kilogramm Sprengstoff und elf Tonnen TNT-Äquivalent die größte
nichtatomare Bombe, die den Spitznamen "Mother of all bombs" (MOAB)
trug (eigentlich steht die Abkürzung für "Massive Ordnance Air
Blast"), in Afghanistan eingesetzt, meldeten die Presseagenturen am
14. April 2017. Der als "Mutter aller Bomben" bezeichnete Sprengstoff
wurde gegen 7 Uhr Ortszeit im Osten, in den Bergen von Tora Bora in
der Provinz Nangrahar, wo die USA in den 80er Jahren für die
Mujaheddin Höhlen gebaut hatten, gezündet. US-Präsident Donald Trump
sprach von einem "sehr, sehr erfolgreichen Einsatz", meldeten die
Presseagenturen AFP und Reuters. Es wurde von 36 Toten gesprochen.
Nach Angaben lokaler Behörden wurden jedoch 94 Menschen zerfetzt,
berichtete DPA. Ob Trump den Einsatz persönlich genehmigt hatte,
bestätigte er jedoch nur indirekt. "Jeder weiß genau, was passiert.
Also, ich autorisiere unser Militär. Wir haben ihnen volle Befugnis
gegeben, und das ist es, was sie machen."

"Ich habe noch nie im Leben einen solchen Knall gehört", sagte Malik
Mohammed, ein Stammesältester in Achin, der Deutschen Presse-Agentur.
Riesige Flammen seien in der Gegend hochgeschlagen. Der russische
Verteidigungspolitiker Franz Klinzewitsch äußerte der Agentur Interfax
zufolge, der Bombeneinsatz sei nicht nötig gewesen, denn in letzter
Zeit habe sich nichts grundlegend an der Situation in Afghanistan
geändert. Der Afghanistan-Experte Omar Nessar von der Russischen
Akademie der Wissenschaften in Moskau sieht in dem Einsatz der
riesigen USBombe eine Demonstration der Stärke gegenüber Rußland.
Washington wolle Rußlands Einfluß in Afghanistan eindämmen, meinte er.

Das Vorgängermodell dieser Bombe war schon im Golfkrieg getestet
worden. Da es Zweifel an deren militärischem Nutzen gab, wurde die
modernisierte Version dann am Hindukusch getestet. Seit Beginn des
Kriegs gegen Afghanistan am 7. Oktober 2001 ist das Land zum
Testgelände für die neuesten Waffen der NATO geworden. Die deutschen
gepanzerten Fahrzeuge Fuchs bzw. Marder, der Nachfolger des Typs
Mirage des französischen Kampfflugzeugs und die US-Kampfdrohnen wurden
alle in Afghanistan eingesetzt, getestet und für den Einsatz unter
klimatisch ähnlichen Bedingungen anderswo weiterentwickelt.

Im ganzen Jahr 2016 hatte die US-Luftwaffe 1337 Bomben auf Afghanistan
abgeworfen. Bis Ende Oktober 2017 waren es schon 3554 und Ende 2017
etwa dreimal so viele Bomben wie im Jahre 2016. Nach Angaben der UNO
stieg in den ersten neun Monaten 2017 die Zahl der durch
US-Luftangriffe getöteten Zivilisten im Vergleich zu 2016 um 52 %. Da
die UNO nicht die Möglichkeit hat, außerhalb der größeren Städten die
Opferzahl zu registrieren, muß davon ausgegangen werden, daß weitaus
mehr Menschen getötet worden sind.

Während des Wahlkampfs hatte Donald Trump angekündigt, die
Auslandseinsätze des US-Militärs schnell zu beenden. Als Präsident hat
er aber den Krieg verschärft. Bei seiner groß angekündigten Rede zur
"neuen Afghanistan-Strategie" vor Soldaten im Stützpunkt Fort Myer in
Virginia "Wir werden angreifen" verkündete er, was er in Afghanistan
vorhat. Er will den Kampf gegen den unter der Bezeichnung Taliban und
Islamischer Staat (IS) subsumierten Widerstand ausweiten. Ziel sei es
nun, den Krieg in Afghanistan zu gewinnen, verkündete er. Dazu werde
er aber keine Abzugstermine und auch keine genaue Truppenstärke
nennen, "um dem Feind keine Informationen zu geben". Es wurde von
einer Aufstockung der Truppen um 3900 Soldaten gesprochen. Auch der
Einsatz privater Söldner statt regulärer Soldaten wurde in Erwägung
gezogen, damit aus Afghanistan in die USA zurückgebrachte Zinksärge
mit den sterblichen Überresten Gefallener die Zweifel der US-Bürger am
Sinn des Krieges nicht noch mehr vertiefen.

Auch andere NATO-Mitglieder sollen auf einen stärkeren Einsatz
verpflichtet werden. Insgesamt haben 15 NATO-Länder ein zusätzliches
Engagement in Aussicht gestellt. Deutschland stellt nach den
Vereinigten Staaten und Italien das größte Truppenkontingent.
Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) plant eine
deutliche Ausweitung des Bundeswehreinsatzes. Nach Informationen der
Deutschen Presse-Agentur vom 4. März 2018 soll die Zahl der
Bundeswehrsoldaten im Rahmen der NATO-Ausbildungsmission "Resolute
Support" von 980 auf bis zu 1300 erhöht werden. Das ist rund ein
Drittel mehr. Nach Angaben von NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg
wird die Zahl der NATO-Soldaten zur Ausbildung afghanischer
Sicherheitskräfte im kommenden Jahr auf rund 16.000 steigen. Dies
entspricht einem Plus von mehr als 3000 Kräften. Zu bedenken ist
dabei, daß die NATO in den Hochphasen des Krieges bis 150.000 Soldaten
in Afghanistan im Einsatz hatte und nicht in der Lage war, den
Widerstand in die Knie zu zwingen. Im Gegenteil.

Mehr als 16 Jahre nach dem Sturz des Taliban-Regimes Ende 2001 sind
die Islamisten stärker denn je. Sie kontrollieren 45 der 398 Distrikte
des Landes völlig, 117 Distrikte sind zwischen Taliban und
Regierungstruppen schwer umkämpft. Beobachter sprechen von einer
Patt-Situation. Wie US-Präsident Trump nun mit 16.000 Soldaten den
Krieg gewinnen will, bleibt sein Geheimnis. Bei einem Treffen in Kabul
mit US-Außenminister Michael Pompeo sagte der afghanische Präsident
Ashraf Ghani: "Die neue Afghanistan-Strategie der USA, die Präsident
Donald Trump im vergangenen August vorgestellt hatte, funktioniert.
Die USA haben ihre Truppen aufgestockt und ihre Luft- und
Bodenoffensiven vor allem gegen die Taliban drastisch verschärft."
Diese Eskalation des Krieges ist nicht neu, geschweige denn eine "neue
Strategie".

Die afghanische Regierung soll mehr Hilfe erhalten, um mit der eigenen
Armee gegen die Taliban zu kämpfen. Damit wird die Afghanisierung des
Krieges, die von Barack Obama eingeleitet wurde, fortgesetzt.
Gleichzeitig soll die Regierung in Kabul dazu gebracht werden, endlich
stärker gegen Korruption und Mißwirtschaft vorzugehen. Da die
Korruption wie ein Krebsgeschwür den ganzen Körper des afghanischen
Staates befallen hat, ist die Lösung des Problems dann möglich, wenn
man eine komplett neue Regierung schaffen würde. Alles andere ist nur
Wunschdenken der westlichen Besatzer. Trump schloß auch Verhandlungen
mit den Taliban nicht aus, um irgendwann zu einem Frieden zu kommen.
Aber "wie schon der frühere FBI-Direktor Comey sagte: 'Mit Trump ist
es, wie mit der Mafia zu verhandeln'", konstatierte die britische
Zeitung "The Guardian" am 11. Juli. Glenn Kessler von der "Washington
Post" wird als Star der Faktenchecker bezeichnet, gehört es doch zu
seiner Aufgabe, u. a. alle Falschaussagen von Donald Trump zu
dokumentieren. Um nur ein Beispiel zu nennen: "Am 20. Juni [2018] hat
er 77 falsche Aussagen gemacht." Der "Guardian" kommentierte Trumps
Reise nach Großbritannien so: "Der Präsident der Vereinigten Staaten
sollte eigentlich unser wichtigster Verbündeter sein, mit dessen Land
wir eine besondere Beziehung beanspruchen und mit dem wir grundlegende
demokratische Werte teilen. Wenn so ein Führer auf die Grundlagen
dieser Allianz spuckt und aktiv Werte und Interessen fördert, die den
unseren feindlich gegenüberstehen, dann besagt die schwierige Lehre
der Geschichte, daß er nicht geehrt und nicht beschwichtigt werden
sollte. Wir unterstützen all jene, die friedlich und mit Würde gegen
die Anwesenheit eines Präsidenten protestieren, der ein schlechter und
unzuverlässiger Verbündeter ist." Stefan Kornelius, derzeitiger Leiter
des Ressorts Außenpolitik der "Süddeutschen Zeitung", wird noch
deutlicher: "Einem marodierenden Söldnertrupp gleich zieht Donald
Trump mit seiner Entourage durch Europa, zerstört Gewißheiten und
Institutionen, verbrennt Freundschaften und eine 70 Jahre alte
Ordnung. Zeiten des Umbruchs sind das, Zeiten der Ungewißheit und der
Sorge, weil sich in atemberaubender Schnelligkeit eine alte Welt
verabschiedet, ohne daß die neue zu erkennen wäre."

Selbst wenn die westlichen Verbündeten den US-Präsidenten zum Teufel
wünschen, wie könnte er ein zuverlässiger Verhandlungspartner des
Widerstandes, d. h. der Taliban, sein? Daher kann man davon ausgehen,
daß jede Verhandlung zwischen Trump und den Taliban von vornherein zum
Scheitern verurteilt sein wird.

Nach Trumps Vorstellungen sollten Nachbarstaaten wie Pakistan stärker
unter Druck gesetzt werden, damit sie nicht weiter zum Rückzugsort für
die Taliban und Terroristen werden, die über die Grenze aus
Afghanistan kommen. Diese Forderung der US-Administration wird von
niemandem ernst genommen. Sie wird seit Jahren wie eine tibetische
Gebetsmühle wiederholt, ohne daß konkrete Maßnahmen erfolgen würden.
Außerdem solle sich auch Indien endlich mehr für den Konflikt in
seiner Nachbarschaft engagieren, forderte Trump. So eine Erwartung
zeugt von absoluter Unkenntnis der Probleme in und um Afghanistan,
besonders was die Beziehungen zwischen Pakistan und Indien betrifft
und deren diametral entgegengesetzte strategische Interessen am
Hindukusch.

Es muß deutlich betont werden, daß die "neue US-Strategie" für
Afghanistan ein totgeborenes Kind ist, das von einem ahnungslosen
US-Präsidenten in die Welt gesetzt wurde.

Der Krieg, ob von der NATO geführt oder afghanisiert, hat den Konflikt
nicht gelöst. Die Greater-Middle-East-Strategie (GME) der NEOCONS,
welche die US-Regierung während des G8-Gipfels von Sea Island im Juni
2004 als politische Agenda zur Umstrukturierung der Region Großraum
Mittlerer Osten verkündet hatte, ist an den Bergen des Hindukusch
zerschellt. Auch die Afghanisierung des Krieges unter Barack Obama ist
im Sand verlaufen. Da Trumps Strategie keine Strategie, sondern eine
Verstärkung der militärischen Eskalation ist, muß auch sie scheitern.
Es ist längst an der Zeit, endlich den Frieden am Hindukusch zu
afghanisieren. Dazu liegt seit langem ein von mir ausgearbeiteter
18-Punkte-Friedensplan vor. Das afghanische Volk will Frieden. Nach
einem mehr als 700 Kilometer langen, vielbeachteten 40 Tage dauernden
Protestmarsch - ein Novum in der neuen Geschichte Afghanistans - quer
durch das kriegszerrissene Land ist eine Gruppe von
Friedensaktivisten, die in der schwer umkämpften südafghanischen
Provinz Helmand gestartet war, am 18. Juni 2018 in Kabul angekommen.
Die Männer sangen im Chor "Wir wollen Frieden". Zahlreiche Anwohner
der Hauptstadt begrüßten die Demonstranten und skandierten
Friedensparolen. Die Teilnehmer forderten eine Verlängerung der
Waffenruhe zwischen Regierung und Aufständischen, Gespräche und einen
Zeitplan für den Abzug aller ausländischen Truppen aus Afghanistan.
Wie verhaßt die ausländischen Truppen bei der afghanischen Bevölkerung
sind, verdeutlicht ein Beispiel: Als 2008 Bundeswehrsoldaten während
einer Patrouillenfahrt mit einem Wolf-Geländefahrzug eine 15 Meter
tiefe Böschung hinabstürzten und ein Soldat dort für kurze Zeit
bewußtlos lag, eilten Einheimische zur Unfallstelle. "Die haben den
Unfall wie einen Sieg gefeiert", sagte der verletzte Soldat später.

Als der afghanische Präsident Ashraf Ghani am 12. Juni 2018 für die
Feiertage am Ende des Fastenmonats Ramadan eine einseitige Waffenruhe
angeordnet hatte, haben selbst der islamisch geprägte Widerstand,
Taliban, Haqqani-Netzwerk und andere das Angebot sofort angenommen und
ihrerseits die Kämpfe eingestellt. Im ganzen Land kam es zu
Begegnungen und gemeinsamen Feierlichkeiten zwischen den Taliban und
afghanischen Sicherheitskräften, die sich umarmten und als Brüder
bezeichneten. "Sie sind unsere Brüder", sagte eine Soldatin über die
Taliban. "Taliban-Kämpfer und Regierungssoldaten lagen sich in Städten
und Dörfern in den Armen, feierten drei Tage lang gemeinsam das Ende
des heiligen Fastenmonats Ramadan."

Frieden ist möglich, ist er auch gewollt? Die Profiteure des Krieges -
die NATO und die korrupte, vom Westen eingesetzte und abhängige
afghanische Administration - müssen dazu gezwungen werden, den Willen
des afghanischen Volkes zu respektieren und den Weg für einen Frieden
am Hindukusch zu ebnen.

Dr. Matin Baraki
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Vor 35 Jahren: Kongreß am Rio Douro
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Die nicht gelungene Integration

Das war's also. Einen Tag davor und einen danach haben die Medien
wieder mal einen Blick nach Osten gerichtet. Diesmal außerhalb solcher
"Höhepunkte" wie Chemnitz, Freiberg oder Hoyerswerda. Immer noch -
nach 28 Jahren - zeigt man sich erstaunt, wenn jemand von dort über
eine schöne Kindheit oder ein ganz normales Leben berichtet. Und fast
gesetzmäßig kommt die Frage, warum man nicht in den Westen ging.

Woran mag es liegen, dieses Desinteresse, diese Vorbehalte, dieses
Nichtverstehenwollen? Wodurch wurde das Bild geprägt, das der Osten
vom Westen und der Westen vom Osten hatte und heute noch hat?

Was haben damals viele im Osten erwartet? Natürlich die versprochenen
blühenden Landschaften, den Konsumrausch, die freien Grenzen, das
Kennenlernen der Welt. Aber viele ahnten nicht oder wollten nicht
sehen, wie bitter das zu erkaufen war. Der fast durchgehende Bruch der
Lebensläufe wurde übertüncht durch die Erfüllung langgehegter Wünsche.

Die Treuhand schuf eine industrielle Wüste mit Folgen für fast jeden:
Arbeitslosigkeit, wertlose Berufe, Abwanderung, verlassene Dörfer und
Kleinstädte, zerbrochene Beziehungen. In 40 Jahren gewachsene
Selbstverständlichkeiten wie die sichere Arbeit, die sorgenfreie
Zukunft für die Kinder, die gleichwertigen Chancen in der Bildung, die
finanziell freie medizinische Behandlung waren verdrängt durch all das
Neue, was zu erleben war. Erstaunlich, wie weitgehend widerstandslos
das hingenommen wurde und wie lange es dauerte, bis sich das
Gedächtnis wieder meldete.

Und was hat die Meinung im Westen geprägt? Erst war es wohl die
Begeisterung über die glücklichen Menschen hinter der "Mauer", als
diese fiel. Dann sah man die kaputten Fassaden der Innenstädte und das
riesige Potential der Käufer, den Absatzmarkt. In den Medien kamen die
zu Wort, die den Enthusiasmus prägten, jene also, welche das
vergangene Land vergessen wollten, die mit den dort bisher
herrschenden politischen und ökonomischen Verhältnissen nicht
übereinstimmten. Die Diskussionen über "Unrechtsstaat", "Stasi" und
marode Wirtschaft setzten die Eckpunkte des Wissens über die DDR. Drei
Daten blieben haften: 17. Juni 53, 13. August 61 und 9. November 89.
Aufbauleistung, erfüllte Lebensläufe, Kultur und Kunst von Weltrang,
wissenschaftliche Höchstleistungen hatten da keinen Platz. Das konnte
es in so einem Staat nicht gegeben haben. Ich erinnere mich an eine
Ausstellung in Weimar, wo man Werke von Künstlern der DDR auf
unwürdigste Art darstellte. Danach verschwanden sie in den Kellern der
Museen. Künstlerverbände und Akademien wurden aufgelöst. Was nicht der
Vernichtung anheimfiel, kam in die Archive. Abgerissen wurden der
Palast der Republik, zahllose Kulturbauten und erst recht Wohnhäuser,
die heute fehlen. Nicht wenige bis dahin genutzte alte Schlösser und
andere Bauten wurden verkauft und verfielen.

Dieser riesige Umbruch war auch mit einem totalen Eigentums- und
Elitenwechsel verbunden. Nicht nur das politische Personal, auch die
Justiz, die Wissenschaft, die Kultur verloren ihre großen Namen. Viele
Künstler standen vor dem Nichts, selbst Museumsdirektoren, Chefärzte
und Theaterleiter wurden kaltgestellt und ausgewechselt, zuvorderst
die Leiter von Betrieben und Genossenschaften. Die Treuhand schuf
völlig neue Besitzverhältnisse. Auch Wälder und Seen wurden
privatisiert. 95 % des Eigentums im Osten fiel in westliche Hände.
Noch heute sind über 80 % der Führungskräfte im Osten aus dem Westen.
All dieser menschliche und materielle Zusammenbruch, dieses
Beiseiteschieben und Entwerten von Lebensläufen verschwand hinter den
Floskeln der Politik von Freiheit und neuem Wohlstand, hinter neuen
Fassaden in den Städten und neuen Autobahnen, hinter dem Urlaub auf
Mallorca und den Erfolgen einzelner, die sich ein Haus bauen konnten
oder anderweitig Glück beim Ankommen in dem neuen Staat hatten. Heute
spielen das Aufbauwerk in der DDR und die Leistungen ihrer Bürger kaum
noch eine Rolle. Aus den Schulbüchern verbannt, in den Medien
ignoriert, in den Geschichtsbüchern subjektiv im Interesse der Sieger
dieses Epochenbruchs kommentiert, sollen 40 Jahre DDR-Geschichte
vergessen werden. Auch Hunderte von Erinnerungsbüchern und
Autobiographien fanden nur ein begrenztes mediales Echo.

Wie konnte das geschehen? Im Osten gab es nach dem Anschluß an die BRD
keine Kraft, die willens und in der Lage war, diesem Prozeß
entgegenzutreten. Die damalige PDS, die sich dagegenstemmte, wurde
diskriminiert oder ignoriert, egal, ob in Talkshows oder im Bundestag.
Fehler, Mängel, Ungerechtigkeiten, Abhängigkeiten, Verletzungen - all
das hat es auch in der DDR gegeben. Doch sie wurden nur genutzt, um
diesen Staat pauschal zu verurteilen. Ja, viele Ostdeutsche haben dazu
geschwiegen, nicht wenige dabei auch mitgemacht aus ganz persönlichen
Überlegungen. Man wollte ja Fuß fassen, sich ein neues Leben aufbauen.
Und manchem ist das auch gelungen, vielen aber eben nicht.

Und so blieb oft das Gefühl, Bürger zweiter Klasse zu sein. Einen
Kulminationspunkt erfuhr diese Stimmung, als durch die
Flüchtlingswelle neue Konkurrenten im Kampf um die tägliche Existenz
auftauchten und Angst um den bis dahin mühsam errungenen
Lebensstandard um sich griff. Daran knüpften die nationalistischen
Kräfte ihre Propaganda, und viele ließen sich genauso manipulieren und
reinlegen wie vor 28 Jahren. Daraus erkläre ich mir den Zulauf, den
die AfD vor allem im Osten Deutschlands hat.

Eine der Ursachen dieser "Nichtintegration" des Ostens liegt m. E.
auch darin, daß die Partei Die Linke nach der Vereinigung mit der WASG
ihre Politik an westdeutschen Leitlinien ausrichtete und damit zu
einem nur noch wenig wirksamen Faktor bei der Einflußnahme auf die
Lebensverhältnisse der Menschen wurde. Sie wird (vor allem im Osten)
als zum politischen System zugehörig betrachtet. Die einmal vorhandene
und wirksame Nähe zu den Sorgen und Forderungen der Bevölkerung ist
verlorengegangen. Dieser Spagat, an verantwortlicher Stelle auf das
Leben der Bürger und die Politik dieses Staates Einfluß zu nehmen und
zugleich wirkungsvoll und überzeugend die unsoziale und gefährliche
Politik dieser Regierung zu bekämpfen, ist die Herausforderung an die
Politik der Partei Die Linke.

Franz Tallowitz

Saterland
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Vom unterwanderten Staat

Viele AfD-Wähler und Mitglieder sind im Staatsdienst: darunter auch 28
Bundestagsabgeordnete, 12 Pensionäre und 16 Aktive. Sie sind die
zweitgrößte Gruppe nach den Selbständigen, gefolgt von Rechtsanwälten
und Handwerkern. Im Bundestag verfügt sie über sieben Polizisten, fünf
Soldaten, vier Richter und Staatsanwälte neben drei
Verwaltungsbeamten, neun Lehrern und Hochschullehrern.

In den Landes- und Kommunalparlamenten sieht es ähnlich aus. Zum
bayerischen Wahlkampf, wie schon in Schleswig-Holstein, stellte die
AfD gezielt Kandidaten aus Justiz, Polizei und Bundeswehr in den
Vordergrund. Inzwischen wurden aber einige bürgerliche Medien von
Polizeischikanen in Dresden gegen das ZDF (auf Geheiß eines
LKA-Pegida-Anhängers), einem Justizbeamten als Denunzianten und durch
die Parteinahme des mitterweile geschaßten BfV-Chefs Maaßen im
Einklang mit Ministerpräsident Kretschmer für "zu Recht empörte
Bürger" gegen "linksextreme Falschinformationskampagnen" heilsam vor
den Kopf gestoßen. In Folge gab es nun TV- und Zeitungsberichte über
rechte Umtriebe in der Staatsmacht. Wie Maaßen geriet auch deren
offensichtlich mangelnde Bereitschaft, gegen Hetzjagden wie in
Chemnitz oder Nazi-Randale wie in Dortmund (dort verbunden mit
Judenhaß) entschlossen einzuschreiten, in den Fokus.

Eigentlich sollte das nichts Neues sein. Seit den
"Kommunistenprozessen" nach 1848 diente die deutsche Staatsmacht den
Kapitalinteressen für Monarchie, Bourgeoisie und Faschismus zur
verläßlichen Unterdrückung der Freiheitsrechte der arbeitenden
Bevölkerung. Reichswehr, Justiz und Polizei der Weimarer Republik
wüteten wie Noske und Zörgiebel gegen die Arbeiter, aufgrund von
"Notverordnungen", legten Karteien "staatsfeindlicher Elemente",
Homosexueller, "notorisch Arbeitsscheuer", "ostjüdischer Migranten"
und "Zigeuner", "Idioten und Irrer" an. Die Faschisten nutzten diese
"Vorarbeiten" 1933 mit ihren Gesetzen "zum Schutz von Volk und Reich"
zur Vernichtung aller Gegner und mißliebigen Menschen.

Nach 1950 wurden in der BRD mit denselben Daten und mit bewährtem
Personal Kommunisten, Homosexuelle und "Asoziale" weiter verfolgt.
Alles "nach Recht und Gesetz"! An der von den jeweiligen Regierungen
gewünschten willigen Legislative fehlte es nicht. Auch nicht an
Beamten, dies "rechtsstaatlich" pflichtgetreu umzusetzen. Bei deren
Vereidigung auf Adolf Hitler fehlten nur sehr wenige, die wegen ihres
früheren Einschreitens gegen Nazis oder wegen "undeutscher Abstammung"
entlassen worden waren.

Bis 1918 waren sie "kaisertreu", 1918 bis 1933 je nach Herrschaftslage
auch einige in der SPD, 1933 bis 1945 in der NSDAP. Seit 1949 sind sie
willfährige Diener einer von allen Landes- und Bundesregierungen
ständig verschärften repressiven Gesetzgebung. Sie haben ihre
ständischen Lobbyisten wie die Gewerkschaft der Polizei, und manche
engagieren sich in bürgerlichen Parteien, kaum bei den Grünen oder gar
Linken, zunehmend jedoch in der AfD.

Heute leben wir in einem krisenhaften wirtschaftlichen und politischen
Umbruch mit zerstörerischen Konkurrenzkämpfen,
Wirtschaftskriminalität, zügelloser Bereicherung, Korruption,
Sozialabbau, Wohnungsnot, Zunahme prekärer Arbeit, Bedrohungen des
kleinbürgerlichen Wohlstands, Umweltgefahren, Entsolidarisierung und
Brutalisierung, Verbrechen aller Art. Imperialistische Kriege treiben
viele ihrer Opfer als Flüchtlinge auch zu uns. Die politische
Bewältigung dieser Krise durch Handlanger des Kapitals scheint es
erforderlich zu machen, auf autoritäre Methoden der
Herrschaftssicherung zu setzen. Propagandistisch verkauft wird das als
"mehr Sicherheit" vor Kriminellen, einer "Migrantenflut" mit
"islamistischen Terroristen" und vor "linksextremistischen
Gewalttätern". Erweiterte Ermächtigungen der Staatsmacht durch Gesetze
mit neuen Straftatbeständen, die an die Repressionen von 1914 bis 1945
erinnern, sollen her: Schutzhaft als "Präventivhaft" ohne tatsächlich
begangene Straftaten für von Polizei und Geheimdiensten als
"Gefährder" Angesehene, schwerste Strafen für mangelnden "Respekt" vor
Beamten, Totalüberwachung aller Bürger im öffentlichen Raum und im
Privatbereich, Vorratsdatenspeicherung für Fahndungszwecke,
"Kontaktpflege-Apps" zur Informationsgewinnung, koordinierte Einsätze
von Polizei, Geheimdiensten, Bundeswehr und EU-Sondereinheiten, wie
schon in München geschehen. Gefordert wird u. a. die Einschränkung der
Freizügigkeit und der Demonstrationsfreiheit, der Gebrauch schwerer
Waffen, von Reizgasen, Elektro-Tasern und Drohnen sowie europaweite
öffentliche Fahndungen. Solche Forderungen kommen auch von der
Polizei-Lobby "zum Schutz vor zunehmenden Übergriffen bei der
Dienstausübung".

So ganz in Maaßens Sinn erstellte Österreichs Innenminister eine Liste
mit der Anweisung, "polizeifeindliche Medien kurzzuhalten". Und sein
italienischer Spießgeselle eleminierte das Asylrecht auch für nicht
straffällige "sozial gefährliche" Flüchtlinge.

Macron hob den Ausnahmezustand auf, nachdem er Regelungen daraus im
Polizeirecht eingeführt hatte, was auch Erdogan plant. Bei nicht
auszuschließenden Regierungskoalitionen rechter bürgerlicher Parteien
mit einer wachsenden AfD wäre ein zügelloser Gebrauch neuer
restriktiver Maßnahmen zu erwarten, ergänzt durch eine entsprechende
Gesetzgebung wie schon in Ungarn, Polen, Italien und Österreich. Die
Polizei würde sie durchsetzen, und seitens der Justiz wäre mit wenigen
Ausnahmen auch kein Widerstand zu erwarten. Immer wieder haben
Polizisten und Geheimdienste eigenmächtig Rechtsbrüche begangen, z. B.
bei Bespitzelungen, Razzien, Verhängung von Vorbeugehaft,
Mißhandlungen auch gewaltloser Demonstranten, wehrloser Passanten und
Anwohner, Gefangener in Zellen. Und das meist ohne Konsequenzen: Fast
alle Verfahren wurden trotz Zeugenaussagen und Videobeweisen
eingestellt. Statt dessen wurden aus offizieller Sicht "unzulängliche"
Gesetze "gerichtsfest nachgebessert". Demokratiefeindliche
Polizeigesetze (siehe RF 249, S. 12) müssen verhindert werden!

Jobst-Heinrich Müller

 * 

Fluchtursachen bekämpfen, nicht Flüchtlinge!

Zwei Kampfjets der Bundeswehr donnern im Tiefflug über unser Haus.
Mein Enkel kommt schreiend und voller Angst zu mir gerannt: "Opa, die
Bombe fällt." Ein erschreckendes Ereignis und zugleich ein Grund
darüber nachzudenken, wen oder was die beiden da oben eigentlich
schützen. Politiker sagen, es gehe um den Schutz "westlicher Werte".
Doch wie stellen sich diese "Werte" im Kapitalismus eigentlich dar?

Schauen wir zurück in die vorkapitalistische Zeit. Da wurden die
"Werte des Abendlandes" u. a. durch die Kirchen und deren Missionare
verbreitet. Mit Unterstützung ihrer bewaffneten Legionäre handelte man
nach dem Motto: "Und willst du nicht mein Bruder sein, so schlag ich
dir den Schädel ein." Der christliche Glaube und die Macht der Kirche
sollte so in den Ländern Afrikas, Asiens und Amerikas durchgesetzt
werden. Die daraus resultierenden Konflikte forderten unzählige Opfer.
In der Gegenwart trägt die Missionsarbeit der kirchlichen
Glaubensrichtungen dort vorwiegend sozialen und humanitären Charakter.
Papst Franziskus weiß, wovon er spricht, wenn er sagt: "Das globale
Wirtschaftssystem führt zur Barbarei, es braucht den Krieg, und es
stellt das Geld und nicht den Menschen in den Mittelpunkt."

Heute gibt es erneut Missionare, solche in Uniform und schwer
bewaffnet. Welche Mission haben diese, und in wessen Auftrag handeln
sie? Welches Recht hat die Bundeswehr, in anderen Ländern Krieg zu
führen? Welches Recht haben die NATO-Armeen, an den Grenzen zu Rußland
aufzumarschieren und unter dem Vorwand der Verteidigung der
"westlichen Werte" einen Angriff vorzubereiten?

Widerstand gegen Kriege, Umweltzerstörung und Repressalien des
Machtapparates wird allerorts mit zunehmender Brutalität bekämpft. Es
soll vergessen sein, daß Milliarden Menschen keine Arbeit haben, ohne
Bildung und medizinische Versorgung leben, über 300 Millionen Kinder
keine Schule besuchen und Millionen am Verhungern sind. Die Meere sind
zu Müllkippen geworden, und Wohlstandsmüll verpestet Boden und Luft
der afrikanischen Länder.

"Uns hier in Deutschland geht es doch gut", sagte mir kürzlich ein
Bekannter. Erschreckend die Gleichgültigkeit, die Kälte, das
scheinbare oder tatsächliche Unwissen, die es den Politikern
leichtmachen, ihre "westlichen Werte" hochzuhalten. Zuwanderung,
Flüchtlinge, Fachkräftemangel - Erscheinungen, die ihre Ursache im
kapitalistischen System haben. Erinnern wir uns nur an den
"Fachkräftemangel" in Westdeutschland, der durch gezielte ideologische
Einflußnahme und Abwerbung von gut ausgebildeten Fachkräften aus der
DDR ausgeglichen werden sollte - bis zur dann im August 1961 erfolgten
Grenzschließung. Die Ausbildungskosten trug die DDR, die Konzerne in
der BRD konnten Kasse machen. Parallelen zu heute sind nicht zu
übersehen. Der Staat fördert den Zuzug von Fachkräften aus den armen
Ländern. Wenn nötig, werden schnell mal neue Gesetze hierfür
geschaffen. Zu wenige wenden sich gegen diese Maßnahmen, die weiteres
Elend in den betroffenen Ländern hervorrufen. Bundesinnenminister
Seehofer bezeichnet die Migration als "Mutter aller politischen
Probleme in Deutschland". Damit verschweigt er, daß diese vom
Kapitalismus selbst hervorgebracht werden, einem System, welches für
Kriege, weltweites Elend und Flüchtlingsströme verantwortlich ist. Die
Profitgier der Konzerne und Banken setzt sich über alles Menschliche
hinweg und ist zum Antrieb unmenschlichen Handelns geworden. Die
Regierung ist deren ausführendes, willfähriges Organ, wie allein die
Tatsache belegt, daß der Bundessicherheitsrat Rüstungsexporte an die
im Jemen Krieg führenden Länder genehmigte, obwohl im
Koalitionsvertrag ein Exportstop dafür vereinbart worden war. Wer also
hat die tatsächliche Macht? Es sind die Konzerne, die ihre Interessen
mit Hilfe des Staates und seiner Polizei durchsetzen (wie etwa im
Hambacher Forst). Oder denken wir daran, daß unter Führung der USA ein
globales System militärischer Kontrolle und Aggression aufgebaut
wurde, an dem auch Deutschland in vorderster Reihe beteiligt ist.

Die immer hemmungslosere Ausbeutung des afrikanischen Kontinents durch
hochentwickelte westliche Staaten bringt Armut und Elend, sie führt zu
Umweltkatastrophen, Krankheiten und Krisen. Viele verlassen ihre
Länder, weil es ihnen besser zu sein scheint, den gefahrvollen Weg
nach Europa zu wählen, als weiter im Elend zu vegetieren. Und
Deutschland selbst? Der Siemens-Konzern will den auch mit deutscher
"Hilfe" zerstörten Irak für 13 Milliarden wieder mit aufbauen. Dafür
werden hierzulande mehrere Werke geschlossen. Tariflöhne verschwinden,
immer mehr Geringverdiener und "Aufstocker" schaffen mit ihrer
Arbeitskraft die Profite der Unternehmen. Sie verlieren gemeinsam mit
den Arbeitslosen und den zunehmend verarmenden Bevölkerungsschichten
jegliche Hoffnung auf ein besseres Leben, jetzt oder im Alter. In der
Chemnitzer "Freien Presse" ist zu lesen, daß die Kita-Gebühren erneut
angehoben werden sollen. Gleichzeitig stellt Sachsens Regierung für
ein ominöses Denkmal in Chemnitz (in Medien als "Stasi"-Gefängnis
Kaßberg bezeichnet) zwei Millionen Euro zur Verfügung. Menschen
arbeiten bis zum Burnout, um ihren Arbeitsplatz nicht zu verlieren.
Und nicht zu vergessen: Die Bürokratie in den Ämtern läuft zur
Höchstform auf. Das und vieles andere geht an den Bürgern nicht
spurlos vorbei. Wut und Unzufriedenheit entladen sich, nicht nur in
Chemnitz, im Protest, den rechte Kräfte nutzen. Was können wir tun, um
diese Entwicklung zu stoppen?

Dietmar Hänel

Flöha

 * 

Wahl-"Analysen" analysiert

Bürgerliche Wahlen haben - neben beabsichtigter Wählerbetörung vor der
Wahl - immer auch einen ungewollt komischen Aspekt. Der tritt vor
allem zutage, wenn im Anschluß an die Abstimmung die Vertreter der
gewählten Parteien ihre Einschätzung zum besten geben, ähnlich wie
Fußballer direkt nach Abpfiff entweder niedergeschlagene oder
euphorisierte vorgestanzte Sprechblasen in Kameras und Mikrofone
pusten.

Vor allem darf auf keinen Fall das Nullwort "Analyse" fehlen,
vorzugsweise vervollständigt zu dem Satz: "Wir werden das Ergebnis
gründlich und in Ruhe analysieren."

Die journalistischen Hofschranzen, die in devoter Untertanengeste den
bislang (oder nächsten) Mächtigen die Fragen stellen dürfen, machen
dazu gewichtige und ernste Mienen, geben sich den Anschein, als ob sie
die inhaltsleeren Verlautbarungen der gewählten oder abgewählten
Machthaber für Offenbarungen erster Güte halten, und lassen sich
freiwillig und gerne von den politischen Profis einseifen - ganz so
wie das Wahlvolk selbst, zu dem die Hofberichterstatter ja auch
gehören.

Kurz nach Schließung der Wahllokale und Veröffentlichung der ersten
Hochrechnungen tritt Andrea Nahles vor die Kameras, Vorsitzende einer
Kleinpartei mit einer früher einmal größeren Rolle in Deutschland. In
ihrem ca. dreiminütigen Statement kommt das Wort "Analyse" und
"analysieren" in allen möglichen Kombinationen vor. Die sichtlich
überforderte Vorsitzende gibt sich Mühe, mit
Politsprech-Versatzstücken schnell die Zeit über die Runden zu bringen
und dabei möglichst nichts zu sagen. Soweit alles also normaler
demokratischer Wahlzirkus. Während Frau Nahles noch "Analysen"
ankündigt, sind diese für die Vertreter der politischen
Geschmackstester von der journalistischen Zunft bereits Realität:
Dasselbe Statement wird im Radio von der Nachrichtensprecherin wie
folgt aufgegriffen: "... analysierte Andrea Nahles".

So schließt sich der Kreis als Ausdruck der Verachtung, die viele
Politiker wie Journalisten mittlerweile für das ohnehin für dumm
gehaltene Publikum haben. Und während die Öffentlichkeit
Befindlichkeiten der Machthaber und die kaffeesatzmäßig erforschten
Konstellationen möglicher künftiger Regierungskoalitionen so
kennerisch wie illusionslos begutachtet und kommentiert, läuft die
eine Sache, die weder zur Wahl noch zur Debatte steht, unverändert und
effektiv wie eh und je weiter: die hocheffiziente Verwaltung des
Kapitalstandortes BRD zugunsten der Eliten, der Konzerne und der
Oligarchen, der Ausbau seiner imperialistischen Ausrichtung und
Ausrüstung und die zunehmend brutalere Sortierung seiner Untertanen in
für das Kapitalwachstum nützlich bzw. nutzlos.

Kay Strathus

Düsseldorf
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Nazi-Verbrecher im Bundeskanzleramt

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Zur Erinnerung an Libertas Schulze-Boysen

Es ist der 31. August des Jahres 1942. Schnellen Schritts geht in
Berlin ein Gefreiter auf das Haus in der Altenburger Allee 19 zu,
klingelt an der Wohnung der Schulze-Boysens. Ein Glück, Libertas ist
zu Hause. Große Sorge hat Horst Heilmann hergeführt zu den Freunden.
Ein vereinbarter Anruf von Harro ist ausgeblieben. Ganz ungewöhnlich.
Beunruhigt wählt Libertas die Nummer ihres Mannes im
Luftfahrtministerium. Eine plötzliche Dienstreise, sagt eine fremde
Stimme, eine länger währende. Eine Dienstreise? Angst greift zum
Herzen. Gestapo! Die beiden täuschen sich nicht.

Als Horst geht, trägt er einen Koffer; belastendes Material, wichtige
Papiere will er in Sicherheit bringen. Der Neunzehnjährige ist bei der
"Funküberwachung Ost" beim Oberkommando des Heeres eingesetzt.

Die Gefährten, denen Libertas die schlimme Nachricht von Harros
Verschwinden bringt, raten ihr unterzutauchen. Es ist zu spät. Als sie
am 3. September zu Freunden fahren will, wird sie auf dem Anhalter
Bahnhof verhaftet. Das Ende, sie weiß es, kündigt sich an,
unerbittlich, unentrinnbar.

Schlag auf Schlag er folgen die Verhaftungen von Mitgliedern der
Widerstandsgruppe Schulze-Boysen/Harnack. Bis Anfang 1943 über 130.
KLK an PTX - lange hat die Gestapo gebraucht, diesen Code zu brechen,
die Funker zu ermitteln. KLK an PTX - Hunderte Funksprüche, vorwiegend
militärischen Charakters, waren aus Berlin nach Moskau gegangen.

Libertas Schulze-Boysen hatte in der Gruppe Kurierdienste übernommen,
neue Kämpfer gewonnen, an Flugschriften mitgearbeitet und an deren
Vertrieb. Sie wußte auch von der Kundschaftertätigkeit ihres Mannes,
unterstützte ihn dabei.

Das Mädchen aus "bestem Hause" mit dem schönen Vornamen Freiheit war
an der Seite ihres Harro antifaschistische Widerstandskämpferin
geworden. Der Schritt von der inneren Ablehnung des Faschismus zum
aktiven Widerstand hieß nicht nur Verzicht auf ein ungetrübtes Glück
zu zweit. Der Weg, den sie mutig wählte, war gefährlich, er konnte in
den Tod führen.

Die Widerstandsorganisation um Harro Schulze-Boysen und Dr. Arvid
Harnack war eine der bedeutendsten in Deutschland in den ersten Jahren
des Krieges. Männer und Frauen, unabhängig vom politischen,
weltanschaulichen, religiösen Bekenntnis, unterschiedlicher Berufe und
Herkunft gehörten ihr an. Arbeiter, Wissenschaftler, Offiziere,
Schriftsteller, Journalisten, Künstler, Diplomaten ...

Libertas Haas-Heye, die Tochter eines Professors und
 mütterlicherseits Enkelin des Fürsten zu Eulenburg und Hertefeld
 lernt Harro Schulze-Boysen im Sommer 1934 kennen. Auch er,
 Absolvent der Verkehrsfliegerschule in Warnemünde, stammt aus guter
 Familie. Der Verwandte des kaiserlichen Großadmirals von Tirpitz,
 Sohn eines Fregattenkapitäns, ist im Schloß Liebenberg durchaus
 willkommen. Libertas ist häufig auf dem großväterlichen Gut in der
 Schorfheide, wo auch die Mutter lebt.



Juli 1936: Hochzeit auf Liebenberg. Harro ist 27 Jahre alt, die
 Braut, von bezaubernder Schönheit, noch nicht 23. Als ihr Trauzeuge
 ist der Gutsnachbar von Karinhall zum glanzvollen Fest gebeten
 worden: Hermann Göring. Kein seltener Gast der Eulenburgs. So fügt
 es sich, daß sich Schulze-Boysen als Protegé Görings die Türen zu
 dessen Luftfahrtministerium öffnen. Der spätere Oberleutnant
 arbeitet an wichtiger Stelle im Luftwaffenführungsstab - und als
 Kundschafter für die Sowjetunion.



Libertas hatte in Deutschland, der Schweiz, in England eine
 erstklassige Bildung genossen. Das junge Mädchen ist politischen
 und sozialen Problemen ihrer Zeit gegenüber aufgeschlossen. Dem
 Müßiggang mochte sie sich nicht verschreiben, in den gutsherrlichen
 Tag nicht hineinleben. Sie arbeitet als Presseassistentin bei einer
 Filmgesellschaft. Bleibt auch nach ihrer Heirat im Beruf. Als
 Journalistin für eine Tageszeitung, dann in der Kulturfilmzentrale.
 Dort bearbeitet sie u. a. die Gebiete Kunst und Völkerkunde, macht
 Übersetzungen, pflegt ihre Neigung zur Dramaturgie. Vor allem aber
 nutzt sie ihre Tätigkeit, um dokumentarisches Material über
 Nazi-Verbrechen in den okkupierten Gebieten für die illegale Arbeit
 zu beschaffen.



Der 22. Dezember 1942 ist ein kalter, trüber Tag. Früh ist das Licht
der Dämmerung gewichen. In den Todeszellen von Plötzensee warten
Libertas, ihr Harro, Arvid Harnack, Horst Heilmann und sieben weitere
Gefährten. Die einst so lebensfrohe junge Frau, allem Schönen zugetan,
gefesselt, in Holzpantinen, das Haar geschoren. Dem Tode schon ganz
nahe, schreibt sie ihrer "unbeschreiblich geliebten Mutti": "... Die
Stunde schlägt: Zuerst geht Harro, und ich denke an ihn, dann geht
Horst, und ich denke an ihn. Und an mich wird Elisabethchen denken,
die Liebe ..."

Keine Wehmut, kein Wort der Klage, kein Aufruhr der Gefühle. Viel
Wärme aber und Charakterstärke im Trost für die Mutter, der
unendliches Leid widerfährt: "... Alle Ströme meines bunten Lebens
fließen zusammen, und alle Wünsche werden erfüllt: Ich bleibe jung in
Eurem Gedächtnis. Ich brauche mich von meinem Harro nicht mehr zu
trennen. Ich brauche nicht mehr zu leiden. Ich darf sterben, wie
Christus starb: für die Menschen."

Die Aufpasser, die die Verurteilten bewachen, bekommen für jedes Opfer
acht Zigaretten "Sonderzuteilung". Viele Zigaretten sind in Plötzensee
sonderverteilt worden. Denn die Zahl der Morde, die hier geschahen,
geht in die Tausende.

Am 20. November 1913, vor 105 Jahren, ist Libertas Schulze-Boysen in
Paris geboren worden. Sie war gerade 29, als sie ermordet wurde.

Der Stunde Ernst will fragen:

 Hat es sich auch gelohnt?

 An dir ist's nun zu sagen:

 Doch! Es war die rechte Front.



Libertas hat dieses Gedicht ihres zum Tode verurteilten Mannes nicht
mehr gekannt. Er mag auch an seine Frau gedacht haben, denn er wußte,
sie würde antworten wie er.

R. K.

(RF-Archiv)
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Ernst Bloch: Der Student Marx
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10 Voraussagen von Karl Marx fürs 21. Jahrhundert

Jedesmal, wenn die Alarmglocken einer Wirtschaftskrise läuten,
schnellen die Verkäufe der Bücher von Karl Marx in die Höhe. Wenige
haben wie dieser deutsche Denker des 19. Jahrhunderts die
Funktionsweise des Kapitalismus und dessen Folgen für die Menschheit
verstanden.

Obwohl die herrschende imperialistische Medienindustrie mit allen
Mitteln versucht hat, die Analysen von Marx zu widerlegen und den Tod
der Ideen zu verordnen, denen er sein Leben widmete, so hat der
Marxismus doch allen Prüfungen der Zeit standgehalten und seine
Gültigkeit bestätigt, nicht nur als Methode, um die Welt zu verstehen,
sondern als Werkzeug, sie zu verändern.

Nachdem zwei Jahrhunderte nach der Geburt von Karl Marx vergangen
sind, präsentieren wir hier zehn Vorhersagen von Marx, die den
Rhythmus des 21. Jahrhunderts prägen.

1. Die Konzentration und Zentralisierung des Kapitals

In "Das Kapital" seinem größten Werk, definiert Marx die Methode zur
Reproduktion der Reichtümer im Kapitalismus und sagte deren Tendenz
voraus, sich zu konzentrieren und zu zentralisieren.

Wenn der erste Aspekt sich auf die Anhäufung des Mehrwerts bezieht -
das, was die Arbeiter zusätzlich erwirtschaften und was der Besitzer
sich aneignet -, so betrifft der zweite Punkt den Anstieg des
Kapitalvolumens als Folge des Zusammenschlusses verschiedener Kapitale
zu einem, fast immer als Ergebnis von Insolvenzen oder
Wirtschaftskrisen.

Die Ergebnisse dieser Analyse sind verheerend für die Propagandisten
einer angeblichen Fähigkeit der "blinden Hand des Marktes", die
Reichtümer zu verteilen.

Wie Marx vorhersagte, ist eine der Charakteristiken des Kapitalismus
des 21. Jahrhunderts der wachsende Unterschied zwischen Reichen und
Armen. Nach dem letzten Oxfam-Bericht landeten 82 Prozent der weltweit
im Jahr 2017 geschaffenen Reichtümer in den Taschen des reichsten
einen Prozents der Bevölkerung, während die 50 Prozent Ärmsten - 3,7
Milliarden Menschen - nichts von besagtem Wachstum erhalten haben.

2. Die Instabilität des Kapitalismus und die zyklischen Krisen


Der deutsche Philosoph war einer der ersten, der verstanden hat, daß
die Wirtschaftskrisen nicht auf einem Fehler des kapitalistischen
Systems beruhen, sondern zu seinen ureigenen Merkmalen gehören. Auch
heute noch versucht man, dies zu leugnen.

Seit dem Börsencrash von 1929 bis zu den Krisen der Jahre 2007 und
2008 kann man jedoch eine klare Linie des Verhaltens ausmachen, die
den von Marx beschriebenen Regeln folgt. Deshalb greifen selbst
Magnaten der Wall Street auf der Suche nach Antworten auf sein
"Kapital" zurück.

3. Der Klassenkampf

Eine der vielleicht revolutionärsten Ideen des Marxismus war sein
Verständnis, daß "die Geschichte aller bisherigen Gesellschaften die
Geschichte von Klassenkämpfen ist", wie man in dem 1848 von Marx und
Engels verfaßten "Kommunistischen Manifest" nachlesen kann. Diese
These führte zu einer Krise des liberalen Denkens. Für Marx ist der
kapitalistische Staat ein weiteres Werkzeug der herrschenden Klasse,
um alle anderen zu beherrschen, während sie gleichzeitig ihre
Reichtümer und ihre eigene Klasse reproduziert.

Eineinhalb Jahrhunderte später werden noch immer die sozialen Kämpfe
zwischen dem einen Prozent, das die Fäden der Macht in Händen hat, und
den übrigen 99 Prozent geführt.

4. Die industrielle Reservearmee

Der Kapitalist muß laut Marx die Löhne niedrig halten, um seinen
Profit zu maximieren. Das ist immer dann zu erreichen, wenn Arbeiter
darauf warten, den Arbeitsplatz derjenigen einzunehmen, die sich
weigern, Bedingungen ihrer Ausbeutung zu akzeptieren. Das nannte er
die "industrielle Reservearmee".

Auch wenn die sozialen und gewerkschaftlichen Kämpfe seit dem 19.
Jahrhundert bis heute vor allem in den entwickelten Ländern Teile
dieses Szenarios verändert haben, so ist doch das Streben nach
niedrigen Löhnen eine Konstante kapitalistischer Produktion. Während
des 20. Jahrhunderts wanderten große Unternehmen aus Europa und den
USA nach Asien aus - auf der Suche nach qualifizierter Arbeitskraft,
die geringeren Verdienst in Kauf nahm. Auch wenn manche Regierungen
versuchen, diesen Prozeß als einen vermeintlichen Arbeitsplatzverlust
hinzustellen, wie dies etwa Trump tut, so ist es doch so, daß diese
Unternehmen ihre hohen Wachstumsraten gerade wegen der Ausbeutung
billiger Arbeitskraft aufrechterhalten konnten.

Was die Löhne betrifft, so zeigen aktuelle Studien, daß deren reale
Kaufkraft in den westlichen Ländern seit dreißig Jahren stetig sinkt.
Die Kluft zwischen den Einkommen der Geschäftsführer und denen ihrer
einfachen Angestellten vertieft sich weiter.

Wie aus einem kürzlich in der britischen Zeitschrift "The Economist"
erschienenen Artikel hervorgeht, ist der Lohn der obersten
Führungskräfte signifikant angestiegen (und das, während der Lohn der
Arbeiter in Ländern wie den USA in den letzten zwei Jahrzehnten
stagnierte): Wenn sie früher 40mal mehr als die einfachen Angestellten
erhielten, so bekommen sie jetzt 110mal mehr als diese.

5. Die negative Rolle des Finanzkapitals

Auch wenn Marx die dem Prozeß der Kapitalanhäufung innewohnenden
Mechanismen der Ausbeutung genau beschreibt, so gilt seine stärkste
Kritik dem Finanzkapital, der Art von Kapital, die keinen direkten
materiellen Bezugspunkt zur Wirtschaft hat, sondern "fiktiv" ist wie
z. B. ein Schuldschein oder eine Schuldverschreibung.

In seiner Epoche konnte man sich nicht einmal vorstellen, welches
Entwicklungsniveau dieser Wirtschaftssektor in der Moderne einnehmen
würde, wo dank der Nutzung der Computer die Durchführung von
Finanztransaktionen in Lichtgeschwindigkeit vonstatten geht. Die
Spekulation und die Erarbeitung von komplexen Finanzmechanismen - wie
die sogenannten Subprimes (private Hypothekendarlehen mit geringer
Bonität), die die Krise von 2007/2008 auslösten -, stellen eine
traurige Bestätigung der Besorgnisse von Marx dar.

6. Die Schaffung falscher Bedürfnisse

Das 19. Jahrhundert kannte noch nicht die Lawine an Werbepropaganda in
Radio und Fernsehen und noch weniger die modernen Mechanismen,
Werbebotschaften individuell im Internet zu verbreiten, aber Marx
warnte bereits vor der Fähigkeit des kapitalistischen Systems,
Entfremdung und falsche Bedürfnisse unter den Menschen zu schaffen.

Marx sagte in den "Ökonomisch-philosophischen Manuskripten aus dem
Jahre 1844" voraus, "daß die Ausdehnung der Produkte und der
Bedürfnisse zum erfinderischen und stets kalkulierenden
Sklaven unmenschlicher, raffinierter, unnatürlicher und
eingebildeter Gelüste wird" (MEW, 40/547).

In der Welt von heute sind z. B. Smartphones nach ein paar Monaten
veraltet, und die Werbung suggeriert den Nutzern die Notwendigkeit,
unbedingt das nächste Modell zu kaufen. Währenddessen kommen die
elektrischen Haushaltsgeräte mit eingebauten Mängeln auf den Markt,
damit sie nach wenigen Jahren kaputtgehen und ersetzt werden müssen.

7. Die Globalisierung

"Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnteren Absatz für ihre
Produkte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel. Überall muß sie
sich einnisten, überall anbauen, überall Verbindungen herstellen",
heißt es im "Kommunistischen Manifest" (MEW, 4/465).

Sein Porträt der Globalisierung der Märkte, verbunden mit dem
Aufzwingen einer bestimmten Konsumkultur, könnte nicht genauer sein.

8. Die Vorrangstellung der Monopole

Diese Tendenz wird gleichzeitig von der Schaffung transnationaler
Monopole begleitet. Wenn auch die klassische liberale
Wirtschaftstheorie davon ausging, daß der Wettbewerb eine Vielzahl von
Eigentümern mit sich bringen werde, ging Marx einen Schritt weiter und
erkannte die Tendenz des Marktes, dem Gesetz des Stärkeren
entsprechend zu fusionieren. Große Konglomerate von
Kommunikationsmedien, Telefon- und Erdölgesellschaften sind einige der
aktuellen Beispiele des von Marx beschriebenen Prozesses.

9. Die selbstmörderische Tendenz des Kapitalismus

"Alle festen eingerosteten Verhältnisse werden aufgelöst", heißt es in
einer der weitsichtigen Reflexionen über den Kapitalismus im
"Kommunistischen Manifest".

Marx und Engels verstanden die kreative und gleichzeitig
selbstzerstörerische Natur des Kapitalismus, der in seinem Streben
nach Produktivität um jeden Preis einen unmenschlichen Rhythmus der
Produktion und des Konsums erzwingt. Es ist genau diese Tendenz, die
unseren Planeten heute an den Rand des Zusammenbruchs gebracht hat.

Der Einfluß des Menschen auf den Anstieg der globalen Temperatur ist
eine wissenschaftlich bewiesene Tatsache, auch wenn einige, wie etwa
der derzeitige Präsident der Vereinigten Staaten, dies weiter
abstreiten.

10. Die Fähigkeit der Ausgebeuteten zur Revolution

Den größten Einfluß auf die Geschichte hatte aber nicht Marx'
tiefgreifende Analyse der Widersprüche des Kapitalismus, sondern sein
Aufruf, eine neue Art von Gesellschaft zu schaffen: den Kommunismus.

Seine Botschaft, daß die ausgebeuteten Klassen in der Lage seien, sich
von Unterdrückung und Ungleichheit zu befreien, veränderte das 20.
Jahrhundert für immer und inspirierte die Revolutionen in Rußland,
China, Vietnam, Kuba und in anderen Ländern. Sein Aufruf an die
Einheit der ausgebeuteten Klassen hat auch im 21. Jahrhundert volle
Gültigkeit.

Sergio Alejandro Gómez

(Red. bearbeitet aus "Granma" 6/2018)
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Warum steigt das BIP? Es müßte doch sinken ...

BIP ist das Kürzel für Bruttoinlandsprodukt; es ergibt sich aus der
Summe der - in jeweiligen Ländern - jährlich erzeugten Güter, formell
aus der Summe der Preise dieser Güter (soweit sie wirklich in den
Verkauf gelangt sein sollten). Ist es genau? Na ja. Der Tendenz nach
schon. (Überhaupt: Ist noch richtig, das BIP national zu errechnen, wo
doch Kapital "globalisiert"? Und auch Wertbildung bei "komplizierter
Arbeit" ... modifiziert, d. h. ein Mehrfaches einfacher Wertbildung
sein kann. Das BIP hochspezialisierter Kapitalismen fällt immer höher
aus, als eigentlich der Summe ihrer Arbeiter entspräche.) Jürgen
Kuczynski witzelte einmal darüber, daß in der BRD auch
Krankenhaus-Leistungen in das BIP aufgenommen würden. Aber lassen wir
das; wenn Verstöße gegen das eigentlich Gemeinte allgemein sind, ist
eine gewisse gewollte Aufblähung des BIP wiederum auch allgemein.

Das BIP wird also in einer Summe Preise vermittelt. Und was Preise
sind, wissen wir: als Preis (laut Marx) zunächst der ideelle Ausdruck
der in der produktiven Arbeit, also Sachgüter erzeugenden Arbeit
aufgewandten Arbeitszeit, der nun, um eine gegenständliche Form
anzunehmen, umzusetzen wäre in die Geldform. Gemeint ist immer Arbeit
im abstrakten Sinne, absehend von der konkreten Form der Güter. Wir
sagen deshalb Waren zu ihnen, d. h. Produkte mit Wertausdruck.
Das BIP ist nichts als die Erfassung des Volumens an gesellschaftlich
geleisteter Arbeitszeit in produktiver, d. h. Güter erzeugender Art
und deren Ausdruck in einer Geldmenge.

Nun steigt dieses BIP ständig, länderweit werden immer neue Rekorde
gebrochen; das BIP in Deutschland nähert sich der
4-Billionen-Euro-Marke bzw. hat sie schon geknackt, die USA liegen bei
einer gut fünffachen Größe des deutschen BIP, China wird/soll das BIP
der USA in zwei, drei Jahren überschreiten.

Steigt also das BIP, weil die Menge der wertbildenden Arbeit/Arbeiter
steigt? Mitnichten! Die Menge der produktiv Arbeitenden, also für die
Wertbildung in Betracht kommenden Arbeiter sinkt. In allen industriell
entwickelten Ländern ist das so. Warum? Weil nicht nur ein Mehr an
Gütern mit einem Mehr an Arbeitern erzielt werden kann, sondern bei
steigender Produktivkraft der Arbeit dieses Mehr auch mit
weniger Arbeitern. D. h., die organische Zusammensetzung der Arbeit -
sie beginnt mit der Industrialisierung der Arbeit - führt dazu, daß
Arbeiter aus der produktiven Form der Arbeit ausscheiden und in
nichtproduzierende Bereiche der Arbeit überwechseln. Extensive und
intensive Entwicklung der Arbeit/Arbeiter ergänzen einander, wobei
historisch zunächst das extensive Modell überwiegt, bei höherer
Entwicklung der Produktivkräfte ist es umgekehrt, d. h., dann
überwiegt das intensive Modell. Die Produktivkraft wirkt in zwiefacher
Hinsicht: Die Zahl der Arbeiter sinkt, aber zugleich steigt das
Volumen an Waren. Nicht aber, ich wiederhole, steigt das Wertvolumen
dieser wachsenden Menge. Das BIP, das nur die Wertbildung
erfaßt - erfassen soll, sinkt historisch gesehen, aber die
Gesellschaft wird in Waren reicher!

Doch Realität ist, daß das BIP, das im Preis der erzeugten Güter den
Wert/die Wertbildung erfaßt, erfassen soll, steigt!

Will man sich überhaupt noch ein reales Bild von den Vorgängen in der
Arbeit machen, müßte man sich ihrer in der natürlichen Form bewußt
werden, also Produktionsarbeiter zählen, ihre Arbeitszeit mit der Uhr
erfassen. Nur noch in der von Preis und Geld absehenden Form, also nur
noch in der "naturalen" Form werden wir uns der wahren
Bewegung/Veränderung in der Arbeit bewußt. Per Preis- wie Geldsumme
aber geht das nicht mehr. Preissumme und Geldsumme vermitteln ein
umgekehrtes Verhältnis von der Realität. Wenn nicht mehr das des
Wertes/der Arbeitszeit ... welches denn? Es muß ein real, d. h.
sachlich steigendes sein, wenn es nicht ein rein nominelles
Verhältnis der Preise ist. D. h., wenn es sich nicht um den
inflationären Anstieg der Preise handelt - den es natürlich
auch gibt (es ist ja bekannt, daß der Anstieg des BIP berechnet wird
nach Abzug der Inflationsrate, es geht also beim BIP, wie es nach
Abzug dieser Rate ermittelt ist, um einen sachlichen Anstieg).

Wenn es nicht der einer der Wertbildung ist, kann es nur noch der
stoffliche Anstieg sein, d. h. der einer der Mehrproduktion von
Waren bei steigender Arbeitsproduktivität! Er steigt auch bei
einer geringer werdenden Zahl von Arbeitern. Eine Voraussetzung
allerdings muß gegeben sein, damit der steigende Aspekt bei
steigender Produktivkraft zur Geltung kommt: Preise dürfen nicht
sinken, wenn die Arbeitsproduktivität steigt. Dann ergibt sich mit der
Mehrmenge an produzierten Waren eine Mehrsumme an Preisen, und
umgesetzt in Geld eine Mehr-Summen-Bildung des Geldes. Damit hat aber
der stoffliche Anstieg den energetischen Abstieg bei der Summenbildung
der Preise abgelöst! Und das BIP kann ... steigen, obwohl es
eigentlich sinken müßte.

Ist das eine neue Erkenntnis von mir? Nein. In der Zeitschrift des
DDR-Instituts für Internationale Politik und Wirtschaft, IPW Nr. 12
von 1973, ist ein Beitrag von Prof. Dr. Alfred Lemmnitz aufgenommen;
er befaßt sich mit den Ursachen des Permanentwerdens der Inflation im
Kapitalismus, insbesondere nach dem Ende des 2. Weltkrieges. Darin
heißt es: "Mit der Steigerung der Arbeitsproduktivität wächst bei
gleichem Arbeitsaufwand in gleicher Zeit (!, also gleichem Wert
J.), die Menge der erzeugten Waren. Bei freier Konkurrenz würde
der Preis der einzelnen Ware sinken. Durch das Monopol wird jedoch die
Senkung des Marktwertes (besser: Preises, J.) verhindert. ...
Diese durch den Monopolpreis erhöhte Preissumme der Waren erfordert
eine Erhöhung des Geldumlaufs. Die monopolistische Preisgestaltung
wirkt daher als relative Geldentwertung, da die Waren zu Preisen über
dem Marktwert (über dem gesunkenen Wert, dem keine
Marktpreissenkung entspricht, J.) verkauft werden" (ebd. S. 11).
(Ohne direkt vom BIP zu sprechen, nennt Lemmnitz den Mechanismus,
der zum Anstieg der Preissummen- wie Geldsummen-Bildung führt:
Bindung der Preis- wie Geldbildung an den stofflichen Anstieg.
Allerdings noch auf Basis steigender Produktivität bei gleichviel
beschäftigten Arbeitern, noch nicht auch unter der Bedingung von
weniger, also Freisetzung von Arbeitern. Auf dieser Basis ist
steigende stoffliche Produktion ja auch möglich. Dann erklärt er den
Prozeß auch erst als Geldentwertung, statt schon den Bruch der
Preise und des Geldes mit dem Wert [noch nicht auch der Preis- und
Geldform an sich!] zu erkennen.)

Lassen wir die Monopole mal beiseite, früher oder später folgen alle
­... Warenproduzenten. Leider wurde diese Erkenntnis (in der
marxistischen ökonomischen Schule) nicht zu einem Wendepunkt in der
Theorie der kapitalistischen Ökonomie erhoben - damals nicht ...

Halten wir fest: Das BIP steigt, wenn die Summe der wertbildenden
Arbeit/Arbeiter steigt - diese extensive Erweiterung der
Wertbildung haben alle industriell entwickelten Staaten historisch
hinter sich gebracht, sie sind zur vorwiegend intensiven Form der
Entwicklung der Arbeit/Arbeiter übergegangen, und verzeichnen daher
auch eine anteilig abnehmende Kurve der produktiven Arbeit an der
gesellschaftlichen Gesamtarbeit. Dem müßte eigentlich, ginge es beim
BIP genau, dem Wertgesetz nach zu, ein Rückgang der
Preissummen-Bildung und damit des BIP entsprechen.

Was bei einem sinkenden BIP allerdings steigen müßte, wäre die
Kaufkraft des BIP (oder Geldes), d. h. die Umsetzung des Geldes
in Mengen an Waren. Weil/Wenn Waren immer billiger würden, kann/könnte
man für dieselbe Menge Geldes immer mehr Waren kaufen. Jetzt, nach der
kapitalistischen Wende, aber kann man nur mehr Waren kaufen, wenn man
mehr Geld bildet/verdient. Es ist die Geldbildung eine
extensive geworden. Aber nicht auf eigener Basis, einer bloßen
Geldbildung gegenüber den Waren (diese offen inflationäre Form ist nur
ergänzend - und bedarf einer eigenen Erklärung), sondern auf Basis der
Waren - und zunächst gegenüber dem Geld, d. h. nur erst als Summe der
Preise gebildet (das Geld muß dann folgen).

Wenn also unter dieser Bedingung allgemeiner Abnahme der produktiven
Arbeit an der Gesamtarbeit das BIP steigt (!), dann kann nur ein
Übergang von der abstrakten zur konkreten Seite der Arbeit bei der
Summenbildung der Preise/des Geldes vorliegen - sonst handelte
es sich um einen rein inflationären Anstieg der Preise, und der wird
nur verursacht durch Geldmengenbildung gegenüber/entgegen der Bildung
der Preise wie des Geldes durch Arbeit. Er hat mit dem Anstieg der
Produktivkraft der allgemeinen Arbeit nichts zu tun. Einem sich
aufblähenden äußeren Verhältnis des Geldes zu den Waren müßte immer
das innere, substantielle Verhältnis der Waren zu ihrem Wert
gegenüberstehen; nominelles Steigen der Preise und substantielles
Sinken des Preise müßten einander die Klinge kreuzen, das Bild der
Preise wäre nie ein einheitliches. Aber es ist bei den Waren (!) etwas
Einheitliches entstanden: Die Summen der Preise steigen mit den Mengen
an Waren.

An der - kapitalistischen - Warenproduktion hat sich also etwas
Grundlegendes geändert; eine Evolution (weil noch im Kapitalismus
befindlich) hat stattgefunden - die als eine Ankündigung einer
Revolution verstanden werden kann (!). Es ist nicht mehr so, wie es
einer ersten Praxis des Kapitalismus entsprach und wie es noch von
Marx im "Kapital" dargelegt worden ist. Die Preise sinken nicht mehr
mit den Werten, sondern die Preissummen steigen mit den Warenmengen.
Im Rahmen schon des Kapitalismus hat eine evolutionäre Wende
stattgefunden, die im Grunde eine revolutionäre ist: eine Art Übergang
von der direkten, offenen, klaren Wertökonomie zunächst hin zu einer
neuen, größeren Rolle (der Menge) des Gebrauchswertes ... in der
Wertökonomie. Mit steigenden Volumen lassen sich wohl die Gesetze des
Kapitals besser durchsetzen als mit sinkenden Volumen - das kann es
auch sein. Aber wenn wir gar weiterdenken? Dann haben wir es mit einer
vorbereitenden Form für eine Gesellschaft zu tun, wo nur noch
Gebrauchswerte in die Konsumtionssphären (individuelle und
betriebliche) gelangen, das Wachstum also eindeutig als ein
stoffliches erscheint. Im - heutigen - Kapitalismus befindlich,
brauchten wir im Grunde nur die die Sachlage verdoppelnde Preis- und
Geldform wegzudenken, ... und wir haben eine Zukunft begriffen.

Hermann Jacobs

Berlin
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Die Beisetzung der Revolutionsopfer 1918

Auf dem Friedhof der Märzgefallenen in Berlin-Friedrichshain sind
neben den 255 Toten der Märzkämpfe 1848 auch 29 Opfer der
Novemberrevolution 1918 im November und Dezember beigesetzt worden.
Links neben dem Eingang des Friedhofs befinden sich vor den Gräbern
drei Grabplatten. Die mittlere der drei Grabplatten trägt die Namen
von 32 Getöteten der Kämpfe im November und Dezember 1918. Neuere
Recherchen haben aber ergeben, daß hier nur 29 Opfer beigesetzt
wurden. Auf der linken Grabplatte wird Karl Liebknecht mit den Worten
zitiert: "Gründet fest die Herrschaft der Arbeiterklasse. Seid
entschlossen gegen jeden, der sich widersetzt."

Auf der rechten Seite sind Worte von Walter Ulbricht zu lesen: "Die
Vorhut der Arbeiterklasse hat in der Novemberevolution heroisch
gekämpft." Das stimmt natürlich, ist aber trotzdem manchem ein Dorn im
Auge. Die Gedenkplatten stammen aus der DDR-Zeit, genauso wie die
Bronzefigur des "Roten Matrosen" von Hans Kies, die 1961 eingeweiht
wurde.

Am 9. November 1918 hatte die von Kiel ausgehende revolutionäre
Bewegung auch Berlin erreicht. Am Morgen begann in den Berliner
Großbetrieben der Generalstreik. Aus den Betrieben zogen
Demonstrationszüge zu den Kasernen. Gegen Mittag erreichten rund 2000
unbewaffnete Demonstranten die Garde-Füsilier-Kaserne in der
Chausseestraße. Beim Eindringen in die Kaserne tötete ein
konterrevolutionärer kaiserlicher Offizier durch Pistolenschüsse drei
Arbeiter der Schwartzkopffwerke: den Werkzeugmacher Erich Habersaath,
den Mechaniker Richard Glathe und den Monteur Franz Schwengler.

In den Mittagsstunden des 9. November 1918 erklärte Reichskanzler
Prinz Max von Baden, ohne dazu autorisiert zu sein, daß der Kaiser dem
Thron entsagt habe, und ernannte den Sozialdemokraten Friedrich Ebert
zum Reichskanzler. Philipp Scheidemann, gemeinsam mit Ebert
Vorsitzender der SPD, proklamierte vom Reichstag aus die deutsche
Republik.

Am Nachmittag des 9. November 1918 versammelten sich Zehntausende
Berliner auf dem Platz vor dem Schloß und im Lustgarten. Ein Zug von
Arbeitern und Soldaten mit Karl Liebknecht an der Spitze erreichte den
Platz. Auf einem Kraftwagen stehend, erklärte Karl Liebknecht: "Der
Tag der Revolution ist gekommen. Wir haben den Frieden erzwungen ...
In diesem Augenblick proklamieren wir die freie sozialistische
Republik Deutschland." Vom Balkon des Schlosses aus rief Karl
Liebknecht dann den Versammelten zu: "Die Herrschaft des Kapitalismus,
der Europa in ein Leichenfeld verwandelte, ist gebrochen. Wenn auch
das Alte niedergerissen ist, dürfen wir nicht glauben, daß unsere
Aufgabe getan sei. Wir müssen alle Kräfte anspannen, um die Regierung
der Arbeiter und Soldaten aufzubauen und eine neue staatliche Ordnung
des Proletariats zu schaffen, eine Ordnung des Friedens, des Glücks
und der Freiheit."

Die Beisetzung von sieben Opfern der Kämpfe vom 9. bis 11. November
erfolgte am 20. November 1918 im Friedrichshain. Rund 30.000 Menschen
versammelten sich an diesem Tag auf dem Tempelhofer Feld. Sieben der
fünfzehn Revolutionsopfer der ersten Novembertage waren hier
aufgebahrt. Die Regierung, der Rat der Volksbeauftragten, mit
Friedrich Ebert und Hugo Haase an der Spitze, war vollständig
vertreten. Die Führung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands (USPD) ließ einen Kranz überbringen mit der Widmung "Den
tapferen Kämpfern der Revolution. Ihr Andenken wird ewig leben". Die
Schleife eines Kranzes der türkischen Kolonie in Berlin trug die
Inschrift "An die Helden der Freiheit".

Es sprachen Richard Müller und Brutus Molkenbuhr, die Vorsitzenden des
Vollzugsrates der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte, Hugo Haase, der
Vorsitzende der USPD, der preußische Innenminister Paul Hirsch und der
Stadtverordnete Kurt Rosenfeld. Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg
waren anwesend, durften hier aber nicht sprechen.

Nach den Reden setzte sich der Zug in Richtung Friedrichshain in
Bewegung. Tausende säumten die Straßen. Nach einem Marsch von
dreieinhalb Stunden erreichte der Trauerzug den Märzfriedhof. Die
Toten wurden in Gemeinschaftsgräbern beigesetzt. Gedenkworte am
offenen Grab sprachen Emil Barth (USPD), Mitglied des Rates der
Volksbeauftragten, und Luise Zietz von der USPD. Karl Liebknecht war
weiterhin unerwünscht. Aber er warnte die Trauernden, daß die
Errungenschaften der Revolution noch nicht auf sicherem Boden stünden
und vielleicht schon zunichte gemacht worden seien. "Täuschen wir uns
nicht", sagte er. "Auch die politische Macht des Proletariats, soweit
sie ihm am 9. November zugefallen war, ist heute schon zum größten
Teil zerronnen und zerrinnt von Stunde zu Stunde weiter."

Zusammen mit Erich Habersaath, Richard Glathe und Franz Schwengler
wurden vier Getötete beigesetzt, die am 9., 10. und 11. November zum
Teil zufällig den Kugeln der Konterrevolutionäre zum Opfer gefallen
waren, beigesetzt. Am 6. Dezember starben vierzehn friedliche
Demonstranten in der Chausseestraße, Ecke Invalidenstraße, im
Kugelhagel der Gardefüsiliere. Bei dem brutalen Überfall wurden auch
Unbeteiligte getötet. Mehr als 30 Menschen wurden schwer verletzt. Am
21. Dezember fand auf dem Friedhof im Friedrichshain die Beisetzung
der Ermordeten statt. Karl Liebknecht hielt eine der Trauerreden und
sagte, die vierzehn Särge seien "vierzehn Anklagen gegen die jetzigen
Gewalthaber und vierzehn Aufrufe an das deutsche Proletariat, nicht zu
wanken und zu weichen, bis das leuchtende Ziel der Revolution
erreicht" sei.

Während der sozialdemokratische "Vorwärts" am 21. November 1918 noch
geschrieben hatte, "Berlin ehrt die Opfer der Revolution", lautete die
verfälschende Überschrift am 22. Dezember: "Die Beisetzung der
Spartakusopfer". Das entsprach jedoch ebensowenig den Tatsachen wie
später die Legende vom Spartakusaufstand im Januar 1919.

Bei der Abwehr des Überfalls konterrevolutionärer Truppen am 24.
Dezember 1918 auf die im Schloß und im Marstall stationierte
Volksmarinedivision verloren sieben Matrosen ihr Leben. Die
Volksmarinedivision war im Auftrag der Regierung Ebert-Haase am 11.
November 1918 in Berlin aus vorwiegend der Berliner Arbeiterschaft
entstammenden revolutionär gesinnten Matrosen gebildet worden. Den
Kern bildeten 300 Matrosen, die an den bewaffneten Aufständen an der
Nord- und Ostseeküste Anfang November 1918 teilgenommen hatten.

Am 24. Dezember - die meisten Matrosen waren wegen der
Weihnachtsfeiertage abwesend - rückten auf Befehl der Ebert-Regierung
etwa 2000 konterrevolutionäre Soldaten unter dem Kommando von
Generalleutnant Lequis mit Kanonen und Maschinengewehren gegen die
rund 100 Matrosen vor, die Schloß und Marstall bewachten. Die Matrosen
wurden aufgefordert, innerhalb von zehn Minuten das Schloß zu räumen.
Unmittelbar nach Ablauf des Ultimatums beschossen die Truppen Marstall
und Schloß mit Artillerie. Doch trotz zahlenmäßiger Übermacht und der
schweren Bewaffnung der konterrevolutionären Truppen konnten sich die
Matrosen halten. Nach einiger Zeit kamen ihnen bewaffnete Arbeiter,
Angehörige der Republikanischen Soldatenwehr und Männer der
Sicherheitswehr des Polizeipräsidenten Eichhorn zu Hilfe.
Matrosentrupps setzten die schweren Geschütze außer Gefecht und
entwaffneten die konterevolutionären Offiziere. Der Überfall mußte
nach mehreren Stunden erfolglos abgebrochen werden. Die Berliner
Arbeiter und Soldaten zwangen die Belagerer zum Rückzug.

Am Sonntag, dem 29. Dezember 1918, wurden die Opfer dieses Überfalls
in einer mächtigen Demonstration unter großer Anteilnahme der
Bevölkerung zum Friedhof der Märzgefallenen gebracht und dort
beigesetzt. Die Demonstranten führten Schilder mit. "Als Massenmörder
klagen wir an: Ebert, Landsberg und Scheidemann!", und die Rufe
"Nieder mit Ebert und Scheidemann!" brachen nicht ab.

Auf dem Friedhof sprachen an den offenen Gräbern Karl Liebknecht, ein
Vertreter der Matrosen aus Wilhelmshaven, mehrere Leiter der
teilnehmenden Delegationen und Emil Barth. Liebknecht klagte die
Ebert-Regierung als Schuldige des Blutbades an und rief dazu auf,
nicht eher zu ruhen, bis die Konterrevolution besiegt sei.

Dr. Kurt Laser

Berlin
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GEDANKEN ZUR ZEIT

Prognose ungewiß oder Das Ende einer Illusion

Im Lehrbuch zweier US-amerikanischer Psychiater namens Redlich und
Freeman finde ich die These: "Wenn uns alle das menschliche Verhalten
bestimmenden Determinanten bekannt wären, könnten wir das Verhalten
eines Menschen mit absoluter Sicherheit voraussagen." Dieser Satz ist
so unbändig richtig wie das spaßige Verslein: "Es wär alles nicht so
schwer, wenn es etwas leichter wär" und ist zugleich bar jeglichen
Erkenntniswertes; denn das ist ja gerade die Crux, daß uns eben nicht
alle diese Faktoren bekannt sind, so daß wir uns bei der Kalkulation,
wie ein Mensch sich in einer konkreten Situation entscheiden und
verhalten wird, auf allgemeine Erfahrungswerte, vergleichende
Beobachtungen, Selbstauskünfte des Menschen und Auskünfte Dritter
beschränken müssen, also auf das, was man gemeinhin als
Menschenkenntnis bezeichnet und was allenfalls ungefähre
Wahrscheinlichkeitsaussagen erlaubt. Darum forscht die Psychologie mit
mehr oder weniger Erfolg unentwegt nach Gesetzen, gemäß denen
menschliches Erleben und Verhalten sich gestaltet, und hat dank
Sigmund Freud und anderer Autoren deren etliche (wie z. B. Abwehr,
Verdrängung, Verleugnung, Übertragung usw.) auch tatsächlich erkannt,
was zweifellos zu einem genaueren und tieferen Verständnis der
menschlichen Psyche geführt hat. Und doch: wo es um lebenswichtige
Entscheidungen in sogenannten Grenzsituationen geht, in denen innerste
Wertvorstellungen auf dem Spiele stehen, sind unsere Prognosen
ungewiß, stoßen wir auf ein letztes, unaufdeckbares Geheimnis, welche
das Wesen der Person ausmacht.

Was für die Bewertung einzelner Menschen gilt, das gilt nun erst recht
für die Beurteilung größerer oder kleinerer Menschengruppen: Familien,
Sippen, Volksstämme, ganze Völker und Nationen und schließlich die
Menschheit insgesamt. Allzu viele Determinanten oder Faktoren wirken
in schier unübersehbarer Vielfalt aufeinander ein. Unzählige Faktoren
sind an diesem Kräftespiel beteiligt: Instinkte, Triebe, unbewußte
Motive, Emotionen, Affekte, Ressentiments aller Art, Wünsche, Ängste,
Bedürfnisse und Fähigkeiten, Hoffnungen und Erwartungen ebenso wie
bewußte Interessen und Tendenzen, Absichten und Pläne, Ideen und jähe
Impulse. In inneren und äußeren Konfliktsituationen setzen die
stärkeren Kräfte sich jeweils durch, entscheiden die Handelnden,
einzelne Personen oder ganze Völker sich schließlich für jene
Optionen, die die größere Sinn- und Wertfülle versprechen.

Niemand kann bekanntlich in einen anderen hineinsehen, und so bleibt
der Mensch, sei es der einzelne oder das Kollektiv, dem Menschen ein
ewig unbekanntes Wesen.

Veranschaulichen wir uns die Unmöglichkeit der Vorhersagbarkeit einmal
an einem konkreten Modell, nämlich an dem Lottospiel "Sechs aus
neunundvierzig", und blicken wir dabei auf die gläserne Trommel, in
der die numerierten Kugeln gemischt werden. Was sehen wir da? Einen
verwirrenden Wirbel tanzender, kreiselnder Kugeln, die
aufeinanderprallen und einander in unberechenbarer Weise bald in die
eine, bald in die andere Richtung stoßen. Unmöglich, mit den Augen den
Weg auch nur einer einzigen dieser Kugeln zu verfolgen, geschweige
denn zu sagen, ob sie herausgefischt und fallen wird oder nicht.

Aber wenn schon dies nicht möglich ist, was ist dann, wenn wir auf das
Ganze des Weltgeschehens blicken, in dem alles mit allem vernetzt ist
und in das auch die Geschichte der gesamten Menschheit und ihre
Entwicklung verwoben ist? Wenn wir dabei sowohl die Sphäre der
unbelebten Materie, der Biosphäre und der auf diesen Schichten
aufruhenden Sphäre des ideellen Seins ins Auge fassen, in denen
Milliarden und aber Milliarden von Determinanten am Werk sind? Ist es
dann nicht geradezu tollkühn, eine mit naturgesetzlicher Notwendigkeit
sich entwickelnde menschliche Gesellschaft zu postulieren und gar
deren Wandlung mit absoluter Sicherheit voraussagen zu wollen? Gewiß
ist nach dem Satz vom zureichenden Grunde alles, was auf Erden ist
oder geschieht, hinreichend begründet und eindeutig determiniert, aber
das heißt noch lange nicht, daß es auch voraussehbar oder planbar
wäre. Was also die Prognose einer utopischen gewalt- und
unterdrückungsfreien Gesellschaft betrifft, so vermute ich, daß hier
der Wunsch der Vater des Gedankens ist, denn empirisch erwiesen ist
derlei mitnichten.

Im sozialen Miteinander, Gegeneinander und Durcheinander beherrscht
(wie in der Mischtrommel der tanzenden Kugeln) nicht lineare
Kausalität, sondern Komplexität das Bild. Einflüsse, Strömungen,
Trends aller Art begleiten, durchkreuzen, verstärken, schwächen,
neutralisieren einander in unberechenbarer Vielfalt. Dies eben ist der
Grund, weshalb plausible, ja logisch stringent scheinende Theorien,
wie alle Erfahrung lehrt, in der Praxis, der rauhen Wirklichkeit so
oft kläglich scheitern.

In der Theorie, auf dem Reißbrett, läßt sich wohl ein Szenario
zeichnen, in dem alle störenden Faktoren beseitigt und alle
Bedingungen geschaffen sind, die für das reale Eintreten einer
beabsichtigten Wirkung notwendig und hinreichend sind. Aber die
Wahrheit, das reale Geschehen, das Faktum richtet sich nun einmal
nicht nach uns und unseren Wünschen, sondern wir müssen uns nach ihr
und ihm richten.

Was ist, läßt sich nicht hinwegzweifeln, was nicht ist, nicht
herbeiglauben. Was wir sehen, sind nicht immer Klassenkämpfe, sondern
auch Völkerkriege, Religionskriege, Eroberungs- oder Kolonialkriege,
Machtkämpfe rivalisierender Despoten, die ihre Völker ins Verderben
stürzen, Völkermorde und Völkerwanderungen, Aufstieg und Untergang
großer Kulturgesellschaften. Denn "das Getrennte zu vereinen und das
Geeinte zu trennen, ist das Wirken der Natur" (Goethe), und der Mensch
ist sowohl ein Kultur- als auch ein Naturwesen, ist zwar, anders als
ein passiv daliegender Kieselstein, eine Determinante seiner selbst
(darin besteht seine Autonomie), aber eben nicht die einzige
Determinante, sondern weithin mitdeterminiert von allen nur denkbaren
auf ihn einwirkenden Mächten, seien es Naturkräfte oder Einflüsse von
seiten seiner Mitmenschen.

So bleibt es denn dabei: Im Leben herrschen keine Laborbedingungen.
Wir sind keine Doctores Allwissend, können nicht einmal (trotz immer
zahlreicher werdender Meßdaten) das Wetter sicher voraussagen, und die
Beschränktheit unserer Fähigkeit zur Voraussicht ist evident. So
schmerzlich es auch für den "gläubigen Marxisten" sein mag - von der
Vorstellung eines mit Sicherheit zu erwartenden Himmels auf Erden wird
er sich verabschieden müssen, schon um nicht der Versuchung zu
erliegen, die Hände in den Schoß zu legen, weil die Utopie ihm ja
ohnehin verheißen ist. Nein, nein! Das Machbare (und das ist nicht
wenig) muß getan werden. Denn "Es gibt" (so Jean-Paul Sartre in seinem
Essay "Ist der Existentialismus ein Humanismus?") "nur Hoffnung im
Handeln, und die Tat ist das einzige, was dem Menschen zu leben
erlaubt." Der Rest ist Schicksal und muß ertragen werden.

Starres Festhalten an Dogmen lähmt und versperrt den Blick in die
Zukunft. Also muß der rationale Diskurs ergebnisoffen bleiben, wie die
Gesellschaft offen bleiben muß für Veränderung. Und schließlich:
Sollten wir, die wir den Boden bereiten wollen für Freundlichkeit
(Brecht), der Übermacht der Reaktion erliegen und scheitern, so wäre
dies wie der Tod Salvador Allendes weder unmoralisch noch ehrenrührig.
Und sollten wir allesamt in dem einen oder anderen Punkt irren, so
gilt auch für uns der Satz: "Irren ist menschlich."

Theodor Weißenborn

 * 

Die Partei des Lebens

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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BUCHTIPS

Werner Großmann: Der Überzeugungstäter

"Man wird nicht als Soldat geboren" hieß ein Roman über die Schlacht
von Stalingrad, und Konstantin Simonow schildert darin, daß keiner der
Soldaten freiwillig und begeistert ins Gefecht gezogen ist - durch den
Überfall des faschistischen Deutschland auf die Sowjetunion waren sie
dazu gezwungen worden.

Werner Großmann zog auch nicht freiwillig in den kalten Krieg. Die
Umstände sorgten dafür, daß der gelernte Maurer Kundschafter wurde.
1986 übernahm er von Markus Wolf den Auslandsnachrichtendienst der
DDR. In einem Gespräch mit Peter Böhm berichtet Großmann über sein
Leben, seine Arbeit und sein schwieriges Verhältnis zu Erich Mielke,
zu Erich Honecker und zum Parteiapparat.

Edition Ost im Verlag Das Neue Berlin,

Berlin 2017, 256 S., Abb., 16,99 €


Noam Chomsky / C. J. Polychroniou: Zuversicht in Zeiten des
Zerfalls 

Warum wir trotz Terror, Trump und Turbokapitalismus optimistisch
bleiben sollten

Noam Chomsky gilt als einer der einflußreichsten Intellektuellen der
US-amerikanischen Linken. C. J. Polychroniou hat mit dem emeritierten
Professor für Linguistik und Philosophie eine Reihe von Interviews
über den heutigen Zustand der Welt geführt.

Drohende Umweltkatastrophen durch die zunehmende globale Erwärmung und
einen möglichen Atomkrieg hält Chomsky für die beiden größten
Probleme, denen die Menschheit zu Beginn des 21. Jahrhunderts
gegenübersteht. Vor diesem Hintergrund äußert er sich zu dem
weltweiten Erstarken des Neoliberalismus, zur Rolle der Religionen in
der Politik, zum sogenannten Antiterrorkrieg, zur "Flüchtlingskrise"
in Europa, zur "Black lives matter"-Bewegung in den USA und nicht
zuletzt zur Wahl Donald Trumps zum 45. Präsidenten der Vereinigten
Staaten und seiner Politik.

Mit seinem scharfen Auge für die Details der Weltpolitik erweist sich
Chomsky in diesen Gesprächen als sachkundiger und zutiefst
menschlicher Fürsprecher einer besseren und gerechteren Zukunft.
Angesichts des Zerfalls der Weltordnung haben wir seiner Ansicht nach
nur zwei Möglichkeiten: aufgeben und in der düsteren Annahme
verharren, daß das Schlimmste ohnehin passieren wird. Oder
optimistisch bleiben, Widerstand leisten, die durchaus existierenden
Chancen auf einen radikalen Wandel nutzen und unverdrossen dazu
beizutragen, die Welt zu einem besseren Ort zu machen.

Unrast-Verlag, Münster 2018, 216 S., 16 €


Christian Hermann (Hg.): Nationalkomitee "Freies
Deutschland". Frontstelle Goßens 1944-1945 

Berichte und Flugblätter

Vor 75 Jahren, am 12./13. Juli 1943, gründeten deutsche Kommunisten
und kriegsgefangene Angehörige der deutschen Wehrmacht das
Nationalkomitee "Freies Deutschland". Dessen politisches Ziel bestand
im Sturz Adolf Hitlers und der sofortigen Beendigung des Krieges, um
so die sich namentlich seit Stalingrad abzeichnende militärische
Niederlage im letzten Moment abzuwenden und weitere Opfer auf beiden
Seiten möglichst zu vermeiden. Dieses Ziel haben das Komitee, der sich
ihm im Herbst desselben Jahres anschließende "Bund Deutscher
Offiziere" sowie die von beiden Organisationen geführte Bewegung
"Freies Deutschland" letztlich verfehlt.

Während die Aufmerksamkeit der Historiker bisher überwiegend auf die
Führung der Bewegung "Freies Deutschland" und die Verlautbarungen
ihrer Moskauer Zentrale gerichtet war, haben die Aktivitäten in den
Kriegsgefangenenlagern, an den Front- und Zentralschulen oder die
vielen propagandistischen Unternehmungen im Zeichen der
schwarz-weiß-roten Fahne vor allem in Westdeutschland nur marginales
Interesse gefunden.

Mit der Publikation der Flugblätter und der Berichte der von Hans
Goßens geleiteten Frontstelle des Nationalkomitees "Freies
Deutschland" liegt nunmehr eine vorbildlich erschlossene und
musterhaft edierte Quellendokumentation vor, die gestattet, das
Handeln des Nationalkomitees und des Offiziersbundes zu prüfen, um
näher als bisher an die historische Wahrheit heranzukommen.

Gerald Diesener, der Verleger dieses reich illustrierten, trotz der
Materialfülle übersichtlich gestalteten Buches, schreibt in seinem
Geleitwort: Vor 75 Jahren rief das Nationalkomitee "Freies
Deutschland" der kämpfenden Wehrmacht und dem deutschen Volk zu: "Der
Kampf für ein freies Deutschland erfordert Mut, Tatkraft und
Entschlossenheit. Vor allem Mut. Die Zeit drängt. Rasches Handeln tut
not. Wer aus Furcht, Kleinmut oder blindem Gehorsam weiter mit Hitler
geht, handelt feige und hilft, Deutschland in die nationale
Katastrophe zu treiben. Wer aber das Gebot der Nation höher stellt als
den Befehl des 'Führers' und Leben und Ehre für sein Volk einsetzt,
handelt mutig und hilft, das Vaterland vor seiner tiefsten Schmach zu
erretten."

Dem ist nichts hinzuzufügen, außer dem tiefen Respekt für alle
Mitkämpfer der Bewegung "Freies Deutschland", die sich zu Recht auf
das Wort Huttens berufen konnten: "Ich hab's gewagt."

Leipziger Universitätsverlag, Leipzig 2018, 384 S., 29 €

 * 

Regiert Erdogan in Deutschland mit?

Der kleine Westend-Verlag hat ein großes Buch zu einem brisanten Thema
der deutschen und europäischen Politik vorgelegt. Sevim Dagdelen,
Bundestagsabgeordnete der Partei Die Linke, ist eine ausgezeichnete
Kennerin und Beobachterin ihres Herkunftslandes Türkei. Sie hat dort
Gerichtsprozesse gegen die demokratische Opposition des Landes genau
verfolgt. In ihrem Buch informiert sie u. a. über die Komplizenschaft
der Bundesregierung mit dem islamistischen Regime von Recep Tayyip
Erdogan. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht das Verhältnis zwischen
der BRD und der Türkei, wobei hier von einer zunehmenden
Unterwürfigkeit der politischen Elite der BRD, insbesondere der
Bundeskanzlerin Angela Merkel und des damaligen Außenministers
Frank-Walter Steinmeier, gegenüber dem autokratisch regierenden
Präsidenten Erdogan berichtet wird.

Die Autorin geht kurz auf die Auseinandersetzung um den Fall des
Satirikers Böhmermann wegen seines Schmähgedichts gegen Erdogan und
seine innenpolitischen Folgen ein. Darüber hinaus behandelt sie den im
Jahr 2013 geführten Prozeß gegen den türkischen Pianisten und
Komponisten Fazil Say. Obwohl Fazil Say in Deutschland häufig mit
Konzerten auftrat, schwieg die Bundesregierung zu seinem Fall, als ob
nichts passiert wäre. "Sie ließ die Künstler wie Fazil Say, der sich
als Brückenbauer zwischen den Kulturen [...] begreift, im Stich."
Dagdelen behandelt auch ausführlich die Schauprozesse des
Erdogan-Regimes gegen unabhängige türkische Journalisten und
Oppositionelle. Der deutschen Regierung geht es nicht nur um den
BRD-Türkei-Flüchtlings-Deal, sondern hauptsächlich um handfeste
wirtschaftliche und vor allem geostrategische Interessen am Bosporus.
Die Autorin weist auf die weitgehend unbeachteten, jedoch von Erdogan
längst okkupierten Moschee-Gemeinden in Deutschland hin. Deren
Staatsbeamte und Agenten dürfen ungehindert bundesweit schalten und
walten, Menschen aufhetzen und islamisch-fundamentalistisch
indoktrinieren. Seit der Regierungsübernahme von Erdogans Partei
Adalet ve Kalkιnma Partisi, Partei für Gerechtigkeit und
Aufschwung (AKP), hat die islamistische Muslimbruderschaft in der
Türkei an großem Einfluß gewonnen. Die AKP treibt in Deutschland
ungehindert ihr Unwesen. Auf eine diesbezügliche parlamentarische
Anfrage von Sevim Dagdelen wurde eine Stellungnahme dazu von der
Bundesregierung "aus Gründen des Staatswohls" abgelehnt. Ihr ist daran
gelegen, möglichst alles totzuschweigen, was die türkischen Islamisten
in Deutschland treiben.

Dagdelen geht ausführlich auch auf den Völkermord an den türkischen
Armeniern ein und weist auf die Beihilfe deutscher Militärs und
Politiker hin. "Die historische Wahrheit läßt aber eine Festlegung der
Rolle des Kaiserreiches auf bloß eine unterlassene Hilfeleistung nicht
zu." Es war damals nur Karl Liebknecht, der im Januar 1916 im
Reichstag nachfragte und deswegen von den anderen Abgeordneten
niedergeschrien wurde. Im nachhinein stellte Liebknecht fest: "Die
türkische Regierung hat ein furchtbares Gemetzel unter den Armeniern
angerichtet; alle Welt weiß davon - und in aller Welt macht man
Deutschland verantwortlich, weil in Konstantinopel die deutschen
Offiziere die Regierung kommandieren." Sevim Dagdelen erinnert daran,
daß eine solche Kumpanei bis zum heutigen Tag nahtlos fortgesetzt
wird. Die Distanzierung Angela Merkels von der Armenien-Resolution
belegt dies exemplarisch. Seit der Debatte zu diesem Dokument am 31.
Mai 2016 im Bundestag werden elf türkischstämmige Abgeordnete von
Erdogan-Anhängern in der BRD bedroht und stehen deswegen unter
Polizeischutz. Faktisch regiert Erdogan in der BRD mit. Die Autorin
unterbreitet am Ende ihres Buches einen 10-Punkte-Plan, der als
Grundlage für die Unterstützung der Oppositionellen in der Türkei und
der verfolgten Kurden dienen könnte.

Sevim Dagdelen spricht von einer moralischen Bankrotterklärung der
deutschen Regierung unter Merkel und Steinmeier, die nur an die
Durchsetzung deutscher Interessen denke. Aber eine Außenpolitik, die
allein auf den Deal zur Flüchtlingsabwehr gerichtet sei, werde auf
Dauer nicht funktionieren und unweigerlich scheitern.

Dr. Matin Baraki

Sevim Dagdelen: Der Fall Erdogan.

Westend-Verlag, Frankfurt a. M. 2016, 220 Seiten, 18 €
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Neue grimmige Abrechnung

Der Wolf, der die Geißlein gefressen hatte, wurde von den schweren, im
Bauch eingenähten Wackersteinen in den Brunnen gezogen.

Gretel schob die Hexe in den Ofen, das böse Weib verbrannte.

Des Fischers Frau mußte am Ende zurück in die alte Kate.

Schneewittchens Stiefmutter tanzte sich in glühenden Pantoffeln zu
Tode.

Rumpelstilzchen stieß wütend seinen Leib in den Boden und riß sich
selbst auseinander.


Grausig, grausig, liebe Grimms, was ihr da gesammelt und
aufgeschrieben habt, hart wurde bei euch abgerechnet.

Hätten nicht alle Bösewichte in einem Erziehungscamp in Amerika
oder Australien durch harte Arbeit, feste Regeln und karge Kost
gebessert werden sollen?

Ach, da bringe ich wohl etwas durcheinander, das macht man mit
hoffnungslos verkorksten Jugendlichen, verbraucht Steuergelder und
erzielt hohe Einschaltquoten im Fernsehen. Die Bösewichte aber in den
Märchen lassen sich kostengünstig durch geringe Textänderung bessern.

Rumpelstilzchen könnte als achter Zwerg zu Schneewittchen gekommen
sein, wäre jeden Tag mit den Zwergen zur Arbeit gegangen und hätte
sich in das schöne Fräulein verliebt. Schon würde er auf das Kind der
Königstochter verzichtet haben und brauchte, falls das ein
"Schreikind" geworden wäre, sich nicht für Gesetzesänderungen
bezüglich Kinderlärmbelästigung zu interessieren.

Schneewittchens Stiefmutter wäre mit des Fischers Frau ausgetauscht
worden, ihr hätte die Zeit gefehlt, den Spiegel nach ihrer Schönheit
zu befragen, weil sie mit Mietspiegelvergleichen und der ständigen
Umzieherei genug zu tun gehabt hätte.

Die dumme Fischersfrau dagegen wäre zufrieden gewesen mit
Schneewittchens elterlichem Wohnsitz, hätte die "Bild"-Zeitung
beblättert und bei RTL den "Superstar" gewählt.

Die böse Hexe aber wäre von der Agentur für Arbeit mit Harz IV
versorgt worden. Nach der Umschulung zur Kräuterfrau hätte sie sich
selbständig gemacht. Sie wäre nicht mehr hinter Hänsel her gewesen und
hätte den Krankenkassen hohe Apothekerrechnungen erspart.

Der Wolf, der die Geißlein gefressen hat, wäre von einem Gericht
verurteilt worden, auf Bewährung versteht sich, weil das seine erste
Straftat war.

Natürlich wäre er rückfällig geworden und hätte auch noch Rotkäppchen
mitsamt der Großmutter gefressen. Da wäre es ernst geworden. Man hätte
ihn nach Bayern in die Gegend abgeschoben, in der vor einiger Zeit
Bruno der Bär erschossen wurde.

Aber keine Sorge, so ein schlauer Wolf kommt zurecht. Er hat sich eine
Frau gesucht, mit den Jägern Has' und Igel gespielt und geheult: Ich
bin schon da, bin wieder da!

Da noch nichts anderes in der Zeitung zu lesen war, ist er weder
gestorben noch abgeschossen und lebt da wohl noch heute.

Edda Winkel

 * 

Heinrich Fink: Wie die Humboldt-Universität gewendet wurde

Am 3. April 1990 wurde Professor Dr. Heinrich Fink bei der Rektorwahl
an der Humboldt-Universität Berlin als einer von vier Kandidaten mit
72 % der Stimmen von 504 Delegierten gewählt. Doch in dieser Funktion
blieb er nicht lange. Gut anderthalb Jahre später, am 25. November
1991, erhielt er vom Berliner Senator für Wissenschaft nach
Beschuldigungen über eine vermutete, aber nie bewiesene Mitarbeit bei
der Staatssicherheit der DDR die Kündigung. Dieses Vorgehen hatte mit
Rechtsstaatlichkeit nur insofern zu tun, als sie deren Grundsätze
mißachtete.

Rektor Fink widersprach der Amtshandlung des Senators, woraufhin das
Arbeitsgericht die Kündigung auf hob und er weiterhin das Amt des
Rektors ausüben konnte. Der Senator legte Widerspruch gegen diese
Entscheidung ein, was ihr aufschiebende Wirkung verlieh. Das war eine
der ersten Auseinandersetzungen des Berliner Senats mit dem nach
Demokratisierung und Gerechtigkeit strebenden Großteil der
Universitätsangehörigen und der studentischen Mehrheit.

Zu einer bemerkenswerten oppositionellen Stimmung an der Universität
trugen damals ebenso Herabwürdigungen und eine Reihe fadenscheinig
begründeter Entlassungen international bekannter Spezialisten bei. Am
22. Juni 1991 erhielt u. a. der Urologe Prof. Dr. Peter Althaus,
Direktor der Klinik und Poliklinik der Charité, seine fristlose
Kündigung. Der neue Dekan, Harald Mau, hatte Prof. Althaus weder von
seinem Antrag auf Überprüfung der "Stasi"-Akten informiert, noch ihn
zu seiner vermeintlichen Geheimdienstmitarbeit befragt. Der Rektor der
Humboldt-Universität wurde einfach übergangen. Die Presse indes
entfachte eine Kampagne gegen die Charité, die Teil der Universität
blieb. So konnte man im "Spiegel" lesen, daß sich Mediziner an
Menschenversuchen beteiligt hätten. Andere Blätter wußten von
"Stasi-Spitzeln" in ihrer Leitung. Gegen den "roten Filz", d. h. gegen
die in der DDR führende SED und ihre Mitglieder, wurde Stimmung
gemacht.

Die Unzufriedenheit der Mitarbeiter stieg, Proteste der Bevölkerung
häuf ten sich. Während einer dieser Veranstaltungen trat Joachim Gauck
auf. Seinen Beitrag begann er mit den Worten, daß er schon lange die
"Stätte der Begünstigten", wie er die Charité nannte, aufsuchen
wollte. Er prägte auch den Satz, die Bürger hätten ein Recht darauf,
daß sie in Krankenhäusern, Rathäusern und Chefetagen nicht auf Leute
träfen, die sich mit der "Stasi" gemein gemacht hätten. Aus der
Vielzahl der Vorgänge der Schaffung freier Stellen für Interessenten
aus der alten BRD entstand ein erbitterter Konkurrenzkampf, in dem die
ostdeutschen Bewerber in vielen Fällen von vornherein die schlechteren
Karten hatten. Eine Bürgerinitiative, die sich montags auf dem
Alexanderplatz an der Weltuhr traf, rief zum öffentlichen Protest
gegen die Entlassungen und Diffamierungen in der Charité auf.

Daniela Dahn stellt im Vorwort fest: "Demokratisierung war nicht das,
was die Regierenden im Sinne hatten. Und so wurde nicht auf-, sondern
flächendeckend abgeräumt." Weiter heißt es: "Unter dem Vorwand,
politische Altlasten zu entsorgen, wurden einträgliche Posten
mehrheitlich an zweitrangige Westimporte vergeben. Zwielichtige
Gestalten lebten ihre unverhofft gewonnene Macht in Orgien
persönlicher Demütigungen aus", wofür das arrogante Auftreten des
Professors für Wirtschaftswissenschaften Wilhelm Krelle ein Beispiel
ist. Als neuer Dekan, ehemaliger Generalstabsoffizier der Waffen-SS,
verkündete er selbstherrlich: "Kein Marxist wird seinen Fuß über die
Schwelle dieses Hauses setzen, solange ich hier das Sagen habe."
Allein in der von ihm geleiteten Fakultät durften im Zuge der
Abwicklung von 180 Hochschullehrern nicht mehr als zehn bleiben.

In den neu eingerichteten Studentenklubs redete man 1990 täglich über
den "Umbruch in Deutschland". Brechts Tochter Hanne Hiob hatte dessen
Gedicht "Der anachronistische Zug" mit Unterstützung des Berliner
Ensembles inszeniert und auf die Straße gebracht. Am 18. November 1991
starteten die Darsteller mit 50 ausgemusterten Militärfahrzeugen,
alten Luxuskarossen und Motorrädern in Bonn und kamen am 2. Dezember
in Berlin an. Als Rektor der Universität übernahm Prof. Fink die
Verantwortung und stellte dem "Anachronistischen Zug" den ganzen
Innenhof zur Verfügung, um diesen zeitweilig zu einer Mahn- und
Nachdenkstätte deutscher Unfriedensgeschichte zu machen. Das in der
Uni angebrachte Marx-Zitat: "Die Philosophen haben die Welt nur
verschieden interpretiert. Es kömmt darauf an, sie zu
verändern." wurde schnell zum "Stein des Anstoßes".

Nachdem die Karl-Marx-Büste schon längst auf einen Platz in der
Kunstsammlung der Universität entsorgt wurde, gab es heftige Debatten
darüber, ob nach der "Wende" diese angeblich "indoktrinierende Losung"
weiterhin an ihrem bisherigen Platz bleiben durfte. Eine
Endlos-Debatte über die Erhaltung der denkmalgeschützten Marmorwand
und ihrer Losung führte schließlich zu einem Wettbewerb der
Umgestaltung des Foyers. Die Engländerin Ceal Floyer gewann die
Ausschreibung. Ihre Kunstinstallation trägt den Titel "Vorsicht
Stufe". Übrigens: "Stuve" hieß beim Neuanfang die erste
Studentenvertretung an der Humboldt-Universität. Prof. Fink erinnert
sich gern daran und erklärt: "Es waren zwei Jahre des kritischen
Engagements der Studenten um ihre Rechte."

Am 29. Juli 1990 fand der Festakt zur Übergabe der Friedrich
Engels-Kaserne an die Humboldt-Universität statt. Die
Schlüsselübergabe sollte zu einem glaubhaften "Akt der Umwidmung eines
Militärobjektes zu einem Haus der Wissenschaft werden". Die
Veranstaltung auf dem Kasernenhof war aber eine Täuschung der
Öffentlichkeit. Die Humboldt-Universität blieb bei der Vergabe der
Nutzungsrechte für dieses Objekt unberücksichtigt.

Informativ sind die Aussagen zu Rudolf Bahro. Der in der DDR
Verurteilte reiste nach seiner Amnestie in die BRD aus; 1989 kehrte er
in die DDR zurück. Mit Wirkung vom 15. September 1990 wurde er von der
DDR-Regierung zum außerordentlichen Professor für Sozialökologie
berufen. Rudolf Bahro war der Ansicht, daß die Humboldt-Universität
sich nicht einfach an den Westen anpassen dürfe, daß Hochschullehrer
und Studenten Erfahrungen aus den 40 Jahren DDR in internationaler
Solidarität sowie in Friedens- und Umweltfragen einzubringen hätten
und daß sie sich der Bewegung gegen Krieg und Zerstörung der
natürlichen Umwelt anschließen sollte. Das von ihm 1990 gegründete
Institut für Sozialökologie sowie seine Vorlesungen und Seminare
hatten ungewöhnlichen Zulauf. Im November 1993, Prof. Heinrich Fink
war inzwischen als Rektor entlassen, erhielt Rudolf Bahro Post von der
Humboldt-Universität mit dem Inhalt, daß bezüglich der
"wissenschaftlichen Qualifikation und der Arbeitsweise seines
Instituts erhebliche Bedenken" bestünden. Letztlich wurde das Institut
Mitte der 90er Jahre geschlossen.

Zunehmend wich dem hoffnungsvollen Beginnen die Ernüchterung. Viele
hatten die Illusion, daß es mit dem größer gewordenen Land möglich
sein würde, Erneuerung und Demokratisierung in Gesamtdeutschland zum
Durchbruch zu verhelfen. Statt dessen fand flächendeckend die
Übertragung der Strukturen des kapitalistischen Westens auf
Ostdeutschland statt.

Ehrenfried Pößneck

Leipzig


Heinrich Fink: Wie die Humboldt-Universität gewendet wurde.
Vorwort: Daniela Dahn.

Ossietzky-Verlag, 2. Auflage 2013, 128 S., 12,50 €,
ISBN 978-3-9808137-0-9
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Provokateure und Täter in zwei Jahrtausenden

Baden erstreckt sich von Basel aus Richtung Norden am Rhein entlang
und vollführt dann bei Mannheim wie eine spiegelverkehrte Sieben einen
scharfen Knick nach Osten bis kurz vor Würzburg. Dieser östlichste
Teil, zu Tauberfranken gehörig, wird im Volksmund gerne "Badisch
Sibirien" genannt - zum einen, weil er eben im Osten liegt, zum
anderen, weil er erheblich dünner besiedelt ist als der Rest.

Immerhin loderte hier, um Boxberg herum, im sechzehnten Jahrhundert
ein Glutnest der Bauernkriege, an die sich in den 70er Jahren die
Bevölkerung erinnerte - im Widerstand gegen Pläne der
Filbinger-Landesregierung, auf gutem Ackerland einen NATO-Flugplatz zu
errichten. Noch heute existiert dort eine landwirtschaftliche
Genossenschaft, die sich "Bundschuh" nennt nach dem traditionellen
Kleidungsstück der Leibeigenen.

Auf seinem Weg macht der Wanderer Halt im Römermuseum Osterburken.
Hier lief der römische Limes entlang, der Schutzwall der damaligen
Imperatoren gegen die "Barbaren" aus dem Norden - Goten, Sachsen,
Friesen, Chatten, Sugamber und zahlreiche andere Stämme, die Gaius
Julius Cäsar nicht auseinanderhalten konnte. Obwohl sie nicht viel
untereinander gemein hatten, warf er sie in seinem schlichten Weltbild
zusammen und beschrieb sie mit dem Kunstwort "Germanen".

Im Römermuseum jedenfalls erfährt der Wanderer Erstaunliches. Während
ihm von allen Seiten jahrzehntelang eingetrichtert wurde, daß die
kleine Gemeinschaft der ersten Christen von den bösen Römern im
Kolosseum den Löwen zum Fraß vorgeworfen wurde, weil die neue Religion
dem Jupiter-Kult zuwiderlief, scheint es historisch anders gewesen zu
sein.

Das römische Reich, so belegt es Osterburken, war eine relativ
tolerante Gesellschaft, was die Religionen betraf. Verschiedene
Glaubensrichtungen existierten nebeneinander, ohne sich gegenseitig zu
bekriegen. Die Christen allerdings waren bereits damals unduldsam und
wollten keine andere Religion gelten lassen. Sie agierten so
penetrant, daß sich die römischen Herrscher gezwungen sahen, den
Unfrieden zu stoppen.

Auf seinem weiteren Weg nach Westen stößt der Wanderer erneut auf den
Neckar. Im traditionell konservativen Mosbach stellt das dortige
Heimatmuseum ein Exemplar des "Mosbacher Volksblatts" vom November
1931 aus: "So wird im dritten Reich regiert - Wer nicht pariert, wird
erschossen". Diese Aufmacherzeile auf der Titelseite widerlegt ein
weiteres Mal die spätere Schutzbehauptung vieler Untätiger, sie hätten
den Faschismus nicht haben kommen sehen.

Und daß dieser direkt vor den Toren Mosbachs seine Fratze zeigte, war
spätestens ab 1944 für jedermann offensichtlich: Im
Konzentrationslager Neckarelz, einer Außenstelle des elsässischen KZs
Natzweiler-Struthof, mußten Tausende Häftlinge und Zwangsarbeiter die
Stollen bei Obrigheim ausbauen, da dort kriegswichtige Flugzeugmotoren
hergestellt werden sollten, Motoren von Daimler-Benz. Die KZ-Häftlinge
wurden in der umfunktionierten Schule von Neckarelz zusammengepfercht
und starben wie die Fliegen, wenn sie nicht wegen vermeintlicher oder
tatsächlicher Sabotage ermordet wurden. Etliche weitere Lager wurden
errichtet, weil die SS und Daimler-Benz immer mehr Menschenmaterial
anforderten.

Am 28. März 1945 schließlich wurden angesichts der herannahenden Front
die noch Lebenden auf einen Todesmarsch geschickt, auf dem mindestens
640 Häftlinge starben. Eine Gruppe Frauen, die per Güterwaggon auf
Transport geschickt wurde, starb qualvoll in ihrem Eisenbahnwagen, den
die SS in Brand gesetzt hatte.

Erst 1985 begann die Aufarbeitung der Geschichte, dies jedoch unter
großem Einsatz von Ehrenamtlichen, Schülern und Einheimischen und
unterstützt von der Stadt Mosbach. Eine heutige Dauerausstellung ist
höchst informativ. Im Gegensatz zu etlichen anderen Gedenkstätten in
Westdeutschland wurden und werden hier auch die Täter mit Rang und
Namen genannt. Der Verein KZ-Gedenkstätte Neckarelz e.V. löckt
erfreulicherweise gegen den Stachel westdeutschen Verschweigens.

Hans Dölzer †


Unser Autor Hans Dölzer, Jahrgang 1955, wuchs in der
nordhessischen Provinz auf. Er arbeitete als Buchbinder, Taxifahrer,
Reifenmonteur, Fahrlehrer, Grafiker, Busfahrer, Dozent, Fachkraft für
Arbeitssicherheit und schließlich als Journalist und Schriftsteller.


Viel zu früh ist er am 15. Oktober gestorben.
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Im Kampf um gerechte Renten nicht aufgeben!

Bundessozialminister Hubertus Heil verkündete im Juli, daß eine
sichere Altersversorgung, ohne Generationen gegeneinander
auszuspielen, ein Kernversprechen des Sozialstaates sei. Das Alter
solle nicht von Sorgen um die Rente bestimmt sein.

Da fragen sich doch die in Ostdeutschland lebenden Rentner, warum
ihnen zu großen Teilen eine "sichere Altersversorgung" versagt wird.
Viele Berufsgruppen aus der DDR, darunter die der Ingenieure, bleiben,
trotz aller rechtlichen Bemühungen bei der Rentenberechnung,
unterbewertet (Nichtanerkennung der Altersversorgung der Intelligenz,
sogenannte Intelligenzrente). Die gesetzliche Grundlage für die
Rentenzahlung ist das AAÜG - das Anspruchs- und
Anwartschaftsüberführungsgesetz zur Überführung der Ansprüche und
Anwartschaften aus Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der DDR. Es
wurde als Artikel 3 des Rentenüberleitungsgesetzes (RÜG, Gesetz zur
Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen Renten- und
Unfallversicherung) am 25. Juni 1991 im BGBl, Seite 1606, verkündet.
Damit wurde das SGB 6 auf das "Beitrittsgebiet" ausgedehnt.

Sehr bald stellten sich bei der Anwendung gesetzliche
Unzulänglichkeiten und finanzielle Belastungen des Staates heraus, die
das BSG im Jahr 2002 veranlaßten, mehrere Entscheidungen zu treffen,
welche den eingetretenen Zustand umkehren sollten. Es entstand eine
neue Begriffswelt der "Volkseigenen Produktionsbetriebe", des
"Stichtages 30. Juni 1990" und anderer Absonderlichkeiten, die sich
die Sozialgerichte in gehorsamer Bürokratenmanier bis heute zunutze
machen, um Rentenansprüche von Rentnern aus der DDR abzuwehren oder zu
minimieren. So erging es auch mehreren Klägern aus dem ehemaligen VEB
Elektronik Gera. Ihre Klagen auf Gewährung der "Intelligenzrente"
wurde vom Thüringer Sozialgericht Erfurt, vom Sozialgericht Altenburg
und vom Landessozialgericht München abgewiesen. Mit Ausnahme des LSG
München ließen die Gerichte keine Revision zum BSG zu. Die Abweisung
der Klage erfolgte mit der Begründung, daß der VEB Elektronik Gera
bereits drei Tage vor dem gesetzlich festgelegten Stichtag, dem 30.
Juni 1990, abgewickelt und in eine Kapitalgesellschaft umgewandelt
worden sei.

Das nunmehr angerufene Bundessozialgericht Kassel teilte aber nicht
die Auffassung des LSG München, daß die Arbeitsverhältnisse der
Ingenieure des VEB Elektronik Gera bereits vor dem Stichtag am 27.
Juni 1990 an die Kapitalgesellschaft Electronicon GmbH übergegangen
sind, und sah juristische Fehler in der Urteilsbegründung. Es verwies
den Fall an das LSG München zurück. In einem Interview zu diesem Fall,
welches Karl-Heinz Bornschein, Koordinator der 500 betroffenen
Ingenieure aus Gera, am 4. Mai mit dem Vorsitzenden Richter am BSG
Kassel, Herrn Dr. Josef Berchthold, führte, ergeben sich interessante
Aspekte für den Kampf um die "Intelligenzrente".

1. Die Auslegung bestehender Gesetze ist eben nicht "par ordre du
mufti" (ohne Einbeziehung der Betroffenen) machbar. Im konkreten Fall
geht es um die Anwendung des Gesetzes über die Spaltung der von der
Treuhand verwalteten Unternehmen, welches ca. ein halbes Jahr vor dem
AAÜG in Kraft trat. Dessen rückwirkende Anwendung auf Gesetze der DDR
ist deshalb unzulässig.

2. Die Art und Weise der juristischen Behandlung dieses Falles zeigt,
daß "... die Zukunft weitere spannende Fragen, nicht nur bei dieser
Fallkonstellation, bringt, und noch weitere hochinteressante
Fragestellungen auf dem Gebiet des Überführungsrechtes zu klären sein
werden". (Dr. J. Berchthold im Interview)

3. Trotz aller Mißerfolge im Kampf um eine gerechte Rente kann
Ausdauer, Hartnäckigkeit und Solidarität letztlich zu einem Erfolg
führen!

Heinz Scharf

Neuenhagen
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Zum FDJ-Verbot in Westdeutschland (1951)

Es ist erfreulich, daß Ralph Dobrawa im August-RF das Buch von Josef
Foschepoth "Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im Kalten Krieg"
besprochen hat. Ich möchte auf einen weiteren verfassungswidrigen
Beschluß der Adenauer-Regierung hinweisen - das Verbot der Freien
Deutschen Jugend von 1951, über das bis heute meist geschwiegen wird.

Ich zitiere aus dem Protokoll zur Bundestagssitzung vom 9. Juli 1951,
die sich auf Antrag der KPD-Fraktion mit dem Verbotsurteil und dessen
Verfassungswidrigkeit befaßte.

In der Begründung des Antrags erklärte die KPD-Abgeordnete Grete
Thiele: "Das Verbot der FDJ ist verfassungswidrig, weil die
Bundesregierung nicht befugt ist, in die Zuständigkeit der
Rechtsprechung einzugreifen, soweit diese durch Gesetz begründet ist.
Das ergibt sich aus dem im Grundgesetz verankerten Prinzip der
Dreiteilung der Gewalten und aus der Bestimmung, daß die Gerichte
unabhängig sind, d. h. daß die Staatsorgane sich nicht in die
Rechtsprechung einmischen dürfen. Es ist aber eindeutig bestimmt, daß
die Feststellung, ob eine Vereinigung nach Art. 9 des Grundgesetzes
verboten ist, dem Gericht, nämlich dem Bundesverfassungsgericht,
vorbehalten ist. Das ergibt sich aus Art. 18 Satz 2 des Grundgesetzes.
(Zuruf von der Mitte: Irrtum!)

Ich muß ebenso wie mein Kollege Fisch darauf hinweisen, daß es der
Bundesjustizminister Dr. Dehler war, der die Aufnahme dieser
Bestimmung mit der Begründung gefordert hat, daß der ganze Artikel
ohne den Satz 2 wertlos sei und in den Polizeistaat gehöre. Dr. Dehler
führte dazu aus, daß jede Polizeibehörde die Grundrechte außer Kraft
setzen könne, wenn nicht die Zuständigkeit des
Bundesverfassungsgerichts für die Entscheidung über die
Grundrechtsverwirkung begründet werde. Daraufhin stimmten der
Hauptausschuß und das Plenum des Parlamentarischen Rates der jetzigen
Formulierung zu, die wie folgt lautet: 'Die Verwirkung und ihr Ausmaß
werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.'

In der Begründung zum Verbot der FDJ wird die FDJ als eine Vereinigung
bezeichnet, die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung richte. Ich
frage Sie, meine Herren und Damen: Ist es gegen die verfassungsmäßige
Ordnung, wenn eine Jugendorganisation für Frieden und
Völkerverständigung kämpft? (Lachen.)

Ist es gegen die verfassungsmäßige Ordnung, wenn eine
Jugendorganisation nach ihrem Programm ihre ganze Tätigkeit auf die
Verwirklichung der vier Grundrechte richtet, die wie folgt lauten:
politische Freiheit für die Jugend, Wahlrecht ab 18 Jahre, Recht auf
Bildung, Recht auf Arbeit und Arbeitsschutz und Recht auf kulturelle
Betätigung? Wenn das, meine Herren und Damen, gegen die
verfassungsmäßige Ordnung ist - das ist nämlich die Tätigkeit der FDJ
(anhaltende lebhafte Zurufe), dann haben Sie allerdings recht
mit Ihrem Verbot. (Abg. Strauß: Jeden Tag ein neuer Witz!) Die
Vorgeschichte des Verbots verdient aber auch beachtet zu werden.
Bereits Monate vorher, beginnend im Oktober vorigen Jahres, wurden zur
Verhinderung des "Tages der Hunderttausend" willkürlich Mitglieder der
FDJ aus dem Ruhrgebiet aus ihren Wohnungen, aus ihren Betrieben heraus
verhaftet. (Bravo-Rufe in der Mitte.) 

Seit Monaten werden Kulturveranstaltungen der FDJ provozierend durch
die Polizei gestört und aufgelöst (fortgesetzte lebhafte
Zurufe), und wahllos wird auf Frauen, Kinder und Jugendliche
eingeschlagen, damit daraus ein Widerstand der FDJ gegen die
Staatsgewalt konstruiert werden kann. Meine Herren und Damen, dieses
Zeichen der Demokratie, dieses Zeichen Ihrer Demokratie, Herr Dr.
Lehr, den Gummiknüppel, den habe ich selbst dermaßen zu spüren
bekommen, daß ich in den Krankenwagen gelegt werden mußte.
(Anhaltende Zurufe von der KPD - Gegenrufe von der Mitte und
rechts.)

Und so war es auch bei der Kundgebung der jungen deutschen Patrioten
hier in der Nähe des Petersberges, hier vor der westdeutschen
Zwingburg, als die Polizei eingegriffen hat. Das sollte nämlich der
äußere Anlaß zum Verbot der FDJ werden, wie es der Innenminister Dr.
Lehr hier im Bundestag sehr deutlich und für meine Begriffe, Herr Dr.
Lehr, zynisch und brutal gesagt hat. (Zuruf von der KPD: Er grinst
noch dazu! - Fortgesetzte lebhafte Zurufe.)

Meine Herren und Damen, warum aber wurde die Verfassung gebrochen, und
warum wurde dieses Verbot ausgesprochen? Damit hier ein Polizeistaat
nach Herrn Dr. Lehr, nach Herrn Dr. Dehler geschaffen wurde, weil die
im Grundgesetz verankerten sehr bescheidenen Rechte für das Volk
Hindernisse sind für die Verwirklichung der Kriegspläne und für die
Aufstellung einer deutschen Wehrmacht, von Ihnen schamhaft
"Sicherheitsbeitrag" genannt. Hunderttausende junger Menschen in
Westdeutschland sagen heute nicht mehr nur "Ohne uns" dazu, sondern
sie sind bereit, ihr eigenes Leben, ihre Zukunft und unsere deutsche
Heimat aktiv gegen die Kriegshetzer zu verteidigen. Die Freie Deutsche
Jugend steht an der Spitze des besten Teils der deutschen Jugend im
Kampf für die Erhaltung des Friedens (fortgesetzte lebhafte Zurufe
- große Unruhe) und für die Wahrung der demokratischen Rechte
entsprechend ihrem Programm. (...)

Unaufhörlich ist der Zustrom aus allen Teilen der westdeutschen
Jugend, die sich zur FDJ, ihren Zielen und ihrem Freiheitskampf
bekennen und zu den Weltfestspielen der Jugend und Studenten nach
Berlin fahren und damit den Willen der westdeutschen Jugend für
Völkerverständigung und Frieden unter Beweis stellen werden. Darum
wurde das Verbot ausgesprochen, weil die Regierung und alle
Kriegstreiber diese Jugend fürchten und sie in ihrem Friedenskampf
behindern wollen. Die westdeutsche Jugend aber will keinen Krieg, und
darum wird Ihnen dieses Verbot nichts nützen. Im Gegenteil, immer mehr
junge Menschen werden den Charakter dieses Staates erkennen. (Sehr
gut! bei der KPD.) (...)"

Die CDU beantragte schließlich den "Übergang zur Tagesordnung", die
SPD-Fraktion war wieder einmal restlos einverstanden.

Johann Weber

 * 

Die juristische Verfolgung von Mitgliedern der FDJ

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Wasserfrauen

Ich will über ein Buch schreiben, das von besonderer Bedeutung ist.
Florence Hervé hat es verfaßt, Thomas A. Schmidt lieferte die Fotos.
Beides, Text und Bilder, machen es zu einem Werk ganz eigener Art. Es
handelt von Frauenpersönlichkeiten, die sich für eine ausreichende
Versorgung aller Menschen mit Wasser einsetzen - und Wasser ist
lebensnotwendig!

Die Autorin stellt engagierte "Wasserfrauen" aus verschiedenen
Kulturen mit unterschiedlichen Berufen vor, die zeigen, wie globale
Verantwortung wahrgenommen, persönliche Probleme gelöst und Antworten
auf wesentliche Lebensfragen gefunden werden. Wunderschöne Fotos über
Seen, Flüsse und Landschaften ergänzen die Porträts, welche die
Fähigkeiten, die schöpferischen Leistungen von Frauen und ihre Kraft,
sich gegen Widerstände durchzusetzen, dokumentieren. Sie alle eint der
Kampf für eine progressive gesellschaftliche Entwicklung. Noch sind
Frauen bei Entscheidungen "auf kommunaler, nationaler und
internationaler Ebene unterrepräsentiert und werden mit ihrem Wissen
kaum beteiligt. Technische und wirtschaftliche Aspekte gelten als
Männersache." So geht es der Autorin darum, solche Frauen
vorzustellen, die als Stadtplanerin, Ingenieurin für Wasserbau,
Deichgräfin, Landschaftspflegerin, Biologin, Völkerrechtlerin für
Wasserrecht, Umweltwissenschaftlerin, Gondoliera, Iglu-Architektin und
Schifferin unbeirrbar für ein lebenswertes Leben für alle eintreten.

Unterschiedlichste Wirkungsmöglichkeiten von Frauen werden
dokumentiert. Durch Deichrückverlegung gaben Stadtplanerin und
Biologin der Elbe 400 Hektar zurück, um Schutz vor Hochwasser zu
erreichen. In den Niederlanden setzt sich eine Wasserfrau dafür ein,
Städte an die Folgen des Klimawandels mit technischer Infrastruktur
anzupassen. Aufregend und bemerkenswert: Die Gondoliera hat 1000 Jahre
alleiniger Vorherrschaft der Männer gebrochen. Die Mutter von drei
Kindern ist leider bisher die einzige in diesem Beruf. Wasser ist eine
Ursache für Konflikte und eine Waffe in Konflikten, wie die Expertin
für internationales Wasserrecht und -konflikte belegt. Sie verweist
auf die Nutzung der Staudämme durch den IS im Norden Syriens und des
Irak. In Istanbul kämpft die Umweltwissenschaftlerin für ein
Menschenrecht auf Wasser. Sie möchte eine andere Wasserverwaltung,
welche die Menschen und nicht die Profite in den Mittelpunkt stellt.
"Die Privatisierung von Wasser in der Türkei - unter anderem ein
Ergebnis neoliberaler Politik - steht im Gegensatz zu den Interessen
der einfachen Menschen." Birsen Argun aus Südanatolien kämpft gegen
einen Staudamm, der die Weltkulturstadt Hasankeyf fluten würde.

Einfach ist der Beruf von Wasserfrauen nicht. Die einzige Schifferin
im Nationalpark Grande Brière und der Schilfrohrlandschaft zwischen
der Loire und der Vilaine erhielt Drohungen, weil diese Arbeit
ausschließlich als Männersache angesehen wurde. "Die Sumpflandschaft
ist ein Männer- und Machogebiet", sagt sie. Drei Jahre hat sie um
Anerkennung kämpfen müssen. Interessant sind die vorgestellten
Künstlerinnen. Ob als Opernintendantin, die sich vom Bodensee
inspirieren läßt, oder als Tänzerin und Musikerin, die aus dem Wasser
ihre künstlerischen Anregungen erhält, die Fotografin, für die Wasser
und Schnee die Konstanten ihres Lebens sind, oder die Künstlerinnen,
die ihr Arbeitsgebiet 200 Kilometer nördlich des Polarkreises gefunden
haben, beeindrucken mit ihrem Engagement für das Wasser und den Erhalt
dieser lebenswichtigen Ressource.

Die porträtierten Frauen stehen für viele Aktivistinnen, die den
Erhalt des Wasserreservoirs beruflich fördern und damit Verantwortung
für sauberes Wasser übernehmen. Es sollte für alle Menschen dieser
Erde dasein. Sie zeigen praktisch und theoretisch, wo und wie und
durch wen gegen dieses elementare Menschenrecht verstoßen wird.

Die französische Autorin und promovierte Germanistin Florence Hervé
und ihr Partner, der Rechtsanwalt für Gewerkschaften und Fotograf
Thomas A. Schmidt, schufen mit dieser mit großem Aufwand erarbeiteten
Dokumentation den Wasserfrauen ein bleibendes Denkmal.

Die Lektüre des Buches verspricht den Interessierten wichtige
Informationen und ästhetischen Genuß. Sie fordert Respekt für die
Tätigkeit der Wasserfrauen.

Prof. Dr. Helga E. Hörz

Berlin

Florence Hervé/Thomas A. Schmidt: Wasserfrauen.

AvivA-Verlag, Berlin 2017, 192 Seiten, 29 €
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DDR-Rodlerinnen ist Unrecht widerfahren

Seit der ungerechtfertigten Disqualifikation der DDR-Rodlerinnen bei
den Olympischen Spielen 1968 in Grenoble sind während der Olympischen
Winterspiele in Pyeongschang am 13.2.2018 genau 50 Jahre vergangen.

Bekanntlich hat die Internationale Rodelföderation (FIL) und auch das
IOC die Chance einer Rehabilitierung der Sportlerinnen anläßlich
dieses Jubiläums vertan. Im Vorfeld und nach den Olympischen
Winterspielen 2018 gab es aufgrund neuer erdrückender Beweise zur
Unschuld der Frauen eine Reihe von Initiativen, die Sportlerinnen vom
Vorwurf des Betrugs zu entlasten. Es ging schon lange nicht mehr um
die Rückgabe der Medaillen.

Die "Welt" und die "Sächsische Zeitung" haben sich noch einmal
ausführlich mit dem Thema beschäftigt. Selbst das dem IOC nahestehende
"Journal of Olympic History" hat in seiner ersten Ausgabe 2018 die
Rehabilitierungen der DDR-Sportlerinnen als überfällig bezeichnet.
Auch der "Sport-Senior" hat in seiner 99. Ausgabe die FIL
aufgefordert, endlich die Sportlerinnen von dem Vorwurf des Betrugs zu
befreien.

Die FIL hat mit der fadenscheinigen Begründung fehlender Zeitzeugen
und der Angst, die Medien könnten die Inkompetenz der Föderation
während des Rodelskandals belegen, erneut die Chance vertan,
Gerechtigkeit herzustellen.

Dem Vorfall und Ereignis angemessen hat sich die Vorstandsvorsitzende
des Deutschen Olympischen Sportbundes Veronika Rücker anläßlich des
Wiedersehenstreffens der Medaillengewinner der Olympischen
Winterspiele von Grenoble und der Olympischen Spiele von Mexiko 1968
in ihrem Grußwort geäußert. Indem sie die Geschichte als abenteuerlich
und stark nach kaltem Krieg riechend bezeichnete, sagte sie wörtlich:
"Wir sind der festen Überzeugung, daß Ortrun Enderlein und ihren
Mannschaftskolleginnen damals Unrecht widerfahren ist. Aus unserer
Sicht hätte sie eine Medaille gewonnen."

Mit den Worten "im Sinne des Sports und der Werte wie Fairneß und
Teamgeist" wurde Ortrun Enderlein vom Präsidenten des DOSB, Alfons
Hörmann, zu diesem Treffen eingeladen. Trotz eindeutiger Beweise
bemerkte Hörmann einschränkend in seiner Einladung: "Leider ist der
Vorgang aus heutiger Sicht für uns als DOSB nicht mehr objektiv zu
bewerten. Dennoch sehen wir uns hier in der Verantwortung und wollen
dieser bestmöglich gerecht werden."

Ortrun Enderlein ist dieser Einladung nicht nachgekommen. Sie erklärte
u. a.: "Solange eine vollständige öffentliche Rehabilitation nicht
erfolgt ist, sehe ich mich außerstande, Ihrer wenn auch gutgemeinten
Einladung Folge zu leisten."

Bei vollem Verständnis für die Haltung von Ortrun wurde vielleicht
durch ihre Abwesenheit die Chance vertan, daß sich die Öffentlichkeit
und die Medien erneut mit den Vorgängen in Grenoble 1968 stärker
auseinandersetzen. Schließlich war es ein kleiner Schritt in Richtung
Gerechtigkeit.

Wenn auch die Rodelföderation nach wie vor für die Entlastung vom
Vorwurf des Betrugs zuständig ist, kann auch der DOSB seinen Beitrag
leisten, indem er die Worte von Veronika Rücker auf dem
Wiedersehenstreffen befolgt: "Wir setzen uns intensiv mit der
Geschichte auseinander und werden auch Sorge dafür tragen, daß die
Vergangenheit nicht in Vergessenheit gerät."

Dr. Thomas Köhler

Berlin

 * 

Hundert Fliegen im Zug und ein Taschenhuhn

Ein Herr in einem auffallenden Outfit trat auf mich zu. Beatlefrisur,
Oberlippenbart, kurzärmelige Bluse, die mit einem Schnürsenkel
kreuzweise gebunden halb geschlossen war, kurze Hose - damals, 1950,
total unüblicher Aufzug. Ich befand mich auf der Überfahrt nach
Hiddensee auf dem Dampfer "Insel Hiddensee". Viele Stralsunder nutzten
die Tagesfahrtangebote, zum Ausspannen, zur Vogelbeobachtung, zum
Wandern über die Triften zum Leuchtturm, zur Bernsteinsuche, zum
Heidekrautpflücken, zum Sanddornernten im Herbst. Stralsund hatte
keinen schönen Strand, und die Überfahrt allein schon war es wert.
Kostete damals drei Mark hin und zurück.

"Wollen Sie mal Kormorane sehen?" Ja, ich wollte Kormorane sehen und
fragte zurück: "Sind Sie Ornithologe?" Er hatte einen großen
Feldstecher um den Hals.

Das Schiff hielt kurz zum Aussteigen in Vitte an, bevor es nach
Kloster weiterfuhr, und der Herr verließ den Dampfer. Während einer
kurzen Unterhaltung hatte er sich als Direktor des Parasitologischen
Instituts der Universität Leipzig vorgestellt und mir gesagt, wenn ich
mal Rat oder Hilfe bräuchte, könne ich mich jederzeit an ihn wenden.

Ich lebte seinerzeit noch im Elternhaus. Spannungen und harte
Auseinandersetzungen diktierten den Alltag. Eigene Wohnungen bekamen
in den Jahren damals nur Familien mit mehreren Kindern. Natürlich war
das in die Unterhaltung mit eingeflossen. Obendrein wurde ich Monate
später schwanger, was die Situation zu Hause verschärfte.

Und so fand ich mich dann im April des nächsten Jahres als
wissenschaftliche Hilfsarbeiterin des Parasitologischen Instituts in
Leipzig wieder. Unterkunft hatte ich in der großen Wohnung des
Direktors und genoß auch den Familienanschluß.

Mein Direktor und Chef war mit 32 Jahren der jüngste Professor der
DDR.

Doch was gehörte zu meinen Tätigkeiten? Zuallererst das Züchten von
Fliegen. Dazu kam, daß ich, ein junges Mädchen, ohne jede
Menschenkenntnis und Lebenserfahrung als Kaderleiterin des Instituts
eingesetzt wurde.

Die Ehefrau des Direktors studierte in Babelsberg an einer Schule, die
Volksrichter ausbildete, und so wurde ich verpflichtet, die drei
Kinder dieser Familie zu beaufsichtigen, eine ältere Frau versah den
Haushalt.

So ganz nebenbei erwartete ich ein Kind.

Die Fliegenzucht. Im Keller des Instituts befanden sich große
Glaskästen, in denen zum einen die gewöhnliche Stubenfliege und zum
anderen die kleine Frucht- oder Obstfliege für Versuche gezüchtet
wurden. Die Abteilung F8 war damals mit der Entwicklung des
Insektizides DDT beauftragt und forderte für ihre Arbeit je nachdem
zwischen 100 und 300 Fliegen dieser Arten an. Die Glaskästen hatten
seitwärts eine trichterartige Öffnung, an die eine Art Einweckglas
gehalten wurde, und eine Lampe, so daß die Tiere dort hinein ins Helle
flogen, denn der Raum selbst war dunkel. Nun hatte sich
herausgestellt, daß die Stubenfliegen im Verlaufe der Zeit resistent
wurden. In Chemnitz forschten die FEWA-Werke an dem
Fliegenvernichtungsmittel MUX, und ich wurde nach Chemnitz geschickt,
um 300 Fliegen in 6 Gläsern zu je 50 Stück zu holen. Die Gläser waren
in einer Tasche, und ich befürchtete während der Reise, daß mir ein
Mißgeschick passieren könnte. Der Zug nach Leipzig war voll, man
drängelte sich sehr, und meine dickbauchige Tasche war ständig im
Wege. Damals gab es noch einzelne Abteile in den Waggons, und als dann
in dem zuvor fliegenleeren Raum plötzlich viele herumschwirrten und
die Reisenden die lästigen Tiere abwehrten, um sich schlugen und
schimpften "Wo gommen denn die vielen Fliechen her?" ahnte ich, daß
wohl einige Gläser durch das Gedränge aufgegangen waren. Mit
Sicherheit hatte ich einen roten Kopf und einen schuldbewußten Blick,
aber das fiel keinem auf. Wer zog schon die Möglichkeit in Betracht,
daß ein so junges Ding, offensichtlich schwanger, mit Fliegen reiste.

Es waren nur zwei Gläser, deren Deckel verrutscht waren, aber hundert
Fliegen in einem Eisenbahnabteil waren hundert zuviel.

Später erhielt ich, Ende Mai, noch einen zweiten Sonderauftrag.

In Treseburg im Harz war die Schwiegermutter des Professors
verstorben, und ich sollte den Haushalt auflösen und das Huhn, das zum
Haushalt gehörte, mitbringen. Es wurde als Wirtstier für Lausfliegen
benötigt. Da aber irgendeine Epidemie unter Hühnern ausgebrochen war,
durften Hühner nicht ihre Ställe verlassen, nicht verkauft werden oder
den Ort wechseln. Man hatte mir eine Aktentasche mitgegeben, das war
alles, und das Viech sollte ich unbedingt mitbringen. Nach zwei Tagen
also, Huhn in Tasche, bestieg ich das Zügle. Wie der Teufel so will,
setzte sich auf die Bank mir gegenüber ein älterer Eisenbahner. Ach Du
lieber Gott. Ich preßte die Tasche an meinen Körper und rutschte auf
der Holzbank hin und her, ständig hustend oder mich räuspernd, denn
das Huhn gab des öfteren gackernde Laute von sich. Der Eisenbahner
guckte, gab mir dann gute Ratschläge gegen den Husten. "Nehmen Sie mal
Buchenteer, junge Frau, Sie hören ja gar nicht auf zu husten. Läßt Ihr
Mann Sie so krank allein reisen? Lindenblüte und Honig ist auch gut.
Sie gehören ins Bett. Na, meine Frau dürften Sie nicht sein, aber das
ist die heutige Jugend."

Als er ausstieg, war ich heilfroh und fuhr ohne Zwischenfälle nach
Hause, das Tier war dann auch ruhig, und ich lüftete ab und zu den
ledernen Käfig, in Sorge, der Insasse könne ersticken.

Erst in der Wohnung machten wir die Tasche auf und fanden den Grund
des leisen und langen Gegackers: ein Ei.

Beate Bölsche

Beetzsee

 * 

Zum 70. Jahrestag der Gründung der Pionierorganisation

Und das war im Dezember ...

Am 13. Dezember 1948, nur vier Jahre nach Beendigung des 2.
Weltkriegs, wurde im Osten Deutschlands die Organisation der Jungen
Pioniere gegründet. Ihre Aufgabe war es, den Kindern sinnvolle
Freizeitaktivitäten anzubieten und mitzuhelfen, sie im demokratischen,
humanistischen Sinne zu bilden und zu erziehen.

Zunächst als Pionier, später als Freundschaftspionierleiter und danach
als Funktionär war ich mehrere Jahrzehnte mit der Pionierorganisation
verbunden, konnte in ihr tätig sein und ihre Vorhaben mitgestalten.
Mit den Kindern zu arbeiten, war eine wichtige Schule in meinem
politischen Leben.

An den Tag ihrer Gründung erinnere ich mich noch sehr genau. Aufgeregt
war ich auf dem Weg in den Berliner Friedrichstadtpalast. Nach einer
Rede, von der ich als Neunjährige kaum etwas verstand, und einem
Kulturprogramm wurde uns das blaue Halstuch als symbolischer Teil der
FDJ-Fahne umgelegt. Der Pioniergruß lautete: "Für Frieden und
Völkerfreundschaft - Seid bereit!" Die fest zusammengefügten Finger
der rechten Hand wurden über dem Kopf erhoben und sollten die
Freundschaft und Solidarität der Kinder auf allen fünf Erdteilen
symbolisieren und dokumentieren, daß die Interessen der Kinder der
Welt über den eigenen stehen.

Es entstanden Pioniergruppen und Pionierfreundschaften, die zumeist
identisch mit der Klasse bzw. der Schule waren. Mit der Bildung der
Bezirke konstituierten sich Kreis- und Bezirksleitungen sowie die
Zentralleitung der Pionierorganisation, deren Vorsitzende vielerorts
Antifaschisten, Widerstandskämpfer, Parteiveteranen und Spanienkämpfer
waren, die gegen Faschismus und Krieg, für ein besseres Deutschland
gekämpft hatten.

Sowohl in der Verfassung der DDR, dem Kinder- und Jugendgesetz als
auch im Einheitlichen Bildungs- und Erziehungsgesetz sowie in anderen
staatlichen Beschlüssen waren die Rechte und der Schutz der Kinder
verankert. Der Erziehungsauftrag lautete, eine sinnvolle
Freizeitgestaltung für und mit den Kindern zu organisieren, die dazu
beitrug, gemeinsam mit der Schule, dem Elternhaus und später mit den
Patenbrigaden allseitig entwickelte Persönlichkeiten zu bilden, sie
auf ein Leben in der sozialistischen Gesellschaft vorzubereiten.

Anläßlich des 1. Pioniertreffens 1952 in Dresden erhielt die
Pionierorganisation das Recht, den verpflichtenden Namen "Ernst
Thälmann" zu tragen. Mit dem Pioniergruß "Für Frieden und Sozialismus
- Seid bereit!" grüßten die Pioniere das erste Mal zum 3.
Pioniertreffen 1958 in Halle. Zum 25. Jahrestag der Gründung der
Pionierorganisation 1973 wurden das rote Halstuch als ein Teil der
Arbeiterfahne und die Gesetze der Thälmann-Pioniere eingeführt. Von
nun an waren die Schüler der 1. bis 3. Klassen Jungpioniere mit dem
blauen Halstuch, die Kinder der Klassen 4 bis 7 Thälmann-Pioniere mit
dem roten Halstuch.

Gebote der Jungpioniere, Gelöbnis oder Pioniergesetze - überall waren
unsere humanistischen Werte präsent, die es galt, den Kindern erlebbar
zu machen und ihnen zu helfen, sie zu verinnerlichen.

Ich erinnere an das Versprechen, vorbildlich zu lernen, das dazu
anregte, Lernzirkel und andere Formen der gegenseitigen Hilfe und
Unterstützung beim Lernen zu bilden.

Mit solchen Initiativen wie dem Sammeln von Bausteinen für den
Rostocker Hafen, Altstoffsammlungen und vielem anderen leisteten die
Kinder ihren kleinen Beitrag zur Entwicklung unserer Volkswirtschaft.
In Anlehnung an das sowjetische Vorbild "Timur und sein Trupp"
verpflichteten sich die Pioniere, älteren Menschen zur Seite zu
stehen, sie zu unterstützen und bei deren Tagesarbeit zu helfen, was
sehr dazu beitrug, daß Kinder lernten, das Alter zu achten und zu
ehren.

Wer als Pionier an Solidaritätsaktionen für Ethel und Julius
Rosenberg, Angela Davis oder Luis Corvalán teilnahm, erinnert sich
noch heute gern daran. Oder denken wir an das Gebot: Junge Pioniere
halten ihren Körper sauber und gesund. Wer war nicht begeistert von
der "Kleinen Friedensfahrt", den Schulsportfesten und Spartakiaden,
dem Manöver "Schneeflocke" oder dem Wettstreit um den "Goldenen
Schneemann"!

Wir erinnern uns an die vielfältigen Arbeitsgemeinschaften in den
Schulen, Pionierhäusern und Pionierpalästen, in denen die Kinder ihren
Interessen nachgehen konnten, sowie an die erlebnisreichen Ferientage
in den Betriebs- und Pionierlagern. 12 Mark der DDR bezahlten die
Eltern für einen 14tägigen Aufenthalt ihres Kindes.

Im Bezirk Frankfurt (Oder) gab es drei Zentrale Pionierlager mit einer
jeweiligen Kapazität von 1000 Plätzen. Jedes Jahr, wenn der legendäre
sowjetische Reitergeneral Budjonny in Bad Saarow zu Kur weilte,
konnten wir ihn auch bei uns begrüßen. Ein Abstecher in unser
Pionierlager war für ihn ein Muß. Günter Simon, der unweit unseres
Pionierlagers in Bad Saarow wohnte und die Rolle Ernst Thälmanns im
zweiteiligen Thälmann-Film von Kurt Maetzig spielte, kam oft gemeinsam
mit Rosa und Irma Thälmann zu uns und sprach mit den Kindern über das
Leben und den Kampf von "Teddy". Unvergessen bleiben die Lagerfeuer,
an denen wir mit Teilnehmern ausländischer Kinderdelegationen
zusammensaßen, miteinander sprachen und Lieder sangen.
Freundschaftlich und solidarisch nahmen wir Arbeiterkinder aus der BRD
bei uns auf, deren Aufenthalt durch die DDR finanziert wurde. Zur
"gesamtdeutschen" Geschichte gehört auch, daß Organisatorinnen und
Organisatoren solcher Kinderferienaktionen in Westdeutschland
gerichtlich verfolgt und inhaftiert wurden.

Nach 1990 erfuhren wir, und mancher von uns ganz persönlich, daß das,
was uns lieb und teuer war, in den Schmutz getreten wurde. Begriffe
wie Kinderarmut, Kinderkriminalität, Bildungsnotstand, geistige und
körperliche Verkümmerung der Kinder, Straßenkinder kannten wir nicht.
Heute prägen Schlagzeilen wie "Kinder- und Jugendobjekte auf der
Streichliste", "Schülerstreiks für gleiche Bildung", "Freizeit muß von
den Eltern finanziert werden", "Berliner Kinder im Alkoholrausch" das
mediale Bild.

Es ist die Verantwortung der Älteren, unsere Erfahrungen und unser
Wissen an Enkel und Urenkel und überall dort, wo es möglich ist,
weiterzugeben, um Halb- und Unwahrheiten in der Betrachtung der
geschichtlichen Entwicklung der DDR entgegenzuwirken.

Heidi Richter

Berlin

 * 

Trompetenruf zum Kriege wider die Reichen (Teil 2) 

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Ich habe gute Freunde. Schön, aber das Leben wird dadurch auch
unbequemer, weil ehrlicher. "Aber nu", sagte der alte Jidd zu mir, als
ich auf einer Schwelle stand und nicht wußte, ob ich den geweihten
Raum vor mir betreten oder auf dem Absatz kehrtmachen sollte. "Aber
nu" bewahrte mich vor einigen Konflikten und Verlusten, die mein Leben
ärmer gemacht hätten.

Einer meiner guten Freunde mailte mir gerade: "Wundere dich nicht, daß
mit dem Reifen auch das Welken einhergeht" - nach diesem deutlichen
Hinweis auf mein Alter und Benehmen folgt seine Erklärung: "Das hat
man mich an der großartigen Karl-Marx-Universität während meines
Studiums der Landwirtschaftswissenschaften gelehrt, bevor ich wegen
diverser politischer 'Verfehlungen' 1961 den Wissenschaften entrissen
wurde. Demzufolge - schreib und schreib, und schiele nicht auf die
Lebensuhr!"

Es wird Weihnachten. Weihnachten wird es, weil ich das will. Wie oft
haben wir uns vorgenommen, dieses jährliche Ereignis zu renovieren,
den Familientisch zu schmälern, weniger Geld auszugeben für Geschenke,
um schließlich dankbar an den Punkt zu gelangen, wo man die Beine lang
macht und die Besuche kurz.

Es ist fast genauso gekommen. Nicht ganz. Mir fällt ein, daß wir immer
früh starten konnten, weil wir jedes Mal lange vorher eine lange Liste
möglicher Geschenke verfertigt haben und also wußten, für welches der
Familienmitglieder, eingeboren oder neuverliebt, wir in die Buchläden
gelangen mußten, ein Start, der sich auch für Schmuck aus China,
Parfüm aus dem Intershop und Kuscheltieren aus Sonneberg lohnte.
Damals gab es monatlich ein kleines Druckwerk mit den Daten für das
Erscheinen der neuen Bücher. Wir konnten im Buchladen lange voraus
unseren Wunsch anmelden, was oft nicht gleich zum Erwerb von der
ersten Auflage führte. Nun ja, in der DDR gab es für fast jedes Buch
Nachauflagen.

Aber es gibt im Leben Wichtigeres. Nun haben wir, die ganz normalen
Bürger, mit unseren Einwänden und unserem Genöle die Bundeskanzlerin
an den Rand der Heimreise gedrängt. Daß sie es sich am nächsten Montag
anders überlegt, dafür gibt es keine Beispiele. Allerdings nützt uns
ihre Tugend in diesem Zusammenhang wenig: Wer da hinterm Vorhang oder
mit einem großen Sprung nach vorne als Nachfolger lugt oder hampelt,
den kennen wir entweder zur Genüge oder zuwenig.

Aber es wird ja Weihnachten. Es duftet, knistert, breitet sich aus.
Die Bilder der Erinnerung an unsere Traditionen und Genüsse sind
Anekdoten geworden, die sich beleben. Weihnachten umgibt uns, weil ich
es so will. Freunde sorgen, daß wir uns nicht nur erinnern. Wir
begegnen uns neu, weil uns das Leben unterwegs Aufgaben zuteilt, die
wir gemeinsam oder überhaupt nicht lösen können.

Gucken uns die Politiker jetzt, uns, das dumme Volk, mit großen Augen
an? Wollen sie uns sagen: Ihr habt falsch abgelehnt und falsch
zugestimmt, also wie sollten wir denn die richtigen Entscheidungen
treffen, wenn ihr uns dauernd mit euren abseitigen Hauptforderungen in
die Arme gefallen seid? Letztlich, um uns aufzuhalten, uns immer
wieder in die Folgen eurer Meinungen zu stürzen.

Ja, wir haben versucht, uns einzumischen, wenigstens unseren Vorschlag
einzubringen. Zufrieden sind wir mit den Ergebnissen, falls es sie
gegeben hat, nicht.

Ich wollte für Weihnachten diesmal überquellende Einfälle, Wünsche und
Erinnerungen auf ein erträgliches Maß bringen. Die Familie sollte sich
einfinden, aber nicht jedes Thema zulassen, das bisher nicht
ausreichend zur Sprache gekommen ist. Ich kenne uns. Wir werden mitten
in der Ente auf die Regierungskrise kommen und von dort auf die
gelbliche Frisur eines bestimmten mächtigen Machos, dem jede
Entgleisung zum weiteren Mißbrauch seiner Macht dient.

Manchmal ist es ja nur das eigenen Regeln folgende normale Leben, das
uns unterbricht und große Reaktionen erzwingt, die das Leben
verändern. Als mir das widerfuhr, habe ich erst verstanden, wie
sinnvoll wir früher den Alltag im Einvernehmen geordnet haben.

Der Stuhl mir gegenüber wird wieder leer bleiben. Das bleibt traurig.

Und was ist Glück? Wenn auf diesem Stuhl mir gegenüber ein besonders
dickes Sitzkissen liegt, damit die liebenswürdige kleine Person in der
dritten Generation an ihren besonderen Teller reicht - und wir werden,
weil die knapp Zweijährige es liebt, rund um die Bescherung ihre
liebsten Lieder spielen. Da tanzt sie durchs Zimmer, und auch das
hilft dabei, daß wir nicht nur über Politik reden, über Verluste,
Ängste und Bedrängungen. Wir wollen aber auch große Momente hochleben
lassen, wenn es sie denn in diesem, sich verabschiedenden Jahr gegeben
hat. Immer zu wenige, aber es gab sie. Unter unseren Fenstern sind
jüngst 240.000 Menschen in Richtung Potsdamer Platz mit Bildern,
Sprüchen und internationalen Liedern unterwegs gewesen. Berliner,
gerade erst - oder aus dem Kaukasus oder Neukölln. Alte Leute und
junge, die ab jetzt dazugehören wollen. Wir standen auf dem Balkon,
Tränen und Lachen. Zeit für gute Vorsätze. Es wird nicht alles
gelingen, manches vielleicht gar nicht erst angefaßt. Was wir gesehen
haben, war ein Wirklichkeit gewordener lauter Widerspruch und eine
deutliche Forderung nach nötigen Veränderungen.

Auch das gehört zu Weihnachten: ein Blick voraus und einer auf das
Ereignis vor zweitausend Jahren, jenes an der Krippe, das sei als
mahnendes Beispiel für ungeahnte Folgen auch erlaubt.

Liebe Leser des "RotFuchs", liebe Zeitgenossen,

ich habe mir nie überlegt, was ich zu sagen hätte, wenn ich an dieser
Stelle ein vorerst letztes Mal mit euch rede. Am Anfang hatte ich
keine Konzeption, außer dem unvergessenen Klaus Steiniger zuzustimmen,
daß sich damals in seinem Blatt zu viel harte Männersprache in den
politischen Themen breitgemacht hatte und ihm ein weiblicher Beitrag
sehr recht käme. Schon nach den ersten Kolumnen gab es ein starkes
Echo. Ich war dankbar, denn ich empfing sowohl Ermutigung als auch
kritische Hinweise.

Das war für mich ein großes Geschenk. Ich hatte das so nicht erwartet
und bin immer noch dankbar für den geistigen Austausch, der sich
daraus ergab und nach vorn wies, in kommende Arbeit.

Ich möchte mich also vorerst von euch verabschieden. Wenn wir uns
wieder begegnen, werden wir neue Gedanken auspacken und Pläne
schmieden. Um die Welt zu verändern? Das können wir nicht. Aber
versuchen, versuchen werden wir es immer wieder.

 * 

Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.


Hirouyuki Iwaki (1932-2006)

Dirigent, Leiter des NHK-Orchesters Tokio, Japan

Stets freue ich mich auf Gastdirigate in der Deutschen Demokratischen
Republik, denn die Zusammenarbeit mit Ihren hervorragenden
Klangkörpern ist jedesmal beglückend. Sie haben eine hohe
Orchesterkultur. Gerade im Gewandhaus spürt man, wie die Traditionen
eines Mendelssohn Bartholdy von einer Generation zur anderen
"weitergereicht" werden. Mendelssohn begründete die Leipziger
Musikhochschule, und immer wieder kommen Orchestermusiker aus dieser
Institution, in der die besten Mitglieder des Orchesters Lehrer sind.
Das ist ein Beweis für eine sehr organisch aufgebaute Nachwuchspf
lege. Wenn ich an die DDR denke, so möchte ich noch erwähnen, daß Ihr
Instrumentenbau bei uns einen guten Ruf hat. Viele Kontrabässe aus
Markneukirchen erklingen zum Beispiel in unseren Orchestern, so aus
der Werkstatt Rubner. Ich nahm mehrfach Instrumente mit, eine Tuba -
ein nicht unkompliziertes Transport-Experiment! - auch eine Oboe für
Musiker im NHK-Orchester. Und die Qualitäten sind großartig.


Prof. Otmar Suitner (1922-2010)

Dirigent, Österreich

Berlin als Hauptstadt der DDR bot mir in all den Jahren meines Wirkens
an der Deutschen Staatsoper eine Fülle wunderschöner Aufgaben auf dem
Gebiet der Mozart-, Wagner- und Strauss-Pflege, aber auch die
Möglichkeit, mich intensiv mit einem international anerkannten
Komponisten wie Paul Dessau, zuletzt mit der Uraufführung seines
"Einstein" zu beschäftigen. Gerade heute, wo sich die Beziehungen
zwischen meiner österreichischen Heimat und Ihrem Lande so erfreulich
gestalten, empfinde ich mein Wirken in der Musikstadt Berlin als
nützlich und fruchtbar. Es läßt sich im kulturellen Klima der DDR
künstlerisch gut arbeiten. Es ist ein Land begabter Sänger und
Musiker; es verfügt über eine vortreffliche Schallplattenproduktion -
kurz, ein Wirkungskreis, dem ich mich verbunden fühle.


Luigi Nono (1924-1990)

Komponist, Italien

Es gibt in der DDR zahlreiche Chöre und Orchester in den Städten, aber
auch an den Universitäten, die sich der Musikpflege widmen. So hat die
Karl-Marx-Universität in Leipzig einen Chor der Studenten der
Naturwissenschaften, der mit Orchester unter der Stabführung von Max
Pommer auftritt und Werke von Bach bis Schönberg und Dessau zu Gehör
bringt. Das ist nur ein Beispiel für die hohe Qualität, dem man auch
in Italien nicht nur an den Universitäten nacheifern sollte. Andere
Jugendliche spielen neben ihrer Arbeit im Orchester oder in Gruppen
zur Pflege der Musik des Barocks und der Renaissance. Sie werden von
Musikwissenschaftlern organisiert und geleitet. Das sind sorgfältig
vorbereitete und einstudierte Musikveranstaltungen, die sich großer
Beliebtheit erfreuen, doch über die wir kaum informiert sind.


Krzysztof Penderecki

Komponist, Polen

Ich bin oft in der DDR, vor allem, um eigene Stücke zu dirigieren. So
habe ich sehr gute Erfahrungen mit Orchestern Ihres Landes gemacht,
zum Beispiel dem Leipziger Rundfunk-Sinfonieorchester und der Dresdner
Staatskapelle. Ich arbeite viel mit diesen Klangkörpern und kann
sagen, daß ich nirgends einen Widerstand spüre, der bei dem Charakter
meiner Kompositionen durchaus verständlich wäre: Im Gegenteil, man
kommt mir stets entgegen. Ganz besonders freue ich mich über die
Inszenierung meiner Oper "Die Teufel von Loudun" an der Berliner
Staatsoper. Diese Aufführung ist eine der besten dieses Werkes
überhaupt, vielleicht die beste. Ich wünsche der DDR und ihrer
Bevölkerung weitere Erfolge und freue mich auf künftige Begegnungen.


Prof. Mordecai Bauman (1912-2007)

Sänger, Gesangspädagoge, USA

Ich kam zur Hanns-Eisler-Ehrung 1978 erstmals in die DDR, und ich bin
froh darüber, hier zu sein, wo sein Name lebt. 1935 lernte ich Hanns
Eisler kennen, sang als junger Bariton seine Lieder bei seiner
USA-Tournee zugunsten der Kinder von Verfolgten des Naziregimes. Ich
habe erstmals diese neue Art von Musik gehört und interpretiert. Das
hat mein Leben verändert. Bei der Arbeit an den Eisler-Songs in
unmittelbarem Kontakt mit dem Komponisten habe ich viel gelernt - und
nicht nur künstlerisch. Ich blieb der Musik Hanns Eislers eng
verbunden. Mehrfach habe ich seine Lieder als erster in den USA
gesungen, so zum Beispiel das Solidaritätslied. Auch das berühmte Lied
der KZ-Häftlinge "Die Moorsoldaten" habe ich im Arrangement von Eisler
in Amerika bekanntgemacht und es mitunter im riesigen Madison Square
Garden in New York gesungen.

Während des zweiten Weltkrieges war ich dann Soldat. Ich tat, was ich
konnte, für die Befreiung der "Moorsoldaten" und aller anderen vom
Faschismus Gepeinigten.

Hanns Eisler hat mir, als er kurze Zeit in Mexiko war, einmal gesagt,
er wolle zurück nach Berlin, in ein neues Deutschland, und
hinzugefügt: "Du wirst als mein Gast nach Berlin kommen." Nun also
begegnete ich als 66jähriger in Begleitung meiner Frau in Eislers
Heimat vielem von dem, was ich 43 Jahre zuvor in meiner Heimat durch
die Zusammenarbeit mit Hanns erstmals kennengelernt hatte. Und wenn
auch der Meister nicht mehr lebt - ich traf seine Familie und die
Menschen, die ein Hanns-Eisler-Archiv aufgebaut haben, um seine Musik
und seine Ideen zu pflegen. Ich sprach mit Lehrern und Studenten der
Hochschule für Musik "Hanns Eisler", mit vielen anderen DDR-Bürgern,
denen die Musik und die Prinzipien Eislers sehr teuer geblieben sind.

Überdies traf ich mit dem sowjetischen Musiker Grigori Schneerson
zusammen. Wir hatten sogar schon vor Jahrzehnten korrespondiert, uns
aber aus dem Blick verloren. Nun schloß diese Begegnung auch die mit
dem für mich immer legendären alten Ernst Busch mit ein. Bald summten
und sangen wir drei, aus drei Ländern, gemeinsam manches Lied aus den
alten Zeiten - Lieder, die noch heute aktuell sind.

 * 

LESERBRIEFE

Am 28. September trafen sich rund einhundert Unterstützer der linken
Sammlungsbewegung "Aufstehen!" - Frauen, Männer, Junge, Ältere,
Atheisten, Christen, Sozialisten, Kommunisten, Grüne,
Sozialdemokraten, Pazifisten - in der Potsdamer Urania. Sie kamen aus
Potsdam, Brandenburg/Havel, Teltow, Kleinmachnow, Eberswalde ... Sie
alle einte der Wille, die Idee zu einer großen Sammlungsbewegung
werden zu lassen. Die häufigste Begründung für die Teilnahme an der
Veranstaltung lautete: "Ich stehe auf für Frieden und soziale
Gerechtigkeit."

Die beiden Moderatoren - Harald Neuber und Constantin Braun -
informierten über den Gründungsaufruf, den Stand der Bewegung,
Strukturaufbau und Vernetzung, Basisverbundenheit und geplante
Aktionen. In der anschließenden sehr lebhaften, anregenden und
sachlichen Diskussion wurden Vorschläge zur Stärkung der Bewegung und
zum eigenen Mittun unterbreitet.

Nach dem offiziellen Abschluß des Treffens kamen zwanglos mehrere
Gruppen zusammen, um sich kennenzulernen und weitere gemeinsame
Vorhaben zu besprechen. So bot z. B. Pfarrerin Rugenstein die
Französische Kirche als Veranstaltungsort an, andere empfahlen den
Bürgertreff in der Waldstadt als Treffpunkt. Man verständigte sich
dazu, eine Landesarbeitsgemeinschaft Frieden zu gründen. Diese und
weitere Vorschläge zeugen davon, daß die Teilnehmer verstanden haben:
Es ist Zeit, aufzustehen.

Horst Jäkel, Potsdam


Der Gründungsaufruf der Sammlungsbewegung "Aufstehen!" ist zu
begrüßen. Wir sollten ihn zur Kenntnis nehmen, diskutieren und uns
letztlich beteiligen. Es ist heute dringender denn je notwendig, alle
linksgerichteten, antikapitalistischen und friedliebenden Kräfte zu
einem einheitlichen Handeln zusammenzuführen. Erkennbar wird im Aufruf
die Stoßrichtung, mit massivem außerparlamentarischem Druck auf die
Legislative einzuwirken, um die Politik gerechter und friedlicher zu
machen. Insofern kann sich jeder, der diese Ziele sein eigen nennt,
dort, wo er politisch oder gesellschaftlich aktiv ist, mit ganzer
Kraft für die Grundsätze der Sammlungsbewegung einsetzen.

Auch ich unterstütze diesen Aufruf. Er trägt unverkennbar die
Handschrift des linken Sozialdemokraten Oskar Lafontaine, den ich
schätze.

Man darf aber nicht bei kosmetischen Korrekturen am heute
vorherrschenden Wirtschaftssystem stehen bleiben, weil die
rücksichtslose Jagd nach Maximalprofit, der nur mit gnadenlosem
Konkurrenzkampf erreichbar ist, immer wieder Unmenschlichkeit in allen
Richtungen gebiert. Man muß letztlich auf den entscheidenden Punkt,
die Eigentumsfrage, zurückkommen.

Zudem sollte man auch auf die Schattenseiten der "Friedens- und
Entspannungspolitik" Willy Brandts und Egon Bahrs verweisen.
Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 28. Januar 1972 den
"Radikalenerlaß", mit dem, aus bloßen Ansichten und Verhaltensweisen
abgeleitet, eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst untersagt wurde. Man
grenzte damit Menschen aus, die eine wirkliche Veränderung der Politik
im Interesse der Ausgebeuteten anstrebten.

Egon Bahr war Leiter des Presse- und Informationsamtes unter dem
Bürgermeister der selbständigen politischen Einheit Westberlin Willy
Brandt, als er 1963 in einem Vortrag an der Evangelischen Akademie
Tutzing die Notwendigkeit der Politik des "Wandels durch Annäherung"
durch die bundesdeutsche Regierung erläuterte. Sie ergab sich daraus,
daß die Politik der Konfrontation nicht zur Beseitigung des
Sozialismus geführt hatte. Er meinte: "Unsere Welt ist die bessere."
DDR-Außenminister Otto Winzer charakterisierte diese Politik treffend
als "Konterrevolution auf Filzlatschen", weil sie den Sturz einer
Gesellschaftsordnung zum Ziel hatte, in der die Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen beseitigt und Frieden zur Staatsdoktrin
erhoben worden war.

Bernd Gnant, Geithain


 Zu: "Aufgaben einer Sammlungsbewegung" (RF 249, Seite 19)


Schon den ersten Zwischentitel "Der Staat muß endlich wieder
Anwalt des Gemeinwesens werden" halte ich für irreführend, denn "der
Staat" sind nicht irgendwelche anonymen Institutionen, sondern die
Staatsbürger. Worin unterscheiden die sich vom "Gemeinwesen"? Eine
derartige Forderung transportiert und akzeptiert Untertanengeist sowie
Macht- und Einflußlosigkeit von Beherrschten, für die der Staat immer
noch aus Herrscherhaus und dessen Territorium zu bestehen hat. Wer
derart offensichtlich resigniert, statt die zu Sammelnden mit
durchführbaren strategischen und taktischen
Plänen/Aktionen/Aktivitäten anzusprechen, hat schon verloren.

Was ist der Inhalt solcher Aussagen, an wen wenden sie sich? Was muß
wer? Etwa jeder Staatsbürger zu sozialem Engagement verpflichtet
werden? Oder nur seine Stimme abgeben (also das Maul halten)?
Angesprochen wird nur "der Staat" als Phantom, das irgend etwas "muß"
­... Die Forderung nach Änderung der Regierungspolitik zugunsten
der Bevölkerung darf nicht durch unreflektierte Nutzung des
Herrschaftsvokabulars verschleiert werden. Sie ist klar und eindeutig
zu formulieren.

Durchzusetzen ist sie jedoch nicht, solange Berufspolitiker aller
Parteien als extrem privilegierte Kaste "Beraterhonorare" und
überhöhte "Aufwandsentschädigungen" kassieren, nach relativ kurzer
"Berufstätigkeit" als Aufsichtsräte von Konzernen etc. geringfügig
beschäftigt, aber gut besoldet werden und nebenbei ihre nicht zu knapp
bemessene Pension beziehen. Sie müßten ja verrückt sein, würden sie
für ihre Wähler und daher gegen freigebige Konzerne, Banken und
Spekulanten arbeiten.

Otto Kustka, Österreich


Die Unterzeichner des Artikels "Aufgaben einer
Sammlungsbewegung" schreiben: "Ohne ein klares Verhältnis zur Frage
von Krieg und Frieden wird es kein Wiedererstarken einer europäischen
Linken geben. Hier herrschte in der letzten Zeit viel Unklarheit. Der
Kampf für die Menschenrechte, ursprünglich ein pazifistisches
Postulat, wird zunehmend willkürlich zur kriegsbegründenden Moral
pervertiert."

Das sind genau die Worte, die auch ich unterschreiben kann und die so
wichtig sind. Aber wer hat diesen Aufruf unterzeichnet? Da lese ich
unter anderem den Namen Antje Vollmer. Und auch Ludger Volmer ist
dabei.

Sind das nicht einige der Hauptverantwortlichen für den NATO-Krieg
gegen Jugoslawien? Dieser Krieg ist auf allerverlogenste Weise mit dem
Kampf für Menschenrechte begründet worden. Um diesen Krieg führen zu
können, sind serbische Massaker herbeiphantasiert worden, von denen
man genau wußte, daß sie nie stattgefunden hatten. Man scheute sogar
den Vergleich mit Auschwitz nicht. Später behauptete die
Bundesregierung, das Beste, was sie geleistet hätte, wäre die
"Enttabuisierung des Militärischen" gewesen, was konkret heißt, den
Krieg für die Deutschen wieder salonfähig gemacht zu haben.

Was bedeuten solche Sätze wie die oben zitierten, so gut und so
wichtig sie auch sind, wenn sie von denen unterschrieben oder sogar
verfaßt werden, die genau das gemacht haben, wogegen sich diese Sätze
dem Wortlaut nach richten? Wie stehen Antje Vollmer und Ludger Volmer
zu diesem Krieg? Haben sie ihre Standpunkte geändert?

Wolfgang Quambusch, Köln


Als Mitunterzeichner von "Aufstehen!" verfolge ich natürlich das
Geschehen in dieser Bewegung, deren eindeutige Richtungsorientierung
ich vermisse bzw. nicht erkennen kann. Die Diskussionen, die über
"soziale Medien" geführt werden, wo jeder seine Meinung sagen darf,
verlaufen wie die Spuren im Sand und führen zu keinem Ergebnis,
geschweige denn zu einem Beschluß. Nur in sehr wenigen Fällen wird der
Kapitalismus als Verursacher erkannt, doch dann melden sich sofort
bestimmte Leute, die das Gegenteil behaupten.

Peter Dornbruch, Schwerin


Als "Umsiedler" 1946 habe ich aus der Geschichte Deutschlands
gelernt, daß die Uneinigkeit der Arbeiterbewegung stets zu ihrem
Nachteil gereichte, wobei sie durch ihr gemeinsames Handeln den I. und
II. Weltkrieg hätte verhindern können. Ich erinnere hierbei an die
Zustimmung zu den Kriegskrediten 1914 durch die SPD sowie die
Uneinigkeit der KPD und der SPD 1933, welche die Machtergreifung
Hitlers ermöglichte. Heute stehen wir wieder an einer Scheidelinie
unserer Geschichte, in der die SPD und die Linkspartei den gleichen
Fehler begehen, wenn sie die Sammlungsbewegung "Aufstehen!" nicht
unterstützen.

Die große Mehrheit der deutschen Bevölkerung ist mit der nur am Profit
orientierten neoliberalen Politik unzufrieden. Sie lehnt die Erhöhung
der Ausgaben für Aufrüstung sowie die Teilnahme an Kriegen ab und
fordert die Abschaffung der Harz-IV-Gesetze, mehr Geld für die Bildung
und eine bessere Versorgung der Kranken sowie Rentner, damit alte
Menschen nicht noch einen "Nebenjob" aufnehmen müssen. 

Um das zu erreichen, ist eine grundsätzliche Veränderung der
Regierungspolitik erforderlich. Trotz großer Versprechungen waren die
SPD, die Linkspartei und die Grünen dazu nicht in der Lage, weil sie
ihre "spezifischen Parteiinteressen" daran hinderten, die große Masse
der unzufriedenen und ausgegrenzten Menschen hinter sich zu scharen.

Der einzige Weg, um eine dem Volk dienende Regierungspolitik zu
erzwingen, ist der Zusammenschluß aller für Frieden, soziale
Gerechtigkeit und Umweltschutz eintretenden Menschen über
Parteigrenzen hinweg - wie er mit der Sammlungsbewegung "Aufstehen!"
angestrebt wird. Damit richtet sie sich nicht gegen o. g. Parteien,
sondern schafft das Fundament für dringend notwendige Veränderungen.
Erfreulich ist, daß immer mehr Persönlichkeiten und Politiker sowie um
unsere Zukunft besorgte Menschen den Mut haben, aufzustehen, um eine
breite Massenbewegung ins Leben zu rufen, die den kommenden Wahlen
ihren "Stempel" aufdrückt. Dazu ist es höchste Zeit, denn es geht um
soziale Gerechtigkeit und die Verhinderung eines Krieges, um unsere
Zukunft.

Rudolf Höll, Berlin


Das gegenwärtige Verhalten der SPD-Führung erinnert an das Bild
der drei Affen: Nichts hören, nichts sehen, nichts sagen. Sie dreht
und windet sich, nur um an der Macht zu bleiben. Selbst in einer
Situation, da Nazis Aufwind bekommen, wie jetzt die AfD, ist die Linke
im Kalkül der SPD nur bedingt erwünscht. Die Partei Die Linke jedoch
verliert an Glaubwürdigkeit, wenn sie sich weiter rot-rot-grünen
Koalitionsträumen hingibt, und verspielt jede Chance, dem Rechtsruck
entgegenzutreten.


René Osselmann, Magdeburg


Fast an jedem Tag erhalten wir "Bittbriefe" von
Hilfsorganisationen zur Rettung von verhungernden, verdurstenden und
schwerstkranken Kindern in Afrika, arabischen Ländern, in Südamerika.
Statt dringend benötigte Lebensmittel und Medikamente dorthin zu
schicken, exportiert die Bundesregierung Waffen, die Leid und Tod
bringen.

Ich frage mich: Wo bleibt der Aufschrei der Kirchen, der
Gewerkschaften, der Hilfsorganisationen? Wo bleibt der Appell an
Anstand und Moral, den sie sonst immer predigen? Eine Anfrage
diesbezüglich an eine Vorsitzende von IG Metall wurde mir so
beantwortet: "Wenn Deutschland keine Waffen produzieren würde, dann
wären viele Leute hier arbeitslos." Diese Reaktion hat mich sehr
erregt. Meine Devise ist: andere Menschen unterstützen. Ich mache das
noch heute als fast 80jähriger, indem ich ausländischen Studenten
behilflich bin, die deutsche Sprache besser zu verstehen.

Damian Schittko, Magdeburg


In Chemnitz war es die nationale Reaktion, die für die
schrecklichen Ereignisse verantwortlich zeichnet. In Kiew war's schon
die internationale Reaktion, bei deren Aufmärschen auch Deutsche dabei
waren. Europaweit breitet sich der Ungeist des Faschismus aus, und die
deutsche Regierung tut nichts, um dieser Entwicklung Einhalt zu
gebieten. Zum Glück gibt es Kräfte, die sich zu wehren beginnen, wie
die große "unteilbar"-Demo vom 13. Oktober in Berlin mit ca. 240.000
Teilnehmern zeigte.

Hans-Georg Vogl, Zwickau


Anläßlich des 75. Jahrestags des Sieges der Roten Armee in der
Schlacht um Stalingrad folgten der Arbeitskreis Kultur- und
Bildungsreisen der GBM mit fast 40 Mitgliedern sowie Mitglieder der
GBM, der GRH, des "RotFuchs"-Fördervereins und von ISOR einer
Einladung des Oberbürgermeisters von Wolgograd zu einem mehrtägigen
Besuch.

Wir erinnern uns noch an die guten Beziehungen zwischen der
Sowjetunion und der DDR. Dazu gehörten die Städtepartnerschaften, die
wissenschaftlichen, sportlichen, kulturellen und wirtschaftlichen
Beziehungen, Freundschaftszüge der Jugend und Studienaufenthalte.
Viele junge Bürger der DDR haben an der Baikal-Amur-Magistrale in
Sibirien oder der Erdgastrasse "Sojus" gearbeitet. Es entstanden
Freundschaften und menschliche Kontakte, die heute noch gepflegt
werden.

Mit unserem Besuch in Wolgograd wollten wir auch die Bundesregierung
daran erinnern, daß am 9. November 1990 in Bonn ein Vertrag von Helmut
Kohl und Michail Gorbatschow unterzeichnet wurde, in dem beide Seiten
versicherten, einen Beitrag für eine dauerhafte und gerechte
europäische Friedensordnung und Sicherheit zu leisten. Dieser Vertrag
ist noch in Kraft, wird aber, wie wir gerade in diesen Tagen erleben
müssen, von westlicher Seite immer wieder verletzt. Rußland sieht sich
von Deutschland und der NATO bedroht. 10.000 deutsche Soldaten
beteiligten sich im Oktober und November an dem NATO-Manöver "Trident
Juncture 18" in und um Norwegen.

Fast jeder Ort Wolgograds - von der Allee der Helden, dem
Mamajew-Hügel, dem Soldatenfriedhof bis zur Straße der Roten Armee -
hält die dramatische Geschichte der Stadt wach.

Zu den Klängen der "Träumerei" Robert Schumanns betraten wir den
Mamajew-Kurgan, das meistbesuchte Denkmal in Rußland. Tief bewegt
ehrten wir die gefallenen Helden der Roten Armee mit einem
Rosenbukett. Diese Gedenkstätte ist das Werk des berühmten
sowjetischen Bildhauers Jewgeni Wutschetitsch, der auch das
Sowjetische Ehrenmal in Berlin-Treptow schuf. Schon kilometerweit
sieht man die gigantische Frauenfigur mit dem erhobenen Schwert
("Mutter Heimat ruft").

Unmittelbar an der Uferpromenade der Wolga liegt das Panorama-Museum
mit der Gedenkstätte, das der Schlacht um Stalingrad gewidmet ist. Wir
spürten einmal mehr, daß diese Schlacht bei den Bewohnern bis heute
tiefe Spuren hinterlassen hat. Von den zahlreichen
Bildungseinrichtungen Wolgograds haben wir das städtische Kinder- und
Jugendzentrum besucht. Empfangen wurden wir von einer 83jährigen
Veteranin, die schon viele Jahre den "Club der Völkerfreundschaft" der
Kinder leitet. Mit Begeisterung sprach sie von den langjährigen
Kontakten mit der Partnerstadt Karl-Marx-Stadt, die immer noch
gepflegt werden. In der Aula dieser Einrichtung fand ein Treffen mit
dem Oberbürgermeister der Stadt, Abgeordneten der Stadtduma, dem
Vorsitzenden der Friedensstiftung sowie Kriegsveteranen, Kindern und
Jugendlichen statt. In Gesprächen mit hochrangigen Offizieren erfuhren
wir, daß einige in der Schlacht um Berlin gekämpft und nach dem Sieg
noch längere Zeit in Karlshorst gedient haben. Dabei versicherten sie,
daß sie nicht gegen das deutsche Volk, sondern gegen den Faschismus
gekämpft haben.

Die aufrichtige Haltung uns gegenüber, die Herzlichkeit und das
Interesse an der Fortführung unserer Beziehungen war für alle
Teilnehmer der Reise bewegend. Die nächste Flugreise im Juni 2019 ist
bereits geplant; Anmeldungen werden jetzt schon entgegengenommen:
Mail: gisbert-graff@t-online.de, Handy: 0162 4931 176

Gisbert Graff und Hans-Günter Schleife, Berlin


Vor einiger Zeit ließ die Äußerung Frank Walter Steinmeiers, die
Welt scheine ihm aus den Fugen geraten, so manchen aufhorchen. Doch
kaum hatte sich das Erstaunen über diesen plötzlichen Realitätssinn
gelegt, gab ein anderer in der "Super-illu" seine Meinung zur
gegenwärtigen politischen Situation zu Protokoll. Gregor Gysi wurde
mit folgenden Worten zitiert: "Was an Liebknecht für uns heute noch
gilt: der Wunsch nach Frieden - und daß er für soziale Gerechtigkeit
eintrat. Aber natürlich ist unsere Zeit heute eine andere."

Im Prinzip ist den beiden zuzustimmen. Zweifellos hat sich die Welt in
den letzten 100 Jahren "gedreht", und unsere Zeit ist eine andere.
Aber geblieben ist der Kapitalismus, und im Vormarsch ist seine
Ausgeburt, der Faschismus. Die zunehmende Verkommenheit und
Verwahrlosung gesellschaftspolitischer Verhältnisse rund um den
Erdball ist eben nicht mit der Veränderung von "Raum und Zeit" zu
erklären - denken wir an die ständig zunehmende Kriegsgefahr, die
vielerorts tobenden Bürgerkriege, die wachsende Verrohung in
zwischenmenschlichen Beziehungen und andere Ungeheuerlichkeiten, mehr
denn je bedarf es der Methodik des dialektischen und historischen
Materialismus, um diese Erscheinungen und ihre Ursachen zu erkennen
und entsprechend bekämpfen zu können. Der "RotFuchs" hat sich in
dieser Hinsicht sehr verdient gemacht, indem er die Weltanschauung der
Arbeiterklasse seinen Lesern in vielen Artikeln näher gebracht hat.

Helmuth Hellge, Berlin


Dreiundsiebzig Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation des
faschistischen Deutschen Reiches beginnen neofaschistische Parteien
und Organisationen immer offener und unverhohlener aufzutreten. Sie
etablieren sich als gemeinsame Front, ermutigt nicht zuletzt durch die
Bagatellisierung der faschistischen NPD durch den Bundesgerichtshof.
Zweimal wurde ein Verbot dieser Partei abgelehnt und damit diesen
Kräften entsprechender Freiraum geschaffen. Die antifaschistische DDR
hatte, solange sie bestand, faschistischer Ideologie den Boden
entzogen. Doch seit der Vereinnahmung der DDR durch die BRD vor 29
Jahren dehnt sich das Aufmarschgebiet der neonazistischen,
rechtsextremistischen Parteien und Vereinigungen auch auf den Osten
Deutschlands aus.

Nach Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda und den konzentrierten
Aufmärschen in Dresden wird nunmehr Chemnitz von diesem Mob
heimgesucht.

Bürgerliche Medien und Politiker aller Schattierungen, einschließlich
mancher in der Partei Die Linke, behaupten, es wäre 1989/90 eine
"friedliche Revolution" der Bürger der DDR gewesen. Wozu diese Lüge,
wem dient sie?

Tatsache ist, daß in der DDR keinerlei staatsgefährdenden Übergriffe
der Bürger stattfanden, es gab keinen Streik, der Verkehr rollte,
Schulen, Kindergärten, Hochschulen und Universitäten haben lückenlos
ihren Lehrbetrieb aufrechterhalten, Krankenhäuser, Arztpraxen
erfüllten genauso ihre Pflichten wie die landwirtschaftlichen
Produktionsgenossenschaften, Bäcker und Fleischer. Im Dezember 1989
war der Exportplan der volkseigenen Industrie in das sozialistische
Wirtschaftsgebiet mit 99,7 % und in das nichtsozialistische
Wirtschaftsgebiet mit 99,8 % erfüllt. Auch auf den Großbaustellen lief
die Investitionstätigkeit normal.

Ich frage mich: Wer hat all diese permanenten Zusammenkünfte
organisiert, wer hat die Menschen zu diesen Protesten zusammengeführt?
Man beruft sich, wenn man von einer "friedlichen Revolution" der
Bürger spricht, auf die immer wieder demonstrierenden und zu
Kundgebungen anrückenden Menschen - das waren vielleicht ein oder zwei
Millionen, doch in der DDR lebten seinerzeit 16,43 Millionen ...

Klaus Glaser, Schwarzenberg


Im Karl-Marx-Jahr 2018 konnte ich in seriösen
Publikationen einiges über das Leben und Wirken von Karl Marx
erfahren. Vieles war mir bekannt, einiges nicht. Daß Friedrich Engels
engster Mitstreiter von Karl Marx war, wissen wir. Wer aber kennt
Georg Weber?

Georg Weber wurde 1818 in der Fördestadt Kiel geboren. Sein Vater war
dort Arzt. Georg trat in die Fußstapfen seines Vaters, promovierte
bereits mit 24 Jahren und arbeitete als Armenarzt.

1844 fuhr er für ein Jahr nach Paris. Hier traf er Karl Marx und
Friedrich Engels. Von ihren Ideen ist er begeistert. Nach Kiel
zurückgekehrt, versuchte Weber, dort eine Kommunistische Partei
aufzubauen - zu damaliger Zeit ein erfolgloses Unterfangen. In Kiel
gab es kein Proletariat. Die ansässigen Handwerker wollten sich weder
für die Pläne von Marx und Engels noch für die Ideen von Weber
einspannen lassen. Vermutlich war Weber desillusioniert und meldete
sich als Arzt an die Front, als 1848 der Krieg zwischen
Schleswig-Holstein und Dänemark begann. Hier geriet er in
Kriegsgefangenschaft. Nach seiner Freilassung lebte er elf Jahre in
den USA. Georg Weber kehrte später zurück nach Kiel und arbeitete
wieder in seinem Beruf. Seinen Freund Karl Marx hat er über die Zeit
nicht vergessen, er besuchte ihn mehrmals in London.

1891 starb Georg Weber in seiner Heimatstadt Kiel. Er war der Mann,
der die Ideen von Marx und Engels in den Norden getragen hat. Weber
hat als einer der ersten den Namen Kommunistische Partei im Norden
benutzt.

Es gibt so gut wie keine Unterlagen und Bilder von Georg Weber.
Eventuell können hier Leser des RF helfen.

Wilfried Steinfath, Berlin


In einer Talkshow Anne Wills zum Thema Migranten und Chemnitz
behauptete der ehemalige Bundestagspräsident Thierse, die Ostdeutschen
hätten wenig Umgang mit Fremden gehabt. Das empörte viele in meinem
Bekanntenkreis. DDR-Bürger haben ihre Erinnerungen. Da trafen sich
vietnamesische Industriearbeiter mit deutschen Kollegen und deren
Familien, ganz privat. Manche über die "Wende" hinaus. Tausende
Chilenen fanden bei ihrer Flucht vor dem Pinochet-Terror in der DDR
mehr als nur eine Bleibe. In Äthiopien traf ich Menschen, die voll des
Lobes waren über die DDR-Betreuung durch Ausbildung und technische
Ausstattung.

1989/90 hatte ich mit Bernhard Jagoda (CDU) zu tun, damals
Parlamentarischer Staatssekretär. Nach einem Mongolei-Besuch
berichtete er von Beispielen beeindruckender DDR-Solidarität und
kommentierte das mit dem Satz: "Es waren immer Ihre Leute, leider!"

Ist Thierse entgangen, daß Wortführer rechter Auftritte und Märsche
zumeist westdeutscher Herkunft sind und von den versprochenen
"blühenden Landschaften" nur wenig zu sehen ist?

Atti Griebel, Berlin


Es ist begrüßenswert, wenn sich Medien, in diesem Falle das
"NDR-Nordmagazin" am 30. September, mit den Hinterlassenschaften der
Treuhand auseinandersetzen.

Diese Institution wurde noch durch die letzte Regierung der DDR ins
Leben gerufen. Man kann davon ausgehen, daß das Ziel bestimmt nicht
darin bestand, industrielle Brachen in vielen Teilen des Ostens zu
hinterlassen. Sowohl den Wirtschaftsexperten der DDR als auch denen im
Westen war doch klar, wo die Probleme lagen. Wir brauchten vor allem
Investitionen in moderne Maschinen und Anlagen. Dazu bedurfte es
Millionen an Fördermitteln und Hilfe von Experten. Was aber oft kam,
war die dritte Garnitur, die das letzte Geld aus den Unternehmen zog
und sie so in den Untergang trieb. Eines dieser negativen Beispiele
hat nun der NDR mit dem Faserplattenwerk Ribnitz-Damgarten, zugleich
Sitz des Möbelkombinats Nord, zu dem auch die Möbelwerke Bützow
gehörten, aufgegriffen. In Ribnitz steht noch heute eine
Industrieruine, und Bützow wurde ganz platt gemacht. Damit wurden
nicht nur materielle Werte vernichtet, sondern viele Biographien
zerstört und umfangreiches geistiges Wissen in die Wüste geschickt.

Es ist unfaßbar, mit welcher kriminellen Energie die sogenannten
Experten der Treuhand ihr Werk betrieben und wie blauäugig die
Landesregierung ihnen auf den Leim gegangen ist. Bei allen hätten doch
die Alarmglocken schrillen müssen, wenn man einen Hamburger
Immobilienhändler als Sanierer für ein Möbelkombinat einsetzt. Dieser
Mann, Eduard Kinder, ist für einen Verlust von ca. 260 Millionen
D-Mark an Beihilfen, also Steuergelder, verantwortlich. Dabei hat er
alte Anlagen in der Schweiz abbauen lassen, in Ribnitz wieder
aufgebaut und dafür Fördermittel für neue Anlagen kassiert. Eduard
Kinder hat sich rechtzeitig mit einem Teil der Millionen in die
Schweiz abgesetzt, hat die Verjährung abgewartet und lebt heute wieder
als unbescholtener Mann in Hamburg.

Ralf Kaestner, Bützow


Oberst a. D. Gerhard Giese war kürzlich Gast im RF-Leserkreis
Zwickau. Mit einem beeindruckenden und informativen Vortrag zum Thema
"Militärisches Gleichgewicht in der Welt von heute" zog er seine
Zuhörer in den Bann. Überraschend für die meisten Zuhörer war wohl,
was der Fachmann zu den militärischen Fähigkeiten und sogar einer
bedeutenden Überlegenheit Rußlands gegenüber den USA auszuführen
hatte. Dazu die Betrachtung zu China, und es ergibt sich ein
"beruhigendes" Gleichgewicht des Schreckens.

Doch wie "beruhigend" kann ein solches Gleichgewicht oder sogar
"positives" Ungleichgewicht für uns und die Welt wirklich sein? Können
wir angesichts dieses militärischen Kräfteverhältnisses in gleichem
Maße auch relativ sicher sein, daß damit ein Weltbrand auszuschließen
oder zu verhindern ist? Kann uns ein Gleichgewicht heute ruhiger
schlafen lassen als ein solches, das zu Zeiten des Systemkonflikts
bestand? Dürfen wir heute mehr Hoffnung haben, daß zunehmende
militärische Konflikte, die maximale Annäherung der NATO an Rußland,
die unmittelbare Nähe der militärischen Gegner in Nahost oder anderen
Orten weniger Gefahr laufen, zu eskalieren und in einen großen Krieg
zu münden?

Wenn wir davon ausgehen, daß der Imperialismus höchste Aggressivität
auch militärisch in sich trägt, wenn wir die Erfahrung zugrunde legen,
daß Imperialismus letztlich jedes Risiko bei Strafe eigenen Untergangs
eingeht, jeden Wahnsinn auch zu begehen bereit ist, dann ist ein
militärisches Gleichgewicht vielleicht eine Hemmschwelle, mehr aber
kaum. In Zusammenhang betrachtet mit der ökonomischen Aggressivität,
den globalen Interessen nationaler und internationaler Imperialisten,
dem Streben nach Märkten, Rohstoffen und Einflußsphären dürfte es
alles andere als ein Ruhekissen sein, sich auf die militärische
Überlegenheit zu verlassen.

Roland Winkler, Aue


Seit vielen Jahren beziehe ich den "RotFuchs", muß aber alters-
und gesundheitshalber an die Vorbereitung meines Nach- bzw. Vorlasses
denken. Dazu gehören ältere Jahrgänge des RF, insbesondere die
Jahrgänge 2003-2005 sowie die Hefte März 2015 bis einschließlich
Dezember 2016. M. E. sind die RF-Hefte zum Wegwerfen entschieden zu
wertvoll, so daß ich um Hinweise bitte, wem bzw. welcher
Institution/Bibliothek/Antiquariat/Einzelperson ich die Bände
übergeben könnte.

Prof. Dr. Karl-Heinz Bernhardt, Berlin

Wer sich für dieses freundliche Angebot interessiert, wende sich
bitte an unseren Vertrieb: Telefon 030-53 02 76 64.



Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.

Postfach 02 12 19, 10123 Berlin


Das Impressum für die obenstehende Ausgabe ist zu finden
unter:

www.rotfuchs.net/files/rotfuchs-ausgaben-pdf/2018/RF-251-12-18.pdf
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RotFuchs Nr. 251, 21. Jahrgang, Dezember 2018
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2333: SPD und Paragraph 219a - Opportunismus statt Haltung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

SPD und Paragraph 219a

Opportunismus statt Haltung

von Ute Abraham



Ende 2017 war die Hoffnung auf eine Streichung des Paragraphen 219a
aus dem Strafgesetzbuch groß. Die SPD legte einen Gesetzesentwurf zur
Streichung vor. Eine Mehrheit im Bundestag war möglich und ist es
immer noch.


Mit dem Beginn der großen Koalition, also der Ernennung Angela
Merkels zur Kanzlerin, zog die SPD den Entwurf zurück. Sie wolle
spätestens im Herbst einen Kompromiss mit dem Koalitionspartner
herbeiführen, so die Begründung.


Unterstützung bekam die SPD-Bundestagsfraktion vom eigenen
Bundesvorstand, der im April beschloss, "umgehend die erforderlichen
Maßnahmen zu ergreifen, damit möglichst schnell gesetzliche Änderungen
verabschiedet werden, auf deren Grundlage Ärztinnen und Ärzte
straffrei über Schwangerschaftsabbrüche objektiv informieren können
und das Informationsrecht für schwangere Frauen gewährleistet wird".
Die Jusos gingen einen Schritt weiter. Sie forderten Anfang Dezember
eine Streichung der Paragraphen 218 und 219a aus dem Strafgesetzbuch.
Und zu guter Letzt schloss sich die SPD-Fraktion in Niedersachsen
einem gemeinsamen Antrag von FDP und Grünen zur Streichung des
Paragraphen 219a an. Positive Signale für eine Streichung aus den
eigenen Reihen waren also da.

Druck gab es auch außerparlamentarisch. Ob bei den Aktivitäten zum
internationalen Frauentag oder bei anderen Protestveranstaltungen, die
Abschaffung der Paragraphen 218 und 219a stand immer im Mittelpunkt
der sich neu formierenden feministischen Bewegung und ist auch eine
zentrale Forderung in der Mobilisierung für den Frauenstreik 2019.

Am 13. Dezember nun präsentiert die Große Koalition nach heftigen
Debatten ein Eckpunktepapier. Einen Kompromiss zwischen SPD und
CDU/CSU sucht man in diesem Papier jedoch vergeblich. Die Abgeordnete
der LINKEN, Cornelia Möhring, äußerte sich dazu: "Ich bin zutiefst
enttäuscht über die SPD. Sie wählt Opportunismus statt Haltung, und
die Union bleibt standhaft in ihrer Doppelmoral: Während sie den
'mündigen Bürger' als Argument gegen ein Tabakwerbeverbot anführt,
sind Frauen für sie anscheinend noch weit entfernt davon,
selbstständig denken und entscheiden zu können. Die SPD stützt mit
dieser Entscheidung das nicht akzeptable Frauenbild der CDU und verrät
die Interessen ihrer eigenen Mitglieder und aller Frauen in
Deutschland."

Die von Strafverfahren betroffenen Ärztinnen, Nora Szász, Natascha
Nicklaus und Kristina Hänel, äußerten sich mit Entsetzen und sprechen
von einer Nullnummer: "Der Paragraph 219a bleibt komplett bestehen
incl. seiner Strafandrohung von zwei Jahren Gefängnis. Die restlichen
Vorschläge, die die Situation verbessern sollen, sind flankierende
Maßnahmen, die bereits jetzt möglich sind... Wir sind empört, dass aus
politischem Machtkalkül und aus Angst vor Rechts Frauenrechte so
verraten und wir Ärztinnen weiterhin kriminalisiert werden.
Informationsrechte sind Menschheitsrechte. Das gilt auch für Frauen."

Die flankierenden Maßnahmen sind eine Veröffentlichung der Ärztinnen
und Ärzte, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, seitens
staatlicher Stellen und die Erstellung einer wissenschaftlichen Studie
zur Häufigkeit und Ausprägung seelischer Folgen von
Schwangerschaftsabbrüchen. Veröffentlichungen seitens staatlicher
Stellen sind allerdings jederzeit möglich und eine Studie der
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung liegt bereits seit einem
Jahr vor, die im übrigen die Existenz von posttraumatischen
Belastungsstörungen in Folge von Schwangerschaftsabbrüchen widerlegt.
Dem Eckpunktepapier können Sozialdemokraten niemals zustimmen, tönte
es aus der Frauenorganisation der SPD. Das bleibt abzuwarten. Anfang
des nächsten Jahres soll auf der Grundlage dieses Papiers eine
Gesetzesvorlage vorliegen. Sicher ist, Proteste und Aktionen für eine
Streichung der Paragraphen 218 und 219a werden weitergehen.

 * 
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DOKUMENTATION/1581: ZDF - Terra X "Expedition Europa", am 06.01. und 13.01.2019 (ZDF)


Terra X: Expedition Europa

Zweiteilige Dokumentation

Sonntag, 6., und Sonntag, 13. Januar 2019, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Stab

– 1. Geburt eines Kontinents

– 2. Die Verwandlung des Kontinents

– Interview mit Moderator Colin Devey

– Biografie Prof. Colin Devey



Stab

Buch und Regie: Ralf Blasius
Co-Autorin: Mona Haffner
Kamera: Ricardo Esteban Garzon Mesa
Zusätzliche Kamera: Garrit Pieper, Ciaran Ryan, Boas Schwarz
Animation und Grafik: Kawom!, Wolfgang Morell, Leif Kähler, Minh Nguyen, Maria Pichura
Schnitt und Farbkorrektur: Lodur Tettenborn
Sound Design und Mischung: Peer Hoffmann, Fabian Helpenstein
Sprecher: Constantin von Westphalen
Musik: Jörg Magnus Pfeil, Siggi Mueller
Fachberatung: Colin Devey, GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung, Kiel / Ian W. D. Dalziel, The University of Texas at Austin / Gérard Maurice Stampfli, Universität Lausanne / Eberhard Frey, Naturkundemuseum Karlsruhe / Octávio Mateus, Universität Lissabon / Anna Soboleva, Geologisches Institut von Komi / AWI Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, Bremerhaven / Wildpark Bad Mergentheim / Johannes Röhl, Wittgenstein Berleburg'sche Rentkammer / Toni Eichler / Ulf Linnemann, Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung Dresden / Fritz Schlunegger, Universität Bern / Christian Mititelu, WWF Rumänien / Matthias Harzhauser, Naturhistorisches Museum Wien / Achim Brauer, GFZ Potsdam / Claudio Scarpati, Universität Neapel Frederico II / Wildpark Bad Mergentheim
Produktionsleitung: Wolfram Giese (K22film), Linette Zaulich (K22film), Freda Adilovic (ZDF), Cora Szielasko-Schulz (ZDF)
Redaktion: Renate Marel
Länge: 2 x zirka 43 Minuten

 * 

Sonntag, 6. Januar 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Expedition Europa
1. Geburt eines Kontinents

Im der ersten Folge der zweiteiligen Expedition ist Colin Devey auf der Suche nach den Ursprüngen des europäischen Kontinents. Auf der schottischen Insel Lewis findet er die ältesten Gesteine Europas. Sie bilden das Fundament der schottischen Highlands. Ein Ausflug zum berühmten Loch Ness lässt den lang gezogenen See als Teil einer uralten Plattengrenze erkennen, die sich quer über die Nordhalbkugel zieht.

Auch in den zentralen Regionen Europas ist naturgeschichtlich eine Menge passiert. Viele dieser Gebiete gehörten zu den Rändern zweier Ur-Erdteile – Gondwana und Laurussia, die vor 350 Millionen Jahren aufeinandertrafen und ein riesiges Gebirge bildeten. Ihre heutigen Überreste, die Mittelgebirge, gehören zu den schönsten Landschaften Europas: Naturräume, die vielen Tieren einen Rückzugsort im dicht besiedelten Europa bieten. Colin Devey findet die geografische Mitte der europäischen Landmasse in den Wäldern des Böhmerwaldes.

Ganz im Südwesten des heutigen Europas liegt die Atlantikküste Portugals. Doch die eigentliche Begrenzung findet sich viel weiter westlich, mitten im Atlantik. Colin Devey taucht in die Unterwasserwelt der Azoren ein, in einen Hotspot der Artenvielfalt. Der Grund für den Lebensreichtum ist der Mittelatlantische Rücken, ein riesiges Unterwassergebirge. Genau dort trennte sich Europa von Amerika vor über 200 Millionen Jahren. Noch heute rücken die Platten der beiden Kontinente messbar auseinander.

Vom äußersten Westen führt es den Geologen schließlich an die Ostgrenze Europas – den Ural. Hier untersucht Colin Devey mitte im Winter ein ganz besonderes Naturdenkmal: die sieben Felsen von Manpupuner. Die Entstehungsgeschichte der Säulen liegt weit zurück in der Kreidezeit.

 * 

Sonntag, 13. Januar 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Expedition Europa
2. Die Verwandlung des Kontinents

Im zweiten Teil seiner Expedition begibt sich der Geologe Colin Devey auf die Spuren eines urzeitlichen Ozeans – der Tethys. Denn es ist dieses sagenhafte "Ur-Meer", das mit der Entstehungsgeschichte vieler zentraleuropäischer Landschaften in Verbindung steht.

Colin Deveys erste Etappe ist das Elbsandsteingebirge mit seinen bizarren Stein-Formationen. Die Entstehungsgeschichte des Sandsteins begann in den flachen Uferbereichen des Tethysmeeres, das vor 100 Millionen Jahren Europa bedeckte. Riesige Meeressaurier waren in diesem Meer heimisch, genauso wie die Vorfahren heutiger Meeresschildkröten, Haie und Krokodile. Durch die Wanderung der afrikanischen Platte nach Norden hob sich das Land, das Tethysmeer zog sich zurück.

Über Jahrmillionen schob sich Afrika gegen Europa – es entstanden die Alpen. Colin Deveys nächstes Ziel. Das Matterhorn gehört zu den höchsten Bergen der Alpen. Seine markante Form macht es zu einem bekannten Monument der Natur. Erdgeschichtlich gesehen besteht es aus verschiedenen Kontinentalplatten, die übereinander geschoben wurden in einer Zeit, als Teile von Afrika mit Europa kollidierten. Bis heute kann man die Vorgänge dieser gigantischen Kollision an vielen Stellen in den Alpen nachvollziehen.

Am Rande dieses Geschehens entstanden ganz neue Gebiete: ausgedehnte Wasserwelten im Südosten des Kontinents. Colin Devey reist ins artenreiche Donaudelta und erklärt die Entstehung von Landbrücken und Meeresbecken.

Nicht weniger aufregend ist die Geschichte der Wüste Tabernas im Süden Spaniens. Salzliebende Pflanzen und kleine Tropfsteinformationen verraten, dass die Wüste einst der Boden eines Meeres war. Nachdem Colin Devey in Island und im Doggerland an der Nordostküste Englands Spuren der Eiszeiten dokumentiert hat, reist er nach Italien, seiner letzten Station.

Am Fuße des berühmten Vesuv liegen die Ruinen einer alten Stadt: Pompeji. Im Jahre 79 begrub der Vesuv nach einer Explosion seine direkte Umgebung unter einer meterdicken heißen Aschewolke. Der römische Gelehrte Plinius der Jüngere beobachtete die Vorgänge und beschrieb sie. Dort, wo Menschen die Kraft der Naturgewalten erstmals analytisch beobachteten, endet die Expedition durch die Naturgeschichte Europas.

 * 

Interview mit Moderator Colin Devey

Sie sind Professor für Geologie, einer Wissenschaft, die sich vor allem mit Steinen und ihrer Geschichte beschäftigt. Wie würden Sie Ihre Beziehung zu Steinen beschreiben?

Steine sind für mich ein lebendiger Teil der Landschaft. Ich versuche immer ihre Geschichte, ihre Zusammensetzung und Lage in der Landschaft zu verstehen. Sie sind Zeugen einer vergangenen Zeit auf der Erde, was mich fasziniert. Das macht mich zu einer Art Ur-Geschichts-Forscher.

Was hat Sie dazu gebracht, Geologe zu werden?

Mein Vater, der Sohn eines Kohlebergbauers und selbst Bergbauingenieur war, hat mich sehr beeinflusst. Als ich ein kleines Kind war, waren wir oft auf den Minenhalden auf der Suche nach Mineralien. Später haben wir Astronomie zusammen gemacht und sogar Teleskope selbst gebaut. Als ich dann über das Studium nachdachte, standen Geologie oder Astronomie zur Wahl. Leider bin ich ein Mathemuffel, damit schied Astronomie aus. Nun mache ich also Entdeckungen auf dem für die Menschen wichtigsten Himmelskörper – der Erde.

Wie findet man etwas über die Geschichte eines Steines heraus?

Steine speichern sehr viele Informationen über ihre Entstehung in ihrer Zusammensetzung. Das kann die Art von Mineralien sein, die sie enthalten – ein Stein aus reinem Kalk zum Beispiel wurde höchstwahrscheinlich im Meer abgelagert. Das kann die Größe der Mineralkörner sein – bei Sedimentgesteinen sind grobkörnige Exemplare in einer eher rauen Umgebung abgelagert worden. Oder auch die Form der Körner – eckige Körner sind nicht weit von ihrer Quelle transportiert worden, Sandkörner in Wüstendünen dagegen, die über Jahrtausenden hin- und her geweht wurden, sind meist völlig rund. Auch kann man aus der Relation eines Steins zu seiner Umgebung einiges ablesen: Wo in einer Gesteinsabfolge liegt er? Welcher Stein entstand vor und welcher nach ihm? Daraus lässt sich oft eine Geschichte der Erdentwicklung ableiten.

In der zweiteiligen Dokumentation "Terra X: Expedition Europa" erzählen Sie uns von der Naturgeschichte Europas. Haben Sie als Engländer eine besondere Beziehung zu diesem Erdteil?

Ich bin überzeugter Europäer, denn meine berufliche Laufbahn verdanke ich Europa. Ohne die europäische Freizügigkeit hätte ich vielleicht nie eine Karriere in Deutschland beginnen können. Und ich finde unseren Kontinent einfach faszinierend. Es gibt so viele wunderschöne Landschaften und so viele unterschiedliche Menschen. Am Tag nach der Brexit-Entscheidung habe ich meinen Antrag auf Einbürgerung in Kiel gestellt, dem glücklicherweise stattgegeben wurde.

Wenn es um die Bewegungen der Kontinente geht, spricht man über lange Zeiträume – Millionen von Jahren. Das liegt weit jenseits des Zeithorizontes eines Menschen. Wie kann man sich so etwas vorstellen?

Diese Zeiträume, von denen wir sprechen, sind kaum fassbar. Aber wir können die Bewegung der Kontinente in menschliche Maßstäbe fassen: Die Platten bewegen sich täglich ungefähr so schnell, wie ein Fingernagel wächst.

Welche sind die speziellen Herausforderungen, wenn man einen Film über so lange Zeiträume und so große Landschaften macht?

Sicherlich alles mit einem "roten Faden" zusammenzuhalten. Der Kontinent Europa hat sich über eine sehr lange Zeit zusammengesetzt. Die steinernen Zeugen davon sind weit verstreut. Die Drehbuchautoren Ralf Blasius und Mona Haffner mussten aus vielen einzelnen Fakten eine zusammenhängende und spannende Geschichte schreiben.

Warum ist es wichtig, solche Zusammenhänge, die mit unserem Leben erstmal nichts zu tun haben, zu verstehen und zu erklären?

Sie haben nur scheinbar nichts mit unserem täglichen Leben zu tun. Wenn man sich aber fragt "Warum verläuft diese Straße hier?", " Warum gibt es hier eine Stadt?", "Aus was besteht dieser Gegenstand?", dann liegt die Antwort fast immer in der Geologie. Insofern ist das Verständnis davon, wie ein Kontinent entstanden ist, jeden Tag relevant. Und je technologisierter unsere Gesellschaft wird, desto wichtiger ist es, die Fundamente, auf denen das alles steht, zu verstehen.

Was sagen Sie den Menschen, die behaupten die äußere Gestalt unsere Erde verändere sich nicht?

Machen Sie die Augen auf! Jeder Vulkanausbruch, jeder schmelzende Gletscher, jedes Erdbeben, jeder Wintersturm, der einen Strand wegspült, verändert die Erde nachhaltig. Längerfristig kann man wie wir in der Sendung die Veränderungen mit Fossilien gut belegen. Aber meistens sind die Menschen von der Dynamik unserer Erde überzeugt. Die Frage, die ich oft gestellt bekomme, ist eher, wie stark die Aktivitäten sein könnten.

Während der Dreharbeiten waren Sie an mehr als 40 verschiedenen Drehorten überall in Europa. Wo hat es ihnen am besten gefallen?

Fast jeder Drehort hatte seinen ganz eigenen Reiz. Ich war zum Beispiel bis dahin noch nie im Donaudelta gewesen und war überwältigt von der Lebensvielfalt dort. Nordschottland kannte ich dagegen aus der Kindheit sehr gut. Dennoch finde ich auch diese Landschaften immer wieder grandios. Und wir haben viele spannende, nette Leute überall kennengelernt. Von unserem Island-Führer Snorri, der mir das Gehen auf Steigeisen beigebracht hat, zu unserer Gastgeberin in der Schweiz, die als britischer Teenager ihrem Mann in die Alpen folgte und daher nur Englisch und Schweizerdeutsch sprach.

Sicherlich waren auch extreme Regionen dabei. War es denn irgendwo gefährlich?

Vor allem im Uralgebirge in Russland. Hier waren die Wetterbedingungen gewöhnungsbedürftig. Die Orientierung im Schneetreiben war nicht ohne – zum Teil haben wir so wenig sehen können, dass nur eine GPS-Position geholfen hat.

Sie arbeiten für das Forschungsinstitut Geomar in Kiel und sind viel unterwegs. Hilft das Reisen, um wissenschaftliche Zusammenhänge besser zu verstehen?

Besonders als Geowissenschaftler muss man die Zusammenhänge der Erde verstehen und das heißt bislang: an die Orte fahren und die Steine aufnehmen. In meinem Fall bedeutet das auch, dass ich als Meeresforscher zum Meeresboden fahren muss. Moderne Technologien, wie Virtual Reality, helfen bislang nur teilweise. Der Mensch nimmt nach wie vor die Verhältnisse vor Ort immer am besten auf.

Welche Projekte würden Sie noch reizen?

Ich finde die Beziehung der Geologie zu unserem täglichen Leben sehr spannend und allgegenwärtig. Daher fände ich es sehr interessant, den Menschen, zum Beispiel in weiteren Dokumentationen, die Leidenschaft für unseren Planeten und für die Forschung nahezubringen. Ich treffe immer wieder auf Wissenschaftler, die für die Forschung brennen. Dies zu zeigen und so eine Begeisterung für die Erde und all ihre Prozesse zu erwecken, finde ich sehr reizvoll.

Die Fragen stellte Ralf Blasius.

 * 

Biografie Prof. Colin Devey

Als Sohn eines Bergbauingenieurs gab es für Colin Devey immer nur einen Berufswunsch: Geologe werden und um die Welt reisen - immer dorthin, wo es extrem wird. Heute ist er an genau solchen Orten unterwegs, im Auftrag der Wissenschaft.

Colin Devey ist Professor für die Dynamik der Erdkruste am Geomar in Kiel. Nachdem er in London studiert und in Oxford über Vulkane in Westindien promoviert hatte, führte ihn die Meeresforschung in den Norden Deutschlands. Die Erkenntnisse der Tiefsee fesseln den Forscher nun seit fast 30 Jahren. An Bord von Forschungsschiffen wie der "Meteor" oder der "Merian" war Colin mehrere Wochen auf hoher See.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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Copyrights by ZDF
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FILM/1611: Das Erste - "Weiter, immer weiter", Tatort aus Köln, 6.1.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Januar
2019

Tatort aus Köln | Weiter, immer weiter

06.01.2019, 20.15 - 21.45 Uhr | Das Erste



Eine nächtliche Verkehrskontrolle läuft völlig aus dem Ruder. Als die
Polizisten Frank Lorenz und Vera Kreykamp den jungen Autofahrer
auffordern, auszusteigen, rechnen sie nicht mit dessen Panikreaktion:
Pascal Pohl springt aus dem Wagen und flieht zu Fuß. Er läuft über die
nahen Gleise, übersieht aber die herannahende Straßenbahn. Pohl stirbt
noch am Unfallort. Was auf den ersten Blick aussieht wie ein
tragischer Unfall, weitet sich aus zu einem undurchsichtigen
Rachefeldzug. Offensichtlich waren Drogendealer hinter dem jungen Mann
her. Das weiß der in der Szene gut vernetzte Lorenz. Max Ballauf und
Freddy Schenk übernehmen die Ermittlungen...

 * 

Quelle:
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FILM/1610: ZDF-Samstagskrimi "Ein starkes Team – Eiskalt", am 05.01.2019 (ZDF)


Ein starkes Team – Eiskalt

ZDF-Samstagskrimi

Samstag, 5. Januar 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt



Stab

Buch: Leo P. Ard
Regie: Markus Hausen
Musik: Oli Biehler
Schnitt: Ollie Lanvermann
Szenenbild: Myriande Heller
Kostüm: Anneke Troost
Ton: Karl Laabs
Casting: Nina Haun
Produktionsleitung: Milena Baumann
Produktion: UFA Fiction GmbH
Produzentin: Lena Kraeber
Redaktion: Günther van Endert
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Linett Wachow – Stefanie Stappenbeck
Otto Garber – Arnfried Lerche
Sebastian Klöckner – Matthi Faust
Sputnik – Jaecki Schwarz
Dr. Gabriele Simkeit – Eva Sixt
Borgward – Florian Lukas
Theresa Agirmann – Barbara Schöne
Marcel Jung – Oliver Bröcker
Hilde Rippelmeier – Cornelia Schmaus
Katja Schur – Marleen Lohse
Thorsten Schäfer – Johannes Klaußner
Eva Plischke – Isabel Schosnig
Günther Gerlach – Christian Grashof
Clemens Rudkowski – Christian Kerepeszki
und andere


Inhalt

Clemens Ruttkowski stirbt bei einem Sturz vom Balkon. Linett Wachow und Otto Garber gehen von Fremdeinwirkung aus und nehmen die Ermittlungen auf. Schnell wird klar, dass Ruttkowski nicht nur Freunde hatte. Der Frührentner fotografierte vermeintliche Straftaten und erstattete Anzeige. Dabei wurde er auch Zeuge des sogenannten "Enkeltricks". Das "starke Team" stößt auf mehrere verdächtige Personen, doch eine heiße Spur bleibt aus. Erst ein Schlüssel, der in Ruttkowskis Wohnung gefunden wird, und eine neugierige Nachbarin führen Otto, Linett und ihren Teamkollegen Sebastian Klöckner auf die richtige Fährte. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2019

Copyrights by ZDF
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SERIE/938: ZDF - Sechsteilige Crime-Serie "Parfum", ab 05.01.2019 (ZDF)


Parfum

Sechsteilige Crime-Serie

Ab Samstag, 5. Januar 2019, 21.45 Uhr

Inhalt:

– Vorwort von Frank Zervos

– Statement von ZDF-Redaktionsleiter Günther van Endert

– Statement der Produzenten Oliver Berben und Sarah Kirkegaard

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt

– Statement von Regisseur Philipp Kadelbach

– Statement von Drehbuchautorin Eva Kranenburg

– Interviews mit dem Ermittlerteam

– Interviews mit den Verdächtigen



Serielle Erzählung in drei Dimensionen
Vorwort von Frank Zervos, Leiter der HR Fernsehfilm/Serie I

Die ZDFneo-Serie "Parfum" setzt Maßstäbe: Der gleichnamige Welterfolg von Patrick Süskind wurde von den Machern in eine moderne, sechsteilige, in der Gegenwart spielende Serie kongenial übertragen. Es ist die radikale Interpretation des die Menschen zeitlos berührenden Themas von Liebe und Sehnsucht, deren Verhinderung und ihres Umschlags in Gewalt. Die Autorin Eva Kranenburg hat mit ihrem ersten Drehbuchwerk "Parfum" ihr außerordentliches Talent mehr als bewiesen, und Ausnahme-Regisseur Philipp Kadelbach hat die Serie filmästhetisch perfekt gestaltet. Ein Ensemble hervorragend spielender Darsteller verleiht ihr Szenen, welche den Betrachter packen und nicht mehr loslassen.

Mit "Parfum" läuten wir im ZDF in drei Dimensionen eine neue Zeit der seriellen Erzählung ein:

Zum einen ist "Parfum" eine konsequente inhaltliche und formale Weiterentwicklung im Crime-Serien-Genre und setzt Maßstäbe.

Zum Zweiten eröffnet "Parfum" das neue Label "NEOriginal", das künftig besondere und ausgewählte Serien für die Zuschauer und User der ZDFmediathek bündelt, die für das avancierte, innovative und junge Image des Senders stehen.

Zum Dritten ist "Parfum" für das ZDF das erste Programm, das so konsequent programmiert und abgestimmt auf allen drei Kanälen und Plattformen zur Geltung kommen wird: Zuerst in ZDFneo, zeitgleich in der ZDFmediathek und kurze Zeit später im Hauptprogramm.

Damit wollen wir erreichen, dass das Programm maximale Wirkung entfalten kann: im Image wie in der Zuschauer-Reichweite.

Ein besonderer Dank geht an dieser Stelle an die beiden kreativen Produzenten Oliver Berben und Sarah Kirkegaard. Das spannende, komplexe Werk verdankt ihnen die Idee und die minutiöse Gestaltung.

 * 

Von Liebe und Gewalt
Statement von ZDF-Redaktionsleiter Günther van Endert

Wir alle wollen geliebt werden. Liebe ist das universelle Gefühl und ihre Erklärung ist schwierig und führt weit. Liebe ist der Stoff, aus dem die Träume sind, deretwegen wir Filme schauen. In ihren Variationen – Anerkennung, Wertschätzung – sorgt das Bedürfnis nach ihr für menschliche Bindungen. Aber auch das Durchschimmern in ihrer Verneinung, die Umleitung, Kompensation, Verfälschung ihrer Energie, bildet den Kitt, der die Gesellschaft zusammenhält.

Es bleibt etwas hochgradig Faszinierendes. Krimis sind das mit Abstand erfolgreichste Genre, gerade auch in den Serien, mit denen uns die neuen Streaming-Plattformen überschwemmen. Die sechsteilige Crime-Serie "Parfum" ist eine radikale Interpretation des Zusammenhangs von Liebe und Gewalt.

Sie transformiert die Essenz von Patrick Süskinds Weltbestseller in die Jetztzeit. Es gibt nicht nur auch hier Serienmord, ausgeschnittene Körperfermente und den gut riechenden Stoff. Im Roman herrscht das materielle Elend der frühen Neuzeit, das zwangsläufig rohe, physische Gewalt mit sich bringt. In der modernen Zivilisation ist eher psychische Gewalt an deren Stelle getreten. Lieblosigkeit, Missbrauch von Abhängigen, kommerzielle Ausbeutung von Sex sind nur drastische Erscheinungen. In subtileren Formen durchzieht sie den Alltag, kennen wir sie alle.

Die Serie bringt den Zusammenhang von Gewalt und Liebe mit einer packenden Bildsprache zum Ausdruck. Sie entwickelt mit einer hochmodernen Filmästhetik und differenzierten Charakteren einen Sog. Jede Figur ist auf ihre Art sowohl nachvollziehbar als auch verstörend. "Parfum" spricht weit über das Genre Krimi hinaus das Publikum an. Die Serie wird und soll zu Diskussionen anregen.

 * 

Sorgfältig abgestimmte Ingredienzien
Statement der Produzenten Oliver Berben und Sarah Kirkegaard

Inspiriert von der "Geschichte eines Mörders", eine zeitgenössische eigenständige "Geschichte eines Parfums" zu erzählen, dessen Faszination und Rätselhaftigkeit bis in die Gegenwart reicht: Das war der Ausgangspunkt der Idee, nach Motiven des Süskind-Stoffes die Serie "Parfum" zu entwickeln. Gemeinsam mit Drehbuchautorin Eva Kranenburg und Regisseur Philipp Kadelbach haben wir uns daran gemacht, die zeitlose Essenz dieses Stoffes zu erfassen und neu auszugestalten.

"Parfum" ist also keine Adaption oder serielles Spin-off. Es beruht auf einem originären Konzept, in dem das zentrale Motiv des Bestsellerromans – die Suche nach dem perfekten Duft als Motiv für einen Serienmord – in einer Seriendramaturgie umgesetzt wird. Die Ingredienzien dieser Serie sind, ganz wie bei der Duftkomposition, im Zentrum ihrer Erzählung sorgfältig aufeinander abgestimmt. Ein legendärer Bestsellerroman und ein äußerst erfolgreicher Kinofilm. Eine außergewöhnliche neue Drehbuchautorin mit besonderem Gespür für menschliche Abgründe und ein visionärer Regisseur mit internationaler Reputation. Ein kongeniales Team aus erfindungsreichen Kreativen und ein hochkarätiger Cast mit eigenwilligen, nahbaren Charakteren. Und nicht zuletzt die herausragende Unterstützung unserer Partner ZDF und ZDFneo, Netflix und Arri sowie unserer Förderer – die Film- und Medienstiftung NRW, der German Motion Picture Fund, FFF Bayern und Medienboard Berlin-Brandenburg – bei der Herstellung einer aufwändig produzierten und innovativ gestalteten Serie von internationalem Format, mit der wir gemeinsam neue Maßstäbe setzen wollen, auch in technischer und ästhetischer Hinsicht.

Mit den brillanten, extrem hochauflösenden Bildern der ARRI-65-Kamera in Kombination mit nostalgisch wirkendem original 16mm-Filmmaterial, haben wir uns für eine visuelle Erzählweise entschieden, die dem inhaltlichen Ansatz der Serie entspricht: Sie macht die Kontraste zwischen den Erzählebenen emotional erfahrbar und changiert zwischen vordergründiger Harmonie und tiefen Abgründen, zwischen sinnlicher Haptik und flüchtiger Erinnerung.

"Parfum" ist eigen – eine Erzählung sui generis, ohne Vorbilder oder Anlehnungen, ohne x meets y. Indem die Serie neue Ideen und klassische Zutaten bewährter Genres in Zusammenhang bringt, sie durch eine neue Sinnesebene erweitert und in eine stilisierte Ästhetik übersetzt, schafft sie einen eigenen Erzählrhythmus und eine eigene Realität. Diese Realität ist geformt durch Wünsche und Ängste, durch fragile Beziehungsgeflechte, durch ein dichtes Netz aus Geheimnissen und durch den unzerstörbaren, übermächtigen Wunsch jedes Einzelnen, um jeden Preis geliebt zu werden. Es ist eine Realität, in der Düfte und Gerüche zu Bindungsmächten im menschlichen Spiel von Begehren und Manipulation werden. Eine Realität, die zugleich schonungslos und faszinierend, mysteriös und zutiefst menschlich ist.

"Parfum" entfaltet sich in der Zeit …, und wir freuen uns darauf, die Zuschauer in diesen sechs Stunden Serienunterhaltung zu einer einzigartigen Sinneserfahrung einzuladen.

 * 

Stab

Produktion: ZDF, ZDFneo, Constantin Film und MOOVIE
Executive Producer: Oliver Berben
Produzentin: Sarah Kirkegaard 
Regisseur: Philipp Kadelbach
Kamera: Jakub Bejnarowicz
Autorin: Eva Kranenburg
Redaktion ZDF: Günther van Endert
Koordination ZDFneo: Florian Weber
Länge: jeweils ca. 60 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Nadja Simon – Friederike Becht
Staatsanwalt Grünberg – Wotan Wilke Möhring
Daniel Zahnlos Sluiter – Christian Friedel
Daniel Zahnlos (15 Jahre) Albrecht Felsmann
Roman Seliger – Ken Duken
Roman (15 Jahre) Oskar Belton
Elena Seliger – Natalia Belitski
Elena (13 Jahre) Valerie Stoll
Moritz de Vries – August Diehl
Moritz (15 Jahre) Leon Blaschke
Thomas Butsche – Trystan Pütter
Thomas (15 Jahre) Julius Nitschkoff
Matthias Köhler – Juergen Maurer
Jens Brettschneider – Marc Hosemann
Katharina Läufer alias K Siri Nase
Katharina (15 Jahre) Franziska Brandmeier


Inhalt

Die Ermittlungen zum Mord an der rothaarigen Sängerin K am Niederrhein führen Profilerin Nadja Simon in die Vergangenheit von fünf ehemaligen Internatsschülern: Roman Seliger und seine Frau Elena, der schüchternen Daniel "Zahnlos" Sluiters, Bordellbetreiber Thomas Butsche und Moritz de Vries, der in Paris als Parfümeur arbeitet. K war damals der umschwärmte Mittelpunkt der Clique am katholischen Internat. Als die Fünf sich zum ersten Mal nach zwanzig Jahren als Mordverdächtige wieder begegnen, drohen lang verdrängte Geheimnisse ans Tageslicht zu gelangen. Während Nadja Simon und das Ermittlerteam rund um Staatsanwalt Joachim Grünberg (Wotan Wilke Möhring) und Kriminalkommissar Matthias Köhler (Juergen Maurer) den Spuren der Gegenwart folgen, enthüllen Rückblenden parallel dazu Schritt für Schritt das Geheimnis, das die Internatsschüler in der Vergangenheit auf unheilvolle Weise zusammengeschweißt hat.

Angeregt durch Patrick Süskinds "Das Parfum – Die Geschichte eines Mörders", gründeten die Fünf vor mehr als zwanzig Jahren einen geheimen Club. Auf der Suche nach Macht und Liebe experimentierten sie mit dem Geheimnis menschlichen Dufts und versuchten, ihren Geruchssinn zu perfektionieren und Gerüche einzufangen. Gehören diese bizarren Experimente tatsächlich der Vergangenheit an? Und wer von ihnen wäre bereit, dafür über Leichen zu gehen?


Folgeninhalte

Folge 1 – "Ambra"
Samstag, 5. Januar 2019, 21.45 Uhr, ZDF

Die rothaarige Sängerin K, alleinerziehende Mutter eines kleinen Jungen, wird tot im Swimmingpool ihres Hauses am Niederrhein aufgefunden. Die Leiche ist nackt mit tiefen Einschnitten unter den Achseln und im Intimbereich, der Schädel kahl rasiert.

Nadja Simon, die als Expertin für Sexualstraftaten zu dem Fall herangezogen wird, vermutet zunächst einen Trophäenmord. Der leitende Staatsanwalt Grünberg hingegen, mit dem Nadja ein heimliches Verhältnis und dadurch bedingt einen Autoritätskonflikt hat, glaubt an einen Täter aus dem Umfeld der Toten.

Auf der Beerdigung erscheinen schier unzählig viele Verehrer und Liebhaber, doch kaum jemand scheint der umschwärmten Frau wirklich nahe gestanden zu haben. Wer war K überhaupt? Wer ist der Vater ihres Kindes? Und wie sieht ihre Vergangenheit aus?

Bald rückt die ehemalige Jugendclique des Opfers in den Fokus der Ermittlungen: Moritz, Roman, Elena, Butsche und Zahnlos kennen sich aus der gemeinsamen Zeit im katholischen Internat. Als die Fünf am Sarg von K nach zwanzig Jahren zum ersten Mal wieder aufeinandertreffen, kommt ihnen die Art, wie die Ermordete vorgefunden wurde, nur zu bekannt vor. Alle teilen ein Geheimnis – und alle verdächtigen einander.

Gemeinsam mit ihrem Kollegen, Kommissar Köhler, folgt Nadja dieser Spur. Bei Nachforschungen im Internat stoßen sie auf einen alten, nie gelösten Fall: Merten Brodmann, ein jüngerer Mitschüler, verschwand damals spurlos, kurz bevor die Clique um K auseinanderbrach.


Folge 2 – "Skatol"
Samstag, 5. Januar 2019, 22.35 Uhr, ZDF

Das schockierende Zusammentreffen der Jugendfreunde auf der Beerdigung von K ruft bei Moritz, Roman, Elena, Butsche und Zahnlos Erinnerungen an die gemeinsame Zeit vor zwanzig Jahren wach und lässt die alten Konflikte wieder aufleben.

In Rückblenden wird die Rivalität der Jugendlichen um die schöne K erzählt, die allen im Internat, auch dem verheirateten Direktor, den Kopf verdrehte. Erzählt wird von der Angst des schüchternen Zahnlos und der von Gewalt und Abhängigkeit geprägten Beziehung zwischen Roman und Elena, die heute miteinander verheiratet sind und eine kleine Tochter, Magda, haben. Was damals beinahe spielerisch seinen Lauf nahm, scheint sich auf unheilvolle Weise bis in die Gegenwart fortzusetzen.

Ohne Staatsanwalt Grünberg zu informieren, dem die Alleingänge der Profilerin ein Dorn im Auge sind, ermittelt Nadja Simon weiter im Umfeld des Internats. Gemeinsam mit Kommissar Köhler befragt sie Elenas verbitterten Vater, den Pedell des Internats, ebenso den ehemaligen Internatsdirektor.

Von einem ehemaligen Mitschüler, der damals gerne dazugehört hätte, erfahren sie, dass die Clique einen geheimen Club gründete, der sich an der Ruine eines Wasserschlosses traf.

Als Nadja hört, dass es in der Region sogenannte "Fettleichen" gibt, die in dem tonhaltigen Erdboden nicht verwesen, lässt sie die Gegend um das Wasserschloss mit Leichenspürhunden absuchen. Tatsächlich machen die Ermittler einen rätselhaften Fund.


Folge 3 – "Synthese"
Sonntag, 6. Januar 2019, 22.00 Uhr, ZDF

An der Stelle, an der die Leichenhunde angeschlagen haben, wird ein toter Hund ausgegraben, der die gleichen Verletzungen aufweist wie die Leiche von K. Staatsanwalt Grünberg ordnet weitere Nachforschungen an.

Nach einer leidenschaftlichen Liebesnacht kommt es zwischen Nadja und Grünberg zu einem erbitterten Machtkampf, denn der verheiratete Familienvater will seine Affäre mit der Profilerin um jeden Preis geheim halten.

In Butsches Bordell erlebt Zahnlos mit der Prostituierten Perle sein erstes Mal, und Roman droht seiner Frau Elena, sie mit seinem Wissen über ihre Vergangenheit ins Gefängnis zu bringen, wenn sie ihn verlassen sollte.

Als Nadja bei der Durchsuchung von Elenas Jugendzimmer eine Ausgabe des Romans "Das Parfum – Die Geschichte eines Mörders" von Patrick Süskind entdeckt, befragt sie die ehemalige Internatsclique. Im Verhör geben Moritz, Roman, Elena, Butsche und Zahnlos zu, als Jugendliche eine gemeinsame Faszination für den Helden des Romans, Grenouille, entwickelt zu haben. Sie hätten ihren Geruchssinn trainiert und mit der Konservierung des Eigengeruchs menschlicher Körper experimentiert – mit mäßigem Erfolg, da sich mithilfe der im Roman geschilderten Methode nur eine leicht flüchtige Essenz habe erzielen lassen. Mit dem Verschwinden des Schülers Merten Brodmann will keiner von ihnen etwas zu tun gehabt haben. Doch dann wird am Fundort des Hundekadavers auch die Leiche des Jungen gefunden: nicht verwest, kahl geschoren und mit den schon bekannten Schnittverletzungen.


Folge 4 – "Die dritte Substanz"
Sonntag, 6. Januar 2019, 22.55 Uhr, ZDF

Als Nadja feststellt, dass sie schwanger ist, steht ihre Beziehung zu Grünberg auf dem Prüfstand. Grünberg bietet ihr lediglich an, sich um die Abtreibung zu kümmern.

Das Ermittlerteam steht unter Druck, Ergebnisse vorzuweisen, als sich im Umfeld der Verdächtigen ein weiterer Mord ereignet: Die Prostituierte Perle, die für Butsche arbeitet und in die sich Zahnlos verliebt hat, liegt kahl geschoren und verstümmelt in ihrem Trailer.

Butsche kümmert sich um Perles vernachlässigte Tochter Elsie. Als er sich dabei an Elena wendet, kommt es zu einer gefährlichen Begegnung mit Roman. Denn der hat auch gegen Butsche etwas in der Hand, das nicht an die Öffentlichkeit gelangen darf.

Erneut eskaliert es zwischen den Seligers, wieder schlägt Roman seine Frau. Verzweifelt bittet Elena Zahnlos um Hilfe. Ihr Plan ist es, Roman in den Fokus der Ermittlungen zu rücken, um für sich und die gemeinsame Tochter Magda Polizeischutz zu bekommen. Ein mit Zahnlos inszenierter Mordversuch, der dem Muster der Morde an K und Perle folgt, soll dabei helfen.

Währenddessen widmet sich Moritz seiner besonderen Leidenschaft: der Duftkomposition. Im Verhör erklärt er Nadja, wie er mithilfe der sogenannten Enfleurage den Geruch verschiedener Frauen, darunter auch K, konserviert hat – ohne dafür jemanden getötet zu haben. Für die Tatzeiten aller Morde kann Moritz ein Alibi vorweisen. Arbeitet er vielleicht mit einem Komplizen zusammen, um an wirkungsvolle Ingredienzien zur Geruchsgewinnung zu gelangen?

Folge 5 – "Herzakkord"
Montag, 7. Januar 2019, 22.15 Uhr, ZDF

Während Zahnlos auf der Flucht ist, sucht Elena mit ihrer Tochter Schutz bei ihrem Vater, den sie seit zwanzig Jahren nicht gesehen hat und der noch immer im Internat lebt und arbeitet. Bei ihm fühlt sich Elena zwar sicher vor Romans Übergriffen, doch den traumatischen Erinnerungen an ihre Jugend kann sie nicht länger ausweichen. Kann sie für das, was damals geschehen ist, Verantwortung übernehmen?

Nach einem Termin beim Frauenarzt entscheidet Nadja sich zunächst gegen eine Abtreibung. Doch als sie Grünberg mit einem Anruf bei dessen Ehefrau unter Druck setzt, beendet dieser endgültig das Verhältnis. Verzweifelt stürzt sich Nadja weiter in die Ermittlungen und wird auch hier zunehmend zur Einzelkämpferin. Wie besessen folgt sie der Spur, die ihr der Roman "Das Parfum – Die Geschichte eines Mörders" aufzeigt. Lässt sich tatsächlich aus Gewebe und Haaren ein Parfum herstellen, dessen Duft manipulierbar macht? Gibt es einen Menschen, der daran glaubt und bereit ist, dafür über Leichen zu gehen?

Schritt für Schritt setzt Nadja die Puzzleteile der aktuellen und zurückliegenden Mordfälle zusammen und stößt auf die unheilvolle Verbindung zwischen Zahnlos und Elena. Ihr Verdacht, dass Elena eine wichtige Rolle in dem Fall spielt, erhärtet sich, als sie die Mutter des vor über zwanzig Jahren ermordeten Merten Brodmann trifft. Von ihr erfährt Nadja, dass sie nach Mertens Verschwinden die damals 13-jährige Elena als Pflegetochter aufnahm.


Folge 6 – "Fesselung"
Montag, 7. Januar 2019, 23.20 Uhr, ZDF

Ein drittes Opfer wird aufgefunden, ermordet und verstümmelt wie die anderen Frauen: Es handelt sich um die Schwester der Therapeutin, bei der Zahnlos regelmäßig in Behandlung ist. Da jeder der anderen Verdächtigen ein Alibi hat, ist der flüchtige Zahnlos nun Hauptverdächtiger. Als er im Trailer der getöteten Perle festgenommen werden kann, gilt der Fall als abgeschlossen. Doch Nadja glaubt nicht an dessen Schuld und beschließt, weiter zu ermitteln. Dabei ist ihr Ziel nicht nur, den Fall erfolgreich aufzuklären, sondern auch Grünberg zurückzugewinnen.

Wenig später nehmen die Ermittlungen eine neue Wendung: Nachdem Roman seine Frau angezeigt hat, gesteht Elena, was sich damals zwischen Merten und den anderen wirklich ereignet hat und wie der Mitschüler sterben musste. Elena belastet damit nicht nur Zahnlos, sondern vor allem sich selbst. Da sie zum Tatzeitpunkt erst 13 Jahre alt und damit nicht strafmündig war, bleibt Elena auf freiem Fuß. Sie verliert jedoch das Sorgerecht für ihre Tochter, die künftig bei Roman leben wird.

Nadja ist davon überzeugt, dass es damals wie heute um die Herstellung eines Duftes geht, der Liebe und Zuneigung auslösen soll und kann. Fieberhaft folgt sie der Spur des Parfums – bis zum überraschenden Showdown.

 * 

Schockierend, verstörend, abgründig
Statement von Regisseur Philipp Kadelbach

In Zeiten, in denen das Fernsehen überflutet wird von großer inhaltlicher Vielfalt, ist ein innovativer, visueller Ansatz von entscheidender Bedeutung: ein sorgfältig erarbeitetes gestalterisches Konzept, das sich folgerichtig der Geschichte und der emotionalen Entwicklung ihrer Charaktere widmet und jede ästhetische oder dramaturgische Beliebigkeit ausschließt. Die jahrelange Entwicklung und Umsetzung von "Parfum" beruht auf einem solchen Konzept.

Mit "Parfum" erzählen wir die Geschichte eines Kriminalfalls, der sich am Niederrhein nahe der holländischen Grenze zuträgt. Die Ermittlerin Nadja, gespielt von Friederike Becht, bildet das rhythmische und emotionale Zentrum unserer Erzählung. Angetrieben von ihrer eigenen Lebensgeschichte führt sie uns durch die Geschichte eines Serienmords und enthüllt dabei Stück für Stück die Hintergründe der Hauptverdächtigen und deren emotionalen Verletzungen.

Wir decken Geheimnisse auf, nur um augenblicklich wieder auf neue zu treffen. Schockierende, verstörende oder beklemmende Szenen werden nirgendwo zum Selbstzweck, sondern bleiben absichtlich gesetzte Facetten eines bewusst gestalteten, psychologisch abgründigen Ganzen. Der in der Montage langer raffinierter Kamerafahrten erzeugte Rhythmus der Handlung und die Wechselwirkungen der einzelnen Szenen, schaffen einen Sog, der die Zuschauer zusammen mit den Hauptfiguren tiefer und tiefer in die Handlung verstrickt – bis zum unvorhersehbaren Finale.

 * 

Eine Serie voller Gewalt – ohne Gewalt
Statement von Drehbuchautorin Eva Kranenburg

"Parfum" ist eine Serie voller Gewalt – ohne Gewalt. Bilder von Gewalt werden nicht auserzählt. Die Bilder entstehen im Kopf des Zuschauers. Denn nichts facht die Phantasie so sehr an wie Entzug.

Genauso geht es den Protagonisten der Serie. In ihrem Leben gibt es keine Liebe. Umso stärker wirkt das Bild von Liebe in ihrem Kopf. Sie jagen danach. Sie kuschen dafür. Sie fliehen davor. Sie warten darauf. Sie erschaffen das Geruchsabbild der Liebe. Am Ende steht die Beute, die Liebe. Doch ist die nicht das eigentliche Monster?

 * 

Interviews mit dem Ermittlerteam

Worum geht es für Sie in der Serie "Parfum"?

Wotan Wilke Möhring (Staatsanwalt Grünberg)
Was wäre, wenn wir die Essenz von all dem, was uns ausmacht, in eine kleine Flasche füllen könnten? Was würde das mit uns anstellen? Weil es die Perfektion eines Sinnes ist, finde ich das hochinteressant. Dieser Wunsch nach Vollendung ist heutzutage, glaube ich, noch stärker geworden.
Es geht um Mord, Verschwörung und Macht. Dabei ist es zunächst schwer, eine Motivation zu ermitteln, und deren Entdeckung ist letztendlich am grausamsten. Die Serie spielt in einer Art Niemandsland. Farbgebung und Bildauswahl unterstützen diese bedrohliche Tristesse.

Juergen Maurer (Kriminalhauptkommissar Matthias Köhler)
Diese neuen Formate sind ein echtes Geschenk für Autoren, Regisseure und natürlich auch für uns Schauspieler. Außerdem liegt hier ein ganz erstaunlich fein gebautes, psychologisches Drehbuch vor, das, Genre unüblich, in tiefe psychologische Bereiche vordringt.

Marc Hosemann (Kriminalkommissar Jens Brettschneider)
"Parfum" schafft einen eigenen Mikrokosmos um den Kriminalfall. Ihm gelingt es, der reinen "Realität" zu entkommen und eine eigene Welt zu schaffen.

Wie würden Sie Ihre Rolle und das Verhältnis innerhalb des Ermittlerteams beschreiben?

Wotan Wilke Möhring
Grünberg ist sicherlich ein Karrierist. Er hat den Druck der Politik im Nacken und ist deshalb ein sehr fordernder Chef. Was sein Privatleben betrifft, ist er sexuell sehr aufgeschlossen.

Friederike Becht (Profilerin Nadja Simon)
Nadja Simon hat Abgründe, die sie zu dem machen, was sie ist, und sie vorantreiben, die Nadja aber auch zu einem intuitiven Gespür für die Abgründe der Täter befähigt. Nadja ist eine Kriminalbeamtin mit einer umfangreichen Weiterbildung zur Fallanalytikerin, oder wie man in Amerika sagt, zum "Profiler". Sie sucht die Spur hinter der Spur.

Juergen Maurer
Köhler ist ein Beobachter. Also sieht er, dass seine junge Kollegin in zwischenmenschlichen Belangen von anderen Problemen völlig besetzt ist. Zu Nadja pflegt er eine professionelle, fürsorglich-besorgte Beziehung.

Marc Hosemann
Nadja und Brettschneider sind nicht füreinander gemacht. Ein Instinktmensch trifft auf einen Kopfmenschen, das führt zwangsläufig zum Konflikt. Nadja bekommt aber im Laufe der Ermittlungen immer größeren Respekt vor dem "Krokodil" Brettschneider.

Wonach riecht Ihr Rollencharakter?

Wotan Wilke Möhring
Bei Grünberg bestimmt eine gewisse Strenge, die vom Rasierwasser kommen kann, die etwas mit Testosteron zu tun hat. Mit einem Hauch Irritation.

Friederike Becht
Nadja riecht durch äußerliches Einwirken ihrerseits nach Deo, Pfefferminzbonbons und auch nach Hotelzimmer.
Ihren eigenen Geruch würde ich als anziehend, ganz zart, fast gar nicht spürbar und dann wieder mächtig beschreiben. Vielleicht riecht man sie auch nur, wenn man ganz nah an sie herankommt, aber das lässt sie nur selten zu.

Juergen Maurer
Köhler riecht nach Seife, nach Feierabend, vielleicht auch ein wenig nach Bier.

Marc Hosemann
Brettschneider riecht nach Metall.

 * 

Interviews mit den Verdächtigen

Wie würden Sie Ihre Rolle und das Verhältnis innerhalb der Internatsclique beschreiben?

August Diehl (Moritz de Vries)
Moritz ist jemand, der ganz früh eine bestimmte Begabung in sich entdeckt und verfolgt hat. Das hat etwas sehr Emotionsloses, und er liebt es, zu manipulieren.

Ken Duken (Roman Seliger)
Roman Seliger ist ein gebrochener, einsamer Mensch, der seine Emotionen nicht kontrollieren kann. Das Verhältnis zu seinen Freunden ist geprägt von Eifersucht und Machtspielen. Elena und Roman können nicht mit, und sie können nicht ohne einander. Die Gewalt ersetzt die Leidenschaft in ihrer Beziehung. Romans Verhältnis zu K gleicht einer krankhaften Abhängigkeit. Roman ist ihr hörig.

Trystan Pütter (Thomas Butsche)
Butsche ist ein vielschichtiger Charakter. Die Gründe für seine Brutalität, seine Unfähigkeit, einen gesunden sozialen Umgang zu pflegen, und seine Angst vor Nähe, sind in seiner Kindheit zu suchen. Ein missbrauchter Mensch wird oft selbst zum Täter. In Butsches Fall schützt er ein Kind, schützt er das Unschuldige und vernichtet das, in seinen Augen, Schuldige.

Natalia Belitski (Elena Seliger)
Elena lebt zurückgezogen in ihrer Welt als Ehefrau und Mutter. Sie legt Wert auf ihr gepflegtes Erscheinungsbild und den gesellschaftlichen Status, den sie durch ihren Ehemann bekommt. Beides dient ihr als Maske und Schutz, um ihre innerliche Zerrissenheit nicht preisgeben zu müssen.

Christian Friedel (Daniel Zahnlos Sluiter)
Zahnlos ist seit seiner Kindheit eher ein Außenseiter. Sein Aussehen und seine schlechten Zähne waren nicht wirklich ein einladendes Bild für sein Umfeld. Diese Erfahrungen haben einige Narben hinterlassen.

Was ist das Spannende an der Figurenkonstellation der Internatsclique?

August Diehl
Sie sind alle sehr unterschiedliche Menschen, die sich aufgrund einer bestimmten Passion sehr früh getroffen haben. Regisseur Philipp Kadelbach hat mir erzählt, dass er bewusst sehr unterschiedliche Typen gecastet hat, damit der Zuschauer sich fragt: Warum hängen die eigentlich miteinander ab? Im Leben haben sie sehr unterschiedliche Wege betreten und treffen sich aufgrund eines Ereignisses als Erwachsene plötzlich wieder.

Natalia Belitski
Die junge Elena wollte um jeden Preis dazugehören und hat einen hohen Preis dafür bezahlen müssen. Sie kommt als ein "Spielzeug" der Jungs in die Clique und wird auch weiter wie ein Objekt behandelt, von jedem auf seine Weise. Der einzige, der sie vielleicht wirklich erkennt und auf jeden Fall aufrichtige Liebe und Freundschaft für sie empfindet, ist Zahnlos.

Wonach riecht Ihr Rollencharakter?

August Diehl
Das ist vielleicht so ein bisschen der einzige Geruch, der ihm ein Geheimnis ist. Ihn interessiert das, was um ihn herum ist, und er selbst ist als Mittelpunkt fast unsichtbar.

Ken Duken
Roman riecht süß-säuerlich.

Trystan Pütter
Butsche riecht nach Davidoff "Cool Water" und Desinfektionsmittel.

Natalia Belitski
Elena riecht nach Seife und frisch gewaschener Wäsche.

Christian Friedel
Daniel Sluiter riecht eher unangenehm, da er sehr viel schwitzt und sich in seine Klamotten vergräbt.

Die Fragen stellte Mirja Bauer.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Januar 2019

Copyrights by ZDF
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FEATURE/1169: Deutschlandfunk Kultur - Die Geschichte der Skier, 6.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kurven kratzen

Die Geschichte der Skier

Von Matthias Baxman

Nachspiel. Feature

Sonntag, 6. Januar 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Zuerst banden sich die Menschen Flechtwerk aus Rinde unter die Füße,
um durch den Schnee zu stapfen. Doch das genügte bald nicht mehr. Mit
ovalen Holzplatten an den Schuhen versuchten waghalsige
Gebirgsbewohner zu gleiten. Die ältesten Skifunde sind über 4.000
Jahre alt. Sie maßen etwa eineinhalb Meter. Kanadische Goldgräber
liefen im 19. Jahrhundert mit vier Meter langen Skiern um die Wette.
Die langen Gleiter waren aber unpraktisch für Abfahrtslauf und Slalom.
So wurden die Bretter nach und nach kürzer. Heute nähert man sich
wieder ihrer ursprünglichen Länge an. Mit Brettern allerdings haben
die Hightechskier nichts mehr gemein, obwohl sich ihr Name noch immer
vom norwegischen Wort für Scheit ableitet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1874: Deutschlandfunk - "Auf der Mauer, auf der Lauer", 6.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Auf der Mauer, auf der Lauer

Vom Leben mit Ungeziefer

Von Teresa Schomburg

Deutschlandfunk 2016

Freistil

Sonntag, 6. Januar 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wanzen kriechen nachts ins Bett und saugen sich mit Blut voll. Ratten
und Mäuse finden Schlupflöcher in den Wohnungen. Käfer knabbern an
Körnern und Kleidung. Der Ekel vor dem Ungeziefer steigert sich schon
mal zu horrorfilmreifen Albtraumszenarien. Schädlinge nennt man sie
und will die ungebetenen Gäste schnell wieder loswerden. Doch auch der
Schädlingsbekämpfer, einst Kammerjäger genannt, erntet Argwohn: Mit
welchen Mitteln beseitigt er die Tiere? Und selbst, wenn er
erfolgreich war: Wie bekommen wir sie heraus aus unseren Köpfen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1822: Neues Hörerprojekt - Denkfabrik. Klimawandel und 70 Jahre Grundgesetz, 5.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 03.01.2019

Neues Hörerprojekt der Deutschlandradio-Programme

Denkfabrik geht an den Start

Themen 2019: Klimawandel und 70 Jahre Grundgesetz

Wochenendjournal

Samstag, 5. Januar 2019, 9.10 Uhr, Deutschlandfunk



Im Rahmen einer "Denkfabrik" setzen sich Deutschlandradio und seine
drei Programme Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova im Jahr 2019 mit den großen Fragen der Zeit
auseinander. Intendant Stefan Raue hatte im Frühjahr 2018 aufgerufen,
Themenvorschläge für die Denkfabrik einzureichen. Gefragt wurde,
welche Themen Deutschland bewegen und womit sich Deutschlandradio im
kommenden Jahr verstärkt befassen soll. Insgesamt 1.192 Vorschläge
haben den Sender erreicht, jetzt stehen die zwei Schwerpunktthemen für
2019 fest: "Sind wir in guter Verfassung?" (70 Jahre Grundgesetz) und
 #ÜberMorgen (Klimawandel und Nachhaltigkeit).

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue: "Die beiden Themen werden die
Programme durch das Jahr begleiten. Mit der Denkfabrik wollen wir
einen Resonanzraum für die großen gesellschaftlichen Debatten
etablieren. Für Deutschlandradio geht es dabei um einen noch engeren
Kontakt zum Publikum, aber auch darum, die publizistische Strahlkraft
unserer drei Programme stärker sichtbar zu machen."

Auf der Website der Denkfabrik und im Deutschlandradio-Programmheft
werden ausgewählte Beiträge, Sendereihen und Veranstaltungen
vorgestellt. So sprechen ab 15. März insgesamt 70 prominente oder
weniger prominente Hörerinnen und Hörer darüber, welche Artikel des
Grundgesetzes für sie eine besondere Bedeutung haben. Bis 17. Februar
zieht die Deutschlandfunk-Sportredaktion in einer siebenteiligen Reihe
"Endspiel ums Klima - Welchen Beitrag leistet der Sport?" eine
Ökobilanz der großen Sportarten. Deutschlandfunk Kultur präsentiert im
neuen Jahr den Philosophen Peter Sloterdijk im Volksbühnen-Gespräch
über den Sozialstaat und Deutschlandfunk Nova schickt Reporterin
Kerstin Ruskowski in einer sechsteiligen Podcastserie auf Recherche in
Deutschland und den USA, wie ein Leben ganz ohne Müll aussehen kann
("Kerstin will es schaffen").


Sendungshinweis:

Sa, 5. Januar 2019, 9.10 Uhr (Deutschlandfunk): Das Wochenendjournal
nimmt in einer Sondersendung die Denkfabrik unter die Lupe. Beiträge
und Reportagen illustrieren Alltagsbemühungen gegen den Klimawandel,
führen an den Geburtsort des Grundgesetzes in Herrenchiemsee in Bayern
und blicken auf die kontroverse Debatte um die Verfassung in Polen.
Gäste: Stefan Raue (Deutschlandradio-Intendant), Stephan Detjen
(Dlf-Chefkorrespondent) und Georg Ehring (Leiter der Umweltredaktion
im Deutschlandfunk), Moderation: Peter Sawicki

Mehr zum Thema:

www.deutschlandradio.de/denkfabrik

www.deutschlandradio.de/publikationen

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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AKTION/351: Köln - 1LIVE Podcastfestival, 7. bis 10. Januar 2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 28. Oktober
2018

Podcasts live auf der Bühne: Erstes 1LIVE Podcastfestival im Januar
2019

Vier Tage, drei Locations und neun der erfolgreichsten Podcasts in
Deutschland live auf der Bühne. Das ist das 1LIVE Podcastfestival
2019!



Vom 7. bis 10. Januar 2019 findet das erste 1LIVE Podcastfestival in
Köln statt. In drei Locations gibt es jeden Tag Live-Veranstaltungen
der beliebtesten Podcasts aus den Bereichen Comedy, Reisen, Nerd,
Satire, Sextalk, Gaming und Serien. Mit dabei sind die Podcasts "Beste
Freundinnen/Beste Vaterfreuden", "Die Blaue Stunde", "Reisen Reisen",
"Radio Nukular", "Schwarzes Konfetti", "The Pod", "Fuck Forward",
"Serienjunkies" und "Gemischtes Hack". Im Club Bahnhof Ehrenfeld, dem
Gloria Theater und dem 1LIVE-Haus werden die Podcasterinnen und
Podcaster vor bis zu 400 Leuten ihre Formate live präsentieren. Einige
der Auftritte beim 1LIVE Podcastfestival 2019 werden anschließend als
Live-Folge auf den Kanälen der Podcasterinnen und Podcaster
veröffentlicht.


Die Veranstaltungen des 1LIVE Podcastfestivals im
Überblick

Montag, 07.01.2019 - 20 Uhr

Beste Freundinnen/Beste Vaterfreuden | Gloria Theater

The Pod Gaming Podcast | Club Bahnhof Ehrenfeld

Dienstag, 08.01.2019 - 20 Uhr

Schwarzes Konfetti | Club Bahnhof Ehrenfeld

Radio Nukular | Gloria Theater

Mittwoch, 09.01.2019 - 20 Uhr

Die Blaue Stunde | Gloria Theater

Reisen Reisen | 1LIVE-Haus

Donnerstag, 10.01.2019 - 20 Uhr

Gemischtes Hack | Gloria Theater (ausverkauft)

Fuck Forward | 1LIVE-Haus

Serienjunkies | Club Bahnhof Ehrenfeld

Die Tickets kosten zwischen 19,50 EUR und 25,00 EUR zzgl. Gebühren.


Details zu den teilnehmenden Podcasts entnehmen Sie dieser PDF-Datei

https://presse.wdr.de/plounge/radio/1live/2018/08/_pdf/20181002_teilnehmer_1live_podcastfestival.pdf

http://www.1live.de/

http://www.koeln.podcastfestival.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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CHIRURGIE/517: Zweitmeinung bei Operationen - Entscheidungshilfen sollen Patienten unterstützen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.01.2019

Zweitmeinung bei Operationen: Entscheidungshilfen sollen Patienten unterstützen

Erste Entscheidungshilfen des IQWiG betreffen Gebärmutter-Entfernung und
Mandel-OP



Mit insgesamt sechs neuen Entscheidungshilfen unterstützt das Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) Patientinnen
und Patienten bei der Entscheidung über bestimmte, nicht eilige
Operationen. Vier bereits 2018 veröffentlichte Entscheidungshilfen richten
sich an Frauen, denen eine Entfernung der Gebärmutter empfohlen wird. Zwei
weitere sind vor allem für Eltern gedacht, deren Kindern eine
Mandeloperation nahegelegt wird. Diese beiden Entscheidungshilfen hat das
Institut jetzt publiziert. Sie sind auch als druckfertige PDF verfügbar.

GKV-Versicherte können weiteren Spezialisten befragen

Hintergrund dieser Entscheidungshilfen sind zwei Aufträge des Gemeinsamen
Bundesausschusses (G-BA) an das IQWiG. Der G-BA hat Ende 2018 eine
Richtlinie zur Umsetzung des in § 27b SGB V festgelegten
Zweitmeinungsverfahrens beschlossen. Danach müssen Ärztinnen und Ärzte,
die bestimmte planbare Operationen empfehlen, alle Patientinnen und
Patienten auf ihr Recht hinweisen, die Entscheidung für oder gegen den
Eingriff noch einmal kostenlos mit einem unabhängigen, besonders
qualifizierten Facharzt oder einer -ärztin besprechen zu können.

Gebärmutterentfernung und Mandeloperation sind die beiden ersten
Eingriffe, für die das Zweitmeinungsverfahren gilt.

Wann ist eine zweite Meinung sinnvoll?

Bei vielen Krankheiten gibt es mehr als eine Behandlungsmöglichkeit. Oft
ist aber keine der Alternativen ideal, jede hat ihre Vor- und Nachteile.
Dann hängt es stark von der persönlichen Situation und den eigenen
Wünschen ab, welche die beste Wahl ist.

Bei den vom gesetzlichen Zweitmeinungsverfahren erfassten Operationen hat
sich zudem gezeigt, dass Ärzte sehr unterschiedlich beraten: Die einen
raten schnell zu einer Operation, die anderen halten sich zurück. Das
Zweitmeinungsverfahren soll sicherstellen, dass alle Patientinnen und
Patienten die Möglichkeit haben, in Ruhe eine informierte Entscheidung zu
treffen.

Wie läuft das Zweitmeinungsverfahren ab?

Wenn eine der oben genannten Operationen empfohlen wird, muss die Ärztin
oder der Arzt in Zukunft normalerweise mindestens zehn Tage vor dem
geplanten Eingriff auf das Recht auf eine zweite Meinung hinweisen. Die
Spezialisten für die zweite Meinung müssen eine besondere Qualifikation
vorweisen. Sie dürfen zudem nicht in derselben Praxis oder Klinik arbeiten
wie der erste Arzt oder die Ärztin. Und sie dürfen nicht an dem
Krankenhaus beschäftigt sein, in dem die Operation stattfinden soll.

Zur Unterstützung des Verfahrens hat das IQWiG im Auftrag des G-BA auf
Gesundheitsinformation.de einen eigenen Bereich veröffentlicht, der
grundlegende Informationen zu Zweitmeinungsverfahren zusammenfasst.

Vor allem aber finden Patientinnen und Patienten hier auch Informationen
zu Alternativen zu einer Operation. "Auch wenn das Zweitmeinungsverfahren
hinter diesen Aufträgen steht, wäre es natürlich sinnvoll, unsere
Entscheidungshilfen schon bei der 'ersten' Meinung zu berücksichtigen",
sagt Klaus Koch, Leiter des Ressorts Gesundheitsinformation im IQWiG.

Alle Entscheidungshilfen als druckbares PDF verfügbar

Alle sechs Entscheidungshilfen sind als druckfertiges PDF gestaltet und
können von Patienten und Arztpraxen in beliebiger Stückzahl ausgedruckt
werden.

Das Institut hat auf seiner Website für Bürger und Patienten
Gesundheitsinformation.de eine zentrale Zugangsseite eingerichtet, wo
Nutzerinnen und Nutzer Informationen zum Zweitmeinungsverfahren finden.
Wenn das Verfahren in Zukunft auf weitere Operationen erweitert wird, wird
diese Seite ergänzt.

Zum Projektverlauf

Der G-BA hat das Institut am 18. Januar 2018 beauftragt, zur Unterstützung
von Patientinnen und Patienten Entscheidungshilfen zu erstellen. In
Projekt P18-01 wurden Entscheidungshilfen zur Gebärmutterentfernung
bearbeitet, in P18-02 zu Mandeloperationen.

Diese Entscheidungshilfen wurden nach den Allgemeinen Methoden des IQWiG
erstellt. Sie werden im Rahmen der üblichen Aktualisierung der
Gesundheitsinformationen des IQWiG spätestens nach drei Jahren auf
Aktualität überprüft und bei Bedarf angepasst.


Originalpublikation:

www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.01.2019
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DERMATOLOGIE/733: Melanom - Dabrafenib und Trametinib haben Zusatznutzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.01.2019

Melanom: Dabrafenib und Trametinib haben Zusatznutzen

Die Wirkstoffkombination geht mit längerem Überleben und weniger oder
späteren Rezidiven einher



Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) hat untersucht, ob die Wirkstoffkombinationen Dabrafenib plus
Trametinib und Encorafenib plus Binimetinib für Patientinnen und Patienten
mit Melanomen einen Zusatznutzen gegenüber den zweckmäßigen
Vergleichstherapien haben.

Dabrafenib plus Trametinib ist für die adjuvante Behandlung Erwachsener
mit Melanom im Stadium III mit BRAF-V600-Mutation nach vollständiger
Resektion, also der operativen Entfernung des kranken Gewebes, zugelassen.
Das Institut fand einen Hinweis auf einen beträchtlichen Zusatznutzen.

Auch Encorafenib plus Binimetinib wird bei Vorliegen einer
BRAF-V600-Mutation eingesetzt, allerdings bei Betroffenen mit nicht
resezierbarem oder metastasiertem Melanom. Für diese Patientengruppe, bei
der die Erkrankung weiter fortgeschritten ist, ist ein Zusatznutzen
gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie nicht belegt.

Wirkstoffe sollen Tumorwachstum an zwei Gliedern der innerzellulären Signalketten bremsen

Melanome sind Tumoren, die von den Pigmentzellen der Haut (Melanozyten)
ausgehen und auch tiefere Gewebeschichten und weitere Organe erfassen
können. Im fortgeschrittenen Stadium waren die Therapiemöglichkeiten bis
vor wenigen Jahren sehr eingeschränkt. Mittlerweile sind mehrere
Wirkstoffe auf dem Markt, die entweder bestimmte Zellen des Immunsystems -
die zytotoxischen T-Lymphozyten - zur Vernichtung der Krebszellen anhalten
oder aber die Krebszellen selbst an der Vermehrung hindern sollen.

Ein Teil dieser Wirkstoffe, sogenannte monoklonale Antikörper, bindet an
Rezeptoren an den Außenseiten der Zellen. Dazu zählt etwa Nivolumab, zu
dem das IQWiG Anfang Dezember eine frühe Nutzenbewertung abgeschlossen
hat.

Andere Wirkstoffe, sogenannte Tyrosinkinase-Inhibitoren, sollen
verschiedene Glieder der Signalkette im Inneren der Tumorzellen hemmen,
die im Zellkern mit einer veränderten Ablesung bestimmter Gene enden und
so zur übermäßigen Vermehrung der Zellen führen. Oft wird ein Teil der
Tumoren durch Mutationen resistent gegen einen Wirkstoff. Durch die
Kombination zweier Wirkstoffe können zwei Kettenglieder gleichzeitig
gehemmt und solche Resistenzen ausgehebelt werden.

Dabrafenib plus Trametinib: Vorteile beim Gesamtüberleben und Rezidiven

Für die erste Wirkstoffkombination hat der Hersteller Daten aus zwei
Datenschnitten der noch laufenden Studie COMBI-AD vorgelegt. Beim Endpunkt
Gesamtüberleben zeigte sich ein deutlicher Vorteil der
Wirkstoffkombination gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie: Beim
ersten Datenschnitt, rund zweieinhalb Jahre nach Medikationsbeginn der
letzten Studienteilnehmer, waren etwa 14 Prozent der Personen im
Wirkstoffarm, aber bereits gut 21 Prozent der Personen im Vergleichsarm
der Studie verstorben.

Das Auftreten von Rezidiven wurde nicht nur im ersten, sondern auch im
zweiten Datenschnitt zehn Monate später ermittelt. Während im Wirkstoffarm
zu diesem späteren Zeitpunkt etwa 40 Prozent der Patientinnen und
Patienten Rezidive aufwiesen, waren es im Vergleichsarm etwa 59 Prozent
der Teilnehmer.

Dem stehen Hinweise auf Nachteile der Wirkstoffkombination bei einigen
Nebenwirkungen gegenüber, die zwar zum Teil erheblich sind, aber die
Vorteile nicht grundsätzlich infrage stellen. In der Gesamtschau ergab
sich ein Hinweis auf einen beträchtlichen Zusatznutzen von Dabrafenib plus
Trametinib.

Encorafenib plus Binimetinib: Indirekter Vergleich zeigt keine Vorteile

Die zweite Wirkstoffkombination setzt an denselben Signalkettengliedern in
den Tumorzellen an wie die erste, nämlich an zwei hintereinander
geschalteten Tyrosinkinasen namens B-Raf und MEK. Die Kombination
Encorafenib und Binimetinib wird allerdings bei Patientinnen und Patienten
eingesetzt, deren Melanome nicht mehr reseziert werden können oder bereits
Metastasen gebildet haben.

Für nicht vorbehandelte Betroffene ist die zweckmäßige Vergleichstherapie
eine andere Wirkstoffkombination, etwa Vemurafenib plus Cobimetinib. Der
Hersteller legte Daten aus einem indirekten Vergleich vor. Dabei zeigte
sich kein Vorteil der neuen Wirkstoffkombination beim Gesamtüberleben, und
für andere Endpunkte lagen keine verwertbaren oder vergleichbaren Daten
vor.

Für vorbehandelte Betroffene hatte der G-BA als zweckmäßige
Vergleichstherapie eine patientenindividuelle Therapie nach Maßgabe des
Arztes festgelegt, in der die Vorbehandlung und der Zulassungsstatus der
Wirkstoffe berücksichtigt werden sollten. Zu dieser Fragestellung gibt es
keine direkt vergleichende Studie, und die vom Hersteller für einen
indirekten Vergleich herangezogenen Studien eignen sich nicht für die
Ableitung eines Zusatznutzens.

In der Gesamtschau ist damit ein Zusatznutzen von Encorafenib plus
Binimetinib für keine der beiden Fragestellungen belegt.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertungen sind Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertungen führt der G-BA
Stellungnahmeverfahren durch und fasst abschließende Beschlüsse über das
Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertungen des IQWiG geben
folgende Kurzfassungen. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KASSEN/1899: Beiträge vergleichen, Kasse wechseln, sparen (StWt)


Stiftung Warentest - 2. Januar 2019

Beiträge vergleichen, Kasse wechseln, sparen



Wer von einer teuren bundesweit geöffneten Kasse zu einer günstigeren
wechselt, kann mehrere hundert Euro Beitrag pro Jahr sparen. Die Ersparnis ist
neben dem konkreten Beitragssatz abhängig vom Einkommen. Verdient jemand
monatlich 3 000 Euro brutto, bringt ein Wechsel monatlich etwa 15 Euro, pro Jahr
also rund 180 Euro Ersparnis. Sehr gut verdienende Arbeitnehmer sparen sogar
rund 270 Euro pro Jahr. Allerdings: Wer mit seiner Kasse zufrieden ist, sollte
nicht nur auf den Beitrag schauen. Oft lässt sich auch sparen, wenn die Kasse
benötigte Extraleistungen übernimmt – etwa für eine ärztlich verordnete
Osteopathie oder einen Zuschuss für eine professionelle Zahnreinigung.

Kassenbeiträge sinken, Entlastungen für viele Versicherte

Der Beitrag zur Gesetzlichen Krankenkasse ist 2019 für alle Mitglieder
günstiger. Das ist die Folge des „Gesetzes zur Beitragsentlastung der
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung“. Die zwei wichtigsten
Änderungen:

Teilung des Zusatzbeitrags. Arbeitnehmer haben mehr auf ihrer
Gehaltsabrechnung, weil Arbeitgeber wieder die Hälfte aller Beiträge zur
Krankenversicherung tragen. Bisher übernahmen Arbeitgeber nur die Hälfte des
allgemeinen Beitragssatzes von 14,6 Prozent. Den Zusatzbeitrag, den jede Kasse
je nach finanzieller Situation festlegt, zahlten die Beschäftigen bisher
allein. Seit diesem Jahr wird auch der Zusatzbeitrag zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber geteilt. Auch Rentner profitieren von dieser Regelung: Bei Ihnen
übernimmt die Rentenversicherung 2019 die Hälfte des Zusatzbeitrags.

Mindestbeitrag für Selbstständige. Der Mindestbeitrag für Selbstständige
sinkt fast um die Hälfte, wovon vor allem Mitglieder mit wenig Einkommen
profitieren.

Tipp: Die Details zu den Entlastungen durch die Gesetzesänderungen lesen Sie im
PDF des Finanztestberichts 1/2019 nach dem Freischalten des Produktfinders.

Sie suchen Informationen zur privaten Krankenversicherung? Alles, was Sie
wissen müssen, finden Sie im großen, kostenlosen Special Private
Krankenversicherung.

Das bietet Ihnen der Krankenkassenvergleich

Beiträge und Leistungen Gesetzliche Krankenkassen. Die Datenbank enthält
Beitragssätze, Leistungen und Serviceangebote fast aller frei wählbaren
Krankenkassen. Etwa 97 Prozent der Beitragszahler sind in einer Kasse
versichert, die im Vergleich der Stiftung Warentest enthalten ist. Kassen, die
nur bestimmten Personengruppen offenstehen, sind nicht in der Datenbank.

Heft-Artikel. Zusätzlich erhalten Sie nach dem Freischalten der Datenbank auch
Zugriff auf die Artikel aus unserer Zeitschrift Finanztest zum Thema
„Krankenkassen“. Sie können sich die Testberichte im Originallayout als PDF
herunterladen.

Unterschiede bei Leistungen und Service

Der Vergleich der Krankenversicherungen zeigt schon jetzt: Es gibt durchaus
günstige Krankenkassen mit guten Extraleistungen – zum Beispiel mit
vergleichsweise hohen Zuschüssen zur Zahnreinigung und
Osteopathiebehandlung. Auch diese Zusatzangebote können Sie in der
Datenbank schnell recherchieren. Hintergrund: Die Krankenkassen können in
bestimmten Bereichen Zusatzleistungen anbieten, die über das gesetzlich
vorgeschriebene Maß hinausgehen. Diese medizinische „Grundversorgung“ ist bei
allen Kassen gleich Das bieten alle Kassen.

Krankenkassenvergleich lohnt wegen Zusatzleistungen

Das Angebot an Zusatzleistungen unterscheidet sich allerdings von Kasse zu
Kasse. Ein Krankenkassenvergleich lohnt also auch bei den Extraleistungen,
denn oft geht es auch hier um viel Geld. Das ist etwa bei einer
Kinderwunschbehandlung (künstliche Befruchtung) oder
Osteopathiebehandlung der Fall. Welche Kassen hier zusätzliche Kosten für
Versicherte übernehmen, zeigt die Datenbank. Auch andere Extras wie
Reiseimpfungen, zusätzliche Vorsorgeuntersuchungen oder die Zahnreinigung sind
abgebildet. Zahlt die eigene Kasse nichts oder nur wenig bei den gewünschten
Extras, kann ein Kassenwechsel lohnen. So zahlen etliche Kassen Zuschüsse für
Gesundheitskurse (etwa Yoga und Pilates) und auch für Gesundheitsreisen, wenn
am Wohnort keine Zeit für regelmäßige Kurse ist.

Hinweis: Die Extraleistungen werden ebenfalls für alle Kassen monatlich
aktualisiert und laufend in unseren großen GKV-Vergleich eingearbeitet. Das
gilt natürlich auch für den Service der Kassen, etwa die Anzahl der
Geschäftsstellen, die persönliche Beratung durch Kassenmitarbeiter zu Hause
und die Vermittlung von Terminen beim Facharzt.

Jetzt immer mehr Kassen mit Onlineservice

Übrigens: Viele Krankenkassen bieten jetzt auch Online-Services an. So haben
etwa die Hälfte der untersuchten Kassen eine Onlinegeschäftsstelle, bei der
man zum Beispiel Krankschreibungen hochladen oder Mitgliedsbescheinigungen
für Studierende herunterladen kann. Häufig können Sie dort auch die
Patientenquittung einsehen. Und manche Kassen bieten Live- oder gar Video-Chats
zur Klärung Ihrer Fragen.

Tipp: 

Nach dem Freischalten können Sie die Kassen nach den entsprechenden
Service-Kriterien filtern.

Zusätzliche Informationen im kostenlosen Special

Wenn Sie sich zunächst ganz generell über die gesetzliche Krankenversicherung
(GKV) informieren möchten, steht Ihnen zusätzlich unser kostenloses Special
Krankenversicherung zur Verfügung. Dort finden Sie unter anderem ausführliche
Tipps zum Kassenwechsel oder lesen, was zu tun ist, wenn die Kasse nicht zahlt.

So hilft Ihnen der Krankenkassenvergleich

Sie können sich in der Datenbank die Informationen zu einer einzelnen Kasse
ansehen. Sie können sie aber auch als Krankenkassenvergleich nutzen.

Die beste Kasse finden: So gehen Sie vor

Bundesland auswählen. Wählen Sie zunächst das Bundesland aus, in dem Sie
wohnen oder arbeiten. Der Krankenkassenvergleich zeigt Ihnen dann alle
gesetzlichen Kassen an, die dort zuständig sind. Diese Einschränkung ist
notwendig, da Sie immer nur zu einer dieser Kassen wechseln können.

Extras auswählen. Im Anschluss können Sie Ihre Auswahl verfeinern, indem Sie
nach bestimmten Extraleistungen filtern. Dazu müssen Sie nur die gewünschten
Zusatzangebote anklicken. Das können zum Beispiel besondere Leistungen rund um
Impfungen, Schwangerschaft, besondere Heilmethoden oder Zahnvorsorge sein.
Kassen, die alle von Ihnen ausgewählten Leistungen anbieten, erscheinen dann in
der aktualisierten Liste.

Eigene Kasse auswählen. Möchten Sie nur Infos zu Ihrer derzeitigen Kasse, können
Sie diese direkt nach Auswahl des Bundeslands anklicken. Dann erhalten Sie
alle Informationen, die unsere Datenbank zu Ihrer Krankenkasse gespeichert hat.

Infos als PDF speichern. Speichern Sie die Informationen zu den Krankenkassen
oder Ihren individuellen Kassenvergleich als PDF-Datei auf Ihrem Rechner. Dann
stehen Ihnen die Daten auch zur Verfügung, wenn Sie wieder offline sind. Um ganz
sicher zu gehen, dass Sie die dargestellten Leistungen auch in Anspruch nehmen
können oder ob Sie dafür bestimmte Voraussetzungen erfüllen müssen (zum
Beispiel die Behandlung nur bei bestimmten Vertragsärzten, Teilnahme nur an
zertifizierten Kursen), sollten Sie noch einmal bei Ihrer Kasse nachfragen.

Monatliche Aktualisierung

Um aktuelle Daten abbilden zu können, schreibt Finanztest alle Krankenkassen
einmal im Monat an und befragt sie zu möglichen Änderungen bei den Leistungen,
die der Produktfinder abbildet. Teilen die Kassen Änderungen oder Neuheiten mit,
werden die Daten angepasst.

Diese geöffneten Kassen nehmen nicht teil

BKK Henschel Plus

BKK Public

BKK Textilgruppe Hof

BKK Werra Meissner

Debeka BKK

TUI BKK

 * 

Die Stiftung Warentest testet mit wissenschaftlichen Methoden,
bewertet auf der Basis objektiver Untersuchungen und veröffentlicht
die Ergebnisse in den anzeigenfreien Zeitschriften test und
Finanztest, in Büchern und im Internet unter 

www.test.de

 * 

Quelle:

Stiftung Warentest

Pressemitteilung vom 2. Januar 2019

Lützowplatz 11-13, 10785 Berlin

Telefon: 030/26 31-23 45, Fax: 030/26 31-24 29

E-Mail: pressestelle@stiftung-warentest.de

Internet: www.stiftung-warentest.de
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KLASSIK/10166: Mönchengladbach - Cellist Edgar Moreau spielt im Meisterkonzert, 24.01.2019


Stadt Mönchengladbach

Kleiner Prinz des Cellos: Edgar Moreau spielt im Meisterkonzert

Donnerstag, 24. Januar 2019, 20 Uhr, Theater Mönchengladbach



Der 1994 in Paris geborene Cellist Edgar Moreau wird von Publikum wie
Kritik weltweit als der "kleine Prinz des Cellos" gefeiert. Im dritten
Meisterkonzert am Donnerstag, dem 24. Januar 2019 (20 Uhr, Theater
Mönchengladbach) gastiert der 2016 mit dem ECHO-Klassik als
Nachwuchskünstler des Jahres ausgezeichnete Franzose, der als
Vierjähriger mit dem Cellospiel angefangen und im Alter von 15 Jahren
bereits erste große Wettbewerbe gewonnen hat, im Duo mit dem Pianisten
David Kadouch erstmals in Mönchengladbach.

Moreaus kongenialer Klavierpartner, 1985 in Nizza geboren, ist
Preisträger zahlreicher internationaler Wettbewerbe, spielt bei
internationalen Festivals und arbeitet mit bedeutenden Dirigenten und
Kammermusikpartnern zusammen.

Für das Meisterkonzert haben die beiden Weltstars ein spannendes und
klug konzipiertes Programm aus Sonaten für Violoncello und Klavier
zusammengestellt. Seine Säulen bilden mit César Francks berühmter 
A-Dur-Sonate und Francis Poulencs Sonate zwei Meilensteine der
spätromantischen Kammermusik. Ergänzt werden sie durch die große
Sonate "Titus et Bérénice", zu der die Pianistin und Komponistin Rita
Strohl, ein musikalisches Wunderkind, das später in ganz Europa
auftrat, durch ein Liebesdrama von Jean Racine inspiriert wurde. Vor
dem Konzert sind die Besucher um 19.15 Uhr zu einer Programmeinführung
eingeladen. Das Meisterkonzert wird vom Verein der Freunde und
Förderer der Musik in Mönchengladbach unterstützt.

Karten gibt es zum Preis von 9 bis 19 Euro (Ermäßigung 50 Prozent)
zzgl. Vorverkaufsgebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-
Stellen sowie unter www.ADticket.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSLAND/8936: Aus aller Welt - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rebellenangriffe im Westen von Myanmar

Die Arakan-Armee hat ihren Rebellenkampf gegen die Regierungstruppen
im Westen von Myanmar ausgeweitet. Nach offiziellen Angaben stürmten
etwa 350 Aufständische am Freitagmorgen mehrere Polizeistationen in
der Unruheregion Rakhine. Bei den Gefechten seien mindestens 13
Polizisten getötet worden. Die Rebellen sollen zahlreiche Waffen und
Munition erbeutet haben. Die für eine größere Unabhängigkeit ihrer
ethnischen Minderheit in Rakhine kämpfende Arakan-Armee begründete
den Feuerüberfall auf Facebook damit, daß die Polizeistationen vom
Militär als Artilleriestützpunkte genutzt worden seien.

4. Januar 2019
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JUSTIZ/8936: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Leichenfund in Darmstadt

Einen Tag nach dem Fund von Teilen einer toten Frau in einer Wohnung
in Darmstadt-Eberstadt hat die Polizei einen 34jährigen vorläufig in
Gewahrsam genommen. Laut Behördenangaben hatte sich der Mann bei der
Polizei gemeldet und berichtet, daß eine Leiche in seiner Wohnung
liege. Am Freitagmorgen bestätigte ein Sprecher der
Staatsanwaltschaft, daß die Leichenteile von der 40 Jahre alten
Lebensgefährtin des Mannes stammen und daß die Frau gewaltsam zu Tode
gekommen sei. Weitere Details wollte die Polizei mit Blick auf die
laufenden Ermittlungen zunächst nicht nennen.

4. Januar 2019
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MILITÄR/8933: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO wird auf Verletzung des Abrüstungsvertrags reagieren

Nach dem von US-Präsident Donald Trump angekündigten Ausstieg aus dem
Vertrag über nukleare Mittelstreckensysteme mit Rußland schließt
NATO-Generalsekretär Stoltenberg eine Diskussion über eine atomare
Nachrüstung in Europa nicht mehr aus. Sollte Rußland seine
umstrittenen Marschflugkörper nicht zerstören - die USA haben Moskau
eine Frist bis Anfang Februar gegeben, um die Vernichtung von
Marschflugkörpern des Typs SSC-8 zuzusagen, die aus NATO-Sicht gegen
den Abrüstungsvertrag verstoßen -, bleibe der Allianz nicht anderes
übrig, als zu reagieren, sagte Stoltenberg in einem Gespräch mit der
Deutschen Presse-Agentur. Er setze aber weiter auf einen Dialog mit
Rußland. Moskau wirft den USA ebenfalls Vertragsverletzungen vor. Als
Beispiele nannte Präsident Wladimir Putin die Stationierung von
bodengestützten Aegis-Systemen und Marschflugkörpern vom Typ Tomahawk
in Rumänien und Polen.

4. Januar 2019
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POLITIK/8935: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Chefin besucht Klausurtagung der CSU in Seeon

Die CSU will die Suche nach einem gemeinsamen
Unions-Kanzlerkandidaten nicht der CDU überlassen. Ein Automatismus
werde der Bedeutung nicht gerecht, sagte Landtagsfraktionschef Thomas
Kreuzer am Rande der Klausur der CSU-Bundestagsabgeordneten im
oberbayerischen Kloster Seeon der Bild-Zeitung. Ein Mitspracherecht
seiner Partei sollte zu gegebener Zeit diskutiert werden. In die
gegenwärtige Debatte, ob die kürzlich zur neuen CDU-Vorsitzenden
gewählte ehemalige Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer die
Möglichkeit erhalten sollte, ins Kanzleramt aufzusteigen, wollen die
Christsozialen nicht einsteigen. Eine solche Personaldiskussion halte
er für verfrüht, sagte Landesgruppenchef Alexander Dobrindt. Am
Freitagabend wird Kramp-Karrenbauer mit den Bundestagsabgeordneten
der CSU in Seeon zu Abend essen.

4. Januar 2019
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SONSTIGES/8934: Tragisches und Kurioses - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tempel des Gottes Xipe Tótec in Mexiko entdeckt

Archäologen haben im zentralmexikanischen Bundesstaat Puebla einen
Tempel der prähispanischen Gottheit Xipe Totec (Unser gehäuteter
Herr) freigelegt. Bei den in der Ruinenstadt Ndachjian-Tehuacan
gefundenen Steinskulpturen handelt es sich nach Angaben des
staatlichen Instituts für Anthropologie und Geschichte (Inah) um zwei
70 Zentimeter große und 200 Kilogramm schwere Schädel sowie ein rund
80 Zentimeter langer Torso, der offenbar den mit Opferhaut
überzogenen Gott der Fruchtbarkeit und des Krieges, Xipe Tótec,
darstellen soll. Der Tempel wurden laut Inah in der Zeit zwischen
1000 und 1260 genutzt. Es ist das erste Mal, daß ein dem Gott
geweihter Tempel in Mexiko gefunden wurde.

4. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8019: Aus Forschung und Technik - 04.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mondrover "Yuti-2" soll Geophysik des Landebereichs untersuchen

Rund zwölf Stunden nach der Landung der chinesischen Raumsonde
Change-4 auf der dunklen Seite des Mondes hat der mitgebrachte Rover
mit dem Namen "Yuti-2" seine ersten Radspuren auf der Rückseite des
Erdtrabanten hinterlassen. Wie die chinesische Raumfahrtbehörde CNSA
am Freitag mitteilte, rollte das Gefährt am späten Donnerstagabend
von der Rampe des Landers auf den Mondboden. Auf einer zur Erde
gesendeten Aufnahme ist das kurz zuvor gestartete Fahrzeug mit
ausgeklappten Solar-Zellen auf dem Boden des rund 2.200 Kilometer
durchmessenden und bis zu 13 Kilometer tiefen Südpolkraters Aitken zu
sehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8032: Aus aller Welt - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Britische Polizisten bereiten sich auf Einsatz in Nordirland vor

Im Laufe des Monats werden fast 1000 Polizisten aus England und
Schottland mit den Vorbereitungen auf einen ungeordneten Austritt
Großbritanniens aus der EU beginnen. Die Polizisten sollen dann an
der Grenze Nordirlands zur Republik Irlands zivile Unruhen
unterdrücken. Ihre Ausbildung sei erforderlich, weil die in
Nordirland verwendete Ausrüstung und die dort eingesetzten Taktiken
sich von denen im übrigen Königreich unterschieden, berichtete der
britische Guardian. In der dritten Januarwoche wird das britische
Unterhaus über die von Premierministerin Theresa May mit der
Europäischen Union ausgehandelten Austrittsbedingungen abstimmen.
Sollte der Vertrag abgelehnt werden, könnte Ende März ein harter
Brexit ohne Übergangsregelungen folgen. Die bislang offenen Grenze
zwischen Nordirland und der Republik würde zur EU-Außengrenze, an der
Grenzkontrollen jeglichen Personen- und Warenverkehr extrem
behindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7991: Medizin und Gesundheitswesen - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Wirkung sportlicher Aktivitäten oft überschätzt

Nach Weihnachten und Silvester scheuen viele Bundesbürger den Weg auf
die Waage, weil ihnen die feiertägliche Völlerei zu viele Pfunde auf
die Hüften gebracht hat. Um diese wieder zu verlieren, wird auf
Nahrungsreduktion und sportliche Aktivitäten gesetzt. Doch nach
Ansicht der Experten überschätzen viele medizinische Laien den
Energieverbrauch durch Bewegung. Darauf hat die Deutsche Gesellschaft
für Sportmedizin und Prävention (DGSP) hingewiesen. Es geht laut DGSP
keine Weg daran vorbei, daß für die Verbrennung eines Würfelzuckers
(12 kcal) 500 Schritte absolviert werden sollten. Und für eine Tafel
Schokolade sollte man etwa eine Stunde joggen. Da man für 1000
Schritte circa zehn Minuten benötigt, sind im Schnitt 100 Minuten an
Bewegungszeit pro Tag vonnöten, um eine Wirkung zu erzielen, so die
Fachgesellschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8020: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ausbildungsbeihilfe ist verfassungskonform

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat die Klage einer Frau
gegen die Berufsausbildungsbeihilfe der Bundesagentur für Arbeit
zurückgewiesen. Die vom Einkommen der Eltern abhängige Beihilfe kann
von Auszubildenden in Anspruch genommen werden, wenn ansonsten ihre
Ausbildung gefährdet ist. Entsprechend steht die Ausbildungsbeihilfe
Kindern vermögender Eltern nicht zur Verfügung. In dem Zusammenhang
hatte die Klägerin, deren Eltern fast 100.000 Euro im Jahr
verdienten, eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes geltend
gemacht. Ihr Antrag bei der Bundesagentur auf Beihilfe war abgelehnt
worden, weil ihr monatlicher Gesamtbedarf durch ihre
Ausbildungsvergütung und das anrechenbare Erwerbseinkommen der Eltern
gedeckt war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7943: Sprache, Kunst und Medium - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Die ARD-Tagesschau hatte die Nase weit vorn

Die täglich um 20 Uhr ausgestrahlte ARD-"Tagesschau" blieb mit zuletzt
durchschnittlich 9,6 Millionen Zuschauern Deutschlands mit Abstand
beliebteste Fernseh-Nachrichtensendung.

Laut Norddeutschem Rundfunk (NDR) in Hamburg, wo die Sendungen
produziert werden, verfolgt die Hälfte der Zuschauer die
Tagesereignisse im Ersten, die anderen rund 50 Prozent sehen auf einem
der dritten Programme der Nordkette oder einem der anderen Anbieter,
beispielsweise 3sat.

Die ZDF-Nachrichtensendung "heute", die bei ihrer Einführung von dem
Mainzer Sender auf 19 Uhr gesetzt wurde, kam im vergangenen Jahr auf
täglich durchschnittlich 4,1 Millionen Zuschauer (18,2 %), von den
Privaten war "RTL Aktuell" (18.45 Uhr) mit im Schnitt rund 3 Millionen
Zuschauern (14,2 %) am erfolgreichsten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8010: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Militär wird Abschlachten von Kurden durch Türkei verhindern

Die USA werden sich trotz eines Abzugs ihrer Truppen aus Syrien dafür
einsetzen, daß die dortigen Kurden von den türkischen Streitkräften
und ihren verbündeten Milizen "nicht abgeschlachtet" werden. Das
versicherte US-Außenminister Mike Pompeo am Freitag gegenüber der
Website Newsmax. Demnach ist auch der Schutz von religiösen
Minderheiten in Syrien weiterhin Teil des laufenden amerikanischen
Einsatzes dort.

Die kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) hatten mit
Unterstützung von US-Militär erfolgreich die Miliz Islamischer Staat
bekämpft. Einer Ausweitung der türkischen Invasion auf die Region um
die Stadt Manbidsch könnten die YPG aber nicht aufhalten. Der türkische
Präsident Erdogan hatte die Offensive gegen die YPG in Nordsyrien schon
vor Wochen angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8024: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Kanzlerin Merkel plant Griechenlandbesuch

Bundeskanzlerin Angela Merkel wird kommenden Donnerstag für zwei Tage
nach Griechenland reisen, wo sie unter anderem mit Ministerpräsident
Alexis Tsipras sprechen wird. Das kündigte die stellvertretende
Regierungssprecherin Martina Fietz am Freitag an. Als zentrale Themen
nannte sie die bilateralen Beziehungen sowie europapolitische und
internationale Themen.

Konkret könnte Merkel in Griechenland eine Lösung des Namenskonflikts
mit der Ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien anstreben. Die
Beilegung dieses Problems wäre eine Voraussetzung dafür, daß der
Balkanstaat in die EU und die NATO aufgenommen werden könnte.

Am vergangen Donnerstag hat der griechische Oppositionsführer
Kyriakos Mitsotakis von der konservativen Nea Dimokratia in seiner
Rede im Rahmen der CSU-Winterklausur Merkel dafür gelobt, daß sie
Griechenland während einer sehr schwierigen Zeit unterstützt hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7993: Tragisches und Kurioses - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Urnen für anonyme Bestattung an holländischem Strand angespült

An der niederländischen Nordseeküste sind am Strand von Noordwijk von
Spaziergängern drei Urnen aus einem Greifswalder Krematorium angespült
worden, die für eine Seebestattung vorgesehen waren.

Wie die Ostsee-Zeitung berichtete, entschuldigte sich die
niederländische Reederei Trip Scheepvaart aus Scheveningen für das
Mißgeschick, das einem Besatzungsmitglied bei der Bestattung
unterlaufen sei. Demnach war ein Karton mit 3 Urnen aufgeweicht worden
und versehentlich über Bord gegangen.

Der Vorfall sei ihnen sehr unangenehm, sagte eine Reedereisprecherin,
aber man habe die Gefäße nicht bergen können. Eigentlich hätten die
Urnen während einer Zeremonie geöffnet und die Asche während einer
anonymen Bestattung im Meer verstreut werden sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8021: Arbeit, Soziales und Familie - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



GDL einigt sich mit der Bahn auf Tarifabsprachen

Die Gewerkschaft der Lokomotivführer (GDL) hat sich mit der Deutschen
Bahn auf ein Tarifabkommen verständigt. Der Tarifvertrag für die rund
36.000 Beschäftigten des Fahrpersonals solle bis Ende Februar 2021
laufen, hieß es am Freitag in Frankfurt am Main. Bis dahin sollen die
Einkommen in zwei Stufen um insgesamt 6,1 Prozent erhöht werden.
Hinzu kommt eine Einmalzahlung von 1000 Euro. Wahlweise zur zweite
Tariferhöhung können die Bahnbeschäftigten zusätzlichen Urlaub oder
ein Verkürzung der Wochenarbeitszeit in Anspruch nehmen.
Weitere Vereinbarungen betreffen die Jahresarbeitszeit, die
Pausenregelung und die betriebliche Altersvorsorge. Die Zulagen
kommen zusammen auf ein Volumen von 1,5 Prozent. Das Fahrpersonal der
Bahn wird künftig außerhalb seiner Arbeits- oder Bereitschaftszeiten
nicht mehr per E-Mail oder Handy erreichbar sein müssen und kann auch
mal abschalten. Der GDL-Vorsitzende Claus Weselsky sprach von einer
messerscharfen Trennung von Arbeit und Freizeit und einem
unanfechtbarer Anspruch auf Nicht-Erreichbarkeit. Außerdem freute er
sich, daß seit 2002 erstmals ein Tarifabschluß der GDL ohne
Schlichtung und ohne Arbeitskämpfe zustande gekommen ist.

Die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) hatte sich bereits
Mitte Dezember mit der Bahn auf einen neuen Tarifvertrag geeinigt.
Beide Gewerkschaften vertreten das Fahrpersonal. Das Unternehmen
verhandelt mit GDL und EVG getrennt und tätigt auch leicht
unterschiedlich Abschlüsse, die in der Praxis zugunsten der
Belegschaft einheitlich umgesetzt werden.

4. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8002: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Tropensturm Pabuk sucht Thailand heim

Nachdem sich schon die Indonesien-Urlauber allerlei Unbill ausgesetzt
sehen, hat jetzt ein Tropensturm namens Pabuk Thailand im Visier. Das
Besondere an Pabuk ist, daß es der erste 'Tropensturm seit rund 30
Jahren ist, der die Region außerhalb der Monsumzeit heimsucht. Der
Sturm bewegt sich mit Windgeschwindigkeiten von bis zu 104
Stundenkilometern auf den Golf von Thailand zu. Experten warnen vor
starkem Regen und bis zu sieben Meter hohe Wellen (normalerweise sind
sie im Golf von Thailand nur zwei Meter hoch).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8009: Märkte und Finanzen - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Pharmariese Bristol-Myers Squibb fusioniert mit Celgene

In den USA will der Pharmakonzern Bristol-Myers Squibb den
Biopharma-Spezialisten Celgene übernehmen. Dafür bietet der
Branchenriese rund 74 Milliarden US-Dollar auf. Die Aufsichtsräte
beider Unternehmen haben den Übernahmeplänen bereits zugestimmt. Nach
der Fusion wird Bristol-Myers Squibb neun Medikamente in den
Bereichen Krebs-, Entzündungs- und Herz-Kreislauferkrankungen sowie
Immunologie anbieten, die auf einen Jahresumsatz von jeweils mehr als
einer Milliarde US-Dollar kommen. Durch Synergieeffekte will BMS
bis 2022 jährlich rund 2,5 Milliarden US-Dollar
einsparen. Der Deal mit Celgene wird voraussichtlich im dritten
Quartal dieses Jahres abgeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8025: Aus Forschung und Technik - 04.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Fuchsia wohl mit Android-Apps kompatibel

Während Googles Betriebssystem Android der Standard für alle Geräte
ist, die nicht aus der Apple-Welt stammen, arbeite das US-Unternehmen
bereits am Nachfolger. Allerdings sind bisher aber kaum Details vom
Betriebssystem Fuchsia bekannt. Wie areamobile.de gerade meldete,
soll Fuchsia offenbar eine Android-Laufzeitumgebung erhalten. Wie das
konkret aussehen soll, ist derzeit nicht bekannt. Doch es spricht
vieles dafür, daß Android-Entwickler so einen leichten Zugriff auf
Fuchsia erhalten könnten. Außerdem ließen sich bestehende
Android-Anwendungen vergleichsweise leicht auf Fuchsia portieren.

4. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/426: Bei Blaumeisen beeinflusst das Alter der Weibchen und die Legefolge die Qualität der Eier (idw)


Max-Planck-Institut für Ornithologie - 04.01.2019

Bei Blaumeisen beeinflusst das Alter der Weibchen und die Legefolge die
Qualität der Eier



Brütende Blaumeisen-Weibchen stimmen die Zusammensetzung ihrer Eier auf
die Bedürfnisse der aus ihnen schlüpfenden Küken ab. So entwickelt sich
jeder Embryo in seiner ganz individuell zusammengesetzten Umgebung. Die
neue Forschung vom Max-Planck-Institut für Ornithologie und
internationalen Kollegen zeigt, wie richtig der deutsche Ornithologe
Wolfgang Makatsch mit seinem vor über 50 Jahren veröffentlichten Buch lag:
"Kein Ei gleicht dem anderen". Die Forscher fanden heraus, dass die
Feinabstimmung sowohl passiv als auch aktiv durch Ausgleichsmechanismen
der Weibchen erfolgt: Die Legefolge sowie das Alter der Weibchen wirken
sich auf die Menge der Proteine, Fette und Karotinoide im Ei aus.




[image: Foto: © Emmi Schlicht]

Gelege von Blaumeisen

Foto: © Emmi Schlicht



Die Qualität eines Eis ergibt sich aus seiner Größe und seiner
Zusammensetzung. Für alle Vogelarten gilt, dass aus größeren Eiern auch
größere, stärkere und lebensfähigere Nachkommen schlüpfen. Spezifische
Inhaltsstoffe des Eis wie Antioxidantien oder antimikrobielle Proteine
können das Wachstum, die Entwicklung oder das Immunsystem des Nachwuchses
befördern. Die Qualität eines Eis ist sehr unterschiedlich bei
freilebenden Arten, sogar innerhalb eines Geleges. Dies kann zu großen
Unterschieden zwischen Geschwistern führen. Um herauszufinden, wie Eier
sich unterscheiden, haben Wissenschaftler der Max-Planck-Institute für
Ornithologie und für Biochemie sowie der Universität Hohenheim in
Süddeutschland brütende Blaumeisen (Cyanistes caeruleus) untersucht.

Blaumeisen sind kleine, sozial monogame Singvögel, die sich nur einmal im
Jahr fortpflanzen. Die Weibchen legen täglich ein Ei, bis das Gelege
zwischen 7 und 15 Eier umfasst und oft schwerer ist als das Weibchen
selbst. Eine solch anstrengende Fortpflanzung ist schwierig
aufrechtzuerhalten und so kommt es, dass größere Gelege in der Regel aus
kleineren Eiern bestehen. Die Stoffzusammensetzung der Eier kann sich von
Tier zu Tier unterscheiden. Sie hängt von der Fähigkeit der Weibchen ab,
unterschiedliche Inhaltsstoffe für das Ei zu sammeln, bilden und
einzulagern.

In ihrer Studie haben die Wissenschaftler den Nährstoffgehalt und die
Konzentration von sechs Karotinoiden und fast 300 verschiedenen Proteinen
eines jeden Eis gemessen. Karotinoide sind Antioxidantien, die sowohl für
die Embryonalentwicklung als auch für das Immunsystem des Nachwuchses
wichtig sind. Die Vögel können sie jedoch nicht selbst herstellen, sondern
nehmen sie über ihre Nahrung auf. Die Fähigkeit, Karotinoide im Eigelb
einzulagern ist daher begrenzt auf die Verfügbarkeit von karotinoidreichen
Insekten.

"Es war sehr spannend zu sehen, wie verschieden jedes Ei in einem Gelege
sein kann, obwohl es doch vom gleichen Weibchen gelegt wurde", sagt
Cristina Valcu, Erstautorin der Studie. So nimmt zum Beispiel die
Konzentration von Karotinoiden innerhalb des Geleges von Ei zu Ei ab.
Jungtiere, die aus später gelegten Eiern mit weniger Karotinoiden
schlüpfen, könnten folglich ein schwächeres Immunsystem haben. Jedoch
enthalten Eier mit einer geringeren Karotinoid-Konzentration mehr
Proteine, die eine wichtige Rolle bei der Immunabwehr spielen. Vermutlich
regulieren die Weibchen den Proteingehalt der Eier und kompensieren so
Umwelteinflüsse auf die Eier.

Auch andere Proteinkonzentrationen wurden von der Legefolge beeinflusst.
Die ersten Eier eines Geleges weisen zum Beispiel eine höhere
Konzentration an Proteinen auf, die für den Stoffwechsel, Zellaufbau sowie
die Bildung von Geweben oder und Organen wichtig sind. Küken aus den
zuerst gelegten Eiern können so möglicherweise bereits in einem weiter
entwickelten Stadium schlüpfen als ihre Geschwister. "Unsere Ergebnisse
könnten erklären, warum Kuckuckskinder - also Küken, die einen anderen
Vater haben als den sozialen Partner des Weibchens - sich oft besser
entwickeln als ihre Halbgeschwister im Nest. Sie schlüpfen nämlich
typischerweise aus den ersten Eiern eines Geleges", erklärt der Leiter der
Studie Bart Kempenaers.

Das Alter der Weibchen hatte ebenfalls Einfluss auf die Zusammensetzung
des Eigelbs: Im Gelege von älteren Weibchen fanden die Forscher eine
höhere Konzentration bestimmter Proteine als in Eiern von Weibchen, die
zum ersten Mal brüteten. Die erfahreneren älteren Weibchen scheinen also
bessere Fähigkeiten darin zu haben, Proteine im Eigelb einzulagern. All
diese Ergebnisse zeigen, dass die Vogelmütter die Eigenschaften ihres
Nachwuchses unabhängig von den vererbten Genen über eine unterschiedliche
Proteinzusammensetzung der Eier beeinflussen können.


Originalpublikation:

Cristina-Maria Valcu, Richard A. Scheltema, Ralf M. Schweiggert, Mihai
Valcu, Kim Teltscher, Dirk M. Walther, Reinhold Carle, Bart Kempenaers
(2018).

Life history shapes variation in egg composition in the blue tit
Cyanistes caeruleus.

Communications Biology, published on January 04, 2019

(DOI: 10.1038/s42003-018-0247-8)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1373

 * 

Quelle:
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Max-Planck-Institut für Ornithologie, 04.01.2019
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ENERGIE/1610: Magnesium-Batterien - Aufbruch ins Post-Lithium-Zeitalter (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 03.01.2019

Magnesium-Batterien: Aufbruch ins Post-Lithium-Zeitalter



Leistungsfähiger, günstiger und sicherer als Lithium-Ionen-Batterien: Das
erhoffen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT) sowie ihre Kooperationspartner von
neuartigen Magnesium-Batterien, die sie im Forschungsprojekt E-MAGIC
entwickeln wollen. Das von der Europäischen Union (EU) mit über 6,5
Millionen Euro finanzierte Forschungsprojekt bündelt relevante Aktivitäten
verschiedener europäischer Wissenschaftsinstitutionen.

Eine Magnesiumbatterie hätte im Vergleich zu konventionellen
Lithium-Ionen-Batterien entscheidende Vorzüge: Magnesium als Anodenmaterial
ermöglicht eine höhere Energiedichte und wäre auch viel sicherer.
"Magnesium ist ein vielversprechendes Material und einer der wichtigsten
Kandidaten unserer Post-Lithium-Strategie", sagt Professor Maximilian
Fichtner, der stellvertretende Leiter des Helmholtz-Instituts Ulm (HIU),
einem vom KIT in Kooperation mit der Universität Ulm und den assoziierten
Partnern DLR und ZSW gegründeten Forschungsinstitut zur Erforschung und
Entwicklung elektrochemischer Batteriekonzepte. "Eine breite Verfügbarkeit
von Magnesiumbatterien könnte die Elektrifizierung von Mobilität und den
Ausbau dezentraler Heimspeicher entscheidend voranbringen." Um die
Entwicklung des neuartigen Batterietyps zu beschleunigen, kooperiert das
HIU im Forschungsprojekt European Magnesium Interactive Battery Community
(E-MAGIC) nun mit weiteren wissenschaftlichen Institutionen auf dem Gebiet
der Batterie- und Materialforschung. Das im Programm "Horizon 2020" von
der EU geförderte Forschungsprojekt bündelt die Expertise von insgesamt
zehn wissenschaftlichen Einrichtungen, das HIU erhält einen hohen
sechsstelligen Betrag. Koordiniert wird E-MAGIC von der spanischen
Fundación Cidetec.

In E-MAGIC vereinen die Partner alle notwendigen Schritte zur Entwicklung
von Magnesium-Batterien, von der Grundlagenforschung bis zu den Prozessen
bei der Zellproduktion. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
HIU wollen dabei vor allem dazu beitragen, die Hindernisse und
Herausforderungen auf Ebene der Materialien zu verstehen und neue Lösungen
für derzeitige Hindernisse zu schaffen. "Die besondere Herausforderung bei
Magnesiumbatterien ist eine lange Lebensdauer", erklärt Dr. Zhirong
Zhao-Karger, die in der Forschungsgruppe Festkörperchemie des HIU die
Aktivitäten des neuen Forschungsprojekts koordiniert. Doch es gibt eine
Reihe positiver Eigenschaften des neuen Batteriematerials, die man nutzen
wolle: So bilden sich zum Beispiel an den Magnesium-Anoden keine Dendrite.
Solche elektrochemischen Ablagerungen an den Elektroden können bei
Lithium-Ionen-Batterien nadelartige Strukturen bilden und Störungen oder
sogar gefährliche Kurzschlüsse verursachen. "Bei Magnesium gibt es keine
vergleichbaren Prozesse. Deshalb können wir Magnesium in metallischer Form
verwenden und so die sehr hohe Speicherkapazität des Metalls direkt
nutzen. Das steigert die Leistungsfähigkeit der Batterie", so Zhao-Karger.

Neben der größeren Sicherheit und Energiedichte könnte der Einstieg in die
Magnesiumtechnologie bei der Batteriefertigung außerdem dabei helfen, die
Abhängigkeit von Lithium als Rohstoff zu verringern: Als Element ist
Magnesium auf der Erde etwa 3 000 Mal so häufig vertreten wie Lithium und
kann im Gegensatz dazu einfacher recycelt werden. Entsprechend wären
Magnesiumbatterien auch günstiger als Lithium-Ionen-Batterien. Kommt
Europa bei der Entwicklung zügig voran, könnten Magnesiumbatterien
außerdem dabei helfen, die Dominanz der asiatischen Produzenten von
Batteriezellen zu vermindern und eine konkurrenzfähige Batteriefertigung
in Europa zu etablieren.


Über das Helmholtz-Institut Ulm

Das Helmholtz-Institut Ulm (HIU) wurde im Januar 2011 vom Karlsruher
Institut für Technologie (KIT) als Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft in
Kooperation mit der Universität Ulm gegründet. Mit dem Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt (DLR) sowie dem Zentrum für Sonnenenergie- und
Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) sind zwei weitere
renommierte Einrichtungen als assoziierte Partner in das HIU eingebunden.
Das internationale Team aus rund 120 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern forscht im HIU an der Weiterentwicklung der Grundlagen
von zukunftsfähigen Energiespeichern für den stationären und mobilen
Einsatz.

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9.300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Das KIT ist seit 2010 als familiengerechte Hochschule zertifiziert.

Weitere Informationen unter:

https://cordis.europa.eu/project/rcn/218681_en.html

http://www.hiu-batteries.de/

http://www.energie.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 03.01.2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





ARBEIT/1165: Jahresbilanz Arbeitsmarktzahlen - Strukturelle Probleme blieben 2018 weitgehend ungelöst


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Januar 2019

Jahresbilanz Arbeitsmarktzahlen: Strukturelle Probleme blieben 2018 weitgehend ungelöst



Zur Jahresbilanz 2018 der Arbeitsmarktzahlen der Bundesagentur für
Arbeit erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für
Arbeitsmarktpolitik:

Die Bundesregierung darf sich von den guten Rahmenbedingungen auf dem
Arbeitsmarkt nicht blenden lassen und muss sich 2019 endlich um die
Schattenseiten des Arbeitsmarkts kümmern. Denn die strukturellen
Probleme sind 2018 weitgehend ungelöst geblieben: Obwohl die Zahl der
Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt auf 2.340.000 und die
Langzeitarbeitslosen auf 813.000 gesunken sind, sind trotzdem 4,144
Millionen Menschen auf das Arbeitslosengeld II angewiesen, diese Zahl
ist nicht nennenswert gesunken. Darunter sind über 1,1 Millionen
Erwerbstätige, die ihr geringes Einkommen mit Hartz IV aufstocken
müssen. Außerdem erhalten Frauen bei gleicher Qualifikation immer noch
über ein Fünftel weniger Stundenlohn als Männer. Die prekäre
Beschäftigung ist nach wie vor weit verbreitet.

Dieser Vielzahl an Herausforderungen muss endlich mit Mut und
Tatendrang entgegengetreten werden. Notwendig ist eine
Garantiesicherung, die verlässlich und sicher gegen Armut schützt, und
gleichzeitig dafür sorgt, dass Erwerbstätigkeit stärker belohnt wird.
Der Mindestlohn muss vor Armut schützen und prekäre Beschäftigung muss
eingedämmt werden: sachgrundlose Befristung muss abgeschafft werden,
bei der Leiharbeit muss es gleichen Lohn für gleiche Arbeit geben und
die Minijobfalle muss beseitigt werden. Frauen müssen für
gleichwertige Arbeit den gleichen Lohn erhalten wie Männer. Der Zugang
zur Arbeitslosenversicherung muss verbessert werden.

Neben diesen aktuellen strukturellen Problemen, muss die
Arbeitslosenversicherung an die zukünftigen Veränderungen auf dem
Arbeitsmarkt angepasst und in Richtung Arbeitsversicherung
weiterentwickelt werden: mit einem besseren Schutz vor
Arbeitslosigkeit für alle Erwerbstätigen, auch für Selbständige, und
einem Recht auf Weiterbildung, das mit einer besseren finanziellen
Absicherung verknüpft werden muss.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3138: Hackerangriff auf Hunderte deutsche PolitikerInnen, JournalistInnen, KünstlerInnen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Januar 2019

Zum Hackerangriff auf Hunderte deutsche PolitikerInnen, JournalistInnen und KünstlerInnen erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:



Wir erleben einen erneuen, sehr ernstzunehmenden Versuch, unsere
Demokratie zu destabilisieren. Das genaue Ausmaß und die Hintergründe
sind noch weitgehend unklar. Derzeit verschaffen wir uns einen
Überblick und werten die veröffentlichten Dokumente aus. Schon jetzt
ist klar: Es handelt sich um einen massiven Eingriff in demokratische
Grundrechte, Persönlichkeitsrechte und die Meinungsfreiheit.

Wir haben immer und immer wieder darauf aufmerksam gemacht, dass es um
die IT-Sicherheit extrem schlecht steht. Nun ist es uns ergangen, wie
Millionen Menschen zuvor: Viele von uns sind Opfer eines umfangreichen
Leaks geworden, bei dem nicht nur persönliche Daten von uns erbeutet
wurden, sondern auch von Familienangehörigen und vielen anderen.

Von diesem Angriff werden wir uns in unserer Arbeit nicht
einschüchtern lassen. Wir empfehlen allen Betroffenen - ob Politikern,
Ehrenamtlichen, Journalisten - Strafanzeige zu stellen und fordern die
Behörden auf, den Angriff schnell und intensiv aufzuklären. Wir selbst
haben von dem Datenhack über soziale Netzwerke und Medien erfahren.
Mit den Sicherheitsbehörden stehen wir bereits in Austausch.

Zudem haben wir heute Morgen auch eine Sondersitzung der Kommission
für den Einsatz neuer Informations- und Kommunikationstechniken
und -medien (IuK-Kommission) sowie des Innenausschusses des Bundestags
beantragt.

Wir appellieren an dieser Stelle auch, diese privaten Daten nicht zu
verwenden oder weiterzuverbreiten - und werden uns - ganz unabhängig
vom jüngsten Vorfall - auch weiterhin für Maßnahmen zur Erhöhung der
IT-Sicherheit einsetzen. Wir brauchen endlich echte proaktive
Maßnahmen zur Erhöhung der IT-Sicherheit. Dazu gehören unter anderem
ein Verzicht auf den staatlichen Handel mit Sicherheitslücken,
durchgehende Ende-zu-Ende-Verschlüsselungen und die Stärkung
unabhängiger Aufsichtsstrukturen. Entsprechende Vorschläge haben wir
gerade noch einmal in den Bundestag eingebracht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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INNEN/3435: Daten-Leak - wir drängen auf rasche Aufklärung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2019

Daten-Leak - wir drängen auf rasche Aufklärung



Zu den aktuellen Medienberichten, nach denen Daten zahlreicher
Bundestagsabgeordneter ins Netz gestellt wurden, können Sie den
Parlamentarischen Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Patrick Schnieder, wie folgt zitieren:

"Wir stehen in Kontakt mit der Bundestagsverwaltung, die wiederum mit
den Sicherheitsbehörden zusammenarbeitet. Wir drängen auf eine rasche
Aufklärung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1944: System des Förderns und Forderns wirkt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2019

System des Förderns und Forderns wirkt



Die Zahl der Hartz-IV-Empfänger geht laut der Bundesagentur für
Arbeit deutlich zurück. Erstmals seit der Einführung leben weniger
als drei Millionen Haushalte von der Grundsicherung - 17 Prozent oder
600.000 weniger als 2008. Dazu können Sie den arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Sprecher der CDU/CSU Bundestagsfraktion, Peter
Weiß, wie folgt zitieren:

"Diese Zahlen sprechen für ein erfolgreiches und effizientes System
des Förderns und Forderns, an dem nichts schlecht zu reden ist. Sie
zeigen, dass es keinen Grund für eine größere Reform oder gar die
Abschaffung von Hartz IV gibt. Umfassende Änderungen, etwa bei
Sanktionen, gefährden die Erfolge, die wir haben. Wir haben mit
diesem System über 1,1 Millionen Empfänger aus der Arbeitslosigkeit
geholt. Dazu brauchen die Jobcenter-Mitarbeiter weiterhin die
Möglichkeiten, die sie auch bis heute erfolgreich nutzen. Wenn
Fachleute, wie etwa der Chef der Bundesagentur, von einem
Systemwechsel abraten, dann sollte die Politik das nicht
besserwisserisch ignorieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2794: Bundesweites Mobilfunkkonzept bis Mitte 2019


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2019

Bundesweites Mobilfunkkonzept bis Mitte 2019



Zur aktuellen Diskussion bezüglich einer
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft können Sie den stellvertretenden
Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Bis Mitte diesen Jahres müssen wir ein vollständiges und
bundesweites Mobilfunkkonzept erarbeiten. Darin muss klar dargestellt
werden, wie wir uns den Netzausbau gerade in den ländlichen Räumen in
den nächsten Jahren vorstellen. Hier darf es keine Denkverbote geben,
sondern es müssen alle Möglichkeiten in Betracht gezogen werden. Dazu
gehört mit Sicherheit auch die Errichtung einer
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft. An diesem Prozess sollte sich die
gesamte Bundesregierung tatkräftig beteiligen. Als nächsten Schritt
werden wir die gesetzlichen Regelungen dafür schaffen, dass die
Netzbetreiber in Ausnahmenfällen zum lokalen Roaming verpflichtet
werden können. Dies bedeutet Rechts- und Planungssicherheit für alle
am Markt tätigen Unternehmen, und wir setzen europäische Vorgaben
schnell um. Außerdem werden wir dafür sorgen, dass der tatsächliche
Zustand des Netzausbaus deutlich transparenter wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1845: Managergehälter - 5. Januar ist Happy Fat Cat Day


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Januar 2019

Managergehälter - 5. Januar ist Happy Fat Cat Day



"Am 5. Januar ist Happy Fat Cat Day! An diesem Tag hat ein
DAX-Vorstand durchschnittlich bereits so viel verdient wie ein
normaler Beschäftigter der Firma im gesamten Jahr 2019", kommentiert
Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE,
die Entwicklung der Managergehälter in Deutschland. DAX-Vorstände
verdienen laut einer Studie der Hans Böckler Stiftung aus dem Jahr
2018 das 71-Fache des Durchschnittsverdienstes ihrer Angestellten. Der
Begriff "Happy Fat Cat Day" stammt aus Großbritannien und bezieht sich
dort auf die FTSE-100-CEOs. De Masi weiter:

"Die Gehälter von DAX-Managern stehen nicht mehr im Einklang mit
Leistung und Unternehmenserfolg. In den 1980er Jahren betrug die
Vergütung von DAX-Vorständen noch das 15-Fache des
Durchschnittsverdienstes ihrer Angestellten. Post-Chef Appel
allerdings verdiente gar das 232-Fache eines normalen
Post-Mitarbeiters. Er hätte seinen Happy Fat Cat Day bereits am
1. Januar gefeiert.

Wir sollten den Happy Fat Cat Day in Deutschland zumindest auf den
18. Januar verschieben. Managergehälter müssen auf das 20-Fache der
untersten Lohngruppen begrenzt werden. Boni wie Aktienoptionen und
übermäßige Abfindungen sollten verboten werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1844: Personalnot in Kitas ist Folge mangelnder Wertschätzung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Personalnot in Kitas ist Folge mangelnder Wertschätzung



Laut GEW fehlen in deutschen Kitas 100.000 Fachkräfte. Einrichtungen
können nicht eröffnet werden oder müssen vorübergehend schließen, weil
es an Personal fehlt. Dazu Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei
DIE LINKE:

Der Mangel an Kitaplätzen und Kita-Fachkräften kann nur durch eine
Aufwertung der Erziehungsberufe behoben werden. Die Erzieherinnen und
Erzieher leisten eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe mit hoher
Arbeitsbelastung, aber viel zu geringer Anerkennung. Wenn der Beruf
attraktiver werden soll, braucht es größere Wertschätzung, bessere
Bezahlung und Arbeitsbedingungen. Das haben die Beschäftigten
verdient.

Das Förderprogramm des Bundes, das bis 2022 jährlich rund 100
Millionen zur Fachkraftgewinnung ausschüttet, greift da deutlich zu
kurz, nicht nur wegen der zu geringen Summe.

Zu einer ernst gemeinten Aufwertung gehört die Anrechnung von Vor- und
Nachbereitungszeiten, Fortbildung und Krankheit auf den
Betreuungsschlüssel. Die Ausbildung in der frühkindlichen Bildung muss
endlich auf Hochschulniveau angehoben werden. Aber auch für Frauen und
Männer ohne Hochschulzugangsberechtigung brauchen wir attraktivere
Berufsbilder in der Kindertagesbetreuung. Das beginnt mit einer
Vergütung in der Ausbildung und der Abschaffung des Schulgeldes.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1843: Trendwende am Arbeitsmarkt verpasst


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Januar 2019

Trendwende am Arbeitsmarkt verpasst



"Auch im vergangenen Jahr wurde die Trendwende zu guter Arbeit
verpasst. Millionen Beschäftigte beziehen Niedriglöhne, arbeiten
unfreiwillig in Teilzeit, müssen mit Hartz IV aufstocken oder sind
mehrfachbeschäftigt, um über die Runden zu kommen. Mehr als jeder
dritte Erwerbslose ist langzeiterwerbslos. Langzeiterwerbslose finden
nur selten einen neuen Job. Besonders schwer haben es Ältere und
Menschen mit Behinderungen. Eine Kehrtwende in der Arbeitsmarktpolitik
ist dringend notwendig", erklärt Sabine Zimmermann,
arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum
aktuellen Bericht der Bundesagentur für Arbeit. Zimmermann weiter:

"Prekäre Beschäftigung muss endlich wirkungsvoll bekämpft werden.
Unter anderem ist der Mindestlohn auf zwölf Euro zu erhöhen und
Leiharbeit muss verboten werden. Für erwerbslose Menschen müssen
ausreichend Gelder zur Unterstützung bereitgestellt werden. Anstatt
sich über einen vermeintlichen Fachkräftemangel zu beklagen, sollten
die Arbeitgeber stärker als bisher die Einstellung von
langzeiterwerbslosen Menschen in Erwägung ziehen. Statt Hartz IV
braucht es eine sanktionsfreie Mindestsicherung, die wirklich vor
Armut schützt und gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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EUROPA/1674: Ein sicherer Hafen für die Flüchtlinge der "Sea-Watch"


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Januar 2019

Ein sicherer Hafen für die Flüchtlinge der "Sea-Watch"



"Seit 14 Tagen befinden sich 32 aus Seenot gerettete Männer, Frauen
und Kinder auf dem Rettungsschiff 'Sea-Watch 3' vor Malta. Sie
brauchen endlich einen sicheren Hafen, der sie aufnimmt", erklärt
Tobias Pflüger, Bundestagsabgeordneter der Fraktion DIE LINKE, der
sich seit heute Vormittag, 11:00 Uhr, ebenfalls an Bord des Schiffs
befindet. Pflüger weiter:

"Die 32 Menschen wurden am 22. Dezember von der 'Sea-Watch' im
zentralen Mittelmeer gerettet. Sie sind rassistischer Gewalt in Libyen
entkommen und können nicht dorthin zurück. Verschiedene europäische
Städte wollen die Flüchtlinge aufnehmen, darunter auch Berlin, Bremen,
Hamburg, Marburg und Heidelberg. Die Regierungen stellen sich jedoch
gegen die Zivilgesellschaft und gegen das Seerecht und versuchen dies
zu verhindern. DIE LINKE fordert Bundesinnenminister Horst Seehofer
auf, seine unmenschliche Blockadepolitik zu beenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1069: Bernd Riexinger zu Sprechstunden für Kassenpatienten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Bernd Riexinger zu Sprechstunden für Kassenpatienten



Zu der Debatte um Nachbesserungen am Gesetz für die Besserstellung von
Kassenpatientinnen und Patienten folgendes Statement von Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Wir reden hier im Grunde darüber, Kassenpatientinnen und Patienten
ein bisschen weniger schlechter zu stellen. Das ist uns nicht genug.
Wir wollen die Zwei-Klassen-Medizin mit gesetzlichen und privaten
Krankenkassen abschaffen und durch eine Krankenversicherung für alle
ersetzen."

DIE LINKE fordert eine solidarische Gesundheitsversicherung, in die
alle einzahlen - egal ob Studentin, Hartz IV-Empfänger, Postbote,
Unternehmerin, Manager oder Lehrer. Berücksichtigt würden nicht nur
Einkommen aus Erwerbsarbeit, sondern auch Einkommen aus Vermögen.
Damit könnten die Beiträge sinken. Die Mehrzahl der Menschen hätte mit
dem solidarischen Modell der Gesundheitsversicherung mehr Geld in der
Tasche, auch die Beamtinnen und Beamten, besonders Versicherte mit
kleinen und mittleren Einkommen und Familien würden profitieren. Ein
erster Schritt wäre eine Rückkehr zur paritätischen
Krankenkassenfinanzierung: Die Zusatzbeiträge der Krankenkassen, die
bislang allein von den Versicherten geschultert werden, müssen in
gleichen Teilen vom Arbeitgeber mitfinanziert werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/7873: Heute im Bundestag Nr. 007 - 04.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 7

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Januar 2019, Redaktionsschluss: 14.01 Uhr

1. Nachfrage zum Ausbau der Brennerachse

2. Gefahr für Alleenbäume durch Streusalz

3. Kennzeichenerfassung für Fahrverbote

4. Nachfragen zum Bahnverkehr in Sachsen

5. Finanzierung der Landwirtschaft

6. Flächenstilllegungen für den Naturschutz

7. Alterskasse der Landwirte



1. Nachfrage zum Ausbau der Brennerachse

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den deutschen Beitrag zum Ausbau der
Brennerachse für den Schienenverkehr interessiert sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/6546) beziehen
sich die Abgeordneten auf eine vorherige Antwort der Bundesregierung
(19/5160), die aus Sicht der Grünen unzureichend ist. Die Fraktion
verweist in der aktuellen Vorlage darauf, dass Österreich und Italien
zusammen mit der Europäischen Union mehr als zehn Milliarden Euro in
den Bau des Brennerbasistunnels und seine Zulaufstrecken investieren
würden.

In Deutschland zähle die Eisenbahnstrecke München-Rosenheim-Kufstein
zum nördlichen Zulauf des Brennerbasistunnels, heißt es weiter. Auf
deutscher Seite habe die Bundesregierung bisher jedoch keinerlei Aus-
oder Neubaumaßnahmen auf den Weg gebracht. Auch flankierende
verkehrspolitische Instrumente zur Verlagerung von Güterverkehr von
der Straße auf die Schiene wie die so genannte Alpentransitbörse oder
eine Korridormaut lehne die Bundesregierung mit Verweis auf die
Warenverkehrsfreiheit in der EU kategorisch ab, schreiben die
Abgeordneten.

Kritik üben sie an der Einschätzung der Bundesregierung, wonach auch
nach der geplanten Eröffnung des Brennerbasistunnels im Jahr 2028 im
Wesentlichen von Stagnation oder allenfalls leichtem Wachstum beim
Güterverkehr auf der Schiene auszugehen sei, obwohl nach Aussage der
Grünen Österreich und Italien von einem starken Wachstum ausgehen. Die
Bundesregierung wird daher erneut gefragt, von welcher
Verkehrsbelastung im Straßengüterverkehr und Schienengüterverkehr sie
für die Zeit nach Eröffnung des Brennerbasistunnels auf der
Inntalautobahn zwischen Rosenheim und der Bundesgrenze und der
Inntalbahn zwischen Rosenheim und Bundesgrenze/Kufstein ausgeht.
Wissen will die Fraktion auch, ob die Bundesregierung ihre
Interpretation teilt, wonach die für das Jahr 2030 prognostizierte
Auslastung der Bestandsstrecke von 70 Prozent nur deswegen so gering
ist, weil von deutscher Seite keine ernsthaften Maßnahmen zur
Verkehrsverlagerung vom Lkw auf die Schiene unternommen werden.

 * 

2. Gefahr für Alleenbäume durch Streusalz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Aus Sicht der Fraktion Bündnis90/Die Grünen ist seit
Jahrzehnten in allen Bundesländern eine kontinuierliche
Bestandsminderung bei Alleebäumen zu beobachten. "Diese
Bestandsminderung ist auch auf den starken Einsatz von Streusalz in
den Wintermonaten zurückzuführen", schreiben die Abgeordneten in einer
Kleinen Anfrage (19/6598). Die Bundesregierung wird gefragt, welche
Erkenntnisse ihr zu den schädigenden Wirkungen von chemischen
Auftausalzen beziehungsweise von Streusalz auf am Straßenrand
wachsende Gehölze vorliegen. Die Grünen wollen zudem wissen, welche
Maßnahmen die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Ländern seit
2013 umgesetzt hat und in der Zukunft umsetzen will, um den
Streusalzeinsatz in den Winterperioden insbesondere an Alleen zu
reduzieren.

 * 

3. Kennzeichenerfassung für Fahrverbote

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung sicherstellen will, dass die
erhobenen Daten bei der Kennzeichenerfassung im Rahmen des Vollzugs
von Stickoxid-Fahrverboten nicht für andere Zwecke verwendet werden,
möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6558) wissen.
Gefragt wird auch, wie die Bundesregierung "das angeblich
alternativlose Erfordernis einer automatischen Kennzeichenerfassung"
für die neuen Fahrverbotszonen wegen überhöhter Stickstoffdioxid-Werte
begründet, "wenn zur Kontrolle der Feinstaubplakette keine
automatische Kennzeichenerfassung durchgeführt wird".

 * 

4. Nachfragen zum Bahnverkehr in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Auswirkungen des Deutschland-Taktes und der
Bundesverkehrswegeplanung auf den Schienenverkehr im Freistaat Sachsen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/6658) wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, ob die
Fernverkehrsverbindung Berlin-Cottbus-Görlitz-Breslau im Zielfahrplan
des Deutschland-Taktes für das Jahr 2030 eingeplant ist. Gefragt wird
auch, welche Anpassungen im Bereich der Leit- und Sicherungstechnik im
City-Tunnel Leipzig vorgenommen werden müssen, damit der Fernverkehr
zwischen Chemnitz und Leipzig in den bereits bestehenden Bahnverkehr
im City-Tunnel integriert werden kann.

 * 

5. Finanzierung der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Der Strukturwandel in der Landwirtschaft ist Thema
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/6703). Die Abgeordneten
fordern eine Bewertung der Bundesregierung über den Nutzen
flächenabhängiger Agrarzahlungen, des Greenings und die daraus
resultierenden Auswirkungen auf die Agrarstruktur.

 * 

6. Flächenstilllegungen für den Naturschutz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Einschränkung von Nutzungsrechten und die
Überführung wertvoller Gewässer, Acker- und Waldflächen in den
Naturschutz erschweren aus Sicht der FDP-Fraktion einen fairen
Interessenausgleich zwischen dem Naturschutz und der Land- und
Forstwirtschaft. Die Abgeordneten wollen deshalb in einer Kleinen
Anfrage (19/6552) von der Bundesregierung unter anderem wissen, in
welchem Umfang in den letzten zehn Jahren entsprechende Flächen und
Gewässer zu Zwecken des Naturschutzes, zur Stilllegung oder zur
Einschränkung der ursprünglichen land-, forst- und
gewässerwirtschaftlichen Nutzung erworben worden sind.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 7 - 4. Januar 2019 - 14.01 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BUNDESTAG/7872: Heute im Bundestag Nr. 006 - 04.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 6

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Keine Gespräche über Bodenseegürtelbahn

2. Regierung: EU-Recht erlaubt Fahrverbote

3. Attraktivität des Fußgängerverkehrs

4. Mittelstandsgeeignete ÖPP-Modelle

5. Betrieb des Breitbandbüros des Bundes

6. Umsetzung des Bedarfsplans Schiene



1. Keine Gespräche über Bodenseegürtelbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zwischen der Bundesregierung, dem Land
Baden-Württemberg und den betroffenen Landkreisen Konstanz und
Bodensee gab es bislang keine Gespräche zur Realisierung der
Elektrifizierung der Bodenseegürtelbahn. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6579) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/6260) hervor. Züge des Schienenpersonenfernverkehrs verkehrten auf
der Bodensegürtelbahn nicht, Güterverkehre nur in sehr begrenztem
Umfang. "Damit liegen die Voraussetzungen für eine Aufnahme der
Bodenseegürtelbahn in den Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 nicht
vor", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Regierung: EU-Recht erlaubt Fahrverbote

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung lehnt in ihrer Antwort (19/6577)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6082) eine Stellungnahme
zu den nach Einschätzung der AfD in mehreren europäischen Großstädten
geplanten Dieselfahrverboten ab. "Die Bundesregierung nimmt zu
Entscheidungen anderer EU-Mitgliedstaaten keine Stellung", heißt es in
der Antwort. Zur Frage, ob derartige Vorhaben mit EU-Recht vereinbar
sind, heißt es in der Antwort: "Das Europarecht lässt zur Einhaltung
der zum Schutz der menschlichen Gesundheit vorgegebenen
Luftqualitätsgrenzwerte die Möglichkeit zu, den Kraftfahrzeugverkehr
zu beschränken. Die konkrete Ausgestaltung ist den Mitgliedstaaten
vorbehalten."

 * 

3. Attraktivität des Fußgängerverkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung arbeitet nach eigener Aussage
seit Langem erfolgreich daran, die Sicherheit und Attraktivität des
Fußgängerverkehrs weiter zu erhöhen. Die Publikation des
Umweltbundesamtes "Geht doch! Grundzüge einer bundesweiten
Fußverkehrsstrategie" werde in die weitere Diskussion dazu einfließen,
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/6561) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5938). Laut der Antwort
wird derzeit eine Novelle der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
erarbeitet. Diese berücksichtige unter anderem den Schutz der
Fußgänger und Radfahrer, schreibt die Regierung.

Anders als von den Grünen in ihrer Fragestellung unterstellt ist aus
Sicht der Bundesregierung ein "Vorrang des Autoverkehrs" im
Straßenverkehrsrecht nicht verankert. "Die Verkehrssicherheit aller
Verkehrsteilnehmer geht der Flüssigkeit des Verkehrs vor", heißt es in
der Antwort.

 * 

4. Mittelstandsgeeignete ÖPP-Modelle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Umfänge und Vertragslaufzeiten der seit 2013
ausgeschriebenen ÖPP-Projekte (Öffentlich-Private-Partnerschaft) im
Bereich der Straßeninfrastruktur informiert die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/6522) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6206). Aus der Antwort geht zudem hervor, dass im
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) die Studie "Alternative Geschäfts- und Finanzierungsmodelle bei
ÖPP-Projekten im Bundesfernstraßenbau" erstellt worden sei. Die vom
Zentralverband Deutsches Baugewerbe (ZDB) in Auftrag gegebene Studie
"ÖPP-Infrastrukturprojekte und Mittelstand" sei dabei in die
Überlegungen einbezogen worden. "Im Ergebnis wurden das
Erhaltungsmodell und der erweiterte Funktionsbauvertrag als besonders
mittelstandsgeeignete ÖPP-Modelle entwickelt", schreibt die Regierung.

 * 

5. Betrieb des Breitbandbüros des Bundes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Betrieb des Breitbandbüros des Bundes durch die
Firma atene KOM GmbH, die zugleich auch als Projektträger für den
Breitbandbereich fungiert, thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/6625). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie es als problematisch
ansieht, "das Breitbandbüro des Bundes auf der einen Seite und die
Vergabe von Förderbescheiden als Projektträger auf der anderen Seite
in die Hände derselben externen Firma zu legen".

 * 

6. Umsetzung des Bedarfsplans Schiene

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Investitionen die Bundesregierung für die
Umsetzung des Bedarfsplans Schiene auf Basis der mittelfristigen
Finanzplanung vorsieht, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/6557) mit dem Titel: "Umsetzung
des Bedarfsplans Schiene und weiterer Investitionsprogramme für den
Ausbau des Schienennetzes" erkundigen sich die Abgeordneten auch
danach, wie die Bundesregierung die mit dem
Planungsbeschleunigungsgesetz beschlossene Zusammenführung der
Funktionen "Planfeststellungsbehörde" und "Anhörungsbehörde" beim
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) in der Praxis umsetzen will.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 6 - 4. Januar 2019 - 12.23 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/7871: Heute im Bundestag Nr. 005 - 04.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 5

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Januar 2019, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Untersützung für LSBTI-Personen

2. Kein Abbruch von Projekten in Kamerun

3. AfD fragt nach Projekten in Myanmar

4. Zusammenarbeit mit Äthiopien

5. Kritik an Befristungen bei der GIZ

6. FDP fragt nach Siegel für faire Kleidung



1. Untersützung für LSBTI-Personen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) fördert Projekte mit LSBTI-Bezug
(Lesben, Schwule, Bi-, Trans- und Intersexuelle) durch die bilaterale
Zusammenarbeit mit seinen Partnerländern, die Unterstützung privater
Träger sowie die Unterstützung multilateraler Institutionen. Das
schreibt sie in einer Antwort (19/6545) auf eine Kleine Anfrage
(19/6017) der AfD-Fraktion.

Nur wenige Vorhaben zielten ausschließlich oder hauptsächlich auf
LSBTI-Personen, weswegen eine belastbare Schätzung der spezifischen
Budgetanteile, wie von der AfD angefragt, nicht möglich sei. "Im
Regelfall schließen die betreffenden Vorhaben oder Maßnahmen
LSBTI-Personen im Sinne einer Querschnittsaufgabe ausdrücklich mit
ein, richten sich aber nicht explizit an diese eine Zielgruppe",
betont die Bundesregierung.

 * 

2. Kein Abbruch von Projekten in Kamerun

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung lehnt eine sofortige Aussetzung
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit mit Kamerun trotz der
Eskalation der dortigen Krise ab. Unter einem Abbruch der laufenden
strukturbildenden Projekte in den Schwerpunkten Ländliche Entwicklung,
Dezentralisierung/Kommunale Entwicklung, Umweltpolitik und nachhaltige
Nutzung natürlicher Ressourcen sowie den Projekten zur Förderung der
Mütter-Kind-Gesundheit würde vor allem die Bevölkerung leiden, betont
sie in einer Antwort (19/6544) auf eine Kleine Anfrage (19/6040) der
AfD-Fraktion. Sie vertrete zusammen mit den anderen EU-Mitgliedstaaten
die Position, "dass nur ein inklusiver und auf Verständigung und
Ausgleich ausgerichteter Dialog zwischen der Regierung und anerkannten
Vertretern der anglophonen Minderheit zu einer Lösung des Konflikts in
Kamerun führen kann".

Zugleich betont sie, sie beobachte in ihrer Entwicklungszusammenarbeit
fortlaufend, ob sich ändernde Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit
eine Anpassung der Maßnahmen erforderlich machen.

 * 

3. AfD fragt nach Projekten in Myanmar

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit der Republik der
Union Myanmar ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/6660) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen erfahren, wie die
Bundesregierung diese insgesamt bewertet, welche Projekte sie speziell
im Bereich des Minderheitenschutzes unterstützt und welche
Auswirkungen die bewaffneten Konflikte in Myanmar auf die Kooperation
haben.

 * 

4. Zusammenarbeit mit Äthiopien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Äthiopien ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/6692) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen vwissen, welche konkrete Länderstrategie die
Bundesregierung verfolgt, welche Schwerpunkte sie hierbei setzt und
wie hoch das Gesamtvolumen aller Leistungen ist.

 * 

5. Kritik an Befristungen bei der GIZ

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Befristete Beschäftigungsverhältnisse bei der
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/6489) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie sich nach Kenntnis der
Bundesregierung die Zahl der befristet und unbefristet Beschäftigten
bei der GIZ von 2013 bis heute jährlich absolut und prozentual
entwickelt hat und wie sie die Zahl der befristet Beschäftigten im
Vergleich mit der Zahl der befristet Beschäftigten in der freien
Wirtschaft begründet.

Laut den Grünen steht die GIZ seit Jahren wegen ihrer
Befristungspraxis in der Kritik. Ein beträchtlicher Teil der
Belegschaft sei sachgrundlos oder mit Sachgrund befristet beschäftigt.
Daher stelle sich die Frage, "ob die derzeitige Personalpolitik
nachhaltig und zeitgemäß ist".

 * 

6. FDP fragt nach Siegel für faire Kleidung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die von Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU)
für 2019 angekündigte Einführung eines Siegels für faire Kleidung
("Grüner Knopf") steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/6528)
der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wann
das Siegel eingeführt werden soll und ob bereits einen konkreten
Projektentwurf zu dessen Umsetzung gibt. Außerdem fragen sie, wie
viele und welche Unternehmen bisher Interesse an einer Zertifizierung
ihrer Produkte mit dem "Grünen Knopf" bekundet hätten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 5 - 4. Januar 2019 - 11.30 Uhr
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BUNDESTAG/7870: Heute im Bundestag Nr. 004 - 04.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 4

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 4. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.24 Uhr

1. Exzessive Polizeigewalt in Brasilien

2. Lage von Journalisten im Westbalkan

3. Lage in Hotspots verbesserungswürdig

4. Verstärkte Kooperation mit Indien

5. Erkenntnisse über Türkei als IS-Basis

6. Übergriffe auf Zivilgesellschaft in Ukraine



1. Exzessive Polizeigewalt in Brasilien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat im Zeitraum vom 1. Januar
2008 bis zum 4. Dezember 2018 keine Genehmigung für die Ausfuhr von
Scharfschützengewehren nach Brasilien erteilt. Für 2018 lägen noch
keine endgültigen Zahlen vor, schreibt sie in einer Antwort (19/6611)
auf eine Kleine Anfrage (19/5998) der Fraktion Die Linke. Darin hatten
die Linken auf Medienberichte verwiesen, wonach der von Brasiliens
künftigem Präsident Jair Bolsonaro als Verteidigungsminister
vorgesehene General Augusto Heleno den Einsatz von Scharfschützen
gegen Verdächtige auch ohne unmittelbare Gefahr für das Leben von
Polizisten angekündigt hat.

Die Bundesregierung schreibt, ihr seien entsprechende Medienberichte
bekannt. Der neugewählte Präsident Bolsonaro beabsichtigte jedoch,
General Heleno nach seinem Amtsantritt im Januar 2019 nicht zum
Verteidigungsminister, sondern zum Leiter des Kabinetts für
Institutionelle Sicherheit zu ernennen. Darüber hinaus erklärt sie,
ihr seien zahlreiche öffentliche Berichte brasilianischer und
internationaler Menschenrechtsorganisationen und Medien über Vorwürfe
exzessiver Polizeigewalt in Brasilien bekannt. Die genauen
Todesumstände könnten nur selten aufgeklärt werden.

 * 

2. Lage von Journalisten im Westbalkan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung teilt die Einschätzung des Rates
der EU, wonach in den Ländern des Westlichen Balkans dringend konkrete
Schritte erfolgen müssen, um die Einschüchterung und Bedrohung von
Journalisten zu vermeiden und Fälle, in denen dies dennoch geschieht,
aufzuklären. Ihr seien aus offen zugänglichen Quellen seit Beginn des
Jahres 2018 sechs Fälle in Albanien, fünf Fälle in
Bosnien-Herzegowina, elf Fälle in Kosovo, drei Fälle in Mazedonien,
vier Fälle in Montenegro und fünf Fälle in Serbien bekannt geworden,
in denen physische oder verbale Angriffe auf Journalisten erfolgt sein
sollen, schreibt sie in einer Antwort (19/6610) auf eine Kleine
Anfrage (19/5951) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darüber hinaus
schwächten intransparente Eigentumsverhältnisse und der Umstand, dass
Medien in den Ländern des Westlichen Balkans oft nicht profitabel
arbeiteten, ihre Unabhängigkeit und eröffneten Regierungen, Politikern
und Unternehmen "vielseitige Möglichkeiten Einfluss zu nehmen unter
anderem über das gezielte Schalten oder Nicht-Schalten von Anzeigen".

Alle deutschen Botschaften in den Ländern des Westlichen Balkan
unterhielten eine Vielzahl unterschiedlichster Kontakte zu
Journalisten im Gastland, betont die Bundesregierung. Um die Situation
der Presse- und Medienfreiheit vor Ort zu stärken, würden zudem aus
Mitteln des Stabilitätspakts für Südosteuropa Projekte gefördert, die
von lokalen Nichtregierungsorganisationen aus dem Bereich Journalismus
und Medien entwickelt und durchgeführt werden.

 * 

3. Lage in Hotspots verbesserungswürdig

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht angesichts der "teilweise
unbefriedigenden Lebensbedingungen" in den EU-"Hotspots" in
Griechenland Verbesserungsbedarf. So seien ihr Berichte von
Nichtregierungsorganisationen über einen Anstieg von Suizidversuchen
sowie von sexualisierter Gewalt insbesondere im "Hotspot" von Lesbos
bekannt, schreibt sie in einer Antwort (19/6608) auf eine Kleine
Anfrage (19/5320) der Fraktion Die Linke. Die griechischen Behörden
weise diese Vorwürfe jedoch zurück.

Die Bundesregierung betont, Deutschland unterstütze die Asylverfahren
in den "Hotspots" durchgehend seit Oktober 2015 durch die Entsendung
von Mitarbeitern an das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen
(EASO). Im November 2018 befanden sich zudem 23 Mitarbeiter des
entsendenden Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) vor Ort.

Insgesamt habe das "Hotspot"-Konzept trotz aller Mängel in den
vergangenen Jahren einen bedeutenden Beitrag dazu geleistet, die
Migrationssteuerung in Griechenland und Italien unter schwierigen und
wechselnden Bedingungen zu verbessern. Es seien Aufnahmekapazitäten
geschaffen worden, "die angesichts hoher Anlandungszahlen vor allem
auf den griechischen Inseln weiterhin dringend notwendig sind".

 * 

4. Verstärkte Kooperation mit Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung sieht die Republik Indien als
Stabilitätsanker in einer komplexen Region und pflegt daher im Rahmen
einer strategischen Partnerschaft einen engen Austausch mit der
siebtgrößten Volkswirtschaft der Welt. 2019 seien bilaterale
Regierungskonsultationen in Indien geplant, um die Kooperation weiter
auszugestalten, schreibt sie in einer Antwort (19/6609) auf eine
Kleine Anfrage (19/5837) der FDP-Fraktion. Dabei setze sich die
Bundesregierung auch für einen besseren Marktzugang für deutsche
Unternehmen ein. Besondere Herausforderungen sieht sie in der
Gewinnung von Fachkräften und in der Dauer administrativer Prozesse.

 * 

5. Erkenntnisse über Türkei als IS-Basis

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Erkenntnisse des niederländischen Geheimdienstes
zu IS-Aktivitäten in der Türkei beschäftigen die Fraktion die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/6653). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, welche Kenntnisse sie darüber hat, dass der IS
und auch al Qaida die Türkei möglicherweise als strategische Basis
nutzen, "um sich zu erholen, zu reorganisieren und den Untergrundkampf
in der Region zu gestalten". Außerdem fragen sie, inwieweit und auf
welchen Ebenen dazu ein Informationsaustausch zwischen deutschen
Geheimdiensten und Sicherheitsbehörden sowie dem niederländischen
Geheimdienst (AIVD) stattfindet.

 * 

6. Übergriffe auf Zivilgesellschaft in Ukraine

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die sich häufenden Übergriffe auf Aktivisten der
ukrainischen Zivilgesellschaft sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage
(19/6656) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten wollen
unter anderem erfahren, wie sich nach Kenntnis der Bundesregierung die
Lage der ukrainischen Zivilgesellschaft in den vergangenen Jahren
entwickelt hat und zu wie vielen Übergriffen es seit 2017 gekommen
ist. Sie erfragen außerdem Informationen zu Angriffen auf konkrete
Personen, etwa zu den Umständen des Todes des
Antikorruptionsaktivisten Nikolay Bychko.

 * 
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ARBEIT/965: Union und SPD leben beim Arbeitsmarkt von der Substanz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Januar 2019

VOGEL: Union und SPD leben beim Arbeitsmarkt von der Substanz



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Union und SPD leben bei der Arbeitsmarktpolitik von der Substanz.
Dabei wäre es trotz der erfreulichen Zahlen notwendig, die Weichen
richtig zu stellen: Erstens brauchen wir ein echtes
Einwanderungsgesetz mit Punktesystem nach dem Vorbild erfolgreicher
Einwanderungsländer. Das sogenannte Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist
viel zu wenig. Zweitens muss der Arbeitsmarkt für die digitale
Zukunft fit gemacht werden, etwa durch ein flexibleres
Arbeitszeitgesetz, das mehr Freiheiten ermöglicht, wann wir wie und
von wo arbeiten. Und drittens gehören zu einem zukunftssicheren
Arbeitsmarkt auch entsprechende Sozialversicherungen, die zu den
immer individuelleren Lebensläufen passen. Die Schweden machen uns
das beispielsweise bei den Renten mit einem flexiblen Eintrittsalter
vor: Dort können die Menschen selbst entscheiden, wann sie in Rente
gehen. So sollten wir es auch in Deutschland machen. Dafür muss die
Große Koalition aber erst einmal wirklichen Reformehrgeiz
entwickeln."

 * 
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INNEN/4715: Wir verurteilen die Hackerangriffe


FDP-Pressemitteilung vom 4. Janur 2019

BEER: Wir verurteilen die Hackerangriffe



Zu Berichten über gehackte Daten von Prominenten und Politikern
erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Wir verurteilen diesen Angriff aufs Schärfste.
Nach unseren bisherigen Erkenntnissen sind die zentralen Datensysteme
der FDP nicht betroffen. Wir werden aber natürlich unsere
Sicherheitssysteme im Lichte der Ereignisse weiter prüfen.

Eine ganz andere Frage ist, weshalb die Sicherheitsbehörden nicht auf
das Datenleck aufmerksam geworden sind, obwohl personenbezogene Daten
bereits tagelang im Netz kursierten.

Neben der Frage, wer hinter den Attacken steckt, bedarf auch das der
Aufklärung, um gegebenenfalls die deutsche Cyber-Abwehr zu
verbessern. Der Vorfall bietet zudem die Gelegenheit, sich
parteiübergreifend für eine Priorisierung der IT Sicherheit
einzusetzen. Dazu gehört ebenfalls, vorhandene Sicherheitslücken
stets unmittelbar aufzudecken, um sie zu schließen, statt sie als
staatliche Hintertüren für eigene Zwecke wie Staatstrojaner zu
verwenden.

Der Vorfall zeigt außerdem exemplarisch, wie wichtig es ganz generell
für jeden einzelnen ist, verantwortungsvoll mit eigenen Daten im
Internet umzugehen und insbesondere auf die Verwendung stets
unterschiedlicher und starker Passwörter zu achten."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/1504: Hartz IV funktioniert erfolgreich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Januar 2019

KOBER: Hartz IV funktioniert erfolgreich



Zu den Hartz-IV-Zahlen erklärt der sozialpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Pascal Kober:

"Dass immer weniger Haushalte und Personen auf Hartz IV angewiesen
sind, zeigt klar, dass das System erfolgreich funktioniert. Das lässt
sich zwischen 2006 und 2018 eindrücklich belegen: Die Zahl der
Arbeitslosen im Hartz-IV-System sank um 52 Prozent, von ursprünglich
fast drei Millionen auf 1,4 Millionen. Dahinter stehen Millionen von
Menschen mit neu gewonnenen Hoffnungen und Perspektiven. Deswegen ist
es vollkommen unverständlich, dass Sozialdemokraten und Grüne, wie
etwa Stegner und Habeck, die Abwicklung der Grundsicherung und des
Prinzips des 'Förderns und Forderns' wollen. Stattdessen muss Hartz
IV weiter verbessert und noch erfolgreicher gemacht werden,
beispielsweise durch eine maßvolle Ausweitung des Schonvermögens und
motivierendere Hinzuverdienstgrenzen. Denn wer sich anstrengt, muss
dafür belohnt werden. Auch die Förderqualität gilt es zu verbessern.
Der Anspruch muss sein: Niemand wird alleine gelassen, niemand bleibt
mehr ohne Angebot zu Hause. Zeiten ohne Qualifizierung und Förderung
darf es nicht mehr geben."

 * 
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HAMBURG/4615: Bizarres Verständnis von Neutralität bei der Hochbahn (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Januar 2019

Bizarres Verständnis von Neutralität bei der Hochbahn



Überraschend weigert sich die Hochbahn, wie in den Jahren zuvor in
U-Bahn-Stationen und auf Monitoren bezahlte Werbung für eine
Veranstaltung des Auschwitz-Komitees aus Anlass des Jahrestags der
Befreiung des KZ zu zeigen. Als Grund nennt der städtische Betrieb,
dass auf dem Veranstaltungsplakat ein Foto der
Seebrücken-Demonstration in Hamburg am 29. September 2018 mit den
Parolen "Gemeinsam gegen den Hass" und "Hamburg zum sicheren Hafen!
Schluss mit dem Sterben im Mittelmeer - für sichere Fluchtwege" zu
sehen ist - diese Forderungen seien laut Hochbahn "nicht
überparteilicher Konsens".

"Das ist völlig inakzeptabel", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, die
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. "Drei Tage, bevor das Foto
aufgenommen wurde, hat sich die Hamburgische Bürgerschaft auf unseren
Antrag hin und über viele Parteigrenzen hinweg mit großer Mehrheit
hinter die Forderungen gestellt, die die Hochbahn jetzt als
'parteipolitisch nicht neutral' ablehnt. Ganz zu schweigen von den
zehntausenden Hamburger_innen, die hinter der abgebildeten Parole
standen und stehen. Wegen Parolen wie 'Gemeinsam gegen den Hass' eine
gleichnamige Gedenkveranstaltung von KZ-Überlebenden wegzudrücken - da
fehlen mir einfach die Worte."

Die Fraktion DIE LINKE unterstützt daher ausdrücklich den Offenen
Brief des Auschwitz-Komitees an den Ersten Bürgermeister und die
Präsidentin der Bürgerschaft. "Wir hoffen sehr darauf, dass Peter
Tschentscher und Carola Veit bei der städtischen Hochbahn ein weniger
bizarres Verständnis von Neutralität wecken können", so Boeddinghaus.
"Wie schon in all den Jahren zuvor muss das Auschwitz-Komitee
selbstverständlich Werbeflächen in der U-Bahn mieten können. Die
Forderung 'Gemeinsam gegen den Hass' gehört nicht nur in die
Bürgerschaft, sondern auch auf die Bahnsteige."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2366: Mehr Befugnisse für die Polizei (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Mehr Befugnisse für die Polizei

Landtag verabschiedet "Gesetz zur Stärkung der Sicherheit"

von Michael Zabka und Thomas Becker



12. Dezember 2018 - Der Landtag hat das "Gesetz zur Stärkung der
Sicherheit in Nordrhein-Westfalen" verabschiedet. Es sieht mehr
Befugnisse für die Polizei vor - u. a. den Einsatz elektronischer
Fußfesseln, die Ausweitung der Videobeobachtung und das Auslesen
sogenannter Messenger-Dienste. Verdächtige sollen zudem länger in
Gewahrsam genommen werden können.


Für den Gesetzentwurf der Landesregierung, der nach
Ausschussberatungen in einigen Punkten geändert worden war, stimmten
die Fraktionen von CDU, SPD und FDP. Die Grünen stimmten dagegen, die
AfD enthielt sich.

"Heute beschließen wir einen Meilenstein für die
Sicherheitsarchitektur in Nordrhein-Westfalen", sagte Gregor
Golland (CDU). Das neue Polizeigesetz sei "ein riesiger Schritt
nach vorn", es hebe das Land auf ein "neues Sicherheitsniveau". Die
Balance zwischen Sicherheit und Freiheit werde gewahrt, Schutzlücken
im bisherigen Gesetz würden geschlossen. In einem fast einjährigen
Prozess unter Berücksichtigung zweier Expertenanhörungen habe man ein
verfassungskonformes Gesetz geschaffen. An entscheidenden Stellen sei
es verbessert worden und werde nun von einer "breiten
parlamentarischen Mehrheit getragen".

Die Diskussionen über das neue Polizeigesetz seien in seiner Fraktion
nicht immer einfach gewesen, sagte Hartmut Ganzke (SPD). Man
stimme dem Entwurf aber zu, da es sich nicht mehr um jenen handle, den
die Landesregierung im Frühjahr vorgelegt habe. Die jetzige Fassung
sei in intensiven Verhandlungen "entschärft" worden, die Begriffe
"drohende Gefahr" und "drohende terroristische Gefahr" habe man
gestrichen. "Es werden keine Freiheitsrechte ins Abseits gestellt",
sagte Ganzke. Die Rechte der Bürgerinnen und Bürger in
Nordrhein-Westfalen blieben mit dem neuen Polizeigesetz gewahrt.

Marc Lürbke (FDP) sprach von einem "langen Weg" des Gesetzes
bis zur zweiten Lesung: "Er hat sich aber gelohnt." Die Sicherheit im
Land werde verbessert, Bürgerrechte blieben gewahrt. Beides gehöre
zusammen: "Freiheit und Sicherheit müssen immer sauber austariert
werden. Das ist uns mit diesem Polizeigesetz gelungen." Nach der
ersten Sachverständigenanhörung sei seiner Fraktion klar gewesen, dass
Nachbesserungen erforderlich seien. Diese Korrekturen seien erfolgt,
sagte Lürbke. Die breite parlamentarische Mehrheit für das Gesetz sei
ein "wichtiges Signal für die Menschen im Land".

Der Gesetzentwurf sei ein "tiefer Eingriff in die Grundrechte",
kritisierte Verena Schäffer (Grüne). Menschen auf Verdacht in
Gewahrsam zu nehmen, widerspreche rechtsstaatlichen Prinzipien und
schränke das hohe Gute der Freiheitsrechte ein. Es sei ein Trugschluss
zu glauben, dass mehr Befugnisse der Polizei für mehr Sicherheit
sorgten. Die Landesregierung schüre Ängste in der Bevölkerung, obwohl
die Zahlen in der Kriminalstatistik von NRW rückläufig seien, sagte
Schäffer. "Wir haben als Politiker hier die Verantwortung, redlich zu
agieren und aufgrund von Fakten zu entscheiden."

"Reale Terrorgefahr"

Markus Wagner, Vorsitzender der AfD-Fraktion, begrüßte das
Anliegen der Landesregierung, für mehr Sicherheit sorgen zu wollen.
Mehr Befugnisse und Präsenz der Polizei seien nötig, um gegen
Kriminalität und Terrorismus vorzugehen. Durch eine verfehlte
Migrationspolitik seien Gefahren durch islamistische Anschläge
gestiegen. Über die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen hinaus
forderte Wagner ein Prüf- und Zulassungsverfahren für "nichtletale
Geschossarten", eine Verlängerung des Unterbringungsgewahrsams auf bis
zu drei Monate und die Möglichkeit der Schleierfahndung, insbesondere
im Grenzbereich und auf Fernstraßen.

Innenminister Herbert Reul (CDU) sagte, der Anschlag in
Straßburg am Tag zuvor habe einmal mehr gezeigt, dass die Gefahr des
Terrorismus real sei. Mit Maßnahmen wie Aufenthaltsvorgaben,
Kontaktverboten und elektronischen Fußfesseln könne die Polizei
"endlich gegen terroristische Gefährder vorgehen" - und zwar, "bevor
die Bombe explodiert ist", sagte Reul. Das vorgelegte
"Sicherheitspaket I" sei in erster Linie ein Anti-Terrorpaket. Es
biete zudem Maßnahmen zum Schutz vor Pädophilen, Stalkern oder
Hooligans. Der Gesetzentwurf folge dem Grundsatz: "Täterschutz darf
niemals vor Opferschutz gehen."


GRUNDLAGEN DES BESCHLUSSES



Dem Beschluss des Plenums lagen der Gesetzentwurf der
 Landesregierung (17/2351), die Beschlussempfehlung des
 Innenausschusses (17/4525) sowie ein gemeinsamer Änderungsantrag
 der Fraktionen von CDU, SPD und FDP (17/4541) zugrunde.



 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5017: Weiteres Frauenhaus (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.01.2019

Weiteres Frauenhaus

Ellen Demuth: Gesprächsbeginn beschleunigen



Zur Ankündigung des rheinland-pfälzischen Ministeriums für Familie,
Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz, die Gespräche für
ein zusätzliches Frauenhaus erst im Frühjahr 2019 zu starten, erklärt
die frauenpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Ellen
Demuth:

"In den vergangenen Haushaltsberatungen hat die Landesregierung auf
Initiative der CDU-Landtagsfraktion die Einrichtung eines weiteren
Frauenhauses im Norden des Landes beschlossen. Nun lässt das
Frauenministerium verlauten, dass die Gespräche erst im kommenden
Frühjahr aufgenommen werden. Schon vor mehr als einem Jahr hat
Ministerin Spiegel im Frauenausschuss Gespräche angekündigt. Bisher
ohne jeglichen Fortschritt.

Diese Untätigkeit und Verzögerungen sind für uns unverständlich: Warum
dauert es so lange, bis die Gespräche starten? Warum lässt die
Landesregierung hier wichtige Zeit verstreichen? Ich fordere
Frauenministerin Spiegel auf, ihre Prioritätenliste zu überdenken und
schnellstmöglich Gespräche aufzunehmen.

Gerade in dem Jahr, in dem Rheinland-Pfalz den Vorsitz der Frauen- und
Gleichstellungsministerkonferenz der Bundesländer übernommen hat,
sollte Ministerin Spiegel die Situation der Frauen in Rheinland-Pfalz
ernst nehmen und aktiv verbessern. Frauenhäuser sind unverzichtbare
Anlaufstelle für Frauen und Kinder, die von häuslicher Gewalt
betroffen sind. Die derzeitigen Kapazitäten reichen jedoch nicht aus,
um die Anforderungen zu bewältigen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5016: Koalitionsfraktionen bringen Hackerangriff auf Landtagsabgeordnete in Innenausschuss (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.01.2019

Koalitionsfraktionen bringen Hackerangriff auf Landtagsabgeordnete
in Innenausschuss



Zum Hackerangriff auf deutsche Politikerinnen und Politiker sowie
weitere Personen des öffentlichen Lebens erklärt Martin Haller,
Parlamentarischer Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion:

"Wie gestern Abend bekannt wurde, sind deutsche Politikerinnen und
Politiker sowie weitere Personen des öffentlichen Lebens Zielscheibe
eines breit angelegten Hackerangriffs geworden. Unter den Opfern des
massiven Datendiebstahls befinden sich auch zahlreiche Abgeordnete der
SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz. Betroffen sind insgesamt 38
Abgeordnete der SPD-Landtagsfraktion sowie Abgeordnete anderer
Fraktionen. Die betroffenen Kolleginnen und Kollegen wurden umgehend
informiert. Bei den gehackten Daten handelt es sich überwiegend um
nicht öffentlich zugängliche Informationen wie private Telefonnummern
und Adressen. Weitere sensible Informationen oder Dokumente wurden in
den allermeisten Fällen nicht veröffentlicht. Vereinzelt haben sich
die Hacker auch Zugriff auf private Nachrichten verschafft", so
Haller.

"Der Hackerangriff ist ein Angriff auf die parlamentarische
Unabhängigkeit. Als SPD-Fraktion stehen wir mit der
Landtagsverwaltung, dem Landesbetrieb Daten und Information sowie der
SPD-Bundestagsfraktion in engem Austausch. Die rheinland-pfälzischen
Sicherheitsbehörden haben die Ermittlungen aufgenommen. Es geht nun
darum, möglichst schnell Klarheit über die Hintergründe zu schaffen.
Die Fraktionen von SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen werden den
Hackerangriff auf die Tagesordnung des nächsten Innenausschuss
setzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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FRAGEN/062: Brasilien - Milieu der Angst (medico international)


medico international - 3. Januar 2019

Brasilien-Interview

Milieu der Angst

Interview mit Guilherme Boulos von Katja Maurer



Der Aktivist und Oppositionspolitiker Guilherme Boulos über Brasilien
unter dem rechtsradikalen Präsidenten Bolsonaro und mögliche
Gegenstrategien.

medico:
Das Programm der Arbeiterpartei-Regierungen unter Lula und Dilma Rousseff
"Mein Haus - mein Leben" (Minha Casa - Minha Vida) war für Eure Bewegung,
die sich für das Recht auf Wohnen einsetzt, sehr wichtig. Besetzungen von
Häusern oder Territorien, die ihr regelmäßig in vielen Städten durchführt,
konnten häufig tatsächlich zur Schaffung von Obdach beitragen. Was wird mit
diesem Programm unter Bolsonaro geschehen?

Guilherme Boulos: 
Eine der ersten Maßnahmen, die Bolsonaro nach seinem Wahlsieg angekündigte
war die Abschaffung der Ministerien mit sozialen Aufgaben. Dazu zählt auch
das Ministerium für Stadtentwicklung, das die Umsetzung des Programmes
"Minha Casa - Minha Vida" verantwortete. Zudem hat Bolsonaro einen Ökonomen
zum neuen Präsidenten der brasilianischen Bundesbank benannt, der sie
privatisieren soll. Sie ist aber für die Wohnungsbaukredite mit speziellen
Konditionen zuständig. Wir gehen davon aus, dass die Bolsonaro-Regierung
die sozialen Komponenten, die Subventionierung des Wohnungsbaus für die
Unterprivilegierten beenden wird. Bestehen bleibt sicher der Teil des
Programmes, der die Finanzierung von Immobilienbesitz für die Mittelschicht
gewährleistet.

medico:
Was bedeutet das für den MTST, wenn man den Aktivist_innen der Bewegung
keinen legalen Ausweg mehr aufzeigen kann?

Guilherme Boulos: 
Man kann die Bewegung der Menschen ohne Obdach nicht durch staatliche
Verfolgung, Repression oder per Dekret zerschlagen. 7,7 Millionen Familien
haben in Brasilien kein Dach über dem Kopf. Bolsonaros Politik wird dieses
Problem verschärfen. Die Wohnungslosigkeit ist dramatisch, gleichzeitig
werden institutionelle Maßnahmen zur Adressierung dieses Problems beendet
und diejenigen als Terroristen gebrandmarkt, die Leute in ihrem Kampf um
Wohnung organisieren, so wie wir das tun. Das ist eine explosive Situation.

medico: Wie begründet Bolsonaro den Terrorvorwurf gegen Euch?

Guilherme Boulos: 
Bolsonaro will das vorhandene Gesetz gegen den Terrorismus verschärfen. Ein
unsinniges Gesetz, das es nur gibt, weil das Internationale Olympische
Komitee das zur Auflage für die Olympischen Spiele 2016 machte. Jetzt soll
das Gesetz so verändert werden, dass die beiden größten sozialen
Bewegungen, die Bewegung der Landlosen und der Wohnungslosen (MST und MTST)
zu terroristischen Bewegungen erklärt werden können. Alle sozialen Proteste
sollen mit dem veränderten Gesetz als Nötigung der Regierung und damit als
terroristisch eingestuft werden. Dieses Gesetz steht ganz oben auf der
Agenda der Bolsonaro-Regierung.

medico:
Ist eine Mehrheit im brasilianischen Parlament dagegen denkbar?

Guilherme Boulos: 
Das wird sehr schwer. Denn im neu gewählten Parlament hat Bolsonaro eine
Mehrheit. Es ist sehr konservativ.

medico:
Welche strategischen Möglichkeiten existieren, um Bolsonaro an der
Verwirklichung seiner schlimmsten Ankündigungen, wie der Verhaftung und
Ausweisung von Oppositionellen, zu hindern?

Guilherme Boulos: 
Die sozialen Bewegungen werden sich weiter für ihre Themen einsetzen und
sich nicht verängstigen lassen. Wir brauchen ein breites Netz der
Solidarität. Im Land selbst und auf internationaler Ebene. Solche Netze zu
bilden, ist jetzt unsere Hauptaufgabe. Dann das Projekt der neuen Regierung
ist gerade in der sozialen Frage extrem gewalttätig. In Brasilien sind wir
dabei ein breites Bündnis, eine Art Frente Amplio, zur Verteidigung der
demokratischen Freiheiten und der sozialen Bewegungen zu schmieden. Es
reicht bis weit ins bürgerliche Lager und in die Kulturszene hinein. Denn
es geht um die Verteidigung der Demokratie.

medico:
Schon die bloße Aussicht auf Bolsonaro als Präsident hat eine Atmosphäre
der Angst und der Gewalt geschaffen. Wie soll man sich unter solchen
Bedingungen eine Protestbewegung vorstellen?

Guilherme Boulos: 
Vor kurzem ist eine bereits etablierte Gemeinde des MTST angegriffen
worden, die seit vier Jahren Land besetzt hält und darauf Häuser errichtet
hat. Die Polizei hat die Ermordung eines Polizisten zum Vorwand genommen,
die Gemeinde anzugreifen. Sie sind in die Häuser eingedrungen, haben Leute
geschlagen und erniedrigt. Als sie niemanden fanden, den sie des Mordes
beschuldigen konnten, haben sie die ganze Gemeinde in Brand gesetzt. 300
Häuser sind abgebrannt. Das war die Polizei. Aber es gibt keine
polizeiliche Untersuchung wegen des Brandes. Ende Oktober haben fünf
bewaffnete Männer eine Siedlung des MST in Ceará angegriffen und
niedergebrannt. Das alles waren schon Vorboten der Bolsonaro-Zeit. Die
Botschaft von oben lautet: Jede Form von Gewalt gegen die Bewegungen der
Land- und Wohnungslosen (MST und MTST) ist erlaubt.

medico:
Warum richten sich die Angriffe insbesondere gegen diese beiden
Institutionen der sozialen Bewegungen?

Guilherme Boulos: 
Das ist eine Obsession Bolsonaros. In all seinen Reden tauchen Tiraden
gegen uns auf. Aber es gibt ein paar rationale Gründe. Diese beiden
Bewegungen haben in Brasilien die größte Mobilisierungsfähigkeit. Da
Bolsonaro ein ultraliberales Wirtschaftsprogramm durchsetzen will, sind wir
seine natürlichen Gegner, die er neutralisieren will. Außerdem pflegt er
einen Diskurs aus Vorurteilen gegen diese beiden Bewegungen. Er bezeichnet
die Aktivist_innen als Invasoren, als Menschen, die gegen die Ordnung sind,
als Illegale und Arbeitsfaule, als Terroristen und Kommunisten, die das
Eigentum missachten. Das hat sich als Meinung in Teilen der brasilianischen
Gesellschaft durchgesetzt und es gibt einen verbreiteten Hass auf diese
Bewegungen.

medico:
Du bist Psychoanalytiker. Wie erklären sich diese Vorurteile. Ist das eine
koloniale Mentalität, die in den Köpfen der weißen Mittel- und Oberschicht
immer noch prägend ist?

Guilherme Boulos: 
Das ist ganz sicher so. Die Elite denkt wie in der Zeit der Sklaverei. Aber
es gibt noch einen anderen Grund. Das ist das Phänomen der Angst. Bolsonaro
hat es verstanden, die Angst politisch für sich zu nutzen. Brasilien ist
ein sehr gewalttätiges Land. Im Jahr 2017 gab es 62.000 Morde, mehr als in
vielen Kriegsgebieten. Die soziale Gewalt ist extrem stark und es gibt
Zukunftsangst, weil es keine Perspektive gibt. Es liegt in Brasilien eine
ökonomische, eine politische und eine ethische Krise vor. Daraus hat sich
ein Milieu der Angst entwickelt. Wenn Menschen Angst haben öffnen sie sich
leichter einem Ordnungs- und Gewaltdiskurs. Bolsonaros autoritärer Diskurs
ist eine perverse Form, die Angst der brasilianischen Gesellschaft zu
nutzen. Aus psychologischer Sicht ist dieser Diskurs sehr nah an dem
faschistischen Führertum. Das ist heute offenbar attraktiv.

medico:
Man hat den Eindruck, als hätte es 15 Jahre Regierungen der Arbeiterpartei
(PT) nicht gegeben.

Guilherme Boulos: 
Bei allen Einschränkungen haben die PT-Regierungen doch zum Teil
erfolgreich die Ungleichheit bekämpft. Es gab eine politische Debatte um
die Rechte der Schwarzen, der Frauen, der Armen. Darauf hat der reaktionäre
und elitäre Teil der Gesellschaft mit Bolsonaro auf sehr perverse Weise
reagiert.

medico:
Hätte die PT Reformen schneller oder noch langsamer durchführen müssen?

Guilherme Boulos:  Ich meine schneller.

medico:
Aber wenn diese vorsichtigen Reformen schon für diese Gesellschaft zu viel
waren?

Guilherme Boulos: 
Ich bin überzeugt, dass man mit dem reaktionären Teil der brasilianischen
Elite nicht kooperieren kann, wie es die Arbeiterpartei versuchte. Man muss
ihr eine Niederlage zufügen. Diese Elite ist rassistisch, räuberisch,
verteidigt die Folter. Mit diesen Leuten kann man keinen Pakt schließen.

medico:
Also spricht jede Seite davon, dass die andere vernichtet werden muss?

Guilherme Boulos: 
Wenn ich diese reaktionären Kräfte politisch schlagen will, heißt das
nicht, dass ich sie sozial vernichten möchte. Das muss im Rahmen der
demokratischen Ordnung geschehen.

medico:
Was ist 2013 noch in der Regierungszeit der PT geschehen, als es die ersten
großen Demonstrationen gab, die sich auch gegen die PT richteten und ohne
die sich Bolsonaro nicht erklären lässt?

Guilherme Boulos: 
Die Demonstrationen im Juni 2013 hatten anfangs legitime Gründe. Die 
PT-Regierungen haben zwar den privaten Konsum stimuliert, aber die
öffentlichen Dienstleistungen, der öffentliche Transport, die Bildung, das
Gesundheitswesen verbesserten sich nicht. Die Juni-Demonstrationen
forderten anfangs bessere öffentliche Dienstleistungen. Dann aber nahmen
sie sich dem Thema der Korruption an, was angesichts mangelnder
öffentlicher Investitionen verständlich war. Damit aber gelang es der
Rechten, den Protest zu dominieren und die Problematik der Korruption
vollständig der PT anzulasten.

medico:
Korruption ist ein schwieriger Vorwurf, weil er häufig pauschal die
Politikverdrossenheit und Ressentiments gegen Politiker_innen bedient.

Guilherme Boulos: 
Ja, Korruption ist ein Begriff, der sich leicht missbrauchen lässt. In
Brasilien hat der Korruptionsdiskurs eine bittere Tradition. Alle
Militärputsche wurden u.a. mit der Begründung durchgeführt, man wolle die
Korruption bekämpfen.

medico:
Neben den Korruptionsvorwürfen gab es auch große Wirtschaftsprobleme am
Ende der PT-Ära.

Guilherme Boulos: 
Das Wirtschaftsmodell der PT war nicht nachhaltig und hatte auch
widersprüchliche Folgen. Es forcierte die Landflucht, weil das Land zur
Gewinnung von Energie und für die Entwicklung des Agrobusiness benutzt
wurde. Es war ein extravistisches Modell. In der Stadt gab es viele
Baumaßnahmen, ohne dass der Raum geregelt wurde. Damit wurden die großen
Baukonzerne gestärkt. So hat der Staat für eine enorme
Immobilienspekulation gesorgt, mit verheerenden Auswirkungen auf die
Stadtbevölkerung. Hinzu kam die globale Krise von 2008, die die
Wachstumsraten von 4 Prozent des BIP unter Lula beendete, weil die
Nachfrage nach Rohstoffen sank. Um eine nachhaltige Sozialpolitik zu
machen, hätte man das Einnahmesystem des Staates verbessern, die Steuern
für die Reichen erhöhen und das Finanzsystem stärker regulieren müssen.

medico:
Konnte oder wollte die Arbeiterpartei solche Reformen nicht angehen?

Guilherme Boulos: 
Beides. Wenn man solche Reformen will, dann schafft man die Konditionen,
damit man sie auch durchführen kann. Man darf nicht vergessen, dass die
erste Lula-Regierung eine gewaltige Unterstützung hatte. Die
Zustimmungsraten für Lula lagen zeitweise bei 80 Prozent. Da wäre mehr drin
gewesen.

medico:
Die PT beansprucht die Führung der Opposition gegen Bolsonaro. Geht das?

Guilherme Boulos: 
Die PT war es die letzten 30 Jahre gewöhnt, in der Linken hegemonial zu
sein. Aber das ist nicht mehr möglich. Wenn sie diesen Anspruch weiter
hegt, wird die PT allein bleiben. Die anderen Parteien, die sozialen
Bewegungen sind nicht mehr mit dem Führungsanspruch der PT einverstanden.

medico:
Du hast Lula im Gefängnis besucht. Sitzt er dort zu recht?

Guilherme Boulos: 
Man kann einen Menschen nicht wegen des Verdachts von Fehlern verurteilen,
sondern man muss ihm diese Verfehlungen beweisen. Es gibt keine Beweise
gegen Lula. Es war ein politischer Prozess vor einer Wahl, die Lula
wahrscheinlich gewonnen hätte. Der Richter dieses Prozesses verfolgte seine
eigenen politischen Ziele. Unter Bolsonaro ist er zum Justizminister
ernannt worden. Das ist skandalös.

medico:
Es gibt ein spürbares Entsetzen im Ausland über Bolsonaro, aber auch
Hilflosigkeit. Gibt es sinnvolle Formen, Druck auf diese Regierung
auszuüben?

Guilherme Boulos: 
Selbstverständlich. Die internationale Presse und Diplomatie kann sehr viel
ausrichten. Man muss dafür Sorge tragen, dass sich der Präsident und die
Gruppe um ihn herum nicht wohl fühlt. Bolsonaro wird sich möglicherweise
nicht beeindrucken lassen, aber seine Wähler_innen und politischen
Unterstützer_innen vielleicht schon. Bei einer autoritären Regierung macht
es einen großen Unterschied, ob sie durch internationalen Druck gebremst
wird oder ganz ohne Bremse fahren kann. Brasilien ist verletzlicher als man
denkt. Nach Bolsonaros Ankündigung, er werde die Botschaft nach Jerusalem
verlegen, drohten die arabischen Länder damit, ihre Hühnereinfuhr aus
Brasilien einzustellen. Sie sind der größte Abnehmer brasilianischer
Hühner. Daraufhin zog er diesen Vorschlag erst einmal zurück.

medico:
Wie schätzt Du dein persönliches Risiko ein? Du hast bereits Leibwächter.

Guilherme Boulos: 
Ja, leider. Das ist Ausdruck der Demokratie-Krise in unserem Land. Viele
Politiker_innen müssen sich um ihre Sicherheit Gedanken machen, weil wir
realen Gefahren ausgesetzt sind. Es ist einfach, die Bluthunde loszuhetzen,
aber viel schwieriger sie wieder einzufangen. Die Wahl von Bolsonaro hat
die schlimmsten Charaktere und Gefühle wie Hass und Gewalttätigkeit, die in
unserer Gesellschaft existieren, von der Leine gelassen. Das ist für uns
alle gefährlich.




Kurzporträt Guilherme Boulos





Der 38jährige Guilherme Boulos ist einer der profiliertesten Vertreter
 der sozialen Bewegungen in Brasilien. Boulos, Repräsentant der
 Wohnungslosenbewegung (MTST) und João Pedro Stedile, Mtglied der
 Direktion der Landlosenbewegung (MST), wurden immer wieder von dem neuen
 Präsidenten Bolsonaro persönlich angegriffen und als "Terroristen"
 denunziert. Boulos, der in der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen
 für die PSOL, eine kleine linke Partei, kandidierte, hat Philosophie
 studiert und ist Psychoanalytiker. Er habe sich mit der Psychoanalyse
 beschäftigt, sagt er nach dem Interview beim Kaffee, weil er die
 persönlichen Veränderungs- und Ermächtigungsprozesse, die er bei den
 Menschen im Kampf um ihr Recht auf Wohnung beobachtete, besser verstehen
 wollte. Mit dem Machtantritt von Bolsonaro gehört er zu den politisch
 gefährdetsten Personen in Brasilien. Das hindert ihn nicht, auch im
 Interview mit medico seine Positionen in aller Deutlichkeit zu äußern.




Solidarität mit der Opposition

medicos Partner_innen in Brasilien, zu denen auch der MST und der MTST
gehören, sind unter dem neuen Präsidenten besonders gefährdet. Wie
Guilhermo Boulos im Interview sagt, bedarf es einer großen Aufmerksamkeit
für die drohenden politischen Entwicklungen in Brasilien unter einem
rechtsradikalen Präsidenten. Sie können damit anfangen, indem Sie das
Interview weiter verbreiten. Ihre Solidarität und Hilfe sind in diesen
gefährlichen Zeiten umso nötiger.

 * 

Quelle:

medico international - 3. Januar 2019

https://www.medico.de/milieu-der-angst-17266/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1845: Kolumbien - Weihnachtlicher Waffenstillstand zwischen ELN und kolumbianischer Regierung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Weihnachtlicher 
Waffenstillstand zwischen ELN und kolumbianischer Regierung



(Bogotá, 17.12.2018, Pressenza) - Wegen den Weihnachtstagen sollte ab
dem 23. Dezember ein zwölftägiger Waffenstillstand zwischen der
kolumbianischen Guerilla ELN (Ejército de Liberación Nacional) und der
kolumbianischen Regierung in Kraft treten. Dies gab die
Aufstandsbewegung bekannt, die zudem forderte, die
Friedensverhandlungen auf Kuba wieder aufzunehmen.

Das Zentralkommando der ELN veröffentlichte auf Twitter ein
Kommuniqué, in dem sie den Waffenstillstand ankündigte: "Auf Bitten
der Gemeinden der Gebiete hin, in denen wir uns befinden, wird die ELN
die offensiven Operationen vom 23. Dezember 2018 bis zum 3. Januar
2019 einstellen, um zu einer friedlichen Atmosphäre an Weihnachten und
Neujahr beizutragen".


100 Tage langer Waffenstillstand bereits 2017

Dies ist nicht der einzige Waffenstillstand zwischen den beiden
kolumbianischen bewaffneten Kräften. Bereits 2017, als die
Friedensverhandlungen in Quito stattfanden, vereinbarten die
kolumbianische Regierung und die ELN einen bilateralen
Waffenstillstand vom 1. Oktober 2017 bis 9. Januar 2018. In den 101
Tagen sollten günstige Bedingungen geschaffen werden, um ein
Friedensabkommen auf den Weg zu bringen, das der kolumbianischen
Bevölkerung friedliche Weihnachten ermöglichen sollte.

Einige lokale Medien berichteten, dass die ELN in den letzten Wochen,
in denen die Friedensverhandlungen unterbrochen waren, Angriffe gegen
die Polizei, sowie gegen die Infrastruktur von Erdöl- und
Transportunternehmen in verschiedenen Gebieten des Landes gestartet
hatte.

Nach Angaben der spanischen Nachrichtenagentur EFE versicherte die ELN
in ihrem Kommuniqué zudem, dass sie die Friedensverhandlungen, die im
Februar 2017 begonnen wurden, weiterführen wolle. Die ELN forderte den
neuen Präsidenten auf, er müsse "seine Delegierten nach Kuba
schicken", wo die Repräsentant*innen der Guerilla sich weiterhin
aufhalten.


Neuer Präsident stellt Bedingungen

Die Friedensverhandlungen, die am 1. August unterbrochen wurden,
stecken in einer Krise. Bis August hatten die ELN und die vorherige
kolumbianische Regierung auf Kuba verhandelt. Der neue Präsident Duque
stellte jedoch bereits noch vor seiner Wahl Bedingungen an eine
Wiederaufnahme der Verhandlungen. Die Guerrilla müsse ihre
"kriminellen Aktivitäten, vor allem die Geiselnahmen, beenden und alle
Gefangenen freilassen". Die ELN stimmte diesen Bedingungen in ihrem
Schreiben nicht zu, sondern betonte:

"Präsident Duque, den Weg und die Bemühungen zu verlassen, die zu
einem Dialog und zu Frieden führen, verschärfen die Krise in
Kolumbien. Auf diese Weise wird das, was vom Friedensabkommen mit der
FARC noch übrig ist, zerstört und der Prozess einer politischen Lösung
mit der ELN verleugnet". Die Guerilla betonte außerdem, weiterhin nach
einer politischen Lösung des Konflikts zu streben und den
Verhandlungstisch in Havanna nicht zu verlassen.

Des Weiteren bekräftigte die ELN, dass sie nach der vereinbarten
Agenda, zusammen mit der Zivilgesellschaft und von der internationalen
Gemeinschaft begleitet, an der Fortführung eines Dialogs arbeiten
werde, um nach humanitären Abkommen zu streben und um einen neuen
bilateralen Waffenstillstand zu vereinbaren, wie jener, der von
Oktober 2017 bis Januar 2018 in Kraft war.


Der Originalartikel stammt von El Ciudadano.

https://www.elciudadano.cl/colombia/habra-tregua-navidena-entre-el-eln-y-el-gobierno-colombiano/12/17/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/weihnachts-waffenstillstand-zwischen-eln-und-kolumbianischer-regierung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LATEINAMERIKA/1844: Brasilien - Bolsonaro kündigt restriktive Umwelt- und Migrationspolitik an (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Bolsonaro kündigt restriktive Umwelt- und Migrationspolitik an






[image: Porträt des neuen brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro - Foto: Alan Santos/PR [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Kaum im Amt, legt Bolsonaro gleich los: Am 2. Januar unterzeichnete er
eine Reihe von Dekreten; unter Anderem soll der Mindestlohn gesenkt,
die LGBTI-Community von der Menschenrechtspolitik ausgeschlossen und
wirtschaftliche Aktivitäten auf indigenem Gebiet zugelassen
werden

Foto: Alan Santos/PR 

[CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons



(Caracas, 13. Dezember 2018, telesur) - Brasiliens ultrarechter
Präsident Jair Bolsonaro hat erklärt, dass er plant, Änderungen an der
vom Brasilianischen Institut für Umwelt und erneuerbare natürliche
Ressourcen IBAMA (Instituto Brasileiro do Meio Ambiente e dos Recursos
Naturais Renováveis) festgelegten Umweltpolitik umzusetzen. Diese
bezeichnete er als sehr "streng" und kritisierte, dass sie die
Entwaldung und andere Abholzungspraktiken in den Indigenengebieten
verböten.

"Die Umweltkonzession behindert die Arbeit der Bürgermeister,
Gouverneure und des Präsidenten. Nicht einmal das Aufreißen einer
Straße ist erlaubt, was häufig in der Amazonasregion vorkommt. Wir
werden diesen Zuständen ein Ende setzen und dafür sorgen, dass die
Umweltpolitik nicht weiter ein Hindernis ist", sagte Bolsonaro in
einem auf seinem Twitterkanal [1]
veröffentlichten Video.


Umweltschutz als Hindernis

Außerdem soll die Anzahl geschützter indigener Territorien im
Bundesstaat Roraima, im Norden des Landes an der Grenze zu Venezuela
und Guyana gelegen, verringert werden. Gleichzeitig bekräftigte
Bolsonaro Brasiliens Rückzug von der UN-Klimakonferenz und die
Kündigung des Klimaabkommens, das seiner Meinung nach viele
Umweltgesetze fordere, die den Abbau natürlicher Ressourcen
beschränkten.

"Weshalb solllten wir in einem möglicherweise schädlichen Abkommen
verbleiben (...)? Unter anderem verlangt es von Brasilien, eine enorme
Wiederaufforstung durchzuführen (...) Wir haben nicht die Mittel, um
diese Forderung zu erfüllen", erklärte der ultrarechte Präsident. "Im
Boden Roraimas lagert ein ganzen Periodensystem. Nickel, Uran, Gold,
Niob. Es muss möglich sein, auf diesem Boden zu arbeiten (...).
Außerdem können einige Wasserkraftwerke im Tal des Poti-Flusses
angesiedelt werden", fügte er hinzu.


Restriktive Migrationspolitik wie in Europa

Weiterhin wies Bolsonaro darauf hin, dass auch die Migrationsgesetze
von Änderungen betroffen sein werden. Diese bezeichnete er als zu
flexibel, da sie die Einreise von Ausländern ins Land zu leicht
gestalteten. Sein Vorhaben diesbezüglich ist eine Anpassung des
brasilianischen Systems an die Migrationsstandards europäischer Länder
(z.B. Deutschlands oder Frankreichs), um den Migrationsstrom zu
kontrollieren.

"Wir sind eine Nation und können Menschen bestimmter Kulturen hier
nicht akzeptieren. Wir wollen keine Menschen, die unsere Religion
nicht respektieren", kommentierte er die Pläne. Zuletzt wies Bolsonaro
darauf hin, dass diese Ankündigungen Teil einer geplanten Reihe von
Veränderungen seien, die er wöchentlich auf Twitter ankündigen werde.


Anmerkung:

[1] https://twitter.com/jairbolsonaro/status/1072987645037473792
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HOCHSCHULE/2260: Hamburger Fern-Hochschule eröffnet neues Studienzentrum in Gießen (idw)


Hamburger Fern-Hochschule - 03.01.2019

Hamburger Fern-Hochschule eröffnet neues Studienzentrum in Gießen



Das neue HFH-Studienzentrum am Ludwigsplatz in Gießen bietet
unterstützende Präsenzveranstaltungen für berufsbegleitende
Fernstudiengänge in den Bereichen Gesundheit, Pflege und BWL.

Die Hamburger Fern-Hochschule (HFH) hat zum 1. Januar 2019 ein neues
Studienzentrum in Gießen gegründet. Ab dem 1. April finden in den
Räumlichkeiten am Ludwigsplatz unterstützende Lehrveranstaltungen zu
berufsbegleitenden Fernstudiengängen des HFH-Fachbereichs Gesundheit und
Pflege statt. Auch Seminare zu BWL sind im Angebot. Bei einer
Eröffnungsfeier am 26. Februar können Studieninteressierte das
Studienzentrum besichtigen und sich zum Bildungsangebot informieren und
beraten lassen.

Gebündelte Gesundheitskompetenz im Gießener Studienzentrum

Im Fokus des neuen Studienzentrums stehen Fernstudiengänge, die für Berufe
des Gesundheitswesens qualifizieren. Interessierte können hier künftig
Veranstaltungen zu den Bachelorstudiengängen Berufspädagogik, Gesundheits-
und Sozialmanagement, Pflegemanagement sowie Therapie- und
Pflegewissenschaften besuchen. Auch die beliebten Studiengänge Psychologie
und Wirtschaftspsychologie werden in Gießen angeboten.
Ab voraussichtlich Juli 2019 wird zudem der Masterstudiengang Management
im Gesundheitswesen ins Portfolio des Gießener Studienzentrums
aufgenommen. Studieninteressierte mit einem ersten akademischen Abschluss
können damit ihr Fachwissen ausbauen und Führungskompetenzen erwerben.

Nachgefragte Studiengänge berufsbegleitend studieren

Für stark nachgefragte Studiengänge, für die es an staatlichen Hochschulen
oftmals Zugangsbeschränkungen gibt, bietet die staatlich anerkannte HFH
attraktive Alternativen. So kann etwa der Bachelorstudiengang Psychologie
ohne NC studiert werden, bei entsprechender beruflicher Qualifikation ist
sogar das Studieren ohne Abitur möglich.

Auch Beschäftigte des Gesundheitswesens, die eine Lehrtätigkeit anstreben,
finden mit dem Bachelor Berufspädagogik eine Möglichkeit, berufsbegleitend
entsprechende Kenntnisse zu erwerben und rüsten sich damit für neue
gesetzliche Anforderungen, die künftig einen akademischen Abschluss für
die Lehre voraussetzen.

Beschäftigte und Auszubildende der Ergotherapie, Logopädie, Physiotherapie
und Pflege können mit dem Bachelor Therapie- und Pflegewissenschaften
(bislang Health Care Studies) ihre Fachkenntnisse auf akademischem Niveau
erweitern. Auch die Studiengänge Pflegemanagement sowie Gesundheits- und
Sozialmanagement bieten Berufstätigen die Chance, parallel zum Job einen
akademischen Abschluss zu erwerben.

Ausbau des Netzes an HFH-Studienzentren

Mit der Gründung des Studienzentrums Gießen baut die HFH ihr Netz an
Studienzentren weiter aus und ermöglicht Studierenden ein Fernstudium mit
wohnortnaher Unterstützung. Derzeit betreibt die HFH in Deutschland,
Österreich und in der Schweiz mehr als 50 Studienzentren, in denen
Studierende Lehrveranstaltungen besuchen und Prüfungen ablegen können.


Weitere Informationen unter:

http://www.hfh-fernstudium.de/studienzentrum-deutschland-giessen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1341

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hamburger Fern-Hochschule, 03.01.2019
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FORSCHUNG/1178: Food-Scanner für die Hosentasche (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.01.2019

Food-Scanner für die Hosentasche



Laut einer Studie der Umweltstiftung WWF Deutschland landen jährlich zehn
Millionen Tonnen Lebensmittel in Deutschland im Müll, obwohl sie noch
verzehrbar sind. Mit einem mobilen Food-Scanner sollen Verbraucher und
Supermarktbetreiber in Zukunft prüfen können, ob Nahrungsmittel verdorben
sind. Das Gerät im Hosentaschenformat ermittelt per Infrarotmessung den
Reifegrad und die Haltbarkeit von Gemüse, Obst und Co. und zeigt das
Ergebnis mithilfe einer App an. Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher
haben das System, das als Demonstrator vorliegt, gemeinsam mit Partnern im
Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten entwickelt.

Kann man den Joghurt noch essen? Ist das Gemüse noch genießbar? Im
Zweifelsfall landen Lebensmittel nicht auf dem Teller, sondern in der
Tonne. Viele Produkte werden weggeworfen, weil sie nicht mehr appetitlich
aussehen, kleine Schönheitsfehler aufweisen oder das
Mindesthaltbarkeitsdatum abgelaufen ist. Allein in Bayern wandern 1,3
Millionen Tonnen Nahrungsmittel jährlich unnötigerweise in den Abfall. Mit
dem Bündnis »Wir retten Lebensmittel« will das Bayerische
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit insgesamt
17 Maßnahmen der Verschwendung entgegenwirken. Eines der Projekte: Ein
Food-Scanner soll dazu beitragen, die Verluste am Ende der
Wertschöpfungskette zu reduzieren - im Handel und beim Verbraucher. Das
preisgünstige Gerät im Hosentaschenformat soll künftig den tatsächlichen
Frischegrad von Lebensmitteln feststellen - sowohl bei abgepackten als
auch bei nicht abgepackten Waren. Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer-Instituts für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB,
des Fraunhofer-Instituts für Verfahrenstechnik und Verpackung IVV, der
Technischen Hochschule Deggendorf und der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf
entwickeln den kompakten Food-Scanner, der als Demonstrator mit
Daten für zwei Lebensmittel vorliegt und auch eine Haltbarkeitsabschätzung
ermöglicht.

Echtheit von Lebensmitteln per Infrarotlicht feststellen

Herzstück des mobilen Scanners ist ein Nahinfrarot (NIR)-Sensor, der den
Reifegrad des Nahrungsmittels bestimmt und ermittelt, wie viele und welche
Inhaltsstoffe es enthält. »Infrarotlicht wird punktgenau auf das zu
untersuchende Produkt geschickt, anschließend misst man das Spektrum des
reflektierten Lichts. Die absorbierten Wellenlängen
lassen Rückschlüsse auf die chemische Zusammensetzung der Ware zu«,
erläutert Dr. Robin Gruna, Projektleiter und Wissenschaftler am Fraunhofer
IOSB, die Funktionsweise des Verfahrens. »Im Labor kann man schon lange
per Nahinfrarotspektroskopie Inhaltsstoffe quantifizieren. Neu ist, dass
dies jetzt mit kleinen Low-Cost-Sensoren möglich ist«, sagt Julius Krause,
Kollege im Team von Gruna. »Lebensmittel werden oftmals gefälscht,
beispielsweise werden Lachsforellen als Lachs verkauft. Auch die Echtheit
eines Produkts kann man mit unserem Gerät feststellen, nachdem es
entsprechend eingelernt wurde. Gepanschtes Olivenöl lässt sich ebenfalls
als solches identifizieren«, so der Physiker. Doch dem System sind auch
Grenzen gesetzt: Es bewertet ausschließlich die Produktqualität von
homogenen Nahrungsmitteln. Heterogene Produkte mit verschiedenen Zutaten
wie beispielsweise Pizza lassen sich aktuell nur schwer prüfen. Hierfür
erforschen die Wissenschaftler ortsauflösende Technologien wie bildgebende
Spektroskopie (Hyperspectral Imaging) und Fusionsansätze mit Farbbildern
und Spektralsensoren.

Um die Qualität der Lebensmittel basierend auf den Sensordaten und den
gemessenen Infrarotspektren bestimmen und Prognosen für die Haltbarkeit
errechnen zu können, entwickeln die Forscherteams intelligente
Algorithmen, die nach entsprechenden Mustern und Gesetzmäßigkeiten in den
Daten suchen. »Durch Maschinelles Lernen können wir das
Erkennungspotenzial steigern. In unseren Tests haben wir Tomaten und
Hackfleisch untersucht«, sagt Gruna. So wurden etwa die gemessenen
NIR-Spektren von Hackfleisch mithilfe statistischer Verfahren mit dem
mikrobiellen Verderb korreliert und wurde die weitere Haltbarkeit des
Fleisches davon abgeleitet. Umfangreiche Lagertests, bei denen die
Forscherteams die mikrobiologische Qualität sowie weitere chemische
Parameter unter verschiedenen Lagerbedingungen erfassten, zeigten eine
gute Übereinstimmung der ermittelten und der tatsächlichen Gesamtkeimzahl.

App zeigt Haltbarkeit der Lebensmittel an

Der Scanner sendet die gemessenen Daten zur Analyse per Bluetooth an eine
Datenbank - eine eigens entwickelte Cloud-Lösung -, in der die
Auswerteverfahren hinterlegt sind. Die Messergebnisse werden anschließend
an eine App übertragen, die dem Verbraucher die Ergebnisse anzeigt und
darstellt, wie lange das Lebensmittel bei den jeweiligen Lagerbedingungen
noch haltbar ist oder ob es bereits überlagert wurde. Darüber hinaus
erfährt der Verbraucher, wie er Lebensmittel alternativ verwenden kann,
wenn deren Lagerdauer abgelaufen ist. Für Anfang 2019 ist die Testphase in
Supermärkten geplant: Dann soll untersucht werden, wie der Verbraucher das
Gerät annimmt. Insgesamt ist ein breiter Einsatz entlang der
Wertschöpfungskette denkbar, vom Rohstoff bis zum Endprodukt. Eine
frühzeitige Erkennung von Qualitätsveränderungen ermöglicht alternative
Verwertungswege und trägt zur Reduzierung der Verluste bei.

Doch der Scanner ist mehr als nur ein Instrument für den Lebensmittel-Check.
Vielmehr handelt es sich um eine universell einsetzbare,
kostengünstige Technologie, die schnell anpassbar ist. Beispielsweise
könnte man das System nutzen, um damit Kunststoffe, Holz, Textilien oder
Mineralien voneinander zu unterscheiden und zu klassifizieren. »Der
Einsatzbereich des Geräts ist vielseitig, es muss nur entsprechend
trainiert werden«, sagt Gruna.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 03.01.2019
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STANDPUNKT/827: Bolsonaros "Kriegserklärung" gegen Brasiliens Indigene (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 4. Januar 2019

Bolsonaros "Kriegserklärung" gegen Brasiliens Indigene:
Kommentar von Survival

Bolsonaro hat seine Präsidentschaft auf die denkbar schlechteste Weise
angetreten



Für die indigenen Völker Brasiliens hat Jair Bolsonaro seine
Präsidentschaft auf die denkbar schlechteste Weise angetreten. Dass die
Verantwortung für die Demarkierung indigener Gebiete der FUNAI genommen und
dem Landwirtschaftsministerium übertragen wurde, ist praktisch eine offene
Kriegserklärung an Brasiliens indigene Bevölkerung.

Tereza Cristina, die neue Ministerin, hat sich schon lange gegen die Rechte
indigener Völker positioniert und sich für die Ausweitung der
Landwirtschaft in indigene Territorien eingesetzt. Dies ist ein Angriff auf
die Rechte, das Leben und die Lebensgrundlage der ersten Völker Brasiliens:
Wenn ihr Land nicht geschützt ist, droht ihnen ein Völkermord. Ganze
unkontaktierte Gemeinden könnten ausgelöscht werden.

Dieser Angriff auf die ersten Völker Brasiliens ist auch ein Angriff auf
das Herz und die Seele der brasilianischen Nation.

Der Diebstahl indigener Territorien stellt zudem die Weichen für eine
Umweltkatastrophe. Indigene Völker sind die besten Naturschützer und Hüter
der Umwelt. Studien beweisen, dass sie sich so gut um ihre Umwelt und ihre
Tierwelt kümmern wie niemand sonst.

Indigene Völker haben bereits begonnen sich zu widersetzen. Die Aruak-,
Baniwa- und Apurinã-Völker haben erklärt: "Wir wollen nicht durch
die Handlungen dieser Regierung ausgelöscht werden. Unsere Territorien
spielen eine entscheidende Rolle für den Erhalt der Artenvielfalt. Wir sind
Lebewesen, Menschen, wir haben Blut wie Sie, Herr Präsident, wir werden
geboren, wir wachsen (...) und dann sterben wir auf unserem heiligen Land,
wie alle Menschen auf der Erde. Wir sind bereit für den Dialog, sind aber
auch bereit uns zu verteidigen."

Sonia Guajajara, eine indigene Aktivistin und Kandidatin für die
Vizepräsidentschaft bei den Wahlen 2018, sagte: "Wir werden uns
widersetzen. Wir waren die ersten Menschen, die angegriffen wurden. Wir
werden auch die ersten sein, die darauf reagieren."

APIB, die Vereinigung der indigenen Völker Brasiliens, erklärte: "Wir haben
das Recht zu existieren. Wir werden uns nicht zurückziehen. Wir werden [die
Taten] dieser Regierung auf der ganzen Welt anprangern."

Stephen Corry, Direktor von Survival International, erklärte: "Survival
International steht seit 50 Jahren solidarisch an der Seite indigener
Völker in Brasilien - für ihr Überleben, für den Schutz der artenreichsten
Gebiete Brasiliens, für die Gesundheit unseres Planeten und für die gesamte
Menschheit. Wir werden uns weiterhin leidenschaftlich dafür einsetzen, dass
ihr Recht auf Leben und Land in vollem Umfang respektiert und verteidigt
wird."



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Januar 2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2895: Jahresrückblick 2018 - Arbeitsmarkt entwickelte sich weiter sehr gut (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 4. Januar 2019

Jahresrückblick 2018 - Arbeitsmarkt entwickelte sich weiter sehr gut




"Der Arbeitsmarkt 2018 hat sich sehr gut entwickelt. Dies ist auch der
positiven konjunkturellen Entwicklung geschuldet. Erfreulich sind besonders
der Rückgang der Langzeitarbeitslosigkeit und die Fortschritte bei der
Arbeitsmarktintegration geflüchteter Menschen.", sagte der
Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele,
heute anlässlich der monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg."

Arbeitslosenzahl im Jahr 2018: 2.340.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -193.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vorjahr: -0,5 Prozentpunkte auf 5,2 Prozent

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 

Im Jahresdurchschnitt 2018 waren in Deutschland 2.340.000 Menschen
arbeitslos gemeldet. Damit reduzierte sich die Zahl im Vergleich zum
Vorjahr um 193.000. Einen großen Anteil an diesem Rückgang hat hierbei der
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in Maßnahmen der
Arbeitsmarktpolitik und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit mitzählt,
belief sich 2018 durchschnittlich auf 3.286.000 Personen. Das waren 231.000
weniger als im Vorjahr. Da die Entlastung durch die Arbeitsmarktpolitik
geringer war als vor einem Jahr, ist die Unterbeschäftigung im
Jahresdurchschnitt stärker zurückgegangen als die Arbeitslosigkeit.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben 2018
weiter zugenommen. Nach vorläufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes
ist die Erwerbstätigkeit im Jahresdurchschnitt um 562.000 auf 44,83 Mio.
gestiegen. Damit erreichte die Erwerbstätigkeit ihren höchsten Stand seit
der Wiedervereinigung.

Wie schon in den Vorjahren hat die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung 2018 stärker zugenommen als die Erwerbstätigkeit. Sonstige
Formen der Erwerbstätigkeit, z.B. geringfügige Beschäftigung oder
Selbstständigkeit, waren weiterhin rückläufig. Im Juni 2018 waren 32,87
Mio. Arbeitnehmer sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das waren
705.000 mehr als ein Jahr davor. Die Konjunktur erklärt den kräftigen
Beschäftigungsanstieg nur zum Teil. Andere Faktoren wie der sektorale
Wandel, eine hohe Arbeitsmarktanspannung und Zuwanderung gewannen an
Bedeutung für die Beschäftigung und führten zu einem stabilen
Aufwärtstrend.

Arbeitskräftenachfrage

Der Bestand gemeldeter Arbeitsstellen lag im Jahresdurchschnitt 2018 bei
796.000. Das waren 66.000 mehr als im Vorjahr. Die meisten Stellenangebote
richteten sich 2018 an Arbeitskräfte in den Bereichen Verkehr und Logistik,
Verkauf, Metall, Maschinen- und Fahrzeugtechnik, Energie- und
Elektrotechnik sowie Gesundheit.

Der BA-X, ein saisonbereinigter Indikator für die Nachfrage nach
Arbeitskräften in Deutschland, bewegte sich im gesamten Jahr 2018 über 250
Punkte und hat sich damit auf einem hohen Niveau eingependelt. Zum
Jahresende steht er - ebenso wie im Dezember 2017 - bei 253 Punkten.
Trotz der sehr hohen Nachfrage nach Arbeitskräften kann man nach wie vor
nicht von einem umfassenden Fachkräftemangel sprechen. Gleichwohl nimmt die
Zahl der Berufe zu, in denen Engpässe zu verzeichnen sind. Dies gilt vor
allem für Berufe in der IT, in der Energietechnik, in Bau- und
Ausbauberufen sowie bei Gesundheits- und Pflegeberufen.

Geldleistungen

Insgesamt 715.000 Personen erhielten 2018 durchschnittlich
Arbeitslosengeld, 30.000 weniger als 2017.

Die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten betrug nach
hochgerechneten Werten im Jahr 2018 im Rechtskreis SGB II rund 4.144.000.
Nach dem Anstieg im Vorjahr ist ihre Zahl um 218.000 gesunken. Ein Großteil
der Arbeitslosengeld II-Bezieher ist nicht arbeitslos gemeldet. Das liegt
daran, dass diese Personen erwerbstätig sind, kleine Kinder betreuen,
Angehörige pflegen oder sich noch in der Ausbildung befinden. Arbeitslos
gemeldet waren 2018 im Rechtskreis SGB II durchschnittlich 1.538.000
Personen.

Den ausführlichen Jahresrückblick 2018 finden Sie im Internet unter: 

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 2 vom 04.01.2019

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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ARBEIT/2894: Der Arbeitsmarkt im Dezember 2018 (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 4. Januar 2019

Der Arbeitsmarkt im Dezember 2018 - Positive Entwicklung auch am
Jahresende



"Der Arbeitsmarkt hat sich weiter sehr gut entwickelt, obwohl der
wirtschaftliche Aufwärtstrend etwas an Schwung verloren hat. Die Zahl der
arbeitslosen Menschen ist weiterhin rückläufig, die
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung setzt ihren Wachstumskurs fort,
und die Nachfrage der Betriebe nach neuen Mitarbeitern liegt unverändert
auf einem sehr hohen Niveau.", sagte der Vorstandsvorsitzende der
Bundesagentur für Arbeit (BA), Detlef Scheele, heute anlässlich der
monatlichen Pressekonferenz in Nürnberg.

Arbeitslosenzahl im Dezember: +23.000 auf 2.210.000

Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: -175.000

Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,1 Prozentpunkte auf 4,9 Prozent


Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit 

Mit der einsetzenden Winterpause ist die Arbeitslosigkeit von November auf
Dezember um 23.000 auf 2.210.000 gestiegen. Bereinigt um die saisonalen
Einflüsse wird für den Dezember ein Rückgang um 14.000 im Vergleich zum
Vormonat errechnet. Gegenüber dem Vorjahr waren 175.000 weniger Menschen
arbeitslos gemeldet.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger Arbeitsunfähigkeit
berücksichtigt, ist saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 11.000
gesunken. Insgesamt lag die Unterbeschäftigung im Dezember 2018 bei
3.162.000 Personen. Das waren 210.000 weniger als vor einem Jahr.
Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte
Erwerbslosigkeit belief sich im November auf 1,41 Millionen und die
Erwerbslosenquote auf 3,2 Prozent.

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind
weiter gestiegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes hat sich die
Zahl der Erwerbstätigen (nach dem Inlandskonzept) im November
saisonbereinigt gegenüber dem Vormonat um 34.000 erhöht. Mit 45,22
Millionen Personen fiel sie im Vergleich zum Vorjahr um 483.000 höher aus.
Der Anstieg beruht weit überwiegend auf dem Zuwachs bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Diese ist im Vergleich zum
Vorjahr um 696.000 gestiegen. Insgesamt waren im Oktober nach
hochgerechneten Angaben der BA 33,47 Millionen Menschen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Saisonbereinigt ergibt sich von
September auf Oktober ein Anstieg um 68.000.

Arbeitskräftenachfrage

Der Personalbedarf bleibt zum Jahresende anhaltend hoch. Im Dezember waren
781.000 Arbeitsstellen bei der BA gemeldet, 20.000 mehr als vor einem Jahr.
Saisonbereinigt hat sich der Bestand der bei der BA gemeldeten
Arbeitsstellen leicht um 1.000 Stellen verringert. Der Stellenindex der BA
(BA-X) - ein Indikator für die Nachfrage nach Arbeitskräften in Deutschland
- stieg im Dezember 2018 um einen Punkt auf 253 Punkte, was dem
Vorjahreswert entspricht.

Geldleistungen

Insgesamt 705.000 Personen erhielten im Dezember 2018 Arbeitslosengeld,
6.000 weniger als vor einem Jahr. Die Zahl der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) lag
im Dezember bei 4.005.000. Gegenüber Dezember 2017 war dies ein Rückgang
von 242.000 Personen. 7,3 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im
erwerbsfähigen Alter waren damit hilfebedürftig.

Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:

https://statistik.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 1 vom 04.01.2019

Bundesagentur für Arbeit, Pressestelle

Regensburger Strasse 104, 90478 Nürnberg

Telefon: 0911/179-2218, Fax: 0911/179-1487

E-Mail: zentrale.presse@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de
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GEWERKSCHAFT/1762: ver.di erzielt Tarifergebnis für die Geld- und Wert-Branche (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Januar 2019

ver.di erzielt Tarifergebnis für die Geld- und Wert-Branche:
Entgelterhöhungen bis zu 17,1 Prozent



Berlin - Im Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und den Arbeitgebern der Geld- und
Wert-Branche haben sich beide Seiten in der fünften Verhandlungsrunde auf
ein Ergebnis geeinigt, das deutliche Entgelterhöhungen für die rund 11.000
Beschäftigten der Branche bringt. Der Tarifvertrag, der eine Laufzeit
von zwei Jahren hat, sieht eine Anhebung der Entgelte in zwei Stufen
zwischen 7,7 und 17,1 Prozent vor. "Das ist ein hervorragendes
Ergebnis. Die hohe Beteiligung der Beschäftigten an den Warnstreiks
zum Jahresauftakt hat dies möglich gemacht", sagte
ver.di-Verhandlungsführer Arno Peukes. Das Tarifergebnis sei zudem
ein weiterer wichtiger Schritt hin zur Angleichung der Entgelte
zwischen den Bundesländern.

Das Tarifergebnis steht noch unter dem Vorbehalt der Zustimmung der
Tarifvertragsparteien. Beide Seiten haben dafür eine Erklärungsfrist
bis zum 24. Januar 2019 vereinbart. ver.di wird zuvor eine Befragung
der Mitglieder über das Tarifergebnis durchführen. Die
ver.di-Bundestarifkommission hat einstimmig beschlossen, den
Mitgliedern die Annahme des Ergebnisses zu empfehlen. Nach der
Tarifeinigung enden mit dem heutigen Tag die Arbeitskampfmaßnahmen in
der Branche.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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TELEKOMMUNIKATION/845: Bundesnetzagentur hilft 2018 bei über 4.700 Funkstörungen (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 02.01.2019

Bundesnetzagentur hilft 2018 bei über 4.700 Funkstörungen

Präsident Homann: "Prüf- und Messdienst sichert störungsfreien Funk"



Im Jahr 2018 hat der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur in
rund 4.700 Fällen Funkstörungen und elektromagnetische
Unverträglichkeiten vor Ort ermittelt und beseitigt. Davon betrafen
über 1.200 Störungen sicherheitsrelevante Bereiche wie den Flugfunk,
den Funkverkehr von Rettungsdiensten, Feuerwehr und Polizei, den
Bahnfunk und das öffentliche Mobilfunknetz.


"Funkanwendungen sind aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken.
Der Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur sorgt deutschlandweit
dafür, dass Frequenzen störungsfrei und effizient genutzt werden
können", erläutert Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur.

Frequenznutzungen ohne Frequenzzuteilung

Neben der Aufklärung von elektromagnetischen und funktechnischen
Störungen hat der Prüf- und Messdienst 2018 nach Frequenznutzungen
ohne Frequenzzuteilung gesucht, um zugeteilte Frequenzen vor
Beeinträchtigungen zu schützen. Hier wurden in über 1.600 Fällen
Geräte und WLAN-Netze außer Betrieb genommen, die auf einer nicht
zugeteilten Frequenz betrieben wurden. Oftmals handelt es sich um
Geräte, die über den Onlinehandel in die EU gelangt sind, deren
Parameter aber nicht für den Betrieb in der EU zugelassen waren.

Aufgaben des Prüf- und Messdienst der Bundesnetzagentur

Neben der Funkstörungsbearbeitung kontrolliert der Prüf- und
Messdienst zum Beispiel Frequenznutzungen, die Umsetzung von
Versorgungsverpflichtungen im Mobilfunk und die Einhaltung von
Grenzwerten der elektromagnetischen Umweltverträglichkeit. Darüber
hinaus führt der Prüf- und Messdienst messtechnische Prüfungen im
Rahmen der Marktüberwachung durch und beobachtet den Weltraumfunk in
einer speziell hierfür errichteten Satellitenmessstelle. Außerdem
stellt der Prüf- und Messdienst bei Großveranstaltungen sicher, dass
Frequenzen störungsfrei für die unterschiedlichsten Funkanwendungen
genutzt werden können.

Flächenpräsenz des Prüf- und Messdienst

Der Prüf- und Messdienst ist bundesweit an 19 Standorten vertreten, um
Funkstörungen flächendeckend beheben zu können. Dabei kommen neben
stationären Mess- und Peilstationen auch Funkmessfahrzeuge sowie
Spezialfahrzeuge zum Einsatz.

Verbraucher und Institutionen, die eine Funkstörung melden wollen,
können sich an die Funkstörungsannahme der Bundesnetzagentur wenden.
Diese ist rund um die Uhr unter der Rufnummer 04821/89 55 55 oder per
E-Mail funkstoerung@bnetza.de erreichbar.

Der Service des Prüf- und Messdienst kann von Institutionen,
Unternehmen und Verbrauchern gebührenfrei in Anspruch genommen werden.
Verursacher von Funkstörungen müssen ebenfalls keine Gebühren
befürchten, soweit Störungen unverschuldet verursacht wurden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 02.01.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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UNTERNEHMEN/2747: Studie - Mischkonzerne haben zu Unrecht schlechten Ruf (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 04.01.2019

Neue Studie untersucht mehr als 400 Unternehmen - Mischkonzerne haben zu
Unrecht schlechten Ruf

Mit der Anzahl an Geschäftsbereichen wachsen auch der Betriebsgewinn und die
Marktkapitalisierung



Mischkonzerne, die in mehr als einer Branche aktiv sind, haben unter
Finanzinvestoren und Börsenhändlern zu Unrecht einen schlechten Ruf. Zu
diesem Ergebnis kommt eine neue Untersuchung des Instituts für
Mitbestimmung und Unternehmensführung (I.M.U.) der Hans-Böckler-Stiftung
und der Universität Duisburg-Essen (UDE).*

Sie zeigt: Verfolgen Unternehmen eine Diversifikationsstrategie, wachsen
mit der Anzahl der Geschäftsbereiche auch das Betriebsergebnis (EBIT) und
die Marktkapitalisierung statistisch signifikant um fünf bzw. sieben
Prozent. Beschränkten sich Firmen hingegen zunehmend aufs "Kerngeschäft",
büßen sie im Mittel entsprechend an Gewinn und Börsenwert ein.

"Die Strategie von Mischkonzernen kann wirtschaftlich sehr erfolgreich
sein. Unternehmen, die sich auf verschiedenen Feldern aufstellen,
reduzieren ihre Abhängigkeit von einer bestimmten Branchenkonjunktur und
branchenspezifischen Risiken und vergrößern im besten Fall ihre Chance,
auf Zukunftsmärkten vorne mit dabei zu sein", resümieren die
Studienautoren Dr. Sebastian Campagna und Prof. Dr. Marc Eulerich. Das
unterstreiche auch die Strategie der amerikanischen Digitalriesen, betonen
die beiden Ökonomen: Alphabet, Amazon & Co. entwickelten sich mit
zunehmender Größe selber zu Mischkonzernen, die unterschiedliche Sparten
wie Gesundheit, autonomes Fahren oder Versicherungsdienstleistungen
integrieren und so weit über ihr ursprüngliches Geschäftsmodell hinaus
gehen.

Für die Studie hat Marc Eulerich, Professor für Interne Revision an der
Mercator School of Management der UDE, umfangreiche Geschäftsdaten von 403
Unternehmen ausgewertet, die zwischen 2009 und 2016 durchgängig im
umfassendsten deutschen Börsenindex CDAX notiert waren. In einer
Panel-Regression konnte der Wissenschaftler den Zusammenhang zwischen der
Anzahl der Geschäftsbereiche einerseits und dem EBIT und der
Marktkapitalisierung als Leistungsindikatoren der Unternehmen andererseits
bestimmen. Weitere Strategiefaktoren, etwa eine verstärkte
Internationalisierung oder die Branchenzugehörigkeit, allesamt Faktoren die
ebenfalls den wirtschaftlichen Erfolg beeinflussen können, wurden in diesem
Teil eines umfangreicheren Projektes des I.M.U. und der UDE noch nicht
berücksichtigt, folgen aber.

In der Stichprobe waren sowohl fokussierte Unternehmen mit einem einzigen
Geschäftsbereich, als auch diversifizierte und stark diversifizierte
Mischkonzerne mit zahlreichen Geschäftsbereichen. Durch die Panel-Struktur
der Daten ließen sich zudem die Ergebnisse unabhängig von externen
Effekten zu einem bestimmten Erhebungszeitpunkt generieren. Im
Durchschnitt beobachtet Eulerich einen statistisch signifikanten positiven
Effekt von Diversifikationen: Unternehmen haben pro zusätzlichem
Geschäftsbereich fünf Prozent mehr operativen Gewinn. Die
Marktkapitalisierung wächst um sieben Prozent. Auch wenn sich hierzu keine
Aussagen zur relativen Leistung des Unternehmens treffen lassen, also
inwieweit beispielsweise die Rendite nach der Diversifikation zugenommen
hat, sind die Ergebnisse besonders aus strategischer Sicht von großer
Relevanz, da nicht per se ein breiteres Geschäftsportfolio auch zu
negativen Effekten führen muss.

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass der aktuelle Mainstream in der
Unternehmensführung keine solide Basis hat, wenn generell 'fokussierte'
Unternehmen favorisiert und Mischkonzerne grundsätzlich als Auslaufmodelle
betrachtet werden", betonen die Forscher. Besonders die Aufspaltung von
Mischkonzernen ist dabei als kritisch zu bewerten. Hier muss immer von
Fall zu Fall geprüft werden, inwieweit der Wert des Mischkonzerns höher
oder niedriger ist, als der Wert seiner Bestandteile. Oft sind solche
Aufspaltungen mit Stellenstreichungen verbunden. In deutschen Unternehmen
leistet die Mitbestimmung von Beschäftigten im Aufsichtsrat immerhin ein
gewisses Gegengewicht.

Auf Basis der neuen Forschungsbefunde könne man "aus
betriebswirtschaftlichen Gründen ruhig für eine Diversifikationsstrategie
plädieren", schreiben Campagna und Eulerich. Das meinen die Experten
natürlich nicht als Freibrief für ungebremste Expansion. "Mischkonzerne
sollten sich auf jene Bereiche konzentrieren, in denen nachhaltig
Perspektiven erkennbar sind und für die auch unterschiedliche
Renditegrößen akzeptiert werden." Sei das gegeben, könne man das
angebliche Auslauf- aber durchaus als Zukunftsmodell betrachten: "Das
unternehmerische Risiko einer digitalen Zukunft voller wirtschaftlicher
Herausforderungen können Unternehmen gerade mittels kluger
Diversifizierung entsprechend streuen."


Originalpublikation:

(*) Sebastian Campagna, Marc, Eulerich:

Mischkonzerne - ein Auslaufmodell? In der Zwickmühle zwischen
Kapitalmarktmoden und digitaler Transformation.

Mitbestimmungsreport Nr. 46, Januar 2019,

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_report_2019_46.pdf

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/3dhmZSbNCUM

- Video: Vier Fragen zur Studie an Prof. Dr. Marc Eulerich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 04.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/258: Guatemala - Gegen mächtige Feinde (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala - Fokus: SDGs (UN-Nachhaltigkeitsziele)

Gegen mächtige Feinde

Von Markus Plate
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'Iván bleibt (in der CICIG) - Jimmy raus (aus der Regierung)'

Foto: Francisco Simón/Prensa Comunitaria CC 4.0

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/



(Mexiko-Stadt, 23. Dezember 2018, npl) - "Frieden, Gerechtigkeit und
starke Institutionen" schaffen und erhalten ist ein UN-Ziel für
Nachhaltige Entwicklung. Laut UN-Generalsekretär Antonio Guterres [1]
sogar das erste und wichtigste. Genau in diese Richtung zielt die
Internationale Kommission gegen die Straffreiheit in Guatemala. Seit
2007 hat die CICIG geholfen, eine Reihe hochrangiger Personen wegen
Korruption und schlimmerer Verbrechen vor Gericht und ins Gefängnis zu
bringen. Doch 2018 haben die korrupten Eliten des Landes zum
Gegenangriff geblasen. Denn "leistungsfähige, rechenschaftspflichtige
und inklusive Institutionen auf allen Ebenen", wie sie im Rahmen der
SDGs [2] aufgebaut werden sollen, sind so gar nicht im Interesse
derer, die mit schwachen Institutionen bislang all zu gut gelebt
haben.

"Ich bin besessen von Gerechtigkeit. Ich habe eine seltsame Krankheit
bezüglich dieser Überzeugung, von der ich mich auch nicht lösen kann",
sagte der kolumbianische Jurist Ivan Velázquez unlängst in einem
Fernsehinterview. Seit fünf Jahren steht Velázquez der Internationalen
Kommission gegen die Straffreiheit in Guatemala vor. Seit 2007
arbeitet die CICIG [3] in dem mittelamerikanischen Land und hat
Ermittlungen wegen Betrugs und Veruntreuung, Korruption und
Amtsmissbrauchs, Drogen- und Menschenhandels, Mordes und
außergerichtlichen Hinrichtungen eingeleitet und erfolgreich
abgeschlossen. Man mag sich fragen: Warum braucht es eigentlich eine
UN-Kommission, um solche schweren Verbrechen verfolgen zu können.
Warum schaffen das die guatemaltekischen Strafverfolgungsbehörden
nicht ohne fremde Hilfe?

Guatemala war lange Zeit eine Militärdiktatur und eine der
blutrünstigsten dazu. Über Jahrzehnte haben die Militärs Krieg gegen
die eigene Bevölkerung geführt - im Auftrag der alteingesessenen
guatemaltekischen Oberschicht, die sich oft bis in die Zeit der
spanischen Conquista zurückverfolgt, seit Jahrhunderten Privilegien
besitzt und die es gewohnt war, diese mit allen Mitteln zu
verteidigen. Oder, wie es der guatemaltekische Fotograf Daniel
Hernández formuliert: "Die Oberschicht sieht das Land als ihre Finca,
auf der sie machen kann was sie will".


Oberschicht plündert das Land aus

Entstanden ist dabei eine Kultur, in der die Mächtigen das Land und
den Staatshaushalt fast nach Belieben ausplündern konnten. Und das
versuchen sie laut des deutschen ehemaligen Strafverteidigers Michael
Mörth bis heute: "Heute geht die CICIG selber davon aus, dass es
kriminelle Strukturen sind, die mit den ökonomischen direkt verbunden
sind". Mörth ist seit über zwanzig Jahren in Guatemala, hat in der
CICIG gearbeitet und später ein Anwaltsbüro zur
Menschenrechtsverteidigung mit aufgebaut. Seine Analyse: Der Staat
werde heute nicht nur von kriminellen Strukturen bedroht, sondern er
sei so infiltriert, dass er mittlerweile mache, was diese kriminellen
Strukturen wollen.

Gegen diese Korruptionsnetzwerke und Seilschaften vorzugehen, ist
eines der zentralen Ziele der CICIG. Und zusammen mit den
guatemaltekischen Behörden, vor allem mit den ehemaligen
Generalstaatsanwältinnen Claudia Paz y Paz und Thelma Aldana, hat die
Kommission eine ganze Reihe von Erfolgen gefeiert. Dazu gehören
Haftbefehle wegen Mordes, Drogenhandels, Entführung und Erpressung
gegen einen ehemaligen Innenminister, einen Polizei- und
Vizepolizeichef sowie den Chef des Gefängniswesens; gegen mehrere
Offiziere wegen Mordes, gegen Ex-Präsident Portillo wegen
Veruntreuung, gegen Richter und Unternehmer.

Für Jorge Santos [4], Koordinator der Einheit zum Schutz von
Menschenrechtsverteidiger*innen in Guatemala UDEFEGUA [5], ist der
Wert der CICIG für Guatemala nicht hoch genug einzuschätzen: "Ich
glaube, die CICIG hat eine Menge bewirkt. Bisher mussten doch nur
Menschen, die 20 Quetzales oder ein Huhn stehlen, damit rechnen,
bestraft zu werden. Heute sehen wir, dass Regierungsvertreter und
Unternehmer vor Gericht gestellt werden". Darüber hinaus habe die
CICIG auch einen kulturellen Wandel bewirkt: "Wir Guatemalteken müssen
diese Chance nutzen, die Arbeit der CICIG unterstützen, um so das
gesamt guatemaltekische Justizsystem zu ändern."


Vom Präsidentenpalast ins Gefängnis

2015 dann landet die CICIG einen Coup, ein Beben, dessen Schockwellen
weit über Guatemala hinausreichten. Sie deckt "La Línea" auf, einen
Korruptionsskandal im guatemaltekischen Zoll. Zunächst standen nur
einfache Zollbeamte im Fokus der Ermittlungen, doch dann weitet sich
der Skandal immer weiter aus: Unternehmer, Richter, dann Guatemalas
Vizepräsidentin und zum Schluss sogar Präsident Otto Pérez Molina.
Durch die Ermittlungen und nach wochenlangen Protesten war Pérez
Molina quasi aus dem Amt ins Gefängnis befördert worden. Selbst
CICIG-Chef Ivan Velázquez war überrascht. In einem Interview mit der
spanischen Tageszeitung El País sagte Velásquez unlängst, er hätte
niemals gedacht, in welchem Ausmaß Guatemala von der Korruption
durchdrungen sei.

Doch so groß der Erfolg für die Strafverfolgung in Guatemala war, so
groß mussten Guatemalas Machteliten auch die Bedrohung empfinden. Denn
wer einen Präsidenten in den Knast bringen kann, für den ist niemand
mehr unangreifbar, so Michael Mörth: "Auf einmal befindet sich die
CICIG oder die Staatsanwaltschaft in einem Sieben-, Achtfrontenkrieg,
wo praktisch alle Sektoren der Eliten anklagt werden. Und das heißt,
trotz ihrer internen Widersprüche rücken sie alle zusammen und der
entscheidende Gegner ist die CICIG, ist die Justiz."

Ein Jahr später, im Jahr 2016, ist Jimmy Morales neuer Präsident
Guatemalas. Der ehemalige Fernsehkomiker hatte als angeblicher
Saubermann die Wahlen gewonnen - mit Unterstützung ehemaliger Militärs
und damit der reaktionärsten Teile des politischen Spektrums. Aber
auch die neue Regierung ist schnell im Visier der CICIG. Gegen mehrere
enge Vertraute und Top-Funktionäre laufen Ermittlungen und Verfahren,
auch gegen den Bruder und den Sohn des Präsidenten. Dem Präsidenten
selber droht dreimal die Aufhebung seiner Immunität.


Die Regierung schlägt zurück

Ende August setzt Morales eine Drohkulisse in Szene, versammelt
Minister und Militärs für eine Fernsehansprache und kündigt an, das
Mandat der CICIG nicht über das Jahr 2019 zu verlängern. Kurze Zeit
später legt der Präsident vor der UN-Vollversammlung im September
nach: Die CICIG sei zu einer Bedrohung für den Frieden in Guatemala
geworden. Sie habe ein Terrorsystem errichtet in dem jeder, der anders
denke, verfolgt werde. Militärs gegen angeblichen Terrorismus. Das ist
nicht nur Trump-Style, genau mit dieser Begründung hatte das Militär
in Guatemala in den 80er Jahren eine "Aufstandsbekämpfungspolitik"
umgesetzt, die die UN später als Völkermord brandmarken sollte.

Als Velázquez dann für ein paar Tage das Land verlässt, verweigert ihm
Morales die Wiedereinreise. Eine Entscheidung, die zwar wenige Tage
später vom Obersten Verfassungsgericht wieder kassiert wird. Doch
Morales ignoriert die Anweisung und löst damit eine Verfassungskrise
aus. Und es geht noch weiter. Nun diskutiert der Kongress darüber, das
Verfassungsgericht abzuschaffen. Ein Putsch auf Raten droht! Wie der
Machtkampf ausgeht, ist ungewiss. Zwar sind 70 Prozent der
Guatemaltek*innen für die CICIG und gegen Morales. Es zeigt sich aber:
Wer sich mit den Mächtigen anlegt, macht sich nicht nur in Guatemala
ebenso mächtige Feinde.

Die CICIG benötigt derweil alle Unterstützung, die sie bekommen kann.
Da ist die Auszeichnung mit dem alternativen Nobelpreis, dem Right
Livelihood Award 2018 [6], für CICIG-Chef Iván Velásquez und die
ehemalige guatemaltekische Generalstaatsanwältin Thelma Aldana ein
wichtiges Zeichen internationaler Unterstützung. In Guatemala selbst
kann sich die CICIG nach wie vor der Unterstützung der Bevölkerung
sicher sein. Und diese bleibt auch bitter nötig, will sich das
zentralamerikanische Land endlich der Korruption und Straffreiheit
entledigen.


Zu diesem Artikel gibt es auch einen Audiobeitrag bei onda:

https://www.npla.de/podcast/eliten-verteidigen-die-straflosigkeit/


Anmerkungen:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/antonio-guterres-der-stille-un-generalsekretaer.799.de.html?dram:article_id=437042

[2] https://www.unric.org/de/images/stories/2016/UN_Card_2016_DE_web_060516.pdf

[3] https://www.cicig.org/

[4] https://pbideutschland.de/aktuelles/guatemala-jorge-santos-koordinator-der-udefegua-zum-pakt-der-korrupten

[5] http://udefegua.org/

[6] https://www.pressenza.com/de/2018/09/preistraeger-des-right-livelihood-award-2018-bekanntgegeben/
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MELDUNG/589: Internet- und Telefonanbieter speichern Kontakte, Bewegungen und Internetverbindungen monatelang auf Vorrat (AK Vorrat)


Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung
vom 02.01.2019

Internet- und Telefonanbieter speichern Kontakte, Bewegungen und
Internetverbindungen monatelang auf Vorrat



Obwohl Gerichte die umstrittene verdachtslose Vorratsdatenspeicherung
ausgesetzt haben, sammeln einige deutsche Telekommunikationsanbieter
trotzdem von jedem Kunden abrechnungsirrelevante Informationen über die
Telefon- und Internetnutzung. Dies ergibt sich aus einer Erhebung der
Bundesnetzagentur, die dem Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
vorliegt.[1] Den Unternehmen, deren Name die Bundesnetzagentur nicht
bekannt gibt, droht ein Bußgeld.

Konkret wird der Aufenthaltsort bei mobiler Telekommunikation
(Funkzelle) eine Woche lang, die weltweit einmalige Kennung mobiler
Endgeräte (IMEI) bis zu vier Monate lang und die Internetkennung
(IP-Adresse) bis zu drei Monate lang gespeichert, ohne dass dies zur
Abrechnung nötig ist. Die im Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
zusammen geschlossenen Bürgerrechtler, Datenschützer und Internetnutzer
warnen vor den Konsequenzen dieser "freiwilligen Vorratsdatenspeicherung":

"Dass Mobilfunkanbieter bei jeder Verbindung den Aufenthaltsort
festhalten, ermöglicht Behörden massenhafte Funkzellenabfragen und kann
Unschuldige in Verdacht bringen, beispielsweise nach der Teilnahme an
einer Demonstration", erklärt Uli Breuer vom Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung. "Zu jeder Internetnutzung die IP-Adresse zu
speichern ermöglicht Abmahnanwälten, Verbraucher tausendfach wegen
angeblicher Urheberrechtsverletzungen im Internet abzukassieren, die sie
oft nicht begangen haben."

"Das Ausmaß der freiwilligen Vorratsdatenspeicherung ist selbst nach dem
Maßstab des industriefreundlichen Leitfadens der Bundesnetzagentur klar
illegal und ordnungswidrig. Wir haben deshalb Anzeige erstattet und die
Bundesnetzagentur sowie die Bundesdatenschutzbeauftragte zum
Einschreiten aufgefordert.[2]"

Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung verlangt von der
Bundesnetzagentur, die Speicherdauer jedes Anbieters transparent zu
machen, damit Verbraucher Anbieter ohne Vorratsdatenspeicherung wählen
können.[3] Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung warnt außerdem, die
geplante ePrivacy-Verordnung der EU drohe die "freiwillige
Vorratsdatenspeicherung" durch Telekommunikationsanbieter massiv
auszuweiten,[4] und verlangt ein klares Verbot allgemeiner und
unterschiedsloser Vorratsdatenspeicherungen.

Aus Sicht der im Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
zusammengeschlossenen Datenschützer, Bürgerrechtler und Internetnutzer
ist eine verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsspeicherung von
Telekommunikationsdaten für viele Bereiche der Gesellschaft höchst
schädlich: Sie beeinträchtigt vertrauliche Kommunikation in Bereichen,
in denen Menschen auf Vertraulichkeit angewiesen sind (z.B. Kontakte zu
Psychotherapeuten, Ärzten, Rechtsanwälten, Betriebsräten, Eheberatern,
Kinderwunschzentren, Drogenmissbrauchsberatern und sonstigen
Beratungsstellen) und gefährdet damit die körperliche und psychische
Gesundheit von Menschen, die Hilfe benötigen, aber auch der Menschen aus
ihrem Umfeld. Wenn Journalisten Informationen elektronisch nur noch
überrückverfolgbare Kanäle entgegen nehmen können, gefährdet dies die
Pressefreiheit und beeinträchtigt damit elementare Funktionsbedingungen
einer freiheitlichen demokratischen Gesellschaft. Die
verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsdatenspeicherung schafft
Risiken des Missbrauchs und des Verlusts vertraulicher Informationen
über unsere persönlichen Kontakte, Bewegungen und Interessen.
Telekommunikationsdaten sind außerdem besonders anfällig dafür, von
Geheimdiensten ausgespäht zu werden und Unschuldige ungerechtfertigt
strafrechtlichen Ermittlungen auszusetzen.



Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung ist ein Zusammenschluss von
Bürgerrechtlern, Datenschützern und Internetnutzern, die sich in
Zusammenarbeit mit weiteren zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen die
ausufernde Überwachung im Allgemeinen und gegen die Vollprotokollierung der
Telekommunikation und anderer Verhaltensdaten im Besonderen
einsetzen.

http://www.vorratsdatenspeicherung.de


Weiterlesen:

[1] Erhebung der Bundesnetzagentur:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/vb_breg_anl4_2018-05-15.pdf

[2] Anzeige vom heutigen Tag:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/anzeige-bnetza-2019.pdf

[3] Anfrage nach Informationsfreiheitsgesetz:

https://fragdenstaat.de/a/34043

[4] Zivilgesellschaft zu ePrivacy: 

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/content/view/788/79/lang,de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung vom 02.01.2019

E-Mail: presse@vorratsdatenspeicherung.de

Internet: www.vorratsdatenspeicherung.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06797: Geheime Botschaften im Joghurt (SB)


Nachdem Anatoli Karpow den Weltmeistertitel gewissermaßen geschenkt
bekommen hatte - der exzentrische Amerikaner Bobby Fischer war nicht
zum Wettkampf erschienen und hatte sich damit selbst mattgesetzt -,
mußte der russische Champion 1978 seine Krone gegen Viktor Kortschnoj
verteidigen, und damit wurde die erste Seite im wenig erbaulichen Buch
der Karriere Karpows als Weltmeister aufgeschlagen. In Baguio City auf
den Philippinen begann, was bis zum Januar 1998 anhalten sollte.
Karpow gilt in der Schachgeschichte als er wohl am heftigsten
angegriffene und kritisierte Weltmeister. Fragwürdigkeiten pflasterten
seinen Weg, Machenschaften wurden ihm vorgeworfen. Zielscheibe war er
insbesondere dadurch, daß er sich als überzeugter Kommunist "outete".
Auch die Entgleisung seiner WM-Kämpfe zur politischen und
theatermäßigen Farce wird untrennbar mit seinem Namen verknüpft
bleiben. In Baguio City beschuldigte Kortschnoj seinen Widersacher,
einen Parapsychologen eingesetzt zu haben, um seine Gedanken durch
unentwegtes Anstarren zu verwirren. Schließlich steigerte sich das
Ganze zur einer Art Moliere-Komödie, als Kortschnoj in der Farbe der
Joghurts, die Karpow während der Partien gebracht wurden, einen
verschlüsselten Code mutmaßte, durch den Karpow wertvolle Hinweise von
seinem Assistentenstab erhielt. Eine Aberwitzigkeit folgte der
anderen, und da behaupten einige Lehrbücher doch tatsächlich, daß
Schach von vernunftbegabten Menschen gespielt wird. Jedenfalls konnte
der übelbeleumdete Karpow im heutigen Rätsel der Sphinx dank eines
glänzenden weißen Zuges - auch ohne Joghurt-Botschaften und
Blickzauber - die Partie für sich entscheiden und schließlich das
Match gewinnen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06797: Geheime Botschaften im Joghurt (SB)]



Karpow - Kortschnoj

Baguio City 1978


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Für Kasparow war es die erste Niederlage im WM-Kampf 1987, den er dann
dank des Sieges in der letzten Runde mit 12:12 für sich entscheiden
konnte, da ihm als Titelverteidiger bereits ein Ausgleich genügte.
Nach 1...Le2-f3! 2.Lg2xf3 - 2.Te1xe8?? Dd3-f1# - 2...Dd3xf3+ 3.Kh1-g1
Te8xe1+ 4.Da5xe1 Sf5-e3 gewann Karpow in Runde 2, da das Matt nicht
mehr zu verhindern war. Auf 5.De1-f2 folgt mit Vernichtung einfach
5...Df3-d1+ mit Hinrichtung des weißen Königs im nächsten Zug.



Erstveröffentlichung am 5. Januar 2006

4. Januar 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/512: Wer gerne hilft, sich für die Familie engagiert und religiös lebt, ist zufriedener als andere (idw)


Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) - 03.01.2019

Wer gerne hilft, sich für die Familie engagiert und religiös lebt, ist
zufriedener als andere



Menschen, die anderen gerne helfen, denen ihre Familie sehr wichtig ist
oder ihr Glaube, sind im Durchschnitt mit ihrem Leben zufriedener als
andere. Das belegt eine Studie auf Basis der Daten der für Deutschland
repräsentativen Langzeitstudie Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am DIW
Berlin sowie einer australischen Langzeitstudie. Besonders groß ist die
Zufriedenheit, wenn sich in einer Beziehung beide Partner für andere und
die Familie engagieren. Das Streben nach Geld und Karriere sei hingegen
eher mit Unzufriedenheit verbunden, berichten die Forscher. Die Studie
wurde kürzlich in der Publikationsreihe SOEPpapers veröffentlicht.

In ihrer Analyse haben Gert G. Wagner, Senior Research Fellow beim SOEP am
DIW Berlin, und der australische Sozialwissenschaftler Bruce Headey von
der Universität Melbourne die Bedeutung von vier möglichen
"Glücksrezepten" überprüft: Altruismus (also die Bereitschaft, anderen zu
helfen), Familienorientierung, ein religiöser Glaube sowie Geld und
Karriere. Um herauszufinden, in welchem Zusammenhang diese mit der
Zufriedenheit der Menschen stehen, analysierten die Forscher mehr als
100.000 Angaben von SOEP-Befragten im Alter von 25 bis 54 Jahren, die
zwischen 2003 und 2016 immer wieder befragt worden waren. Darüber hinaus
werteten sie - zur Kontrolle und Erhärtung der Ergebnisse - knapp 30.000
Angaben von Befragten der australischen Langzeitstudie HILDA (Household,
Income and Labour Dynamics in Australia) aus.

Das Ergebnis der Analysen zeigt: Je altruistischer Menschen sind, desto
zufriedener sind sie mit ihrem Leben. Als altruistisch definierten die
Forscher diejenigen Befragten, die es für wichtig halten sich besonders
häufig ehrenamtlich zu engagieren oder Freunden, Bekannten und Nachbarn zu
helfen. Auch familienorientierte Menschen, also Menschen, denen ihre
Kinder und Haus- und Gartenarbeit besonders wichtig sind, sind im
Durchschnitt zufriedener als ihre Mitmenschen. "Das ist vor allem dann der
Fall, wenn beide Partner die gleichen Werte leben", sagt Studienautor Gert
G. Wagner. "Gegensätze ziehen sich zwar gerade am Anfang einer Beziehung
an. Aber wenn man Streit in der Familie vermeiden möchte, bewährt sich
eher das Motto "Gleich und Gleich gesellt sich gern."

Eine Ausnahme bilden allerdings die allein erziehenden Mütter: Wenn ihnen
das Familienleben besonders wichtig ist, sind sie unzufriedener als
andere Menschen. "Alleinerziehende haben oft nicht die Zeit, die sie gerne
hätten, um sich um ihre Familie, Freunde, Bekannten und Nachbarn zu
kümmern", sagt Bruce Headey von der Universität Melbourne.

Auch der religiöse Glaube kann der Studie zufolge die Lebenszufriedenheit
steigern. Das ließe sich auch dadurch erklären, dass religiöse Menschen
häufiger als andere altruistisch und familienorientiert leben, schreiben
die Autoren.

Wer hingegen vor allem nach materiellen Werten strebt, also mehr arbeiten
und auch mehr verdienen will als andere, ist im Durchschnitt unzufriedener
als er sein könnte. "Solche Menschen sind dem stetigen Stress ausgesetzt,
dass andere noch erfolgreicher sind. Denn nicht jeder kann an der Spitze
stehen", erklärt Gert G. Wagner. Wer hingegen altruistisch,
familienorientiert und religiös lebe, ziehe seine Zufriedenheit daraus,
andere zu unterstützen und könne dabei nur gewinnen.

Anhand ihrer Analysen können die Wissenschaftler bisher allerdings nicht
ausschließen, dass nicht Geld und Karriere unglücklich machen, sondern
dass unglückliche Menschen versuchen, mit Hilfe von Geld und Karriere
zufriedener zu werden.


SOZIO-OEKONOMISCHES PANEL (SOEP)

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist die größte und am längsten
laufende multidisziplinäre Langzeitstudie in Deutschland. Das SOEP im DIW
Berlin wird als Teil der Forschungsinfrastruktur in Deutschland unter dem
Dach der Leibniz-Gemeinschaft vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und den Ländern gefördert. Für das SOEP werden seit 1984
jedes Jahr vom Umfrageinstitut Kantar Public (zuvor TNS Infratest
Sozialforschung) in mehreren tausend Haushalten statistische Daten
erhoben. Zurzeit sind es etwa 30.000 Personen in etwa 15.000 Haushalten.
Die Daten des SOEP geben unter anderem Auskunft über Einkommen,
Erwerbstätigkeit, Bildung, Gesundheit und Lebenszufriedenheit. Weil jedes
Jahr dieselben Personen befragt werden, können nicht nur langfristige
gesellschaftliche Trends, sondern auch die gruppenspezifische Entwicklung
von Lebensläufen besonders gut analysiert werden.


Originalpublikation:

Bruce Headey, Gert G. Wagner:

Alternative Values-Based 'Recipes' for Life Satisfaction:
German Results with an Australian Replication,

SOEPpaper Nr. 982, 2018.

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.598434.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), 03.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/343: Unna - VHS-Aktuell. Gelassen und stark mit Klopfakupressur, 19.01.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Gelassen und stark mit Klopfakupressur



Kreisstadt Unna. Wohlbefinden und Gelassenheit fördert die
Klopfakupressur, die am Samstag, 19. Januar 2019, in der VHS
vorgestellt wird. Klopfen hilft das Selbstbewusstsein zu steigern und
besser mit belastenden Situationen umzugehen. Die von Diplom
Psychologin Barbara Frien vorgestellte Klopfakupressur wurde in den
1990er Jahren entwickelt und nutzt die seit 5.000 Jahren bekannten
chinesischen Meridiane. Durch das Beklopfen oder Berühren bestimmter
Punkte, verbunden mit Gedanken und Aufmerksamkeit, können sich
Empfindungen und Haltungen verändern mit dem Ziel, gelassener und
selbstbewusster zu werden. Im Samstagsworkshop werden Übungen
durchgeführt und Anleitungen für die persönliche Anwendung gegeben.

Der Workshop findet in der Zeit von 10 bis 16 Uhr in der VHS statt.

Die Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter Tel.: 2303/103-713 oder www.vhs-zib.de
entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/342: Rhein-Sieg-Kreis - Kurs zum Umgang mit Prüfungsangst, 5 Termine vom 22.01.-12.03.2019


Rhein-Sieg-Kreis

Der Angst keinen Raum lassen: Kurs zum Umgang mit Prüfungsangst



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Bauchschmerzen, Herzrasen oder Blackouts - die
Symptome von Prüfungsangst sind unterschiedlich. Eines haben sie aber
gemeinsam: Sie lähmen viele Schülerinnen und Schüler in
Prüfungssituationen.

Die Schulpsychologische Beratungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises bietet
jetzt eine Gruppe für Schülerinnen und Schüler zum Umgang mit
Prüfungsangst an. Der 5-teilige Kurs richtet sich an junge Frauen und
Männer der Klassen 10 und 11 der Gymnasien sowie der Klassen 11 und 12
der Gesamtschulen.

Ziel der Gruppe soll es sein, dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
lernen, entspannter und ruhiger mit Prüfungssituationen umzugehen.

Der Kurs findet an 5 aufeinander folgenden Terminen immer dienstags
von 16.00 bis 18.00 Uhr statt:

22.01.2019

29.01.2019

12.02.2019

26.02.2019

12.03.2019

Interessierte können sich noch unter 02241/13-2366 oder per Mail an
veranstaltung.schulpsychologie@rhein-sieg-kreis.de anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MILITÄR/084: Rüstungsaltlasten in den Meeren (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1138 vom 11. Dez. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Rüstungsaltlasten in den Meeren



Das Niedrigwasser in der Elbe und im Rhein hilft beim Aufräumen: Bei
dem extrem niedrigen Wasserstand sind im Sommer und Herbst 2018 immer
wieder Granaten und andere Munitionsreste aufgetaucht, die am Ende des
Zweiten Weltkriegs in Elbe und Rhein entsorgt worden sind. Bedenklich:
Waffenenthusiasten machen sich entlang der Elbe auf die Suche, um auf
den trockengefallenen Sandbänken nach Granaten zu suchen - sozusagen
Geocatching der anderen Art. Der TAGESSPIEGEL zitierte am 02.08.18 die
Polizei, dass bei Berühren der Granaten dieselbigen einem um die Ohren
fliegen können. - Dass das Schweizer Militär Munition im Thunersee
versenkt hat, war Thema im RUNDBR. 851/1-2. - In diesem RUNDBR. wagen
wir jetzt den Schritt aus dem limnischen Bereich in den maritimen
Sektor: Dass dort in den Weltmeeren gigantische Mengen an Plastikmüll
herumschwimmen, ist inzwischen hinlänglich bekannt. Doch längs vieler
Küsten tickt auf dem Grund der Meere eine regelrechte ökologische
Zeitbombe. Denn wann immer Militärs überflüssige Munitionsbestände
loswerden wollten, wurden sie überall auf der Welt in den Meeren
verklappt. So ruhen allein auf dem Grund von Nord-und Ostsee rund 1,6
Millionen Tonnen an Munition und 200000 Tonnen chemische Kampfstoffe.
Welche Risiken sich für die Umwelt ergeben, wenn die brisanten
Inhaltsstoffe dieser Rüstungsaltlasten ins Meerwasser gelangen, wird
seit einigen Jahren intensiver erforscht. Abgesehen von ihren
ökologischen Auswirkungen gibt es jedoch noch wirtschaftliche Gründe,
sich des Themas anzunehmen. Denn neue Fahrrinnen müssen freigelegt,
Pipelines zu Bohrinseln gebaut und Seekabel für die Landanbindung von
Windparks verlegt werden. Und allzuoft sind die gefährlichen
Rüstungsaltlasten unter solchen Baustellen mit Schlick und Sand
begraben. Nachfolgend fassen wir drei Berichte zusammen, die sich
kürzlich dieses Themas angenommen haben. -rk-

Echolote und Software orten verklappte Munition

In der Zeitschrift "Helmholtz Perspektiven" (03/2018, S. 32-35) hat
Kilian Kirchgeßner über das Projekt mit dem sperrigen Titel
"Umweltüberwachung vor, während und nach der Delaboration von Munition
im Meer - UDEMM", berichtet. Besonders gegen Ende des letzten
Weltkriegs entsorgten zunächst deutsche Truppen und dann die
Alliierten Munitionsbestände der Wehrmacht vor den deutschen Küsten.

Zwar wurden die Ablagerungsorte in Seekarten eingezeichnet, doch
erwies sich diese Kartierung im Nachhinein als ungenau. "Die Schiffe
fuhren einfach soundso lang in einem bestimmten Kurs auf die See
hinaus und warfen die Munition ab", wird Jens Greinert von GEOMAR, dem
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel zitiert, der das vor zwei
Jahren initiierte Projekt leitet. Solche mutmaßlichen Lagerstätten
sind heute Sperrgebiete, in denen Schiffe nicht fahren dürfen. Geortet
wird die Munition mit Echoloten, die den Boden absuchen. Künftig soll
eine Software in der Lage sein, die Munition auf solchen Aufnahmen
ausfindig zu machen. -rk-

Muscheln als Schadstoffsammler

Korrodiert die Munition allmählich im Seewasser, gelangen die
gefährlichen Inhaltsstoffe - bei chemischen Kampfstoffen können dies
z. B. arsenhaltige Substanzen oder Senfgas sein, bei explosiver
Munition häufig der Sprengstoff Trinitrotoluol (TNT) sowie die
Umwandlungsprodukte dieser Stoffe, ferner Phosphor aus Brandbomben -
ins Meerwasser und damit in die Nahrungskette. Um die Ausbreitung von
TNT zu untersuchen, wurde an der Universität Kiel ein Verfahren
mithilfe von mit Muscheln gefüllten Körbchen entwickelt. Taucher
fixieren solche Körbchen nahe der Munitionsbestände. Da die Muscheln
täglich mehrere Liter Wasser filtern, reichern sich die aus der
Munition entwichenen Schadstoffe allmählich darin an. Rund um die
Munitionslagerstätten bilden sich demnach regelrechte Wolken solcher
Schadstoffe im Wasser. -rk-

Berechnete Schadstoffwolken in den Meeren

Um die Ausbreitung solcher Schadstoffwolken im Meer zu simulieren,
wurde am Leibniz-Institut für Ostseeforschung in Warnemünde ein
Rechenmodell entwickelt, in das ostseetypische Bedingungen wie
Windstärke, Wettereinflüsse, Salzgehalt und Temperatur des Wassers
eingeflossen sind. Letztlich wurden so Karten erstellt, aus denen
abgelesen werden kann, wie konzentriert freigesetzte Giftstoffe aus
korrodierter Munition an beliebigen Stellen der Ostsee auftreten
können. Das Rechenmodell soll universell einsetzbar sein, also selbst
in tropischen Gewässern. -rk-

Warum Munition im Meer bisher nicht beachtet wurde

Dass es trotz der globalen Problematik von in Meeren versenkter
Munition bisher kaum Forschung auf diesem Gebiet gab, liegt auch
daran, dass "von der Politik bis hin zum Militär die
unterschiedlichsten Akteure mitreden - und die haben sich bislang oft
entschieden, mit Stillschweigen zu reagieren", so Kirchgeßner in
seinem Beitrag. Doch scheint es utopisch, die gesamte Masse an
verklappter Munition vor den deutschen Nord- und Ostseeküsten zu
bergen. Besonders vor der Nordseeküste hat sich gezeitenbedingt längst
Schlick über der Munition abgelagert. Selbst kontrollierte Sprengungen
haben negative Folgen. Unter Wasser verbrennt der Sprengstoff nämlich
unvollständig, so sich teils fußballgroße Klumpen von TNT am
Meeresboden verteilen. Sind die Metallhülsen erst einmal wegkorrodiert
oder wurden sie gesprengt, lassen sich die freien Sprengstoffe kaum
noch unter Wasser orten. Weitere Informationen: Die Zeitschrift
Helmholtz Perspektiven kann online unter www.helmholtz.de/perspektiven
gelesen oder als Printausgabe kostenlos bestellt werden
(perspektiven@helmholtz.de).

Zu UDEMM: 

https://www.io-warnemuende.de/projekt/137/hymesimm.html

www.helmholtz.de/munition-im-meer. -rk-

Ein Robotersystem macht Munition unter Wasser unschädlich

In dem Beitrag "Explosives Kriegserbe am Meeresgrund" hat Franz Miller
im Fraunhofer-Magazin "weiter.vorn" (3.18, S. 64-65) über das
zeitgleich mit dem voranstehend beschriebenen Projekt UDEMM gestartete
Projekt "RoBEMM" berichtet. Hinter diesem Kürzel verbirgt sich das
"Robotische Unterwasser-Bergungs- und Entsorgungsverfahren inklusive
Technik zur Delaboration von Munition im Meer". Je besser die
Ortungstechnik mit Sonar und Magnetsonden wird, desto mehr Munition
wird längs der Küsten aufgespürt. Viele Sprengmittel lassen sich nicht
mehr bergen. Da sich die Sprengstoffe nach so langer Zeit chemisch
verändert haben können, reicht häufig schon die Druckveränderung aus,
um eine Explosion auszulösen. Oft bleibt nur die Räumung in
gefährlicher Handarbeit durch Taucher von Kampfmittelräumdiensten. Bei
Unterwassersprengungen werden, wie schon erwähnt, Klumpen
unverbrannten Sprengstoffs auf dem Meeresgrund verteilt. Mitunter
werden Minen auch unter Wasser vorsichtig in bekannte Munitionsgebiete
geschleppt, um sie dort weiter zu deponieren.

Das Verfahren RoBEMM soll künftig Tauchereinsätze und Sprengungen
ersetzen. Dazu entwickeln Forscher des Fraunhofer-Instituts für
Chemische Technologie in Pfinztal gemeinsam mit Projektpartnern ein
Verfahren, mit dem Munition direkt am Fundort automatisiert
unschädlich gemacht werden kann. Das System besteht aus einer
schwimmenden Entsorgungsplattform, unter der sich eine
Delaborationseinheit im Wasser befindet. Ein Unterwassertransportgerät
bringt die Munition zu dieser Einheit, wo sie geöffnet, in ihre
Bestandteile zerlegt und unschädlich gemacht wird. Erste Tests mit
RoBEMM sollen schon bald erfolgen.

Das Fraunhofer-Magazin "weiter.vorn" kann kostenlos bezogen werden
(Tel. 089/1205-1301, publikationen@fraunhofer.de).

Risiken für Mensch und Umwelt durch Munition im Meer

Unter dem Titel "Stille Wasser" hat Marion Koch in der Zeitschrift
"forschungsfelder" (2/2018, S. 22-25) über das bis 2019 laufende
EU-Projekt DAIMON berichtet, in dem das Thünen-Institut für
Fischereiökologie in Bremerhaven mit internationalen Partnern
zusammenarbeitet. Bei den bisherigen Untersuchungen wurde bereits
festgestellt, dass Fische ganz unterschiedlich auf die chemischen
Belastungen aus verrotteter Munition reagieren. So wiesen Dorsche aus
belasteten und unbelasteten Gewässern der Ostsee keine gravierenden
Änderungen im Gesundheitszustand auf. Anders die Klieschen, die in
einem flachen Gewässer am Rande eines Sperrgebietes in der Kieler
Bucht gefangen wurden. Dort lagern beträchtliche Mengen an
konventioneller Munition. "Ein Großteil der Klieschen wies
Leberveränderungen auf, wiederum ein Großteil davon waren Tumoren oder
Tumoren im Vorstadium", so Dr. Thomas Lang vom Thünen-Institut. Die
Untersuchungen werden dadurch erschwert, dass sich Sprengstoffe wie
TNT im Wasser oder in Organismen allmählich in oftmals nicht bekannte
Folgeprodukte umwandeln. Ein Projektziel ist denn auch, solche
Folgeprodukte in Fischen analytisch nachzuweisen. Ferner werden im
Labor Toxizitätstests mit Wasserorganismen durchgeführt, um die
Risiken zu bewerten, Grenzwerte festzulegen und so Richtlinien für den
Verbraucherschutz aufzustellen.

Weitere Informationen: 

Die Zeitschrift "forschungsfelder" des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) kann kostenlos bezogen werden bei
Publikationsversand der Bundesregierung, Postfach 48 10 09, 18132
Rostock, Tel. 030/18 272-27 21, Fax: 030/18 10 22-27 21,
publikationen@bundesregierung.de.




Zu DAIMON: https://www.daimonproject.com/

Weitere Informationen: 

https://www.thuenen.de/de/fi/arbeitsbereiche/me eresumwelt/munition-im-meer/ -rk-
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GENTECHNIK/314: Lebensmittelcodes - strategische Versteckspiele ... (SB)




In den USA schreitet die Erosion der Umwelt- und
Verbraucherschutzgesetzgebung unermüdlich voran. Im Dezember 2018 hat
die US-Regierung eine neue Kennzeichnung für gentechnisch veränderte
Produkte beschlossen. Statt "genetically-modified" (GE abgekürzt)
heißt es auf dem Siegel nun "bioengineered" (BE), z. Dt.
"biotechnologisch erzeugt". Das kann bei den Verbraucherinnen und
Verbrauchern leicht zu Verwechslungen führen. Außerdem haben die
Hersteller vier Optionen zur Auswahl, wie sie die Produkte künftig
kennzeichnen dürfen. Beispielsweise gibt es die Möglichkeit, QR-Codes
zu verwenden. Jene schwarz-weiß gemusterten Felder, die auch
hierzulande auf vielen Lebensmittelverpackungen aufgedruckt sind,
müssen mit einer Smartphone-App oder einem Spezialgerät ausgelesen
werden. Wer kein Smartphone besitzt oder nicht das notwendige
Lesegerät zur Verfügung hat, wird also im Zweifelsfall nicht
ermitteln können, ob er ein gentechnisch verändertes Lebensmittel vor
sich hat oder nicht.

Diese Verschleierungsmaßnahme der US-Regierung dürfte damit zu tun
haben, daß in den letzten Jahren in der US-Bevölkerung die Vorbehalte
gegenüber gentechnisch veränderten Lebensmitteln gewachsen sind und
die Menschen beim Einkauf allmählich darauf achten, keine GM-Produkte
zu erwerben. Das ist allerdings alles andere als einfach, denn in den
USA enthält nahezu jedes Lebensmittel im Supermarkt GMO, also
gentechnisch manipulierte Organismen.

Zum Hintergrund: Nachdem 2014 einige US-Bundesstaaten eine
Kennzeichnungspflicht für GMO eingeführt hatten und dadurch ein
Flickenteppich von unterschiedlichen Gentechnikgesetzen innerhalb der
Vereinigten Staaten entstanden war, beauftragte der Kongreß im Juli
2016 das Landwirtschaftsministerium USDA, bundesweit einheitliche
Bestimmungen auszuarbeiten. Diese wurden im Sommer 2018 vorgelegt und
im Dezember vom US-Kongreß abgesegnet [1]. Ab dem 1. Januar 2020
treten die Bestimmungen in Kraft, außer für kleinere
Lebensmittelproduzenten, die bis zum 1. Januar 2021 Zeit haben, sich
darauf einzustellen. Ein weiteres Jahr darauf ist die Kennzeichnung
für alle Produzenten von GM-Lebensmitteln verpflichtend.

Nach dem sogenannten National Bioengineered Food Disclosure Standard
haben die Hersteller die Wahl zwischen vier Möglichkeiten, wie sie
zukünftig ein BE-Produkt kennzeichnen wollen: Durch ein Symbol oder
eine Beschriftung auf der Verpackung, die Angabe einer
Internetadresse, wo weitere Informationen nachgelesen werden können,
oder den erwähnten QR-Code. Die Verbraucherschutzorganisation Center
for Food Safety (CFS) geht davon aus, daß 100 Millionen
US-Bürgerinnen und -Bürger aufgrund schlechter Breitbandverbindungen
oder einfach, weil sie kein Smartphone besitzen, von den
Informationen, die per QR-Code abgerufen werden, ausgeschlossen sind.
CFS-Direktor Andrew Kimbrell sagt dazu: "Die eigene Studie von USDA
ergab, dass QR-Codes jenes Drittel der Amerikaner inhärent
diskriminieren, das kein Smartphone besitzt oder keinen Zugang zum
Internet hat. Das sind vor allem auf dem Land lebende,
einkommenschwache und ältere Menschen." [2]

Hinzu kommt, daß einige Produkte, die mittels gentechnischer
Verfahren hergestellt wurden, von vornherein ausgenommen sind und
nicht gekennzeichnet werden müssen. Das betrifft hochverarbeitete
Zutaten wie Zucker, Öl und Stärke, viele Erzeugnisse, die mittels
neuer Verfahren wie CRISPR und TALEN hergestellt wurden, zahlreiche
Fleisch- und Milchprodukte sowie Tierfutter. Nach Einschätzung der
Environmental Working Group (EWG) müssen in Zukunft 10.000 bzw. rund
ein Sechstel der GMO-Produkte nicht als gentechnisch verändert
gekennzeichnet werden. Darüber hinaus darf laut EWG ein Produkt bis
zu fünf Prozent unbeabsichtigte gentechnisch veränderte Anteile
enthalten, ohne daß es gekennzeichnet werden muß. Zum Vergleich: In
der Europäischen Union liegt die Grenze bei 0,9 Prozent [3].

Die neuen Bestimmungen werden nicht nur von
Nichtregierungsorganisationen wie Food & Water Watch und Institute
for Agriculture and Trade Policy (IATP) kritisiert [4], sondern auch
von großen Lebensmittelkonzernen wie Danone, Mars, Nestlé und
Unilever. Diese haben sich zur Sustainable Food Policy Alliance
(SFPA) zusammengeschlossen und stellen sich in einer Presseerklärung
auf die Seite der Verbraucherinnen und Verbraucher: "Die Sustainable
Food Policy Alliance wird die Bestimmungen noch weiter prüfen. Jedoch
bleiben wir besorgt darüber, daß die Standards hinter den Erwartungen
der Verbraucher und den Praktiken führender Lebensmittelunternehmen
zurückbleiben." [5]

Besonders hinsichtlich Bestimmungen zu den hochverarbeiteten
Inhaltsstoffen ist der Konzernzusammenschluß skeptisch und ermuntert
seine Mitgliedsunternehmen, "starke, proaktive Schritte zu gehen, um
die Erwartungen der Verbraucher an Transparenz zu erfüllen". Andere
Unternehmen der Branche sollen ermutigt werden, das gleiche zu tun.

In der Praxis wird es darauf hinauslaufen, daß ab 2022 lediglich ein
grobgerasteter Flickenteppich durch einen feingerasterten abgelöst
wird. Zum Beispiel kann dann eine Flasche mit Öl aus gentechnisch
veränderter Soja auf vier verschiedene Weisen oder unter Umständen
gar nicht gekennzeichnet sein. Und dank dem Label "bioengineered"
unterscheidet sich diese Sojaölflasche womöglich nicht besonders
deutlich von einer aus "biological", also biologischem Anbau.

Wundert es angesichts solcher Verschleierung des umstrittenen
Gentechnikanbaus noch, daß der amerikanische Bauernverband American
Farm Bureau Federation, der über sechs Millionen Mitglieder hat und
gegen die Kennzeichnungspflicht war, die neuen Bestimmungen begrüßt?
Dessen Präsident, Zippy Duvall, lobte Landwirtschaftsminister Sonny
Perdue und seinen Staatssekretär Greg Ibach für ihre Arbeit und
kommentierte das Gesetz mit den Worten: "Es schafft Klarheit auf dem
Markt, damit die Verbraucher fundierte Entscheidungen über die für
sie wichtigen Themen treffen können, und schützt die Innovation, die
für die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft entscheidend ist." [6]

Die US-Regierung ist freundlich gegenüber der Agrarindustrie, was
sich naturgemäß gegen das Interesse der Menschen richtet, die -
eigentlich selbstverständlich - keine agrarindustriellen, potentiell
gesundheitsschädigenden Lebensmittel essen wollen. Bei dem neuen
US-Gesetz könnte man jedenfalls besser von einer Unkenntlichmachung
der GM-Produkte denn ihrer Kennzeichnung sprechen.


Fußnoten:

[1] https://www.usda.gov/media/press-releases/2018/12/20/establishing-national-bioengineered-food-disclosure-standard

[2] https://www.centerforfoodsafety.org/press-releases/5487/long-awaited-final-regulations-for-gmo-food-labeling-leave-millions-of-americans-in-the-dark

[3] https://www.ewg.org/agmag/2018/06/ewg-analysis-loophole-could-exempt-10000-gmo-foods-disclosure-law

[4] https://www.iatp.org/documents/usdas-gmo-disclosure-rule-designed-cover-up

[5] https://foodpolicyalliance.org/news/national-bioengineered-food-disclosure-standard/

[6] https://www.fb.org/newsroom/farm-bureau-statement-on-usda-bioengineered-food-disclosure-standard
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DEBATTE/020: Für die Symbiose von Ökolandbau und Wasserversorgung (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1138 vom 11. Dez. 2018, 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Für die Symbiose von Ökolandbau und Wasserversorgung



In einem lesenswerten Interview in der Printausgabe der Stuttgarter
Zeitung vom 04.10.18 haben Biolandwirte in Baden-Württemberg Klage
über die zögerliche Unterstützung des Biolandbaus durch die
Stuttgarter Landesregierung geführt - siehe:
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.oekobauern-kritisieren-regierung-die-gruenen-haben-uns-im-stich-gelassen.adc92d6b-502f-4182-a32b-6062fc95b72c.html?reduced=true

In dem Interview werden auch die Synergien zwischen Grundwasserschutz
und Wasserversorgung einerseits und Biolandbau andererseits
angesprochen:

"Zum Beispiel haben wir die Idee, den Grundwasserschutz durch mehr
Ökolandbau voranzubringen. Aber politisch wurde das nicht
aufgegriffen."

Die in dieser Idee liegenden Potenziale werden auch unseres Erachtens
weder in Ba.-Wü. noch in den anderen Bundesländern bei Weitem nicht
ausreichend genutzt. Die mangelnde Initiative zur Ausschöpfung der
Synergien von Ökolandbau und Grundwasserschutz ist aus folgenden
Gründen verwunderlich:

Der Bundesverband der deutschen Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW)
spricht sich aus Gründen des Grundwasserschutzes seit zwei Jahren für
eine "Agrarwende" und eine massive Unterstützung des Biolandbaus an.
Und mehrere Wasserversorger unterstützen bereits aktiv den Biolandbau
in ihren Grundwassereinzugsgebieten.

Trinkwasser ist, soweit es nicht chemisch aufbereitet werden muss, ein
naturbelassenes "Bioprodukt" und hat in vielen Fällen eine lokale oder
regionale Herkunft. Trinkwasser entspricht damit dem Motto des
Badischen Landwirtschaftlichen Hauptverbandes (BLHV): "Regional isch
optimal!" Insofern sind Trinkwasserversorger und Ökolandwirte nicht
nur nach unserer Ansicht geborene Verbündete. Wasserversorger sind
dazu prädestiniert, ihren Kunden zu erklären, dass man mit dem Kauf
von Bioprodukten mit regionaler Herkunft auch einen Beitrag leistet,
damit Trinkwasser ein regionales "Bioprodukt" bleibt. Mit Schreiben
vom 5. Okt. 2018 hatten wir uns deshalb an den baden-württembergischen
Umweltminister, Franz Untersteller (Grüne), und an den
Landwirtschaftsminister, Peter Hauk (CDU) gewandt, um bei den beiden
Ministern für wasserwirtschafliche Ökolandbau-Initiative zu werben. In
unserem Schreiben an Minister Hauk heißt es u.a.:

"Wir würden uns freuen, wenn das baden-württembergische
 Landwirtschaftsministerium in Zusammenarbeit mit dem
 Umweltministerium dazu beitragen könnte, dass dieser Trumpf stärker
 ausgespielt wird. Sie und Franz Untersteller könnten dafür werben,
 dass noch zögerliche Wasserversorger sich aktiv für den Biolandbau
 engagieren.

 Zurückhaltend sind viele Wasserversorger noch deshalb, weil sie
 fürchten, dass sie mit einem Engagement für den Biolandbau die
 konventionellen Landwirte vor den Kopf stoßen könnten. Die
 Zurückhaltung rührt auch daher, weil manche Wasserversorger die
 Besorgnis haben, dass auch Biolandwirte die Grundwassergüte
 beeinträchtigen könnten. Die Befürchtung wird mit dem
 Leguminosenanbau und dem Kupfereinsatz im Biolandbau begründet. Und
 manchmal ist es auch so, dass die Wasserversorger zwar gerne die
 Synergien zwischen Trinkwasserversorgung und Biolandbau nutzen
 würden, aber sie sind sich nicht sicher, dafür auch die
 Unterstützung ihrer politischen Gremien zu bekommen.

 Die erste Sorge kann man ausräumen, wenn man mit diplomatischem
 Fingerspitzengefühl argumentiert. Ausweislich der
 landwirtschaftlichen Fachpresse sind die Befürchtungen einer
 unkontrollierbaren N-Freisetzung durch das Unterpflügen von
 Leguminosen in der Regel gegenstandslos. Und Kupfer wird im
 Ökolandbau sehr viel zurückhaltender eingesetzt als im
 konventionellen Landbau. Zudem zeichnet sich ab, dass sukzessive auf
 Kupfer verzichtet werden kann, wenn mikrobielle Antagonisten zu
 Pilzschädlingen zur Praxisreife optimiert werden können. Eine
 Blockadehaltung der politischen Gremien könnte aufgeweicht werden,
 wenn Sie und Franz Untersteller sich für mehr Grundwasserschutz
 durch mehr Ökolandbau gemeinsam ins Zeug legen würden ..."
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TOUR/7393: Mönchengladbach - Mönchs-Spaziergang "Von Mönchen, Sagen und Legenden" am 23.01.2019


Stadt Mönchengladbach

Mönchs-Spaziergang: "Von Mönchen, Sagen und Legenden"



Auch im neuen Jahr ist der geheimnisvolle Mönch wieder unterwegs.
Heute (Mittwoch, 2. Januar) und am Mittwoch, 23. Januar (jeweils 17
Uhr) führt er bei dem von der MGMG angebotenen Mönchs-Spaziergang,
einer beliebten Geschichtsstunde der ganz besonderen Art, durch die
abendliche Altstadt und erzählt dabei von Sagen und Legenden.
Treffpunkt für den etwa 1,5-stündigen Spaziergang ist der Parkplatz am
Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.2019
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TOUR/7392: Mönchengladbach - Winterwanderung zu den Krickenbecker Seen am 20.01.2019


Stadt Mönchengladbach

Winterwanderung zu den Krickenbecker Seen



Nach den Feiertagen führt diese Wanderung der VHS im "neuen Jahr" zu
den Krickenbecker Seen. Mit der Eurobahn fahren die Teilnehmer am
Sonntag, 20. Januar, ab 9.10 Uhr von Mönchengladbach nach
Kaldenkirchen (Nettetal). Durch Felder, in nordöstlicher Richtung,
wandern sie durch den kleinen Ort Busch und erreichen den De-Wittsee
und das neu angelegte Rohrdommelprojekt der Biologischen Station
Krickenbeck. Von den Krickenbecker Seen wandern die Teilnehmer durch
die Honschaften Hombergen und Sassenfeld zurück nach Kaldenkirchen.

Die Rückkehr ist für ca. 18 Uhr angedacht, kann aber variieren. Die
Wanderstrecke beträgt ca. 15 km.

Es ist keine Anmeldung erforderlich.

Entgelt: 5 Euro.

Information: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 
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